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&ie Finanzverhältnissedes Großherzogthums Meck-
lenbnrg-Schwerin stehenmit seinen politischen,wirth-
schaftlichenund Cnltnr-Zuständenim innigstenZusammen-
hang, und ohne Kenntniß der elfterenist die Natur und
das WesendiesesFeudalstaatsschlechterdingsunverständlich
und unbegreiflich. Im Allgemeinenaber sind sowohlim
übrigenDeutschlandals in MecklenburgselbstunsereFinanz-
Verhältnisseentwedergar nicht oder nur höchstmangelhaft
bekannt. In auswärtigensinanzwissenschaftlichenund stati-
stischenSchriften werden unsere finanziellenEinrichtungen
entwedergar nicht berücksichtigt,oder, wenn einigedürftige
Notizendarüber gegebenwerden, meistenteils falschauf¬
gefaßt. Es wird z. B. geschriebenund geredetvon nnse-
remStaatsbudget, unsererStaatscasse, unserenStaats-
telegraphen, unserer Staatseisenbahn, der Civilliste
unseres Großherzogs, während alles dies hier gar nicht
existirt, und es hier nur ein landesherrliches Budget,
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eine landesherrliche Kasse, landesherrliche Tele-
graphen, eine landesherrliche Eisenbahn gibt, eine
großherzoglicheCivillisteaber überall nicht vorhandenist.
Daß neben der landesherrlichenKasseund dem landes-
herrlichen Etat wesentlichdavon verschiedeneständische
und landesherrlich-ständischeKassen und Etats sich be-
finden, wird meistensnicht berücksichtigtoder falsch ver-
standen. Selbst gebildeteMecklenburgerhalten die groß-
herzoglicheChatonlleund das großherzoglicheHausgut für
privatives Vermögendes Großherzogs,über welchesihm
im Gegensatzzu der großherzoglichenRenterei und den
Domainen die freie Dispositionzusteht, und wissennicht,
daß die trotzder Wiederherstellungder altlandständischenVer-
fassungbeibehalteneTrennung des mit der constitutionellen
VerfassungeingeführtenHausguts von den übrigenDomai-
nen eine rein formale ist und daß der Großherzogüber
die Einnahmenaus den gesammteuDomainen, sowieüber-
Haupt über alle landesherrlichenEinnahmennach seinem
freiestenErmessenverfügt.

Diese Unkenntnißunserer finanzwirthschaftlichenVer-

Hältnisseerklärt sichnamentlichdaraus, daß für denNicht-
mecklenburgerunsere mittelalterlichenZustände überhaupt
schwerverständlichsind, daß das Studium unsererverWickel-

ten und nur im geschichtlichenWege zu erklärendenFinanz-
Verhältnissesehr schwierigund zeitraubendund durchlitera-

rischeHülssmittelwenigerleichtertund daß endlichüberunsere
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Finanzen ein schwerzu lüftenderSchleierdes Geheimnisses
ausgebreitet ist, wie dies die Natur unsererpatrimonial-
staatlichenZuständemit sichbringt. Dazu kommt,daß der
Sinn und die Neigungfür das Studium der Volkswirth-
schaft,als deren Theil die Fiuauzwirthschastaufzufassenist,
sich bei uns auf einen sehr kleinenKreis beschränkt,und
von oben nicht gewecktwird und auch nicht gewecktwer-
den darf, weil man sichin jedemNationalöconomeneinen
Gegner unsereswirtschaftlichenSystems auferziehenwürde.
Das volkswirtschaftlicheStudium führt zu keinerAnstel-
luug im Staats- oder Gemeinde-Dienst,und sind daher
begreiflichsehr Wenige im Stande, ihre Hanptthätigkeit
demselbenzuzuwenden. Die einträglichenVerwaltungs-
stellen, sogar die höchsten,werden hier fast ausschließlich
mit Fachjuristeubesetzt. Ein „tüchtigerJurist" gilt bei
uns für das non plus ultra aller Weisheit, und eignet
sichnach altmecklenburgischerAnschauungfür alles, fogarfür
die schwierigsten,ihm völligunbekanntenBerwaltungssächer.

Der Verfasserdieser, eine eingehendeDarlegung der
Mecklenburg- fchwerinschenFinanzverhältnisseenthaltenden
Schrift hofft nun durchdieselbedazu mitzuwirken,daß das
Studium unsererFinanzverhältnisseangeregtund erleichtert
und für dieselbenein allgemeineresInteresse und Verständ-
niß erwecktwerde. Dann wird sich auch die in dieser
Schrift vertheidigteAnsichtBahn brechen, daß im Inte-
resse des Landes eine gründlicheReform unserer Finanz-
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Verhältnissesich vernothwendigtund daß ohne eine solche

der dochjetztglücklicherWeiseschonziemlichallgemeinals

nothwendigerkannte UeberganganS der Feudalwirthschaft

zur wirthschaftlichenFreiheit unmöglichist.

Rostock, den 23. April 1866.

Moritz Wiggers.



KurzeCharakteristikder mecklenburgischen
FinanMrhaltnijse.

Die Finanzverhältnissedes GroßherzogthumsMecklenburg-
SchwerinzeichnensichdurchmehrfachecharakteristischeEigenthüm-
lichkeitenauö. Der Landesherrverfügt über die Einnahmen
aus seinenDomainen,Regalienund Steuern ganz unumschränkt
und ohnealle ständischeKontrole. Demselbenliegt nur die all-
gemeineVerpflichtungob, mit diesenAuskünftendie Kostendes
Landesregimentszu bestreiten. Niemand kann darüber Rechen-
schaftvon ihm verlangen, in welcherArt und Weise er diese
Verpflichtungerfüllt. Der Landesherrhat keinaus der Landes-
HoheitentspringendesBesteuerungsrecht,und dieStaatsangehörigen
haben keineaus der StaatsangehörigkeitbasirendeSteuerpflicht.
Die prineipale Verpflichtungzur Bestreitung der Kosten der
Regierung und Verwaltung liegt vielmehrdem Landesherr»ob,
und nur subsidiär haben dazu die Stände und die »Unter-
thanen" insoweit beizutragen,als ersteresich dazu Vertrags-
mäßig verpflichtethaben. Der Landesherrwird als Eigenthümer
des Domaniums betrachtetund vertritt als Grundbesitzerdie
Interessen des Domaniums. Deshalb steht ihm, freilich im
Widerspruchmit dem Artikel13 der Bundesaete, das unein-
geschränkteGesetzgebung-und Besteuerungsrechtüber die Be-
wohner des Domaniums zu. Die Ritterschaftund die Städte

1
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vertretennur ihre eigenenRechteund Interessen. Die Besitzer
landstandschaftlicherGüter sind als solchedie Vertreter ihrer
Hintersassen,die Bürgermeisterin den Städten krast ihres
obrigkeitlichenAmtes Vertreterder Commune. Die Angehörigen
beiderLandestheilewerdendaher durchSteuerverträgeihrer ge-
schlichenVormündermit dem Landesherrnmitverpflichtet.Nur
in den Städten Rostock und Wismar bedürfensolcheVerträge
der Zustimmungder bürgerschaftlichenVertretungen.

Die vertragsmäßigenSteuern bestimmensich nicht nach
dem jeweiligenBedarf und Leistungsvermögen,sondernsind un-
veränderlicheAversionalsummen, mit welchensichdieständischen
Corporaiionenein für allemal wegen der an sie im Laufeder
Zeit gestelltenForderungenabgekaufthaben.

Ein Etat überdie landesherrlichenEinnahmenund Ausgaben
wird nicht zur öffentlichenKenntnißgebracht. Die steuerzahlen-
den .Unterthanen"werdenin absoluterUnkenntnis;überdieHöhe

„ der von ihnen aufgebrachtenSteuern und sonstigerlandesherrlichen
Auskünfteund über die Verwendungderselbengelassen.

Diese wirtschaftlichenAnomaliensind in neuererund neue-
ster Zeit theilweisemodificirt,aber dem Kern und Wesennach
nochimmer dieselben,wie sie vor Alters bestandenhaben. Ein
kurzergeschichtlicherRückblickwird darthun,wie solche,mit allen
rationellenStaatswirthschaftsgrundsätzenim Widerspruchstehende
Einrichtungensich bis auf den heutigenTag haben conferviren
können.



GeschichtlicheEntunckelungdermecklenburgischen
Finanzverhältnisse.

». Die Zeit vor dem Erbvergleich 1755.

Ursprünglichhatte der Landesherr,soweit es sich nicht um
lehnsherrlicheLeistungenhandelte,die KostendesLandesregiments

allein zu bestreiten,und zwar mit seinenEinkünftenaus den
Domainen, Regalien und Zollen. Dieselbenwaren auch hin-
reichend,um die aus der LandeshoheitentspringendenVerpflich-
tungen, welchesichauf den äußern Schutzbeschränkten,während
die einzelnenPatrimonialherrschaftensichinnerhalbihresGebietes
selbstregierten,zu erfüllen. Erst im fünfzehntenJahrhundert
vergrößertensich,namentlichin Folge derEinführungdes stehen-
den Heeresund der Zunahmeder für Neichszweckeerforderlichen
Mittel, die Bedürfnissedes landesherrlichenRegiments. Der
landesherrlicheGrundbesitzwar aber von Anfang an so beträcht-
lich und erweitertesich später durchEinziehungder Kirchengüter
in dem Maße, daß, mit Ausnahmeder Reichs-undKreissteuern,
zu derenZahlung die Stände durch die Neichsgesetzeverpflichtet
wurden,keineweiterenSteuern sichvernothwendigten.Allmählig
aber reichtenbei den entwickeltenVerhältnissenund bei der
größerenKostspieligkeitdes Regiments die landesherrlichenEin-
künftezur DeckungderKostendesselbennichtmehr aus, und die

1*
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landesherrlichenFinanzenwurdenmit Schuldenüberladen.Wenn
nun die Roth am höchstenwar, dann wandtensich die Fürsten
an die Stände mit der Bitte um außerordentlicheGeldhülfen.
Die Stände, von deren freiem Willen die Bewilligungder er-
betenenGeldhülfenabhing, wußten dann die Verlegenheitender
Fürsten zu ihren Gunstenauszubeuten. In anscheinenderGroß-
muth gewährtensie die erbeteneHülfe, dagegenaber erpreßten
sie von dem Landesherrnpolitischeund materiellePrivilegien,
welchereichenGewinn abwarfen. Die Bewilligungvon Steuern
in solchenaußerordentlichenFällen war überdiesden Rittern um
so leichtergemacht,als sie selbststeuerfreiwaren,und dieSteuern
nicht aus eigenen, sondern aus fremden Taschen bewilligten,
währendsie die Gegenleistungenzu ihrem ausschließlichenNutzen
verwendeten. Im I. 1572 eroberte der Adel, indem er die
Zahlung der Schulden des Fürsten im Betrage von viermal-
hunderttausend Gulden durch Bewilligung einer Steuer
demBürger- und Bauerstande aufbürdete,die reichenLandes-
klöstermit einem Areal von acht Ouadratmeilenund einem
Werthevon ebenso vielenMillionen, deren Einkünfteer wider
den Inhalt der Stiftungsurkundebis auf den heutigenTag fast
ausschließlichfür sichund feineFamilienverwandthat*). Den
Artikel16 derReversalenvon 1621, welcherden ritterschaftlichen
Bauern die Berufung auf die Verjährung zum Beweise der
Dinglichkeitund Erblichkeitdes Rechtesan ihren Hufen entzog
und zu fast völligerVernichtungdes ritterfchastlichenBauern-
standesgeführthat, jenenAct schreiender Ungerechtigkeit,
wie das ministerielleOrgan, der „NorddeutscheKorrespondent",
ihn bezeichnet,hat der Adel dadurchvon dem Fürsteftbewilligt
erhalten,daß erstereres genehmigte,daß dieOpferjenesArtikels,die
Bauern, in Gemeinschaftmit den Bürgern zur Zahlung von

*) Julius Wiggers und Moritz Wiggers, Geschichte der drei
Mecklenburgischen Landesklöster Dobbertin, Malchow und Ribnitz,
erste Hälfte, Rostock, 1848.



zehnmalhunderttau send Gulden ZwecksDeckungderlandes-
herrlichenSchuldenherangezogenwurden.*)

b. Der Erbvergleich von 1755 und die ordentliche
Eontributi o».

Erst im Erbvergleichvon 1755 übernahmendie Stände
die Verpflichtungzur regelmäßigenAufbringungeines jährlichen
Steuerquantums,welchesals ständischerBeitrag zu „Garnisons-,
Fortisications-und Legationskosten,zu Reichs-,Kreis- und De-
putationstagen,auchKammerzielern"ein für allemalgültig sein
und niemals erhöhtwerdensollte. Dieser Erbvergleichund eine
spätereVereinbarungvon 1809 ist die verfassungsmäßigeGrund-
läge unseres gegenwärtigenSteuerwesens. Dem Erbvergleiche
gemäßsind die von denStänden und den von ihnen vertretenen
Hintersassenund Bewohnernder Städte, zu denStaatslasten zu
leistendenBeiträge im Vertragswegefür ewigeZeitenunwandel-
bar festgestelltworden. Ueber„außerordentlicheNotwendigkeiten,
welchedas Beste und das Wohl deZganzenLandes betreffen',
soll mit den Ständen jedesmalbesondereVereinbarunggetroffen
werden.

Die der Ritterschaft durch den Erbvergleichauferlegte
ordentliche Eontribution ward auf ihre eatastrirtenHufen
gelegt, erstrecktesich indeß nur auf die eine Hälfte derselben,
indem angenommenward, daß die Hälfte des ritterschaftlichen
Grundbesitzeseingezogenes steuerpflichtiges Bauerngut
sei. Die andereHälfte ward aber als die eigentlicheNitterhufe
.gegen Leistung der in alten Lehn- und Allodialbriesenvorbe-
haltenenRitter- und Mannendienste"auf ewigeZeiten contribu-
tionsfrei, und die Ritterschaftfür einennachwie vor immunen
Stand erklärt. Im Jahre 1809 ward auch die andereHälfte

*) Vergl. Moritz Wiggers, der Nernichtungskampf wider die Bau-
ern in Mecklenburg. Zur Geschichte des Junkerthums in Deutschland und
zum Verständniß seiner Politik. Leipzig, 18(54.



der Hufen mit einer unveränderlichenGrundsteuerbelegt, wo-
gegen aber die Ritterschaft von den aus dem Lehnsnexus
entsprungenenund im Erbvergleichvorbehaltenenpersönlichen
Leistungen(servitia militaria) befreietward. Diese Hufensteuer
ist aber in der That, da sie den Characterder UnVeränderlichkeit
hat und nicht als ein Surrogat einer andern Steuer, sondern
als ein mehr als ausreichendesAequivalentfür die Einziehung
der Bauerngüterund die Aufhebungder persönlichenLeistungen
anzusehenist, keineeigentlicheSteuer, sondernnichtsweiterals
eine auf demGute ruhendeReallast. Die erbvergleichsmäßige
Hufensteuerhatte auch für die Ritterschaftden Vortheil, daß
nicht allein sie selbst, sondernauch ihre Hintersassenvon allen
weiterendireetenBeiträgen zu den Staatslasten verschontblieben.
Nur die außerhalb der Hufen in den Gütern und Dörfern
wohnenden„freien Leute" wurden durch den Erbvergleichzur
Zahlung der N ebensten er, einer reinen Kopf- und Personal-
steuer,verpflichtet.Die Ritterschaftwußte demnachihre Steuer-
freiheitzu behaupten,nur in Bezug auf die Reichs-und Kreis-
steuer, die Prinzessinsteuer,die sogen.Landesanlagenfür allge-
meineLandes-oderständischeZweckeund die spätere„außerordent-
liche Contribution" fanden Ausnahmen statt. Jndeß war der
Modus derAufbringungderersterwähntenSteuern und derLandes-
anlagen für die Ritterschaftsehr vorteilhaft. Denn jenen lag
das System der Terzquoten zum Grunde, welchesauf der
Ansicht beruht, daß die drei politischenTheile des Landes—
Domanium, Ritterschaftund Städte — zu ganz gleichenLei-
stungen verbunden,und die Verschiedenheitenihrer Steuerkraft
also nicht zu berücksichtigenseien, ein System, nach welchem
früher auchdie Aufbringungenzum Zweckder Amortisationund
Verzinsungder übernommenenSchulden zu beschaffenwaren.
Mittelbar wurde früher die Ritterschaftfreilichdurch die erbver-
gleichsmäßigenindirectenAbgabender Städte getroffen,indemsie
vor der Zeit der Chausseenund Eisenbahnenihre Eonsum-
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tionsbedürfnisse nicht wohl anders als aus den Städten des

Landes beziehen konnte.

Die durch den Erbvergleich für die Städte eingeführte

Contribution besteht theils in directen theils in indirecten

Steuern. Erstere sind Steuern von Häusern und Ländereien,

vom Vieh und vom Erwerbe. Letztere sind Schlacht- und Mahl- '

steuern und die sogen. Handelssteuer, welche von dem Werthe

der von den Kaufleuten in die Städte gebrachten Waaren ge-

leistet wurde.
Die ordentliche Contribution im Domanium ist eine

Hufensteuer der Pächter, Erbzinsleute und Bauern und eine

Nebensteuer oder Kopfsteuer, welche von den nicht die Hufen- V

steuer zahlenden Bewohnern des Domaniums zu entrichten ist.

Der Contributionsmodus der Seestadt Rostock wurde durch

die Verträge von 1748, 1788 und 1827 regulirt, nach welchen

dieselbe von allen directen Steuern frei ist, dagegen der Landes-

Herrschaft die Accise auf ein- und ausgehende Waaren und

Getreide und auf Mahlwerk und Schlachtvieh zur eigenen Er-

Hebung überlassen ward. Die früher schwedischeStadt Wis¬

mar hatte statt der ordentlichen Contribution eine im directen

Wege zu erhebende Bauschsumme aufzubringen, außerdem ward

der Schissfahrtsverkchr einem Zoll unter dem Namen Licent

zum Vortheil der großherzoglichen Kasse unterworfen.

o. Der Convocationstag von 1808 und die außer-

ordentliche Contribution.

Dies auf der patrimonialständischen Zerrissenheit des Landes

basirte Finanz- und Steuerwesen war nahe daran im I. 1808

über den Haufen zu fallen und einem rationellen, auf der allge-

meinen und gleichmäßigen Steuerpflicht des Landes ruhenden

Budgetsysteme Platz zu machen. Der Landesherr erklärte dem

damals berufenenen Convocationstage, daß ihm durch die völlige

Auflösung des deutschen Neichsverbandes und durch seinen Ein¬
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tritt in den Rheinbund die volle Souveränität überkommen sei,
daß er demgemäß beabsichtige, zum Zwecke der Herstellung
einer staatlichen Einheit alle Verschiedenheiten der
Verfassung, Vorrechte und Gesetze aufzuheben und dem
Lande einerlei Verfassung zu geben, und daß wegendes in
der Souveränität liegenden landesherrlichen Besteuerungsrechtes die
Stände und Unterthanen verpflichtet wären, „nach einer durch-
stehenden Regel alle Lasten und Ausgaben, welche entweder die
zur Sicherung und zur Existenz des Staates eingegangenen
äußeren Verbindungen, oder die Führung der inneren Staats-
Verwaltung erheischen, durch völlig hinreichende, auch richtig und
gleichmäßig vertheilte Beiträge und Abgaben zu tragen und auf-
zubringen/ „Höchstdieselben sind aber auch entschlossen,Ihren
getreuen Ständen über das Erforderniß und die bestimmte Ver-
Wendung obgezeichneter Abgaben die gehörige Auskunft und Nach-
Weisung in dem Maaße geben zu lassen, daß die Ausgabe nach
zu entwerfenden Etats bestimmt wird, die so lange zur unver-
änderten Grundlage dienen, bis ihre Unzulänglichkeit durch eine
weitere verlangte Nevidirung erwiesen ist, weshalb denn auch die
Verzeichnisseund Abgaben, sowie die sormirten Etats, den stän-
dischen Deputirten vorgelegt werden sollen.' Die Landschaft
opponirte zwar der vorgeschlagenen Verfassungsreform, aber der
landesherrlichen Auffassung über die finanzielle Reform schloß
sie sich in einer, von tiefem staatswirthschastlichen Verständniß
der Grundübel des mecklenburgischenFinanz- und Steuerwesens
zeugenden Erklärung vom 1. October 1808 an. In schlagen-
der Weise hob sie hervor, daß nichts einfacher und rechtlicher sei,
als die Vereinigung aller Staatseinkünfte zu einem großen End-
zweck, nämlich zu dem der Administration des Ganzen und zur
beständigen Erhaltung der Staatsmaschine. Durch Gleichheit und
Verhältnißmäßigkeit in der Besteuerung würden alle Staats-
bürger nach dem Verhältnisse ihrer Kräfte und des Schutzes,
welchen ihnen der Staat gewährt, zur Erreichung dieses End-
Zweckes beitragen, vermehrte Kosten würden alle Contribuenten
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stets in gleichem Maaße treffen, sowie die verminderten Bedürf¬
nisse die Last eines jeden verhältnismäßig erleichtern. Eine solche
Einrichtung zeichne sich nicht blos durch die Einfachheit aus,
sondern sei auch allein im Stande, den großen Erfordernissen
des Staates für alle Zeiten zu genügen. Denn wie groß auch
immer die Summe sei, welche die Ritterschaft auf eine ewig
feststehende Zahl von Hufen zu legen beabsichtige und durch
welchesie ihre Verbindlichkeitper aversionem gleichsamabzukaufen
gedenke, wie hoch auch immer der Ertrag der Accise sich be-
lausen und wie groß die Hoffnung auf deren Vermehrung sein
möge, so bleibe alles dies doch immer ungewiß und nur die
Zukunft könne über die Zulänglichkeit und Nichtigkeit blos auf
Conjecturen beruhender Berechnung entscheiden. Der Erbver-
gleich habe in Bezug auf die Ordnung des Steuerwesens einen
doppelten Nechnungsfehler begangen und weder das künftige
Steigen noch die mögliche Vermehrung der Staatsbedürfnifse be-
rechnet. Man solle nun nicht sofort wieder in denselben Fehler
verfallen und statt der zusammengefallenen Grundlage eine bereits
verbrauchte substituiren. Besser scheine es, die Bedürfnisse des
Staats ohne Aversion zu übernehmen, sie durch die solide
Einrichtung einer auf verhältnißmäßigen Beiträgen aller Theile
fnndirten Kasse zu deckenund nur die Art der dieser Kasse zur
Last fallenden Bedürfnisse durch Fürstenwort und Grundgesetze
in die gehörigen Grenzen einzuschließen. Dürfe man dies vor-
aussetzen, so sei es billig, für die wachsenden Bedürfnisse durch
wachsendeEinnahmen zu sorgen; allein auch eben so großen Ein-
fluß müßten verminderte Bedürfnisse auf die Verminderung der
Abgaben äußern. Die Natur dieser Bedürfnisse lasse keine Art
von Aversion so wenig überhaupt, als besonders für einen con-
tribuirenden Theil zu. Die unvermeidliche und vorher nicht zu
berechnendeVermehrung der Bedürfnisse würde, sowie der eine
Theil sich seiner Verbindlichkeit durch den Aversionshandel ent-
ledigt habe, unvermeidlich den andern, und für den vorliegenden
Fall überdies noch den bedrückten Theil treffen müssen; und wo
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bliebe da das in den höchsten Propositionen verkündigte Princip

der Einheit und Verhältnißmäßigkeit? Endlich habe diese ganze

Einrichtung noch einen Nebenzweck. Bisher habe Eintracht

zwischen beiden Ständen und gemeinsames Wirken zu einem

großen Zwecke nur zu den wünschenswerthen Dingen gehört.

Anders würde dies bei der künftigen Einrichtung einer allgemei-

nen Staatskasse werden. Die gemeinsame Staatskasse würde

das sichersteZeichen der schon vorher unter ihnen stattgefundenen

gemeinschaftlichen Interessen, und gleichsam der Generalnenner

sein, unter welche der Rechner zwei Brüche bringe, um sie zu-

sammenzusügen. Ein gemeinschaftlichesBand würde künftig beide
Stände umschlingen; die Ritterschaft würde sich den Flor der
Städte eben so sehr alö die Landschaft den Flor des Ackerbaues

und der Landgüter zu Herzen nehmen, und jedes Interesse des

Einzelnen würde vor dem großem Endzwecke, dem Wohle des

Gcmzxn, zurückstehenmüssen.*)
Da mau ein allgemeines Budgetsystem und folgerichtig eine

allgemeine Steuerpflicht einführen wollte, so hätte man auch das

Verhältniß der Domamen, auf welchen die principale Verpflich-

tun g zur Tragung der Staatskosten ruht, zu den beabsichtigten

neuen Einrichtungen berücksichtigenmüssen. Aber weder in den

herzoglichen Propositionen, noch in der landschaftlichen Er-
klärung ward dies Verhältniß berührt. Trotzdem wäre die

Einführung der beabsichtigten Finanz- und Steuerreform ein

großartiger Fortschritt in unserem staatlichen und wirthschast-

liehen Leben gewesen. Der einheitlichen Finanz- und Steuer-

Verfassung hätte sich auch das Domanium einordnen müssen.

Der Feudalftaat^und seine verschiedenenCorporationen und Herr-

schaften wären mit einer solchen Reform unvereinbar gewesen,

und hätten allmählig dem konstitutionellen Staat weichen müssen.

Das aber gerade war es, was die Ritterschaft bestimmte, mit

*) (Presch), Heber die Grundnbcl des Mecklenburgischen Steuerwesens,

Rostock, 1860. S. 46.



11

aller Kraft die herzoglichen Propositionen zu bekämpfen, und
einer Maßregel entgegen zu wirken, welche den Todeskeim ihrer

politischen und materiellen Sonderrechte in sich barg. Wiederum

war es die, vornämlich durch die großen Kriegsabgaben herbei-

geführte Zerrüttung der landesherrlichen Finanzen, welche der

Ritterschaft den Sieg über den mit der Landschaft vereinigten

Fürsten verschaffte. Die privativen Schulden des Landesherrn

wurden als gemeinsame Landesschulden von den Ständen über-

nommen und die Landesherrschaft verzichtete dagegen auf die
Reform der alten Finanz- und Steuerverfassung.

Zur Abtragung und Verzinsung der übernommenen gemein-

samen Schulden, welche sich im Ganzen auf fast 8 Millionen

Thaler N. % oder mehr als 9 Millionen Thaler Courant be-

liefen, ward eine unter Mitverwaltung und Controle der Stände

stehende Landes-Recepturkasse errichtet, welche ihre Aufgabe

in 30 Jahren erfüllen sollte. Die jährlichen Bedürfnisse der-

selben wurden zu 300000 Thaler N. % veranschlagt und sollten

durch eine alle Einwohner des Landes ergreifende directe Steuer,

die sogen, außerordentliche Kontribution, ein Gemisch

von Grund-, Personal-, Handels-, Gewerbe-, Zinsen-, Einkommen-,
Mieths- und Kopf-Steuer, eine Stempelsteuer und Collate-
ralerbsteuer und einen schon im I. 1820 wieder aufgehobenen
Ausfuhr-Jmpoft gedecktwerden. Später kam noch hinzu die
von fremden Handlnngsreisenden zu entrichtende sogen. Proben-
reutersteuer, welche in den von der Reeepturkasfe verwalteten

sogen, städtischen Jndnstriefond fließt, und der Branntwein-

impost, welcher bei der neuesten Steuerreform wieder in Weg-
fall gekommen ist. Die neuen Lasten, welche durch die Kriegs-
drangsale der Jahre 1810 bis 1815 auf das Land gehäuft
wurden, waren so bedeutend, daß sowohl die Kapitalabtragungen
als Zinszahlungen mehrere Jahre sistirt werden mußten. Die
Sistirung des Schuldenabtrages dauerte sogar bis 1817. Die
von Frankreich gezahlten Entschädigungsgelder wurden zwar
zur rascheren Abtragung der Schulden verwandt, allein der ur¬
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sprüngliche Zweck der Necepturkasse konnte innerhalb des fest-
gesehen 30 jährigen Zeitraums nicht erfüllt werden, weil mancher-
lei neue Verpflichtungen auf dieselbe gegründet wurden. Die
Landeshülfen zu den Chaussee- und Wasserbauten, welche sich auf
mehrere Millionen belaufen haben, und die Abtragung und Ver-
zinsung der für die Berlin-Hamburger Eisenbahn aufgenommenen
Anleihe von 3750000 Mk. Bco. oder 1875000 Thaler Pr. Crt.
wurde in späterer Zeit auf jene Kasse sundirt. In neuester Zeit
hat ihr die Ausführung des Grenzzollprojectes und der Fried-
rich-Franz-Bahn nicht unbeträchtliche Lasten aufgebürdet. Die
Verpflichtungen der Necepturkasse sind jetzt nicht mehr proviso-
tische, sondern dauernde, und mit Unrecht führt noch die außer-
ordentliche Contribution ihren Namen, indem sie, wenn auch
als moderne Zuthat, dem alten Steuersysteme dauernd elnge-
fügt ist.

Durch die außerordentliche Contribution ward freilich zum
ersten Male eine einheitliche, alle Landesbewohner umfassende
und der ständischen Controle unterworfene Steuer eingeführt
und insofern ein Fortschritt angebahnt. Da aber die alte Finanz-
itnd Steuerverfassung völlig intact blieb, und die neue Steuer,
anfänglich nur für einen vorübergehenden Zweck eingeführt, später
nur zur Bestreitung ganz bestimmter einzelner Staatsbedürfnisse
principaliter oder subsidiär dienen sollte, so ist in dem Wesen
des alten Zustandes nichts geändert. Außerdem blieb auch bei

der neuen Steuer das fehlerhafte Pnncip des alten Steuer¬

systems, die aversionelle Abfindung, für die Ritterschaft bei Be-
stand, indem sie es zu ihren Gnnsten durchzusehen wußte, daß
die neue Steuer, wie die alte, in einer unveränderlichen, von
ihren Husen zu leistenden Summe besteht, während die übrigen
Staatsangehörigen durch die außerordentlicheContribution meistens

nach ihrem Leistungsvermögen in Anspruch genommen werden.
Die ritterschaftliche Hufe wird jetzt nur mit 4M 16 ß Crt.,
statt wie früher mit 4 IG ß N, %, pro siniplo versteuert,
trotzdem der Werth derselben sich seit der Einführung der außer-
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ordentlichenContribution durchschnittlichum das Dreifache ge-
steigerthat. Von den ritterschafllichenGütern, welchemit Aus-
nähme der Güter des rostockerDistrictS, der Kämmerei-und
Oeconomiegüterund der übrigen Landgüter,zu 3565 Hufen
catastrirtsind, und ein Areal von fast zweiFünfteln des ganzen
Landeseinnehmen,wird an außerordentlicherContributionnicht
mehr gezahlt,als die Stadt Rostock allein zu zahlenhat. Zn
der einfachenErhebungder außerordentlichenContribution,welche
auf 125000 Thlr. zu veranschlagenist, zahlt der reichsteStand
des Landesnur wenig mehr als 14000Thlr. an Hufensteuer.
Was die Mitglieder der Ritterschaftzur außerordentlichenEon-
tribution an Personalsteuernzahlen, kommtkaum in Betracht,
indemihr Vermögenim wesentlichennur in Grundbesitzbesteht.
Dies Mißverhältnißwird durchden steigendenWerth desGrund
und Bodens und dadurch,daß die Holländereienund Schäfereien,
derenPächtersteuerpflichtigsind, mehr und mehr von denRittern
selbstübernommenwurden und daß sie sich im Laufe der Zeit
auchmit gewerblichenUnternehmungen,wieBranntweinbrennereien
und Ziegeleien,für deren Betrieb die Ritter nichtsteuerpflichtig
sind, befaßten, von Jahr zu Jahr größer. Die Begünstigung
der Ritterschaftist um so ungerechtfertigter,als die Erträge der
außerordentlichenContribution hauptsächlichfür Eisenbahnen,
Chausseenund Kanäle, welchevorzugsweisedem Grund und
Boden zu Gute kommenund ein unmittelbaresSteigen des
Welches desselbenzur Folge haben, verwandt werden. Unter
solchenUmständenmachtees Aufsehenals vor einigenJahren
ein hervorragendesMitglied der Ritterschaft,welchessonst mit
großer Energiefür die feudalenPrivilegienin die Schrankenzu
treten pflegt, sich der Abschaffungdes Chausseegeldesauf den
aus der Recepturkaffezu erhaltendenChausseenaus dem Grunde
widersetzte,weil der Fußgänger nichtmit einer Abgabebelastet
werdendürfe, welchezu tragen von Rechtswegendem Pferde-
Besitzerzukomme. Wir haben es hier mit der Frage wegen
Abschaffungdes Chausseegeldesnicht zu thun, wir wollenaber
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dochdie logischeConfequenzaus der geschehenenMotivirungfür
uns ziehen,daß es um so ungerechtererscheinenmuß, daß die
enormenKostendes Baues der Chausseenund übrigenVerkehrs-
mittel, im Vergleichzu welchendie Kostender Erhaltung einzel-
ner Chausseennur geringfügigsind, vorzugsweisevon den Min-
derbegütertenzum Vortheil der Reichen oder, um uns in der
feudalwirthschaftlichenAnschauungzu bewegen,von den armen
Fußgängern zu Gunsten der reichen Pferdebesitzergetragen
werden.

Ungeachtetdie Ritterschaftbereitsin der angegebenenWeise
begünstigtwar, erreichtesie es noch,daßihr auf ihreaußerordent¬
liche Hufensteuervon jeder einfachenErhebung 1500 Thaler
N. 73 oder 1750 Thlr. Crt. zurückgezahltwerden. Den 21,i-
spruch auf diese Zurückerstattunggründete die Ritterschaftauf
den Landesvergleich,nach welchemaußerordentlicheSteuern zu
gleichenTheilenvon demDomanium, der Ritterschaftund den
Städten aufgebrachtwerdensollen; derselbehat aber gegenwärtig,
wo aus dem ritterschaftlichenLandestheileinegeringereQuoteauf-
gebrachtwird, als aus jedem der anderen beidenLandestheile,
nicht einmal. den Schein der Billigkeitmehr für sich. Einen
weitem Vortheil erzielte die Ritterschaftin neuerer Zeit beim
Uebergangezu dem Vierzehn-Thalersußals Landesmünzfuß.Diese
Operation hatte zur schonerwähntenFolge,daß die ntterschast-
liche Hufensteuervon N. 24 auf Courant, also um 10% pCt.

herabgesetztward, währenddie Erlegnisseder übrigen Steuer-

Pflichtigenmeistensnichtermäßigt,sonderntheilweisenocherhöht
wurden.

Nach allem diesenkann man gegenwärtigdie ritterschaftliche
außerordentlicheHufensteuerkaumnochals eineSteuer betrachten.

DiejenigenritterschaftlichenGutsbesitzer,welchezur Zeit der
Einführung der außerordentlichenContributionbereitsim Besitz
ihrer Güter gewesensind, haben in der durchdie wesentlichauf
kosten der übrigenEontribuentengeschaffenenVerkehrsmittelher-
vorgerufenenErhöhungdes Werths ihres Grundbesitzesmehr als
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ein Acquivalentfür die Last der Hufensteuer. DiejenigenRitter-
gutsbesitzeraber, welcheerst späterin den Besitzihrer Güter ge-
langt sind, haben, da die außerordentlicheHufensteuereine fest
sixirteist, den Betrag derselbenbei demKaufpreisein Anrechnung
gebracht,und ist die durch die geschaffenenVerkehrsmittelent-
standeneWertherhöhungihrer Güter für siereinerGewinn. Alle
jetzigenBesitzerprofitirenaber nochimmervon ihrerprivilegirten
Stellung im außerordentlichenContributionsedict,da fortwährend
neue Verkehrsmittelaus Landesmittelnunterstütztwerden, wie
denn in neuesterZeit noch die Friedrich-Franz-Bahnaus der
Necepturcasscmit 750,000 Thlr. subventiouirt,auch durch die
neueste Steuerreform eine erheblicheLast auf die Rcceptmcasse
gewälztist.

d. Die Landesanlagen.
Eine dritte Art der Besteuerungsind dieLandesanlagen,

welche auf Grund des Ilten Artikelsdes Erbvergleichsfür all-
gemeineLandeszweckeoder specialständischeZweckeerhobenweiden.
Die letzterensind theils AnlagenderRitter- und Landschaft,theils
Anlagen jedes Standes für sich. Die Beiträge gehenin die
ständischeCentralcafse,den Landkasten, und werdenvon dem-
selben in besonderenCassen, Balancen genannt, gesammeltund
verrechnet. Bestritten werden damit namentlichdie Ausgaben
für den EngerenAusschußund die ständischenDeputationen,für
Hilfsbedürftigeund für die Verzinsungund Abtragungder stän-
dischenSchulden. Die Anlagenfür allgemeineLandeSzweckesind
durch eine Reihe neu entstandenerStaatsbedürfnisse,durchdie
Notwendigkeitder UnterhaltungdesOberappellationsgerichts,des
Criminalcollegiumsund des Landarbeitshauses,auchder Justiz-
kanzleien,veranlaßtund beruhenauf einemPrincip, welchesvon
dem Verfasserder „Grundübel ic." als der „Superlativ des
Außerordentlichen"bezeichnetwird. Da nämlichzur Aufbringung
derKostendieserInstitute, deraltlandständischenVerfassunggemäß,
Niemand verpflichtetwar, so gerieth man auf den originellen,
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acht patrimonialständischenAusweg, die Verpflichtungzur Auf-^
bringungder erforderlichenGeldmittelauf die Jurisdictions-
berechtigung zu begründen,wozuder ErbvergleicheinigenAn--
halt bot, und legteder Aufbringungdas für die Ritterschaftso-
vortheilhasteTerzquotensystemzu Grunde. Die von der Ritter-
fchaftaufzubringendeQuote wurdeauf die Hufen gelegtund die
Landstädtehaben ihre Quote aus der Steuererhöhungscaffezu
zahlen,in welchedie Zuschlägezu derordentlichenstädtischenEon-
tribution,sogen,fünfterPfenning, fließen. Der Landesherrzahlt
seine Quote aus seinereigenenCasse, kann jedochdazu, wenn
nothig,die Bewohnerdes DomaniumsdurchSteuerausschreibunA
heranziehen.Diesesogen,freiwilligenJurisdictions-Anlagenhatten
für die Stände den Vortheil, daß trotzder erweitertenBedürf-
niffe eineUmbildungdes Steuerwesensvermiedenward. Außer-
dem war dabeidas ständischeInteressebessergewahrt,als beider
ordentlichenContribution. Während diese nur der Form nach
auf jedemLandtagebewilligtwird und derenVerwendungallem
von dem landesherrlichenErmessenabhängt, werdenalljährlich
über die Bedürfnisseder einzelnenBalancen specielleBudgets
aufgemachtund der GenehmigungderStände unterworfen,welche

sich überdiesdabeidie unmittelbareTheilnahmean der Verwal-
tung vorbehaltenhaben.

e. Die Landzölle.

Um das geschichtlicheBild unseres Finanz- und Steuer-
Wesenszu vervollständigen,ist nochdas bis zur Einführungdes
GrenzzollsbestehendeLandzollwesen kurz zu erwähnen. Die
Landzöllestammenaus der Zeit des RaubritterthumS. Um nicht
von den ritterlichenWegelagerernihrerGüter beraubtzu werden,
zahltendie Kaufleutefür Schutzund sicheresGeleiteineAbgabe^
Der Grund dafür ist längstweggefallenr aber das geheiligtealte
Herkommenward durchdie Neversalenvon 1621 zum Gesetzer-
hoben. Noch vor einem Jahrzehnt gab es im Schwerinscheu
80 Zollstellen,die Zahl derselbenverringertesichim Jahre 1861
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auf 54. Einige derselbenlagen an der Grenze oder in ihrer
Nähe, die meistenaber bunt und regellos durcheinander.An
jeder Zollstellemußte, wenn sie von Waaren, Producten, Vieh
u. s. w. passirtward, ein Zoll bezahltwerden,gleichviel,ob daS
betreffendeGut schonandereeinheimischeZollstellenpassirthatte
oder nicht, ob es über die Landesgrenzeausgeführtoder einge-
führt, oder nur im Landevon einemOrte zum andern geführt
ward. Die Zollrollenhatten mindestensein Alter von drittehalb
Jahrhunderten. Die Verzollung fand nach Gewicht, Maaß oder
Stückzahl statt. Frei von der Zollentrichtungwaren die Ritter *
und einigeanderePrivilegirte. AußerdenLandzöllenbestandnoch
eine große Anzahl von Damm- und Brückenzöllen,wozu noch
die Binnenwasserzölleauf der Elbe, Havel und Stör kamen,
welcheihrem Entstehungsgrundeund rechtlichenCharacternachzu
den Landzöllengehörten.

Zu den Landzöllensind auch die mecklenburgischenElb-
Transitzölle und die Durchgangsabgabe auf derBerlin-
Hamburger Eisenbahn zu rechnen. Die Elb-Transitzölle,
welchegleichfallsihren Ursprungaus den Zeiten des Faustrechts
herleiten und für Schutz und sicheresGeleit zu zahlenwaren,
wurden früher auf der ganzen Streckean 35 Zollstellenin der
enormen Gesammthöhevon 33 Thlr. für den Centner wahr-
genommen. In demArt. 5 des Pariser Friedensvon1814 und
in den Artikeln 108—116 der Wiener Congreßacteward der
Grundsatzausgesprochen,daß es für die Uferstaatenan den con-
ventionellenStrömen unverjährbarevölkerrechtlicheVerpflichtung
sei, auf diesennur mit Rücksichtauf ErleichterungderSchiffahrt
Abgabenzu erheben. Die Elbschiffahrtsacte von 1821setzte
die Zahl der Zollstellenauf 14 und den Tarif auf etwa den
32ften Theil des frühernBetrages herab. Im Jahre 1842 gin-
gen Preußen, Sachsen und Anhalt für sichallein mit Ab-
Minderung der Zollsätze vor. Die Additionalacte von 1844 ließ
den Normalsatzbei Bestand und führte nur einzelneunwesentliche
Abänderungenein. Derselbe betrug für die ganzeStreckevo»
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Hamburg bis Melnik 1 Thlr. 3 Sgr. 11 Pf. für den Cenwer,
wovon auf Mecklenburg 2 Sgr. 3 Pf. fielen. Preußen
und Sachsen ermäßigtenim Jahre 1847 ihren Tarif um ein
Drittheil, und im Jahre 1848 ließensämmtlicheElbuferstaaten
für gewisseschwereArtikeleine HerabsetzungdesNormalsatzesein-
treten. Zwei Jahre späterhob Oesterreich dieböhmischenElb-
zolle, mit einzelnenvorläufigenAusnahmen,gänzlichauf. Ein¬
zelneRegierungenzahltenihren AngehörigendieerlegtenElbzvlle
zurück. Im Jahre 1852 wurden noch einzelneErmäßigungen
eingeführt. Der Normalsatzfür den VerkehrzwischenHamburg
und Böhmenbetrug aber bis auf die neuesteZeit nochmehrals
24 Sgr. für den Centner. Endlich ward durchUebereinknnft
vom 4. April 1863 mit dem Elbzoll eine durchgreifendeVer-
Änderungvorgenommen,wonachnur ein Elbzoll in Witten-
berge und zwar nachdrei verschiedenenKlassenmit 16, 8 und
2 Silberpfenningenerhoben werden soll. — Die Durchgangs¬
abgabeauf der Berlin-HamburgerEisenbahn,welchefür Mecklen-
bürg anfänglichzu 2VbSchillingenachdemSiebzehn-Guldenfuße
für 100 Pfund Brutto HamburgerGewichtnormirt und später
auf 2 Sch. oder 1V*Sgr. ermäßigtward, hat ihren Ursprung
in dem Artikel21 des zwischenPreußen,Dänemark,Mecklenburg-
Schwerin und den beidenHansestädtenHamburgund Lübeckzur
Herstellung der EisenbahnverbindungzwischenBerlin und Ham-
bürg abgeschlossenenStaatsvertrag vom 8. November1841.
Diese Abgabesolltebis zum 1. Januar 1868 gelten. Im Lause
des Jahres 1867 wolltendie contrahireudenRegierungenüberdie
fernere, den VerkehrsverhältnissenentsprechendeNormirung der
Durchgangsabgabein Verhandlungtreten. Nach dem zwischen
der schwerinschenRegierungund der preußischenNegierungüber
die weitereEntWickelungder beiderseitigenEisenbahnverbindungen
abgeschlossenenStaatsvertrage vom 27. Mai 1865 hat aber die
schwerinscheRegierung die DurchgangSabgabenvon den auf der
Berlin-Hamburger Eisenbahn transitirendenGegenständenvom
1. Januar 1868 an für jedesJahr um ein Zehnteldes bisheri-



19

gen Betrages ermäßigt, so daß mit dem 1. Januar 1877 die
Erhebungder DurchgangSabgabeganzeinzustellenund alsdanndie
Durchfuhr durch mecklenburgischesGebiet auf der Verlin-Ham-
burger Eisenbahnfür immer von jeder Abgabefrei sein wird.

f. Die Steuerreformbestrebungen von 1824 bis 1848.
Mit demAnfangezur VerbesserungunsererCommunications-

wege in den zwanzigerJahren machtesichdas Bedürfnis und
das Verlangen einer Reform unseres Steuer- und Zollwesens
geltend. Die Fortschrittein den Verkehrsmittelndecktenden da-rin liegendenWiderspruchauf, daß man auf der einen Seite diedem freien VerkehrentgegenstehendennatürlichenHindernissebe-
seitigte und auf der andern Seite an einemSteuer- und Zoll-
system festhielt, welchesdie Entwicklungdes Verkehrskünstlich
hemmte. Als die hauptsächlichstenHindernissedes Verkehrs
wurden die Zölle und die Handels steuer betrachtetund rich-
tete sichdaher besondersgegendiesedieöffentlicheMeinung. So
lange die Hindernisseder Natur nochnichtüberwundenwaren,
machten sich die UebelständedieserVerkehrshindernissenichtsehr
sühlbar. Denn das platte Land war naturgemäßmit dem Ab-
satzeseinerProducteund der BeziehungseinerConsumtionsartikel
aus die nächstbelegenenStädte angewiesen.Die Seestädtewaren
die durch die Natur privilegirtenVermittlerinnendes Exports
unserer überschüssigenländlichenProducteund des Imports der
dafür vom AuslandeeingetauschtenConsumtionsartikel.Die Folge
davonwar, daß,trotzderbestehendengesetzlichenUngleichheitenin der
Besteuerung,sactischeinegleichmäßigereVertheilungderSteuerlasten
auf alleBewohnerdes Landesstattfand. Seitdem aber in Folge
der Chausseenund Eisenbahnendas Ausland als mächtigerEon-current der einheimischenIndustrie und deseinheimischenHandels
austrat, führten die unzähligenHemmungendes Verkehrs,die
Ungleichheitenin der Besteuerungund dieSteuerprivilegiendahin,
daß die Industrie und der Handel des Auslandesdie einheimi»
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schen Fabrikantenund Kaufleutemehr und mehr vom hiesigen

Markt verdrängten. Unser Steuer- und Zollwesen ward im

t Laufe der Zeit ein umgekehrter Schutzzoll, indemes den

auswärtigen Handel und die auswärtige Industrie zum

Nachtheildes Inlandes schützte.Um sichgegendie privilegirte

auswärtige Concurrenzzu vertheidigen,ward namentlichin den

Landstädtenein beispielloserSchmuggelgetrieben. Derselbewar

gewissermaßeneine nothwendigeFolgeunsererEinrichtungen.Ein

Bürgermeistereiner unsererLandstädtemachtedas unumwundene

Eingeständniß, daß die Kaufleute in seinerStadt durchunsere

Steuergesetzezum Schmuggelgezwungenwären, wenn sie nicht

verarmen sollten, ein anderer landstädtischerBürgermeisterthat

die characteristischeAeußerung, daß bei dem bestehendenSteuer-

systemder Kaufmannin den Landstädtenkein ehrlicher Mann

bleibenkönne,wenn er nichtdefraudire. Und in der That ist es

eine allgemeinanerkannteThatsache, daß ohnedie Schmuggelei

und ohne den Preisaufschlag,welchendie ärmereKlassefür die

von ihr gekauftenMaaren zahlenmußte, unsereKaufleuteschon

längst ruinirt gewesenwären. Denn derauswärtigenConcurrenz

konntensie nicht anders als durchdie Defraudebegegnen,weil

die Ritterschaftund überhauptalle Nichtkaufleutefrei von derer-

wähnten,zur ordentlichenstädtischenContributiongehörigenHan-

delssteuerwaren und deshalbihre Consumtionsartikelbilligervon

den auswärts belegenenHandelsplätzen,als aus einereinheimischen

Stadt beziehenkonnten. Namentlichbeuteten die Ritterguts-

besitzerund überhauptdie Wohlhabenderen,welchedieverbesserten

Verkehrsmittelvon der Nothwendigkeitdes Bezugs ihrer Bedürf-

nisseaus den einheimischenStädten emaneipirthatten, ihr Steuer-

Privilegiumin reichlichemMaße aus. Die auswärlizenHandels-

reisenden,welchemassenhaftdas Land durchzogen,erleichtertendie

directen Beziehungen,indem sie die Zusendungenin beliebigen

Quantitäten und zu den gewünschtenZeitenvermittelten. Freilich

war auch die ärmereClassevon der Handelssteuerbefreiet,aber,

weil sie keinegrößerenQuantitäten einkaufenkonnte,war sieauf
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den einheimischenKaufmann angewiesenund konntedaher ihr
Privileg factischnichtgeltendmachen. UeberdieswarendieRitter
auch insofernvor den übrigenKlassenderBevölkerungprivilegirt,
als sie, nebsteinigenanderenPrivilegirten,von der Zahlung der
Landzöllefrei waren.

Die VerurtheilungunseresSteuer- und Zollwesenswar im
Landeeine einstimmige.Schon der eigentlicheSchöpferdesErb-
Vergleichs,der Mecklenburg-schwerinscheMinister von Ditmar,
hatteüberdiedarinvereinbarteSteuerverfassungdascharacteristische
Urtheil gefällt, daß sie nur darauf ausgehe, den gemeinen
Mann zu drücken, den wohlhabenden und üppigen aber
freilasse. Ein an den Landtag von 1846 gerichtetesgroß-
herzoglichesNiescripterklärtees für unnöthig, die Dringlichkeit
einer Steuerreformnochbesondershervorzuheben,da die Stände
hienrber längst mit der Regierung einverstandengewesenseien,
und characterisirtedann die bestehendenSteuern und Zölle in
nachstehenderWeise: „fehlerhaftim Princip, gegen die ersten
Regeln der Staatswirthschastverstoßend,hemmenund belästigen
sie in der Anwendungden inländischenHandel und Verkehrzur
Prämie des Auslandes,drückenden geringenMann, währendder
Wohlhabende,ohne dem Gesetzentgegenzuhandeln,sichihnen zu
entziehenvermag, erschwerenden Exportder Landesproducte,be-
dingen unverhältnißmäßighoheErhebungskostenund begünstigen
nichtsdestowenigerim ausgezeichnetenGrade die Desraude-
auf Sitten und Zustände berechnet,welcheim Laufeder Zeit
einengänzlichenWandel erfahrenhaben,liegensie in dauerndem
Conflict mit den Bedürfnissender Gegenwart/ Nachdemdie
Ritterschaftauf dem Landtage von 1846 die großherzoglichen
Steuerreform-Propositionen,welcheim Wesentlichenauf einen
Grenz-EingangSzoll,statt der Zölle und der Handlungssteuer,
hinausgingen,wiederholtabgelehnthatte, sprachder Großherzog
in einemRescriptan den Landtagvon 1847 seinBedauernaus,
daß der »Zeitpunktvon NeueminS Ungewissegestelltist, wann
endlichdas Land von den Fesselnzu befreien,in denenes durch
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ein veraltetes, den Bedürfnissender Gegenwartwiderstreitendes,
der Entwicklung des VerkehrshemmendentgegentretendesAb-
gabensystemschwergedrückterhaltenwird/ In der That sei es
nichtzu berechnen,„zu welchentraurigenFolgen es führenwerde,
wenn die seit so langer Zeit ersehnteVerbesserungdes Steuer»
und Zollwesensnoch weiter ausgesetztbleibenmüßte." Diesem
Rescriptewar ein Vortrag des Magistrats der Stadt Rostockbei-
gegeben,welcherdamit begann,daß die Vertagungder allgemein
nen SteuerreformjedenPatrioten habe wahrhaftbetrübenmüssen,
„da das dringendeBedürfniß einer zeitgemäßenAbänderungdeS
bestehendenunleidlichenSteuersystemsvon allen Seiten über-
einstimmendanerkanntist/ „Der ganzeKaufmannsstand",heißt
es weiter, „theiltunsereUeberzeugungvon der Notwendigkeit
einer unverzüglichenAbänderungdes veraltetenjetzigenSteuer-
systems,und blicktmit größterBesorgnißauf das unausbleibliche
Elend hin, welchesdie VerzögerungderReformerzeugenwürde/
Die Beibehaltungdes bisherigenSteuersystemswürde„das größte
Unglücksein,welchessichnur immerereignenkann/ Ein hoch-
gestellterStcuerbeamtenannte unsereöffentlichenAbgaben „eine
Kette vonZweckwidrigkeitenund Unzuträglichkeiten,diesichdrückend
und lähmendum unserenganzenVerkehrwindet" und bemerkte
in Bezug auf die Zölle: „wer im Betrüge die größteEnergie
und Gewissenlosigkeitbesitzt, der stehtsicham bestenbei unserer
jetzigenZollordnung."

Im Jahre 1824 begannen die Verhandlungenüber die
Steuerreform und dauerten 24 Jahre hindurch,ohne daß eine
Einigung erzielt ward. Die wichtigsteund brennendsteFrage
des LandesvermochteunserPrivilegienstaatnichtzu lösen.
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g. Die durch das Jahr 1848 angeregten Hoffnungen

auf die deutsche Zolleinigung und die durch das

Staatsgrundgesetz vom 10. October 1849 eingeführte

Reform der Finanz- und Steuerverfassung.

Da kam endlichdas Jahr 1848 wie ein rettenderGenius

und schienuns auch von unseremveraltetenund irrationellen

Finanz- und Abgabenwesenfür immer erlösenzu wollen. Das

deutscheParlament beschloßbekanntlich,daß das deutscheReich

Ein Zoll- und Handelsgebretbilden solle, umgebenvon gemein-
schaftlicherZollgrenzemit Wegfall aller Binnenzölle. Die von
dem mecklenburgischenVolk gewählteconstituirendeKammersprach
sich in einer Adressean die Nationalversammlungzu Gunsten

des von Abgeordnetenvierzig deutscherHandelsstädteverfaßten
Tarifs und im Sinne möglichstgeringerBeschränkungder Han-
delsfreiheitdurch Zölle aus. Die mecklenburgischenRegierungen
betheiligtensichan den bei der deutschenCentralgewaltin Frank-

furt über die deutscheZolleinigungin denJahren 1848 und 1849
stattfindendencommissarischenVerhandlungen. Die Aristokratie
unseresLandes,mit dem jetzigenMinisterpräsidenten,Herrn von
Oertzen, an der Spitze,begrüßtedie bevorstehendedeutscheZoll-
einigung als einen Segen und rechnetees der Ritterschaftzum
hohenVerdienstean, daß sie mit prophetischemund staatsmänni-
schemBlickin die ZukunftderfpecififchmecklenburgischenSteuer-

reformso lange widerstandenhabe.
Während somit die Hoffnungauf ein einheitlichesdeutsches

Zoll- und Handelsgebiet,welchesnicht allein unser verrottetes
Steuer- und Zollipesenbeseitigt, sondernauch unser Land seiner
Jsolirung entrissenund dem großendeutschenWirtschaftsgebiete
einverleibthabenwürde,sichzu erfüllenschien,gewanndieReform
unserer Finanz- und Steuerverfassungdurch das zwischenFürst
und Volk vereinbarteund am 10. October1849 publicirtecon-
stitutionelleStaatsgrundgesetzeine bestimmteconcrete Gestalt.
In dem AbschnittIX. ,Vom Staatshaushalte"wurdenalleCon-



24

sequenzendes gewonneneneinheitlichenkonstitutionellenStaats
gezogen:das Budgetsystemtrat an die Stelle des bisherigen
Aversionalsystemsund das feudaleFinanz-und Steuerwesensollte
vollständigbeseitigtwerden. Durch eine demStaatsgrundgesetze
beigefügteUrkundeward die Sonderung des Staatsvermögens
von dem Gute des großherzoglichenHausesund beidervon dem
Privatvermogendes jetztregierendenGroßherzogsund der übrigen
Mitglieder der großherzoglichenFamilie ein für allemalbeschafft.
Die Apanagenund Witthumsverhältnissewurdendurcheine be-
sondereVereinbarunggeregelt. Die gesammteStaatsschuldwurde
durch die Verfassunggarantirt, und das Staatsschuldenwesender
ControlederAbgeordnetenkammerunterworfen. Allesaus Staats-
Mitteln oder für den Staat Erworbene sollte Theil des Staats-

Vermögenswerden. Nur in Folge geschehenerBewilligungder
Abgeordnetenkammersollte von dem Staatsvermögenetwas ver-
äußert, der Staat mit Dienstbarkeitenund Verbindlichkeitenbe-
lastet, insbesonderefür denselbeneine Anleihe abgeschlossen,
Garantie übernommenoderPapiergeldausgegebenwerden. Es
ward fernerfestgesetzt,daß die Finanzperiodeeine einjährigesei,
daß der für jedeFinanzperiodezu entwerfende,die verschiedenen
VerwaltungszweigegetrenntdarstellendeVoranschlagder Staats-
einnahmenund Ausgabender im vorausgehendenHerbstezusam-
mentretendenAbgeordnetenkammerdurchdas Gesammtministerium
vorgelegt,von dieserim Ganzenund Einzelnengeprüftund dem-
nächstin Gesetzesformfestgestelltwerde,daß alleBewilligungenvon
Ausgabennur für den besonderenZweck,für welchensie gemacht
worden,als ertheiltanzusehenwären, und nur in derGrenzeder
Bewilligung die Verwendungerfolgenkönne,und daß die Nech-
nungen der abgelaufenenFinanzperiodemit Belägen und den
Monituren der Staatsrevisionsbehördeder Abgeordnetenkammer
zur Prüfung und Beschlußnahmevorgelegtwerdensollten. Ohne
Zustimmungder AbgeordnetenkammerdurftenkeineSteuern und
Abgaben für die Staatscafse ausgeschriebenwerden. Keine
Behörde sollte berechtigtfein, nichtbewilligteSteuern und Ab-
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gaben zu erheben. Die Besteuerungsollteso geordnetwerden,
daß der Grundsatz verhältnißmäßigergerechterBenutzung der
Steuerkraft dabei als Hauptgesichtspunktdiene, und die Bevor-
zugungeinzelnerStände und Güter aufhöre. DieCivillisteward
durchVereinbarungdes Großherzogsmit derAbgeordnetenkammer
festgestellt.

Der dem Staatsgrundgesetzebeigefügten„Vereinbarungüber
die Abtretungder großherzoglichenDomainen an denStaat, über
das auszubefcheidendegroßherzoglicheHausgut und die Krondota¬
tion' entnehmenwir nachstehenddie wichtigstenBestimmungen:

Als großherzoglichesHausgut sollten aus den Domanial-
und incamerirtenGütern und Forsten74 Güter mit einemHufen-
stände von 229% Hufen oder 137,365 Scheffelund ein Forst-
complexmit einemAreal von 1,662,369Qdr.-Nuthenschuldenfrei
ausbeschiedenwerden.

Außerdemwurdendas Schloß und verschiedeneGebäudein
Ludwigslustnebst Park, Gärten, Gehölz,Wiesen,Weinkellern,
Marställen k., die Kunstsammlungin Schwerin, die Marstall-
Pferdeund die Pferde im Naben-SteinfelderGestütennd einige
andereGegenständedemHausgutezugewiesen.Zur Krondotation
gehörtendie auf jährlich175,000 Thlr. festgestellteCivilliste,eine
Reihe von Schlössern,Gebäuden,Plätzenund Gärten in Schwe-
rin, Ludwigslust,Doberan,Rostock,Friedrichsthalund Friedrichs-
moor nnd die in jenen Schlössernund Gebäudenbefindlichen,
zum Bedarf und Glanz des Hofes bestimmtenEinrichtungs-und
Ziergegenstände.Als Privateigenthumdes Großherzogsund der
übrigen Mitgliederder großherzoglichenFamiliewurdenanerkannt
verschiedeneeinzeln aufgeführteGebäude und Grundstückeund
alle beweglichenGegenstände,namentlichPretiosen,Gold- und
Silbergeräthe, Kunstgegenstände:c., welchesich im Besitzedes
Großherzogsund der großherzoglichenFamilie befandenund nicht
zum HauSgutund der Krondotationgehörten.

Die Verwaltung des HausgutS, das als unveräußerliches
Fideicommißbetrachtetward, sollteabgesondertvon derjenigendes
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Staatsguts nach unmittelbarerAnordnungdes Großherzogsund
auf Kosten desselbengeschehen.Zu der Vollendungdes Baues
des zur KrondotationgehörigenSchlosseswurdendemGroßherzog
auf achtJahre jahrlich100,000 Thlr., zusammen800,000 Thlr.
bewilligt, und außerdemauf seineLebenszeitfür die Erhaltung
der zur KrondotationgehörigenSchlösserund Gebäudejährlich
10,000 Thlr. Aus der Civillisteund den AuskünftendesHaus--
gutes solltensämmtlicheBedürfnissedes Großherzogs,deS Hof¬
staats und der Hof- und Haushaltung bestrittenwerden. Die
den damaligen Mitgliedern des grvßherzoglichenHauses aus-
gesetztenApanagen, Witthümer und anderen vertragsmäßigen
Leistungenwurden im jährlichenBetrage von 72,400 Thlr. auf
das Staatsbudget übernommen. An Schulden, Heirathsgut,
Morgengabeund Entschädigungder damaligengroßherzoglichm

Familie wurden,außer Naturalien,205,000 Thlr. auf dieStaats-
casse übertragen und außerdemnoch20,000 Thlr. N. %. An
Pensionen und lebenslänglichenGnadcnbewilligungender Hos-
beamtenund Diener übernahmder Staat ca. 27,000 Thlr. AuS
dm Bestimmungender Vereinbarungüber die Apanagenund
Witthumsverhältnissesoll nur hervorgehobenwerden,daß derErb-
großherzogbei seiner Vermählung 8000 Thlr. und jährlich
30,000 Thlr., die nachgeborenenSöhne des Großherzogsvom
neunzehntenLebensjahrean jährlich 10,000 Thlr., die Tochter
desselbenvom fünfzehntenbis zum neunzehntenLebensjahrejähr-

lich 2000 Thlr., vom neunzehntenLebensjahrebis zur Vermählung

5000 resp. 6000 Thlr. und bei ihrer Vermählungeine Mitgabe

von 20,000 Thlr., die Töchterdes Erbgroßherzogsim Falle ihrer
Vermählung eine Mitgabe von 10,000 Thlr., die Wittwe des
Großherzogs,außer einer Aversionalsummevon 10,000 Thlr.,
jährlich20,000 Thlr. und die Wittwedes Erbgroßherzogsjährlich
12,000 Thlr. erhaltensollen.

Die dem Großherzogeund seinerFamilie durchdas Staats-
grundgesetzgewährtenEinnahmen waren hienachsehr bedeutend
und verhältnißmäßiggrößerals dieDotationenirgendeinesandern
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deutschenFürsten. Die Hausgüter,welcheauS denbestenDoma-
nial- und incamerirtenGütern gewähltwurden, und die Forsten
hatten bereitsnachden damaligenPreisen einenKapitalwerthvon
mindestens8 Millionenundgewährteneineauf etwa250,000Thlr.
zu veranschlagendeNettorevenue. Wenn man absieht von den
dem GroßherzogüberwiesenenSchlössern,Gebäudenund sonstigen
Grundstückenund demihmüberwiesenenreichenMobiliarvermöge»,
derenGesammtwerthsichauf Millionenberechnet,auchdieaußer-
ordentlichen,auf den Schloßbauzu verwendendenEinnahmenim
Gesammtbeiragevon 800,000 Thlr. unberücksichtigtläßt, so be¬
trugen die Reineinnahmenaus !?emHausgute,dieKrondotationen,
die Apanagen, Witthümerjc. etwa 550,000 Thlr. und mehr als
1 Thlr. pr. Kopf derBevölkerung. Die CivillistenundApanagen
im KönigreichSachsen betrugen nach dem Voranschlagvon
1849/51 721,000 Thlr. und wenigmehr als V?Thlr. pro Kopf
der Bevölkerung.

Trotz dieser glänzendenKrondotationenwar dochdie auf
Grund der constilutionellenVerfassung erfolgte Reform des
Finanz- und Steuerwefensfür den Staat in hohemGrade vor-
theilhaft. Die demselbenabgetretenenDomanial-und incamerirten
Güter behieltennach Ausscheidungdes Hausguts noch einen
Hufenstandvon 2697 Hufen,und an ForstenwurdendemStaate
mehr als 43 Millionen Quadratruthenüberwiesen. Heberdie
Domainen erhielt der Staat die freiesteVerfügung. Die Auf-
künfte aus denselbenund die Einnahmenaus den Steuern und
Regalien, sollten fortan durch das verantwortlicheMinisterium
unter Controle der Abgeordnetendes Volkesverwaltet,und ohne
ZustimmungdesselbenkeineAusgabegemachtundkeineSteuern und
Abgaben erhoben werden. Während bis dahin der Großherzog
über die gesammtenStaatseinkünfte, mit Ausnahmederjenigen,
über welchesich die Stände eine Mitverwaltung ausbedungen
hatten, nach seinemfreiestenErmessenund ohne alle Controle
verfügt hatte, behieltderselbenur die freie Verfügungüber die
ihm gesetzlichausgesetztenund zur BestreitungseinerBedürfnisse
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dienendenEinkünfte. Das Staatsgrundgesetzschafftedie Steuer-
Privilegienab, und proclamirtedenGrundsatz,daß jedernachVer-
hältniß seinerSteuerkraftbesteuertwerdensolle. UnsereFinanzen,
bisher in tiefes Dunkel eingehüllt,traten an das helleLichtder
Oeffentlichkeit.Der am 31. October 1848 zusammengetretenen
Kammer der Abgeordnetenward bereits ein gedruckterFinanz-
etat der grobherzoglichenLandesverwaltungfür das Jahr von
Johannis 1848/49 vorgelegt. Ein zweitergedruckterVoranschlag
für das Jahr 1850/51, welcherauf Grund der neuen Staats-

und Finanzeinrichtungensehrsorgfältigund detaillirtausgearbeitet

war, sollteder im Februar 1850 auf Grund derneuenVerfassung
zusammenberusenenKammerzur Beschlußnahmevorgelegtwerden.
Wenn alle dieseEinrichtungenpractischeGeltung erlangthätten
und nunmehrseit fünfzehnJahren in Wirksamkeitgewesenwären,

so würdesich bei uns ein blühendesfinanziellesund wirthschaft-

liches Leben entfaltet haben. Unser Land würde allen andern
deutschenStaaten auf derBahn desvernünftigen,finanziellenund
wirtschaftlichenFortschrittsvorangegangensein, währendeS jetzt

in der Kulturentwicklungweit hinter ihnen zurückgebliebenist.

h. Die Reaction und die Wiederherstellung der feu-
dalen Finanz- und Steuerverhältnisse.

Mit tiefem Schmerze muß der Gedankedas Herz jedes

Patrioten erfüllen, daß schon vor einem halben Menschenalter

Einrichtungen,welchedieBürgschafteiner gedeihlichenmateriellen
EntwickelungdesLandesin sichtrugen, gesetzlichbestandenhaben,

und daß alle diesesegensreichenReformennachkurzerDauer wie

ein Kartenhausumgestoßenund alle daransichknüpfendenfrohen

und gerechtenHoffnungenauf den fortschreitendenWohlstanddeS

mecklenburgischenVolkeswie ein flüchtigesTraumgebilddahinge-

schwundensind. Der politische Rückschritthätte sichnocheher

verschmerzenlassen. Aber der materielle Rückschrittist ein

unersetzlicher.Ohne diesenwürdedas mecklenburgischeVolk jetzt
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eine hohe Stufe des Wohlstandesund damit auch der Bildung
erreichtund auf diesemWege allmähligauchsein verlorenesPoll-
tifchesRecht wieder eroberthaben, währendnunmehr fünfzehn
lange Jahre für die EntwickelungunseresKulturlebensverloren
gegangen sind. Der Freienwalder „Schiedsspruch" vom
11. Septbr. 1850 hat nicht blos unser Verfassungsrecht,sondern
auch die eingeführterationelle Sieform unseres Finanz- und
Steuerwesensvernichtet. Mit dem Erbvergleichvon 1755 wur-
den auch die feudalenFinanz- und Steuerverhältnissewiederher-
gestellt. Der Etat von 1850/51 ward der Abgeordnetenkammer
nichtmehr vorgelegt,sondernnur nochden einzelnenMitgliedern
derselbendurch die Post übersandt. Derselbeist die letzteüber
den Stand unsererFinanzen an die Oeffentlichkeitgelangteoffi-
zielleUrkunde. Mit dem Wiederauflebendes fcheintodtbegrabe-
nen Bundestages wurden auch die Hoffnungenauf ein einheit-
lichesdeutschesZollgebietzertrümmert.



Die neueSteuerreformund derenKritik.
Mit der Wiederherstellungder alten Stände begannenwie-

der die schleppendenund unerquicklichenVerhandlungenüber die

schonim I. 1824 projectirteSteuerreform, um erst auf dem
Landtage von 1862 zum Abschlußzu gelangen. Seit dem
1. Oktober 1863 ist dies neue Steuerresormprojectin Gestalt
eineö specifisch-mecklenburgischenGrenzzollesins Leben getreten

In der Schrift des Verfassers „Die mecklenburgischeSteuer-
reform, Preußen und der Zollverein, Berlin, 1862" ist dies
Project eingehenderörtert. Das Wesentlicheder neuen Einrich-
tungen ist hier nur insoweitzur Anschauungzu bringen,als der
ZweckdieserSchrift es erfordert.

Die Reform des Steuer- und Zollwesens,welchesich an-
fänglichauf alle Steuern erstreckensollte,ist schließlichzu einer
Partiellen Reform zusammengeschrumpft.Ausgehobensind die
Handelssteuerder Kaufleute in den Landstädten,die Land- und
binnenländischenWasserzölle,die Accisein Rostock und der
Aufschlagfür RechnungderStadt, genanntAccisezulage,mit den
Nebenabgabenund die entsprechendenSteuern in Wismar.
Statt dieser Steuern wurden eingeführteine von den Kauf-
leuten nnd handeltreibendenHandwerkernin den Landstädten
und Fleckenzu entrichtendedirecteHandelsklassensteuerund ein
an den Grenzender beidenGroßherzogthümer,mit Ausschlußdes
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FürstenthumsRatzeburg, zu erhebenderGrenzzoll. Die Han-
delSklasiensteuer,einschließlicheiner von den Pferde-,Vieh- und
Productenhändlernzu zahlendenFixsteuer,soll in M.-Schwerin
25,000 Thlr. oder ein Drittheil des bisherigenErtrages der
Handelssteuerund in M.-Strelitz ca. 5000 Thlr. aufbringen.
Der auf die eingehendenWaaren gelegteGrenzzollbeträgt nach
den verschiedenenWaarenklassen2£,As,yU,Via, 'As, 7% und
Viso Thaler für den Centner. Die jährlicheGesammtaufkunst
des GrenzzclleSist zu 260000 Thlr. und die Erhebungskosten
sind zu 72000 Thlr. veranschlagt. Die danach verbleibende
Nettoaufkunftvon 188000 Thlr. wird nach dem Verhältnis;der
Volkszahl,für welcheeinstweilendie Zählung von 1860, wonach
in Schwerin 545755, in Strelitz ausschließlichRatzeburg,82318
Einw. sichbefanden,angenommenist, zwischendem Großherzog
von M.-Schwerinund demGroßherzogevonM.-Strelitz getheilt,
so daß auf öfteren ca. 159000 Thlr. und auf letzterenca.
29000 Thlr. kommen. Außerdem erhält jeder Landesherr die
Auskunftder Handelsklassensteueraus seinemLandestheil.Dieser
Berechnunggemäßwürde der GroßherzogvonM.-Schwerin jähr-
lich 184000 Thlr. erhalten. Nun ist aber demselbenfür die
aufgehobenenlandesherrlichenSteuern, deren Nettoertrag nach
offiziellerBerechnung186000 Thlr. betragen hat, eine jährliche
Entschädigungvon 200,000 Thlr. zugesichert.Der hienacher-
forderlicheZuschußvon 16,000 Thlr., sowieein ferneresDeficit,
ist 'aus der Recepturkaffezu decken.Von den etwaigen Mehr-
aufkünftenerhaltendieLandesherren30 pCt. Für dieersteEinrich-
tung wurdendemGroßherzogevonM.-Schwerin50000 Thlr. aus
derRecepturkaffeunddemGroßherzogevonM.-Strelitz10000Thlr.
aus der Ceutralsteuerkassegezahlt. Die Kosten der Verwaltung
und Erhebung sind von beidenGroßherzogengegen ein aus
der Generalzollkassezu zahlendes jährliches Bauschquantum
von 72,000 Thlr. übernommen. Die Seestädte Rostock und
Wismar empfangen für die von ihnen bisher erhobenen
mdirecten Steuern eine auf die) Recepturkaffeancegewiesene



32

jährliche Entschädigungvon 56,400 Thlr. Beiden Städten
ist es überdies gestattet, eine Handelsklassensteuervon ihren
handeltreibendenEinwohnern für ihre Stadtkassenzu erheben.
Die Verwaltung des Grenzzollesund der Handelsklassensteuer
und der aus deren Aufkünstenzu bildendenKasse geschieht
durch eine gemeinschaftlichelandesherrlicheGeneralzolldirektion,
welchedurcheine landesherrlich-ständischeNevisions-und Visita¬
tionscommissioncontrolirtwird.

In Verbindungmit dieserReformstehtdieUmwandelungder
bisherigenindirecten Mahl- und Schlachtsteuerin eine directe,
und sinddamitzugleichverschiedeneVerkehrsbeschränkungenzwischen
dem platten Landeund den Städten in Wegfallgekommen.

Nach den auf dem letztenLandtage gemachtenoffiziellen
Mittheilungenist für den Zeitraum vom 1. Oktober 1863 bis

1. Juli 1865 an Handelsklassensteuer50286 und an Eingangs-

zoll 499,079, zusammenBrutto 549,366 Thlr. und, nachAbzug
der einstweilenzu jährlich72,000Thlr. vereinbartenErhebungs-
Aversionalien,auf 1% Jahre von 126,000 Thlr., zusammen

Netto 423,366 Thlr. ausgekommen. Von dieserNettoauskunft
kamenan das GroßherzogthumM.-Strelitz57016 Thlr., an das
GroßherzogthumM.-Schwerin 366,350. Der letztereBetrag
überschreitetdie dem Großherzogvon M.-Schwerin garantirte
Minimalsummevon jährlich200,000 Thlr., also für IV« Jahre
von 350,000 Thlr. — um 16,350 Thlr. Dieser Ueberschußist,

mit Vorbehaltder definitivenLiquidationnachAblauf des dritten

Rechnungsjahres,der Landesreceptnrkassefür das Rechnungsjahr
1866/67 überwiesen.

Die jährlicheAuskunftaus demEingangszollund derHan-
delsklassensteuerist demnachnoch einige tausendThaler höher,

als veranschlagt,gewesen. Dagegen steht zu erwarten, daß die
Erhebungskostendes Grenzzolles,welchenur einstweilen von
den Landesherrenfür das jährlicheBauschquantumvon 72,000
Thlr. übernommensind,bei weitemnichtreichenwerden,und deS-
halb erhöhteForderungengeltendgemachtwerden. Aus einem
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Rescriptdes Finanzministeriumsan die Steuer- und Zollvenval-
tung vom 15. Juni 1865 geht bereits hervor, daß durch jenes
Bauschquantumdie Verwaltungskostennicht gedecktwerden.

Wenn nun auchdieseReform des Steuer- und Zollwesens
insofemals ein Fortschritterachtetwerdenmuß, als der innere
Landesverkehrdurch Aufhebung der widersinnigenund Handel
und VerkehrunterdrückendenBinnenzölleund indirektenSteuern
freigewordenist, so stehendochderselbendie wichtigstenBedenken
entgegen.

In der citirten Schrift des Verfassersist eingehendent-
wickelt,daß der AnschlußMecklenburgsau den deutschenZoll-
vereineine wirtschaftlicheNotwendigkeitsei, und daß es, da
derselbedoch bald erfolgenmüsse, unseren wirtschaftlichenIn¬
teressenentspräche,denUmwegüber den mecklenburgischenGrenz-
zoll zum Zollvereinzu vermeiden. Die Notwendigkeitdes An-
schlussesMecklenburgsan den Zollvereinist jetzt, wo der An-
schlußSchleswig-Holsteinsund Lauenburgsan denselbenin nicht
ferner Aussichtsteht, noch klarer hervorgetreten,und schwerlich
bildet der am 1. Juli d. I. in Wirksamkeitgetretenemecklen-
burg-französischeHandelsvertrag,welcherdenBeitritt zu demselben
von der GenehmigungLouis Napoleons abhängigmacht,eine
hinlänglichstarke Schutzmauerwider den, von unserer gegen-
wärtigen Regierung gefürchtetenAnschluß. Es ist in der er-
wähntenSchrift fernerauf die nachteiligenFolgen aufmerksam
gemacht,welchefür Mecklenburgdaraus entständen,wennes nicht
damals schon,wo derZollvereinnochnichtreconstituirtwar, mit
Preußen Verhandlungenüber den Anschlußeinleiten,sondernda-
mit bis nach geschehenerNeconstituirungwarten würde. Die
Zukunftwird lehren, daß Mecklenburgden günstigstenZeitpunkt
für den Anschlußverpaßthat.

Wenn man aber dem Anschlußan den Zollvereindurchaus
entgegenwar, so hätte man die Entschädigungder Landesherren
für die abzulösendenSteuern, falls überall eine solcheals noth-
wendigangesehenward, im Wege der außerordentlichenContri-

3
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Button, anstatt durch den Grenzzoll, aufbringensollen. Zur
Deckungder abzulösendenlandesherrlichenSteuern brauchtennur
aufzukommen142,000Thlr.— 131,000Thlr. für denGroßherzog
vonM.-Schwerinund 11,000Thlr. für denGroßherzogvonM.-
Strelitz. Denn nach offiziellerBerechnungbetrugderAusfallfür
elfterennur 186,000Thlr., stattderihmgarantirten200,000Thlr.
Außerdemsind dem Großherzogevon M.-Schwerin von dem
Betrage der abzulösendenSteuern die Kostender Erhebungnur
mit 16,°pCt. und nicht,wiehättegeschehensollen,mit wenigstens
30 pCt. der Bruttoeinnahmein Abrechnunggebracht,woraus der
großherzoglichenKasseein weitererWortheilvon30,000Thlr.,zu-
sammenvon44,000Thlr. erwachsenist. (Vgl.die citirteSchriftdes
Verfassers„Die mecklenburgischeSteuerreform:c." S. 43.) Da
nun überdies die Erträge aus der Handlungsklassensteuermit
25,000 Thlr. auf die Entschädigungssummein Abrechnungge-
brachtwerdensollen, so reducirtesich der für den Großherzog
von M.-Schwerin zu deckendeBetrag auf 131,000 Thlr. Mit
Rücksichtauf die obigenAuseinandersetzungenhätte es nur der
äußerstenBilligkeit entsprechen,wenn die einfacheErhebungder
außerordentlichenritterschaftlichenHufensteuervon4 Thlr. 16 Sch.
auf 14 Thlr. für die Hufe erhöhtwordenwäre. Dies hättefür
die einfacheErhebung und unter Abrechnungder Hufen der
incamerirtenGüter einenMehrertragvon 34,000 Thlr. und für
eine zweimaligeErhebung einen Mehrertrag von 68,000 Thlr.
ergeben,und es wären alsdann nur noch63,000 Thlr. zu decken
gewesen. Da nun die einfacheErhebung mit Zuschlagder vor-
geschlagenenErhöhung der ritterschaftlichenHufensteueretwa
160,000 Thlr. gebrachthaben würde, so hätte man mit wenig
mehr als V»der einfachenErhebung den Ausfall deckenkönnen.

Die durch die erhöhteErhebung erwachsendenMehrkosten
sind so unbedeutend,daß sie kaumin Anschlagzu bringensind.
Auf dieseWeise hätte man die großen Kosten des Grenzzolles,
welchefür M.-Schwerin,außer den erstenEinrichtungskostenvon
50,000 Thlr., mindestens60,000 Thlr. jährlich betragen, das
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unproduktiveHeer von Steuerbeamtenganz sparenkönnen,und
nichtallein einen freienVerkehrim Innern, sondernauch einen
freienEingangsverkehrgewonnen. Aber die bestimmendenGe-
walten zogen es vor, die beidenGroßherzogthümermit einem
Grenzcordonvon 136V?Meilen Ausdehnung,wovon auf M.-
Schwerin 96 Meilen kommen,zu umgeben,und den Taschen
der schwerinschenSteuerzahlerjährlich260,000 anstatt, wie bis-
her, 156,000 Thlr zu entziehen,und ihnen somit eine unnöthige
jährlicheMehrausgabevon 104,000 Thlr. zu verursachen.

Der GrundfehlerderSteuerreformist indeß,daß einesTheils
die Steuerungleichheitennichtaufgehörthaben und daß anderen
Theils nicht an die Stelle des Averfionalsystemsdas Budget-
fystemgetretenist.

Da die Reform nur eine partielle gewesenist, so dauern
die geschildertenUngleichheitender bei Bestand gebliebenen
früherenSteuern fort. Der Grenzzollaber, die Handelsklassen-
steuerund die directeSchlacht- und Mahlsteuer erweiternnoch
dieUngleichheitenin derBesteuerung,indemdurchsie dieHaupt-
steuerlastauf die minderwohlhabendeund ärmereVolksklassege-
worfenist.

Es lag sehrnahe, für den Grenzzoll,wenn man sichnicht
zu Werthzöllenverstehenwollte, den Tarif derjenigenStaaten
grundleglichzu machen,welcheauchnur aus finanziellenGründen
einenEingangszollerrichtethaben,wie dies von der Schweizge-
schehenist. Der schweizerZolltarifformirtnun verschiedeneKlassen,
und innerhalbdieserwird wiedereinUnterschiednachdemWerthe
gemacht. Der mecklenburgischeTarif beruht aber auf dem rohen
Prineip der Gewichtszölle.Seidene Waaren im Werthe von
500 Thlr. pr. Centnerwerdennichthöherversteuert,als ordinäre
Baumwollenwaarenim Werthe von 16 Thlr. pr. Centner.
Zwischengrobenund feinenBaumwollenwaaren,zwischenfeinen
und grobenLeinwaaren,zwischenEssig und Bier auf der einen
und Champagnerund seinen Weinen auf der anderenSeite,
zwischenGoldwaarenund Messingwaaren:c. wird keinUnterschied

3»
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in der Besteuerunggemacht. Es fällt daher namentlichauf die
Rittergutsbesitzernur eine verhältnißmäßighöchstunbedeutende
Quote vom gesammtenGrenzzollbetrage.Ueberdiessind sie im
Tarife durchZollbefreiungenund Ermäßigungender zuni land-
wirthfchaftlichenBetriebe erforderlichenArtikel sehr begünstigt
auchgestaltetesichder Zoll für einzelneihrerProduktezu einem
wirklichenSchutzzoll. Sodann fielenin Folge der Steuerreform
für die RittergutsbesitzermancheProhibitionenund Verkehrs-
beschränkungenfort, namentlichward ihnen die höchstwichtige
Concessiongemacht,Branntwein und Spiritus, Mühlenfabrikate
frei in dieStädte zu bringen,weitereConcessionenwurdenihnen
in der Erweiterung des ländlichenGewerbebetriebeszu Theil.
Durch vollständigeFreigebungdes Exports sind nichtallein eine
Menge von Formalitätenund Weiterungen, durch welchefrüher
der Exporthandelder Gutsbesitzerbelästigt ward, in Wegfall ge-
kommen,sondernes werdennunmehr auchihre Produkte, welche
früher, wenn an Zwischenhändlerverkauft,beimExportderSteuer
unterworfenwaren, in jedemFalle frei exportirt. Während es
im ursprünglichenReformplane lag, die Entschädigungssummen
für die beidenSeestädte im Betrage von 56,400 Thlr. durch
den Eingangszoll mit aufbringenzu lassenund der Tarif der
erstenAbtheilungzu einem Thaler pr. Centner normirt war,
setzteman nachherdenselbenauf 25 Schillingeherab,machteden
GutsbesitzernnochverschiedeneConcessionenund bestimmte,daß
jene Entschädigungssummenund außerdemder weitere durchdie
Tarisermäßigungentstehendeund zu 16,000 Thlr. veranschlagte
Ausfall aus der Recepturkassegezahlt werden solle. Bei der
privilegirtenStellung, welchedie RitterschafterwiesenerMaaßen
zur außerordentlichenContributioneinnimmt, gereichtederselben
diese Modisicationdes ursprünglichenProjekts zu großemVor-
theil, und erklärt es sichtheilweiseauch daraus, daß die ultra-
feudalePartei ihren anfänglichenWiderstandwider das Steuer-
rcsormprojcctaufgab. Man sieht aus dem Vorstehenden,was
von derBehauptungderAnhängerdesselben,die Ritterschafthabe
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durch die Steuerreform ihre alte Steuerfreiheit eingebüßt,zu
halten ist. Sie hat noch immer dieselbeprivilegirteStellung,
welchesie schonzur Zeit der Einführung des Erbvergleichsinne
hatte,wo, wie gezeigt,wenn auchnichtgesetzlichdochfactischdie
indircctcnstädtischenSteuern auf dieselbenmit übertragenwur-
den. Diese indirectenSteuern sind jetztan dieGrenzeverlegt—
das ist für sie der Sache nach der einzigeUnterschiedzwischen
jetztund früher.

Durch die Handelsklassensteuerund durchdie Umwandlung
der indirectenSchlacht-und Mahlsteuerin eine directesind der
RitterschaftweitereVortheileerwachsen.Die letzterewurdeallein
denStädten auferlegt,wogegendem plattenLandedie erwähnten
Verkehrserleichterungenzu Theil wurden. Ein Dritttheil des
früherenErtrages der Handelsklassensteuerwurde, anstatt durch
den Grenzzoll aufgebrachtund so auch den Gutsbesitzernmit
auferlegtzu werden,den Kaufleutenund handeltreibendenHand-
werkernin den Städten und Fleckendirectaufgebürdet.

Die Handelsklassensteuerist eine nach der Zahl der Ein-
wohnerund der Zahl der Kaufleutein den einzelnenLandstädten
und FleckennormirteFixsteuer,welchedie früherenNachtheileder
mit Recht beseitigtenHandelssteuerin der Höhe von einem
Dritttheil durch die Hinterthür wieder einführt, und deshalb
nochdrückenderals die Handelssteuerist, weil sie sichnichtwie
diese, welchevom Werthe der eingekauftenWaaren entrichtet
ward,demGeschäftsumfangeanpaßt. Die nachtheiligenWirkungen
der Handelsklassensteuerwerden dadurch verstärkt,daß nochein
Zuschlagzu derselbenvon 25 pCt. im Interesse der städtischen
Kommuneerfolgenkann und daß diejenigenKaufleute, welche
früher zur außerordentlichenContribution einenProcentsatzvon
dem Wertheder versteuertenWaaren zu entrichtenhatten, jetzt
den drittenresp. viertenTheil ihres zur Klassensteuerenquotirten
Betrages als Simplum der außerordentlichenContributionzu
zahlen haben. Da nun der Ausfall deSGrenzzollsdurch die
außerordentlicheContribution gedecktwerden soll, so muß der
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Kaufmannum so mehr directcontribuiren,je geringerdie Ein-
nähmeaus dem Grenzzollist, je geringerfolglichder Handels-
verkehrist. Die EnquotirungdieserSteuer geschiehtdurcheine
von denSteuerpflichtigenzu erwählendeCommission. Diese an
sich sehr zweckmäßigeund z. B. für eine Einkommensteuersehr
empfehlenswerteEinrichtughat in vorliegendemFalle ihregroßen
Bedenken. Denn die Abschätzungscommissionhat nicht nach den
Leistungsvermögender Steuerpflichtigendie Höhe der Steuer zu
bestimmen,sondernein im voraus feststehendesSteuerquantum
nach dem geringerenoder größerenGeschäftsbetriebunter eine
bestimmteAnzahl von Personen zu vertheilen. Die Mitglieder
der Commissionhabendeshalbein eigenesInteressebei der Ab-
schätzung,denn je höhersie die übrigen Steuerpflichtigenenquo-
tiren, destogeringerist ihre eigeneSteuerlast. Die Klagensind
denn auchziemlichallgemein,daß derhöchsteSteuersatzzu niedrig
gegriffensei, und in Folge davon die kleinerenKaufleuteund
handeltreibendenHandwerkerzu hoch enquotirt wären. In
Rostockz. B. ist der höchsteSatz derKlassensteuernur 12VThlr.,
währenddort früher die großenKornexporteuretausend Thaler
und mehr an Acciseund außerordentlicherContribution hatten
zahlenmüssen. Die Schlacht-und Mahlsteuerist eine nach der
Einwohnerzahlder Städte verschiedennormirte directeSteuer,
zu welcherdie Schlächtereine Fixsteuerfür ihr Gewerbezahlen.
Die specielleVertheilungder von jeder Stadt im Ganzen auf-
zubringendenSteuer unter die zahlpflichtigenContribuenten
geschiehtauf Grund der unter Genehmigungdes Ministeriums
für jedeStadt darüber zu erlassendenRegulative. Auch rück-
sichtlichder Schlacht-und Mahlsteuersind theilweisedie Klagen
nichtunbegründet,daß in den betreffendenRegulativenderhöchste
Steuersatz zu niedrig sei und derselbedaher den minderWohl-
habendenzu hart drücke.Die Stadt Rostock zahlt an Schlacht-
und Mahlsteuerfür je 100KöpfederBevölkerungjährlich38 Thlr.
an den Großherzozund ist berechtigt,außerdem24 Thlr. auf
100 Köpfe für eigeneRechnungzu erheben. Für die Consu»
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mentenist der niedrigsteSatz 16 Schillinge,der höchste6 Thlr.
Auf je 100 Köpfe zahlt daS Amt der Bäcker 18 Thlr., das
Amt derSchlächter12 Thlr. Die Brenner, Destillateure,Brauer,
Müller, Mehlhändler,Gast-, Schenk- und Speisewirthe,Licht-
haaken,Conditorenund Kuchenbäckerzahlenbis zu 100 Thlr.

Die Conservirungdes Aversionalsystemsward als zweiter

GrundfehlerderSteuerreformbezeichnet.Die Landesherrenhaben

den Ständen darüberkeineAuskunftertheilt, welcherErsatzaus
dem neuenSteuermodus zur Deckungder Staatsbedürfnisseer-
forderlichsei, sondernsie haben ihre Ansprücheeinzigund allein
auf die Einbuße der finanziellenErträge aus den aufzuhebenden
Steuern gegründet. Der Großherzogvon M.-Schwerin berech-
nete die jährlichenNettoerträgeder abzulösendenSteuern auf
186,000 Thlr. und begründetedamit seinenAnspruchauf einen
jährlichenErsatzvon 200,000 Thlr. und auf 30 pEt. etwaiger
Mehreinnahmen. Auch diese in AnspruchgenommeneVermeh-
rung der großherzoglichenEinnahmen ward nicht durch eine in
AussichtstehendeVermehrungderStaatsbedürfnisse,sondernallein
dadurchmotivirt, daß nach den gemachtenErfahrungen die ab-
zulösendenSteuern im Laufeder Zeit einen vermehrtenErtrag
abgeworfenhabenwürdenund daß daher auchdieneuenSteuern
einen entsprechendenMehrertrag liefern müßten. Die Sache
wäre nun wenigerbedenklich,wennwir eineStaatskasse hätten,
in welchealle Einnahmenflössen,und wenn diesealleinim wirk-
lichenöffentlichenInteresse verwandtwerdenmüßten. Aber die
großherzogliche Casse ist keineStaats casse. Aus

"derselben

sind zwar die öffentlichenAusgabenzu bestreiten,aber sie ist zu-
gleichauch,wie wir schongesehen,Privatchatoulle des Groß-
Herzogs,von welchemallein die Art der Verwendungabhängt.
Wederüber die Einnahmen noch über die Ausgabenfindet eine
ständischeControlestatt. Wir haben ja so wenig eine Staats-
casse,als ein Staatsbudget.

Eine rationelle Steuerreform hätte vorausgesetzt,daß das
feudaleAversionalsystemin das Budgetsystemhinübergeleitetwäre.
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Man hätte daher in erster Linie die Frage erhebenmüssen,ob
überall eine Dcckungfür die abzuschaffendenSteuern sichvernoth-
wendigte, eventuell,ob. nicht die Ausgaben beschränktwerden
könnten. Die Trennung der Staatseinnahmen vondenlandes-
herrlichenEinnahmen und folglichauch die Scheidungzwischen
Staatsgut und Hausgut hätten der Steuerreformvoraufgehen
müssen, und, um es kurz zu sagen, es hätten alle diejenigen
finanzwirthschaftlichenGrundsätzeeine Wahrheit werdenmüssen,
welchebereitsim Jahre 1808 von dem Landesherrnund vonder
Landschaftals richtig anerkanntwordensind und in der Ver-
fassungvon 1849 einenso correctenund überzeugendenAusdruck
gefunden.haben. Indem der Gedankeeines Staatsbudgets bei
den ständischenVerhandlungennicht einmal angeregtist, ward
von vornhereinauf eine rationelleSteuerreformverzichtet.In
der citirtenSchrift „Die mecklenburgischeSteuerreform":c. Seite
65 ff. ist bereitseingehenderörtert,daß eine durchgreifenderatio-
nelle Reform unseresFinanz- und Steuerwesensdie Beseitigung
der Feudalverfassungerfordert. Aber selbst vom Standpunkte
der letzterenvernothwendigtsich eine Veröffentlichungund die
ständischeControle des landesherrlichenBudgets. Denn da die
Steuerpflichtnur eine subsidiäreist und die principaleVerpflich-
tung zur Bestreitungder Staatslasten auf der großherzoglichen
Kasseruht, so muß landesherrlicherSeits ein Nachlaßan Steuern
bewilligtwerden, falls sichdie landesherrlichenEinnahmenüber
die staatlichenBedürfnissehinaus vermehren. Dies folgt schon
aus dem WesenunseresPatrimonialstaatsrechtsund ist zumUeber-
sluß von dem Großherzogein einemspeciellenFalle ausdrücklich
anerkannt. In Veranlassungder auf dem Convocationstagevom
Jahre 1843 gefaßtenBeschlüsseüber die Herstellungder Berlin-
Hamburger Eisenbahn ward nämlichSeitens des Großherzogs
die Zusicherungertheilt, daß, wenn der Betrag des Transitzolles
und der übrigen Zölle die bisherigenZolleinnahmenbedeutend
übersteigensollte, der Mehrertragzur AblösungsonstigerZoll-
erlegnisseoder sonst doch zum Besten des Landes verwendet
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werdensolle. WennabereinesolchelandesherrlichePflichtbesteht,
so correspondirtderselbendas Rechtder Stände auf Einsichtin
die landesherrlichenFinanzen und Controle derselben,um be-
nrtheilenzu können,ob die landesherrlichenEinnahmensichnicht
über die staatlichenAusgabenhinaus vermehrthaben oder letztere
sichbeschränkenlassen,ob folglichdieStände nichteinenAnspruch
auf Steuernachlaßerhebenkönnen.



DieöffentlichenEinnahmenundAusgaben.

In allen civilisirtenStaaten, selbstin Rußland, werdendie
Etats über .die Staatseinnahmen und Ausgabenin offizieller
Weisezur öffentlichenKunde gebracht. In Mecklenburgaberist,
die constitutionellePeriode ausgenommen,niemals das landes-
herrlicheBudget veröffentlicht.Neber den ständischenEtat und
den landesherrlich-ständischenEtat werden gewöhnlichin den in
den ZeitungenveröffentlichtenLandtagsberichtenMittheilungenge-
macht, dochsind diesenicht offiziellen,sondernnur privatenUr-
sprungs. Es ist daher äußerst wichtig, aber auch nicht ohne
Schwierigkeiten,den gegenwärtigenStand unserer öffentlichen
Finanzen zu ergründen. Der nachfolgendenDarlegungderselben
ist der währendder constitutionellenAera nur in wenigenExem-
plaren gedruckteund an die damaligenAbgeordnetenvertheilte
Etat für 1848/49 zu Grunde gelegt. Für dieselbesind außer-
dem benutztnamentlichder Etat für 1850/51, einzelneMitthei-
lungen des großherzoglichenstatistischenBüreaus in denvondem-
selben herausgegebenen„Beiträge zur Statistik Mecklenburgs/
(Julius Wiggers), Staatskundeder beidenGroßherzogthümer
Mecklenburg,Wismar und Ludwigslust1861, S. 75 ff., (welche
aucheinenTheil von W. Naabe's .MecklenburgischeVaterlands-
künde"bildet),dessenArtikel„MecklenburgsS. 734 ff.in Notteck
und Welcker'sStaatslexicon, Band IX., 1864, einzelnedürf-
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tige Notizen im Staatskalender und gelegentlicheVeröffent-

lichungenin der Tagespresse.Der gleichfallsnur in wenigen

Exemplarengedruckteund wie dererstere,nichtin denBuchhandel

gekommeneEtat für 1850/51, obgleichvollständigerund detail-

lirter als der ersterwähnte,ist nichtzur Basis dieserDarlegung

genommen,weil er die wiederaufgehobeneconstitutionelleBerfas-

sung und daher diedamitwiedervernichteteTrennungdesStaats-

guts vomHausgutund derStaats-Einnahmenund Ausgabenvon

den landesherrlichenzur Voraussetzunghat. Derselbeist dagegen

als werthvollesMaterial benutztworden. Der Etat für 1848/49

ist freilich,wie der für 1850/51, ebennur ein Voranschlag,
aber im Ganzen wird er nichtwesentlichvon denwirklichenEin-
nahmenund Ausgabenjenes Jahres differirthaben. Die seitdem
eingetretenenAbweichungenin den Einnahmenund Ausgaben
könnennachLageder Sache, soweitnichtthatsächlichesMaterial

vorliegt,nur approximativgeschätztwerden. In einzelnenFällen

ist auchnichteinmal eine annäherndeSchätzungmöglichgewesen.

Im großenGanzen aber ist es uns gelungen,das nöthigeMate-

rial herbeizuschaffen,um den gegenwärtigenStand unsereröffent-
lichenEinnahmen und Ausgabenannäherndrichtig darlegenzu
können. Es ist selbstverständlich,daß dieSchätzungderAusgabe-
differenzzwischenjetztund früher, falls diesesichnichttatsächlich
feststellenließ, nur auf die seitdemeingetretenenVeränderungen
in den staatlichenZuständen,Einrichtungenund Bedürfnissensich
gründen,nichtaber auf solcheAusgabensicherstreckenkonnte,die

vom willkürlichenlandesherrlichenBelieben abhängen. Bericht!-

gungen einzelnerJrrthümer, welchenachLagederSachekaumzu

vermeidensind, würdenwir gern sehen, nochlieberaber, wenn

unsereArbeit eine offizielleVeröffentlichungunseresBudgetsver¬
anlaßt?, denn das von uns aufgemachteBudget ist nur ein Noch-
behelffür das mangelndeoffizielleBudget.

Die bloße Angabe der Einnahme-und Ausgabe-Positionen
unseres Budgets würde für das VerständnißunsererFinanzen

nicht ausreichen. Es vernothwendigtsichdaher, daß die wichti¬
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geren Budgetpositionenund die finanziellenErgebnissenäher er-
klärt und erläutert und kritischbeleuchtetwerden. Der Zweck
unsererDarlegung ist auchkeineswegsein blos finanzstatistischer,
sondern wir wollen überhauptdie FinanzVerhältnisse unseres
Landes erörtern. Wir könnendeshalbnichtumhin, unsereseu-
dalen Verhältnisse,Zuständeund Einrichtungen,insoweitsie mit
unserenFinanzenzusammenhängenund zumVerständnis?oderzur
Beurthei'ungder letzterendienen,wennauchnur in kurzenGrund-
zügenauseinanderzusetzen.

Es existirtbei uns ein dreifacherEtat: ein landesherrlicher,
ein rein ständischerund ein landesherrlich-ständischer,je nachdem
der Landesherrallein, oder die Stände allein oder der Landes-
Herr und die Stände über Einnahmenund Ausgabenzu ver-
fügen haben. Der landesherrlicheEtat theilt sichwiederin einen
ordentlichenund einenaußerordentlichen.

a. Der landesherrliche Etat.

aa. Der ordentlichelandesherrliche(CM.

Nach dem Etat für 1848/49 betrugendie ordentlichenEin-
nahmen.3,582,555, die ordentlichenAusgaben3,639,079 Thlr.,
das Deficit also 56,523 Thlr.

Die in jenemEtat gemachtenverschiedenenRubrikensind:

I. Domainen.*)

Diese Rubrik schließtab mit einerEinnahmevon2,227,470
und einer Ausgabevon 1,043,160 Thlr.

*) Vergl. C. W. A. Balck, Domanial-Verhältnisse in Mecklenburg-
Schwerin, 1864 und eine Abhandlung des großherzoglichen statistischen
Bureaus: .Das Großherzozlich Mecklenburg-SchwerinscheDomanium" in
den .Beiträgen zur Statistik Mecklenburgs", 1865.
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Das Domanium bildet,nachder Definitiondes großherzog-
lichen statistischenBureaus, denjenigenTheil von Mecklenburg,
welchersichim Eigenthumdes Landeshernt̂befindet,seinemallei¬
nigen Gesetzgebungsrechtunterliegt,durchbesonderevon ihm con-
stituirte Behörden verwaltet wird, und dessenAuskünftezur
Bestreitungder Kostendes Landesregimentsund der fürstlichen
Haus- und Hofhaltungdienen. Dasselbebestehtaus dem„eigent-
lichen" oder „alten" Domanium und den sogen,incamerirten
Gütern. Ersteres ist das ursprünglicheStammgut des Landes-
Herrn, welchesim Mittelalternur einengeringenUmfanghatte,
zur Neformationszeitaber durch die Einziehungder geistlichen
Güter eine bedeutendeAusdehnunggewann. Die incamerirten
Güter sind alle diejenigenvomLandesherrnnachdemJahre 1748
erworbenenLehn-und Allodialgüter,welchedem Domanium ein-
verleibt wurden, aber rücksichtlichder Steuerpflicht und aller
übrigen Rechteund Pflichtenzu den ritterschaftlichenGütern ge-
rechnetwerden. Die Scheidung der Domainen in eigentliches
Kammergut und in Domainen des großherzoglichenHaushalts
beruhte ursprünglichauf dem Staatsgrundgesetzevom 10. Octo-
ber 1849, welchesdie Domainen für Staatseigenthumerklärte
und nur einzelneTheile derselbenausbeschiedund dem Landes-
Herrn zur Bestreitungseiner Bedürfnisseals fideicommissarisches
Eigenthumunter dem Namen „GroßherzoglichesHausgut' reser-
virte. Mit der Wiederaushebungdes Staatsgrundgesetzesaber
ward das gesammteDomanium wiederumals landesherrliches
Eigenthum in Anspruchgenommen. Wenn dessenungeachtetdie
Eintheilungin Kammerdomainenund Haushaltsgüterbeibehalten
ward, so ist dies nur nochinsofernvon Bedeutung,als letztere,
obgleichrücksichtlichder Justiz-,Polizei-und Curatelpflegemit den
Domanialämternverbunden,dochin ökonomischerBeziehungunter
getrennterVerwaltung stehen.— Das statistischeBureau scheint
freilich dieser beibehaltenenTrennung der Domanialverwaltung
fine principielleBedeutungvindicirenzu wollen,indemes S. 84
der gedachtenAbhandlunghervorhebt,daß mittelstjenerTrennung
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der Domanialverwaltungdie spccielllandesherrlichenBedürfnisse

strengevon den sonstigenRegierungsbedürfnissengeschieden,und

alle landesherrlichenJntraden, welchenicht aus dem Hausgute

fließen, allein und ausschließlichfür Regierungszweckeverwendet

werden. Allein wir halten es für äußerstschwierig,diesim Ein-

zelnenzu begründen,da in einemfeudalenLandewie Mecklen-

bürg, die Grenzliniezwischenspccielllandesherrlichenund Regie-

rungS-Bedürfnissensehr schwerzu ziehen ist. Da selbst das

Staatsgrundgesetzdem Großherzogeaußer den Einkünftenaus

dem Hausgut eine jährlicheCivillistevon 175,000 Thaler :c.

bewilligteund außerdemfeststellte,daß die Apanagen, Susten-

tationsgelderund Witthümer aus der Staatscasse gezahltwer-

den sollten,so könnenwir nichtannehmen,daß alle nichtaus dem

HausgutefließendenlandesherrlichenEinkünftelediglichfür Regie-

rungszweckeverwandtwerden. Wir halten uns zu diesemZweifel

umsomehrberechtigt,als das großherzoglichestatistischeBureau

nicht immer bei seinerim übrigenhöchstwerthvollenArbeitden

rein statistischenStandpunkt eingenommen,vielmehrmit seinen

allgemeinenAngriffengegendie über unsereZuständeurteilende

PresseundseinemLobeunsereraltlandständischenVerfassungaufdas,

nichtzu seinerCompetenzgehörendepolitischeGebietabgeschweift

ist, und auch die erwähnteMittheilungnichtdurcheinestatistische

Darlegung unsererFinanzverhältnissebegründethat. Abgesehen

davon aber, fehlt jede Garantie, daß das heutenochinnegehaltene

Verfahren bei der Verausgabungder landesherrlichenEinküntfe

morgen noch befolgt wird. Denn nach der eigenenDarlegung

des großherzoglichenstatistischenBureaus gebührt dem Landes-

Herrndie alleinigeund ausschließlicheVerfügungüber seineEin-

künfte. Die von demselbengemachteMittheilungrücksichtlichder

Verwendungder landesherrlichenEinnahmen ist also ohne alle

und jedeprincipielleBedeutung.
Auf Grund vonAbmessungenauf dergroßenSchmettau'schen

Karte ward im Archivfür Landeskundevon 1853 der Flächen-

inhalt des GroßherzogthumsMecklenburg-Schwerinzu 244,n
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geographischenQuadratmeilenbestimmt,und zwar kommendavon
auf das .eigentliche"Domanium 9.7,20und auf die Jncamerata
8,«, zusammen105,c-O.-Meilen, auf die ritterschastlichenGüter
ohnedie Jncamerata 103,4g,auf die Städte mit ihrenKämmerei-
und Stiftsgütern 26,«, auf die Güter der drei Landesklöster7,9*
und auf sonstigeim PrivatbesitzbefindlicheGüter0,63O.-Meilen.
Die Größe deS Hausguts ward zu ca. 8 Q.-Meilen berechnet.
Das statistischeBureau hat aber in der citirtenAbhandlungnach
den neuestenund auf Grund der inzwischenvollendetentrigono-
metrischenVermessungdes ganzenLandesnochzu vervollständi-
gendenErmittelungenden Flächeninhaltdes Großherzogthumszu
241 geographischenQ.-Meilen veranschlagt,wovon auf das ge-
sammteDomanium 99,78tQ.-Meilen kommen,indemdas Doma-
nium früher irrthümlichum 5,ss Quadratmeilenzu groß ange-
geben fei. Das Domanium ausschließlichder Haushaltsgüter
umfaßt nachderselbenQuelle 91,824und die Haushaltsgüter6,407
Quadratmeilen.

Nach der Martini 1865 vorgenommenenZählungbetrugdie
Bevölkerungdes Großherzogthums551,966 Einwohner, wovon
nach dem Staatskalendervon 1866 auf die Domainen 204,859,.
auf die ritterschaftlichenGüter einschließlichder Klostergüter
144,494 und auf die Städte einschließlichder Kammereigüter
202,613 E. kommen. Das statistischeBureau nimmt, wahr-
scheinlichim Zusammenhangmit dem berichtigtenFlächeninhalt
des Domaniums, die BevölkerungdesselbennachderZählungvon
Martini 1863, welchenachdem Staatskalenderdamals 206,892
E. betrug, zu 199,474 E. an, wonachauf jederQuadratmeile
1999 E. leben. Die Domainen ohne die Haushaltsgüterhaben
189,428, also 2060 E. auf der Q.-Meile, die Haushaltsgüter
10,046, also nur 1569 E. auf der Q.-Meile. Die letzterenum-
fassen 100 Ortschaften(darunter 66 Höfe und 14 Dörfer),die
ersteren1041 Ortschaften. Bei dieserBerechnungsind die ein-
zelnenHöfe, insofern sie besondereNamenführen,mitgerechnet.
Nach Balck oit. S. 4 sind im gesammtenDomanium5 Markt¬
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fleckennebst einer sogen.Ortschaft,650 Dörfer, 252 (jetzt244)

Höfe und etwa 500 einzelnliegendeGehöfte.
Der Hufenstanddes Domaniumsward, mit Ausschlußder

HerrschaftWismar und der incamerirtenGüter, ohnevorherige

Bonitirung, nur um einen Maßstab für die nachHufen aufzu-

bringendeSteuer den anderen Landestheilengegenüberzu haben,

durch den Convocationstagsabfchiedvon 1808 zu 2606 Hufen

und der Hufenstandder HerrschaftWismar zu 78, zusammenzu

2684 Hufenangenommen.Die incamerirtenGüter sind mit den

ritterschaftlichenvermessenund bonitirt und haben danach243

Hufen, die bonitirteHufe zu 600 ScheffelAussaat gerechnet.

Zu Anfang diesesJahrhunderts beganndie inzwischenvcl-

lendeteVermessungund Bonitirung des Domaniumsauf Grund

der durchden Landesvergleichfür dieRitterschaftvorgeschriebenen,

im Jahre 1756 angefangenenund im Jahre 1778 vollendeten

Vermessungund Bonitirung, nichtum den angenommenenAver-

sional-Hufenstandzu rectificiren,und die darauf basirteBesteuc-

rung der übrigen Landestheilegegenüberzu modisiciren,sondern

um eine Norm für die Besteuerungder einzelnenDomanial-

grundstückenach ihrem wirklichenHufenstandund für die Pacht-

anschlagezu gewinnen. Das Verfahrenbei der Bonitirung war

dem Landesvergleichgemäßdas Folgende. Der Normalscheffelist

der NostockerScheffel zu 2832 Cubikzollmecklenb.M. 1' =

127 Pariser Linien. Die Normalrutheenthält 16 LübeckerFuß

ä 129 Pariser Linienund der Fuß 12 Zoll. Nach der verschie-

denenGüte des Bodens wurde die Größe des ScheffelsAussaat

berechnetund zwar der AckernachsechsClassenbis zu 300 Q.-R.

auf den Scheffel,die Wiese nach vier Classen von 100 bis

300 Q.-R. auf 1 Bauernfuder,und dieWeidenachsechsClassen

von 100 bis 500 Q.-N. auf den Scheffel,wobeinur die natür-

licheBodengüte, nichtvorübergehendeMeliorationenin Betracht

gezogenwurden. Ein Fuder Heu ward gleich zwei Scheffel

Aussaat gerechnet.Bei Holzungen,Brüchenund Dickungenward

nur der Graswuchs berücksichtigt.Bei den Gewässernwurde
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ein reiner jährlicher Pachtertrag von 120 Thlr. 300 Scheffel
Aussaat gleichgerechnet. Hof- und Dorfstellen, Lustgärten, Teiche,
Bäche, kleine Gewässer, Gräben, Unbrauchbares bliebenbei der
Bonitirung unberücksichtigt. In neuerer Zeit wurden die sechs
Ackerklassenaus neun und die vier Wiesenklassenauf sechsClassen
erweitert, dagegen die sechs Weideklassenauf fünf Classen ver-
mindert.

DaS gesammteDomanium enthält auf Grund der neuesten
Vermessungen 253,440,192,-, mecklenburgischeQuadrat-Ruthen
(= 387,003,420 preuß. Q.-R. oder 2,150,019 Morgen), wovon
auf das Domanium ohne das Hausgut 233,407,261 und auf
das Hausgut 20,032,931 Q,-R. kommen. Die zur Ackerkultur
nutzbaren (mit Einschluß der privativ unbrauchbaren) Flächen
des gefammtenDomaniums umfassen193,127,186, das Forstgebiet
44,977,951 Q.-N. (darunter 1,531,665 Torfgrund und 1,839,516
Q.-N. Holzboden und Torfgrund) oder 381,563 preuß. Mor-
gen, die nutzbaren Gewässer 10,004,336 und die allgemein un-
brauchbaren Flächen 5,330,718 Q.-R. Von den zur Ackerkultur
nutzbarenFlächen enthalten die geistlichenGrundstücke3,326,582,
die Schulländereien 1,407,048, die Dienstländereien für Amts-
und Forstoffizianten3,357,741, die Erbpachtländereien44,957,900
und die Zeilpachtländereien140,077,914 Q.-R.

Die Resultate der geschehenenBonitirung der verschiedenen
Domanialgrundstückesind nur theilweiseveröffentlicht. Im Jahr
1864 brachte das statistischeBureau ein Verzeichniß der Doma-
mal - Zeitpacht- und Erbpachthöse, nach welchem 177 Zeitpacht-
Höfemit einem Flächeninhalt von 33,189,548 Q.-R. einen boni»
tirten Hufenstand von 214,245 Scheffeln und 16,112 Fuder oder
411 Hufen und die 77 Erbpachthöfe mit einem Areal von
7,794,262 Q.-R. einen bonitirten Hufenstand von 40,496 Sches-
feln und 3476 Fudern oder 79 Hufen haben. ES fehlen aber
in diesem Verzeichnissedie HauShaltsgüter. In dem Staats-
kalender von 1865 wird zum ersten Male der Hufenstand der
Haushaltshöfe angegeben und zwar zu 120,456 Scheffeln, als«?

4



50

zu 200 Hufen. Die Frage wegen Verkeilung des landwirth-

schaftlichenKulturlandes nach Acker, Wiese, WeideJe. wird vom

statistischen Bureau späteren Nachforschungen vorbehalten. Es

finden sich aber bereits in seiner genannten Abhandlung inter-

essante Mittheilungen über die durchschnittlicheBodengüte deö

GesammtarealSder einzelnen Domanialamtsbezirke. Danach kom-

men auf das Gesammtareal des Domauiums von 253,440,192

Q.-R. durchschnittlich140 Q.-R. auf den bonitirten Scheffel.

Das Domanium hat also einen bonitirten Hufenstand von

1,810,287 Scheffeln oder von 3017 Hufen. Da nun der steuer-

bare Hufenstand 2684 Husen beträgt, so ist derselbe um 333

Hufen zu niedrig veranschlagt.

Von dem Grund und Boden des gesammten Domani-

umS einschließlichdes Hausgutes fallen auf 244
'Zeitpachthöfe

(178* zur Kameralverwaltung und 66 zur Hausgutsverwal-

tung gehörig) 46,375,526, auf 77 Erbpachthöfe 7,794,262 und

einige Pfarrhöfe :c. 408,822, zusammen 8,203,084, aus 1302

bäuerliche Erbpachtstellen 22,582,061, auf 4127 Zeitpachtbauer-

stellen 79,358,009, auf 7288 Büdncreien 14,036,234 (davon

2,461,850 Q.-R. im Zeitpachtbesitzund 11,574,383 Q.-N. im

Erbpachtbesitz)und auf 2653 Häuslereien 117,083 Q.-N. Müller,

Krüger, Ziegler, Schmiede tc. haben im Erbpachtbesitz^2,463,213

und im Zeitpachtbesitz610,094 Q.-R. Einlieger und Häusler

haben in Zeitpacht 7,563,864, außerdem sind zum Ver-

pachten auf kurze Zeit reservirt 3,726,644 Q.-N. Der übrige

Flächeninhalt vertheilt sich auf die geistlichenGrundstücke, auf

die Schulländereien, auf die Dienstländereien, auf den Forstgrund,

auf die nutzbaren Gewässer und auf allgemein Unbrauchbares in

den bereits angegebenenQuadratruthen-Beträgen.

Bon dem Grund und Boden des Hausguts allein kommen

auf die 66 Zeitpachthöfe14,481,000, auf 11 bäuerlicheErbpacht¬

*) 2 Zeitpachthöfe,von denenJohannis 1864der einein Erbpachtgegeben,
andere pareelirt ist, sind noch mitgerechnet.
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stellen215,720, auf 37 Zeitpachtbauerstellen770,489, auf 89 Büd¬
nerstellen131,420 und auf 52 Häuslerstellen997 Q.-R. Müller,
Krüger,Ziegler,Schmiede:c. haben im Erbpachtbesitz22,179 und
im Zeitpachtbesitz15,339 Q.-R. Einlieger und Häusler haben
in Zeitpacht 67,323, und zum Verpachten auf kurze Zeit sind
refervirt192,232 Q.-R. Der übrigeFlächeninhaltvertheiltsichauf
diegeistlichenGrundstückemit 160,704, auf dieSchulländereienmit
23,303, aus die Ländereienfür Amts- und Forstoffiziantenmit
177,241, auf Forstgrundmit Holzbodenmit 3,112,232, auf Torf-
grund mit 147,190, auf nutzbare Gewässer mit 309,732 und
auf allgemeinUnbrauchbaresmit 191,019 Q.-R.

Von. 1848 bis 1863 sind mit den Besitzverhältnissenim
Domanium nichtunwesentlicheVeränderungenvorgegangen,indem
viele bäuerlicheGüter in Erbpachtgüterverwandeltsind und be-
sonders in Folge der damaligen Bewegung mannichfachePar-
celirungenstattgefundenhaben. Während jenes Zeitraumes haben
sich die Zeitpachthöfevon 267 auf 244 und die Bauer stellenvon
4586 auf 4127 vermindert, wogegen sich die Zahl der Erb-
pachtstellen von 832 auf 1302, die der Büdnerstellen von
6669 auf 7288 und die der Häuslerstellenvon 142 auf 2653
vermehrt hat.

NachProcentenberechnetvertheiltsichderFlächeninhaltdes ge-
sammtenDomaniumSimBetragevon253,440,192,»Q.-R. folgender
Maßen: geistlicheLändereien1,3, Schulländereien0,6, Ländereien
für Forst- und Amtsosfizianten:c. 1,3,Forstgrund:Holzboden16«,
Torfgrund 0,6, Holzbodenund Torfgrund 0,?, Erbpachthöfe3,-,
bäuerliche Erbpachtstellen8,g, Büdner-Erbpachtländereien 4,«,
Häusler-Erbpachtländereien0,05, Erbpachtländereiender Müller,
Krüger :c. l,o, Zeitpachthöfe18,3, bäuerlicheZeitpachtstücke31,3,
Büdner-Zeitpachtländereienl,o, Häusler- und Einlieger-Zeitpacht-
ländcreien3,o, Zeitpachtländereiender Müller, Krüger :c. 0,2,
reservirtesAreal 1,5, nutzbareGewässer3,9, allgemeinUnbrauch¬
bares 2,i pCt.

Darnach beträgt die gesammteCulturslächedes Gesammt-
4*
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areals 93,»spCt, und von jener fallen wieder auf die landwirth-
schaftlichenCulturflächen 81,n und auf die forstwirthschaftlichen
Culturflächen 18,zg pCt. Im KönigreichPreußen ist dies Ver-
hältniß wie 74 zu 26. Vergleichtman das Domanium überhaupt
mit dem großherzoglichenHausgut, so betragen die landwirth-
schaftlichenCulturflächen im Domanium überhaupt 76,? im Ca-
meralgute 75,« und im Hausgute 81,? pCt., die forftwirthschaft-
lichen Culturflächen im Domanium überhaupt 17,? im Cameral-
gute 17,g und im Hausgute 16,z pCt. Von den landwirth-
schaftlichenCulturflächen der gesammten Domainen beträgt das
Areal der Zeitpachthöfe 24,oi und das Areal der Erbpachthöfe
4,-4 pCt. In den Cameral-Domaiuen beträgt die durchschnittliche
Größe der Zeitpachthöfeeinschließlichdes Unbrauchbaren 187,512
Q.-R. oder 1591 preuß. Morgen, ausschließlichdes Unbrauchbaren
173,947 Q.-N. oder 1476 Morgen, und der Erbpachthöfe ein-
schließlichdes Unbrauchbaren 101,224 Q-R. oder 861 Morgen
und ausschließlich des Unbrauchbaren 96,175 Q.-R. oder 814
Morgen; in den Haushaltsdomaincn dagegen beträgt die durch-
schnittlicheGröße der Zeitpachthöfe 219,410 Q.-R. einschließlich
des privativ Unbrauchbaren. Vom Gesammtareal der Kammer-
Zeitpachthöfe sind Gärten 0,s, Aecker77,s, Wiesen 10,i, Weide
3,9 und Unbrauchbares überhaupt 7,2 pCt., während bei den
Erbpachthöfen Gärten 0,?, Acker71,s, Wiesen 9,7, Weide 13,4,
und Unbrauchbares überhaupt 5,o pCt. einnehmen. Die bäuer-
lichen Ländereien betragen 52,77 der gesammten landwirthschast-
lichen Culturfläche, und es umfaßt die bäuerliche Erbpachtstelle
durchschnittlich17,734 und die bäuerliche Zeitpachtstelle durch-
schnittlich19,243 Q.-N. Von dem Gesammtareal dieser Bauer-
schastenbefindet sich 22,»« pCt. in Erb- und 77,84pCt. in Zeit¬
pacht. Die Büdnerländereien umfassen 5,6 pCt. des Gesammt-
areals, wovon 17,5 in Zeit- und 82,5 in Erbpacht, und kommen
auf jede der Büdnereien durchschnittlich15,74Q.-N. in Erbpacht
und 334 Q.-R. in Zeitpachtländereien.

Die ackerbautreibendenKlassen bilden den Hauptstamm der
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Bevölkerungdes DomaniumS, und befinden sichin deren Besitz
185,035,815 Q.-R. Dieses Areal ist in Händen entwedervon
Zeitpächternoder von Erbpächtera: eigenthümlicherBesitz von
Grund und Boden existirt im Domanium in kaum nennens-
werther Ausdehnung.

Dem landwirthschaftlichenBetriebe liegen ob: 325 Zeit- und
Erbpächtervon Höfen, 1281 Erbpächter,4125 Bauern, 7221 Büd-
ner, 2647 Häusler, 28 Holländer, 70 Schaafmeister,306 Krüger,
94 Fischer und 18,006 Tagelöhner und Einlieger, zusammen
34,100 Personen. Der gewerblicheBetrieb wird ausgeübt von
382 Schustern, 617 Schneidern, 449 Tischlern,355 Schmieden,
724 Maurergesellen,645 Zimmergesellen,161 Müllern, 323 Rade-
machern,500 Webern, 49 Zieglern, 10 Kalkbreunernund 1725
Gesellenund Lehrlingen,zusammen5940 Personen, wobei indeß
die Handwerkerin den Marktfleckenund einzelnenur seltenvor-
kommendeGewerbenicht mitgerechnetsind. Dienstboten existiren
35,059, wovon 18,483 dem männlichenund 16,576 dem weib-
lichenGeschlechteangehören. Die ebenspecificirtenGewerbetreiben-
den bilden nur 3 pCt. der ganzenBevölkerungdes Domaniums,
und davon sind 2,i pCt. Meister und 0,g pCt. Gesellenund
Lehrlinge.

- An Gebäuden giebtes im Domanium 337 Kirchen und Ka-
pellen, 353 geistlicheGebäude, 588 Schulgebäude,186 Kranken-
und Armenhäuser,305 Gebäude für Behörden, 178 zu anderen
CommunalzweckenbestimmteGebäude und 2131 zu öffentlichen
Gebäuden gehörende Ställe, Scheunen und Schuppen :c. und
19,335 Privatwohnhäuser,663 Fabrikgebäude,Mühlen, Schmie-
den :e. und 22,648 Privat-Siälle, Scheunen, Schuppen :c. Die
öffentlichenGebäude betragen 8,87, die Privatgebäude 91,13pCt.
2n Preußen sind 1,83pCt. öffentlicheund 98,17 pCt. private
Gebäude. Bon letzterenbetragenim großherzoglichenDomanium
die Privatwohngebäude45,3, die Fabrikgebäude,Mühlen je. nur
1,6 und Ställe, Scheunen:c. 53,1pCt. Im KönigreichPreußen
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sind 45,7 pCt. Wohngebäude, 2,e pCt. Fabrikgebäude:c. und
51,7 pCt. Ställe je.

Der Viehbestand des Domaniums ist: 36,862 Pferde,
128,425 Haupt Rindvieh, 275,235 veredelteund 97,970 Land-
schafe,75,707 Schweine und 7918 Ziegen. AufHaupt Rindvieh
rcducirt, kommen2412, in Preußen (1861) 2094, in Sachsen
2978 Stück auf die Quadratmeile.

Die Verhältnisse der verschiedenenKlassen der Domanial-
bevölkerungergebensich auS den nachfolgendenErörterungen.

In früherer Zeit wurden die Zeitpachthöfe meistens von
den AemternoderPfandinnehabern,seltenervonwirklichenPächtern
verwaltet und bewirtschaftet. Diese letzterenwaren gewöhnlich
Generalpächter,welcheein ganzes Amt oder einen Complexvon
Gütern pachteten und die einzelnenGüter wieder in Afterpacht
weggaben, zugleich aber die Gerichtsbarkeitund alle übrigen
Rechteder Kammer ausübten. Erst seit 1805 ward die öffent-
liche und Meistbietende Verpachtung der einzelnen Domanialhöfe
eingeführtund istgegenwärtigzur Regel geworden.Die Verpachtung
geschahgewöhnlichmit Rücksichtauf die Schlageintheilungauf
einen Zeitraum von 21 oder 18 Jahren, neuerdingsumfaßt die
Pachtperioderegelmäßig,ohneBerücksichtigungder Schlagordnung,
20 Jahre, nnd mit Rücksichtauf kostspieligeBauten und Melio-
rationen, einige Jahre mehr. Der Pächter hat das Gutsiuven-
tarium aus eigenenMitteln anzuschaffenund dem abziehenden
Pächter die Kosten der Ackerbestellungund Einsaat zu erstatten.
Die Hofgebäudesind landesherrlichund werden unter Aufsicht
der DomanialbeamtenvomPächtererhalten. GrößereReparaturen
und Neubauten mußte derselbefrüher selbst ausführen und wnr-
den nur Holzmaterialienund Steine gegenBereitelohnoder eine
Quote der Baukosten verabreicht,während gegenwärtigder Lan-
desHerrmit Ausnahme der erforderlichenSpann- und Handdienste,
die Kosten der Bauten bestreitetund der Pächter die Kosten mit
4 oder 2 pCt. zu verzinsenhat. Ein Nachlaß der Pachtzahlung
findet nicht statt, eine Stundung derselbennur ausnahmsweise.
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Die Personalstewsrnzahlt der Pächter und trägt die meistenaus

dem öffentlichenRecht fließendenGrundlasten, dagegen werden

die baaren Beiträge zu geistlichenund Schulbauten und die all-

gemeinenGrundsteuern vom Grundherrn übernommen.

Erbpachthöfe sind die mehr als 30V bonitirte Scheffel

enthaltendenErbpachtstellen,wogegenalle Erbpachtstellengeringe-

ren HufenstandeSbis zu 37'/- Scheffel hinunter zu den bäuer-

lichen Erbpachtgütern gerechnetwerden. Sie sind verschuld-

bar und veräußerlich,jedochist in Veräußerungsfällendie Eon-
firmaiion des Landeöherrn, dem auch das Vorkaufsrechtzusteht,

einzuholen. Die Erbpächterzahlen einen jährlichenCanon, der

nach je Wjährigem Durchschnittspreisedes Roggens bestimmt

wird, und gewisseAbgaben beim Wechseldes Erbpächters oder

des Grundherrn. Außerdem ruhen auf ihnen die auf admi-

nistrativem Wege zu regelndenSteuern, geistlichenund Schul-

lasten, und haben sie eine Reihe von Verbindlichkeitenzu über-

nehmen, von welcheneine der gehässigstenist, daß sie wohnungs-

los gewordeneFamilien bei sich aufnehmen müssen und nicht

ohne Genehmigung der Gutsherrschaft Wohnungen einrichten

dürfen. Ihre Stellen könnenwider ihren Willen nicht verändert

werden. Sie können letzlwilligüber ihr Besitzthumfrei verfügen.
Durch Verordnung vom 25. Jan. 1860 haben die bäuerlichen
ErbpächtereineArt bäuerliches,auf demVorzuge des männlichen
Geschlechtsund der Erstgeburt beruhendesIntestaterbrechterhal-

ten, um sie vor den vermeintlichenNachtheilen des römischen

Intestaterbrechteszu bewahren. Trotz der Vorzüge, welchedie

bäuerlichenErbpächter vor den Bauern haben, ist jedoch eine

gedeihlicheEntwicklung ihrer Wirtschaft durch die gesetzliche

Abhängigkeitderselbenvon den Verwaltungsbehördenund durch
mannichfachebeschränkendeBestimmungenin ihren Contracten in
hohem Grade erschwert*). Daß unter solchenUmständen trotz

*) Vgl. (Deiters), Handbuch der mecklenburgischen Wirtschaftsführung,

1855, S. 84—89 und Nizze, volkswirthschaftliche Zustände in Mecklenburg,

1861. S. 35.
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der auch für ErbpachtstellenbestehendenHypothekenbücherder
Nealcredit der Erbpächter ein sehr begränzter ist, darf nicht
auffallen. Namentlich steht auch das landesherrlicheConfir-
mationSrechtund Vorkaufsrecht,welcheszum Nachtheilder Hy¬
pothekengläubigernicht blos versagt oder ausgeübt werden kann,
sondern in einzelnenFällen neuerer Zeit auch versagt oder aus-
geübt worden ist, dem Credit der Erbpächter hindernd im
Wege. Die bäuerlichen Erbpachtstellen sind als solche erst
im Laufe dieses Jahrhunderts entstanden. Die Absicht des
Herzogs Carl Leopold, das gesammte Domamum zu ver-
erbpachten,ward nur bei einzelnenMühlen und den Frohuereien
ausgeführt. Auf dieDomanial-Bauergüterward das der römischen
EmphyteufenachgebildeteNechtsverhältnißerst 1809 angewandt,
und seitdemsind bald ganze Dorfschaftenbei ihrer neuen Negn-
lirung, bald einzelneHufen an ihre Inhaber vererbpachtetworden.
Seit 1815 sind die zur freien Disposition gelangendenund bei
Parcelirung von HoffeldmarkenneuerrichtetenBauerstellen regel-
mäßig meistbietendauf Erbpacht verkauftworden. Die Gebäude
sind Eigeuihum des Erbpächters. Er genießt keine Bauunter-
stühung Seitens des Grundherrn, darf aber dennochdie Gebäude
ohne dessenConsens weder vermehren,nochzur Gewinnungneuer
Wohnungen durchbauen.

Die Bauern mit einem Areal von 300 ScheffelnAussaat
werdenVollbauern genannt, und außerdemgiebt es Siebenachtel-,
Dreiviertel-, Zweidrittel-, Halb-, Drittel-, Viertel- und Achtel-
Hüsner mit refp. 262—299, 225—261, 200—224, 150—199,
100—149, 75—99 und 37Va—74 bemühtenScheffeln. Wäh¬
rend im größten Theile des übrigen Deutschlandsdas Verhältniß
des Bauern zu seiner Hufe mit der Ausbildung des bäuerlichen
Erb- und Familienrechts ein festeres und dem Eigenthum
ähnlicheswurde, ward der mecklenburgischeBauer im Verhält-
niß zu seiner Hufe, nachdem ihm durch den Artikel 16 der
Neverfalen von 1621 die Nechtsbasisder unvordenklichenVer-
jährung zwecksNachweisesder Dinglichkeitund ErblichkeitdeS
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Rechts an seinen Hufen entzogen ward, ein bloßer Zeitpächter.

Im Nitterfchaftlichenführte jener ominöseArtikelzur Ausrottung
der großenMehrzahlder Bauern*). Im Domanium dagegenward

der Bauerstand zwar conservirt, aber die Domanialbauern sind

jetzt nur als Zeitpächteranzusehen. Ihr ganzes Recht ruht nur

auf demfür einePachtperiodevon 12 oder 14 Jahren abgeschlosse¬

nen Zeitpachtcontract. Nach Ablauf der Pachtjahre steht ihre

Hufe zur freiestenVerfügung des Landesherrn. In allen ihren

Rechten,selbstin ihrem eigenthümlichenErb- und Familienrecht,
sind sie von der landesherrlichenGnade abhängig. Sie müssen

sich jede Veränderungihrer Hufe und ihrer LeistungenohneEnt-
schädigunggefallenlassen. Sogar außer der Zeit kann ihr Eon-
traet unter gewissenVoraussetzungeilaufgerufenwerden. Abmeie-

rungen könnenaus den willkürlichstenGründen geschehen. Der
Rechtswegist ihnen ihrenVerpächterngegenüberabgeschnittenund
nur im administrativen Wege könnensiesichbeschweren,wenn
sie sich in ihren bäuerlichenRechtsverhältnissenverletztglauben.
Wenn gleich in der Wirklichkeitdie verpächterischenBefugnisse
nicht in aller Sirenge angewandtwerden,vielmehrvon ihnen ein
verhältnißmäßigschonenderGebrauch gemachtwird, so ist doch
eine solcherechtloseund abhängigeLage der Bauern an und für

sich schonschlimmgenug und hat die bäuerlichelandwirthschaft-
liche Industrie zum großen finanziellenNachtheil des Grund-
Herrn und der Bauern und zu noch größeremwirtschaftlichen
Schaden des ganzenLandes lahm gelegtund auf einer sehr med-
rigen Stufe der Entwickelmrgzurückgehalten.Was will es solchen

Thatsachengegenübersagen, wenn das statistische Bureau be-
hauptet, daß die Lage der Domanialbauern stets eine glückliche
gewesensei? Wäre die Thatsacherichtig, so gestattetedies nur
einen betrübenden Rückschlußauf ihre geistige Versumpfung,
welche sie ihre politischeund materielle Abhängigkeit nicht
empfindenläßt. Aber wir bezweifelndie Nichtigkeitder That-

*) S. die oben cittrte Schrift von Moritz Wigger'«, Der Vernich-

tungskampf wider die Bauern in Mecklenburg.
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fache. Wenigstens erbringt dciSstatistischeBureau den Beweis
dafür nicht durch die Mittheilung, daß trotz der eifrigen Be-
förderung der VererbpachtungSeitens der Behörden die in ihren
Verhältnissensich wohl befindendenZeitpachtbauernnicht sonder-
lich zur Uebernahmeder Erbpacht geneigt gewesenwären und es
meistensvorgezogenhätten, „landesherrlicheBauern" zu bleiben.
Die Ablehnungder Erbpacht beweistkeineswegs,daß dieBauern
sichin ihren Verhältnissenso glücklichbefunden hätten, sondern
nur, daß sie das Opfer des Erbstcmdsgeldesund der sonstigen
Aus- und Abgaben, um welches ihre frühere Pacht und ihre
sonstigenAbgaben bei der Umwandelungihrer Hufe zu ErbzinS
regelmäßigrein vermehrtzu werdenpflegen,nichtbringenwollten
oder konnten, uni für das Zeitpachtverhältnißein zwar rechtlich
gesicherteres,aber dochauch mit

'größter
Abhängigkeitund Credit-

lösigkeit verbundenesRecht an der Hufe einzutauschen. Wäre
ihnen, was nie geschehen,die Hufe, statt zu Erbzins, als
ein sie von jeder bureaukratischenBevormundung erlösendesfreies
Eigenthum vergeblichangeboten,dann stände die Sache schon
anders. Wir bezweifelnfreilichnicht, daß unter den Bauern sich
Manche finden würden, welchendie Einsicht fehlt — wer könnte
sich bei dem im Allgemeinenauf dem platten Lande bestehenden
Mangel an Schulbildung darüber wundem? — um die Vor¬
theile des Eigenthums zu begreifen. Aber soweit unsere Kennt-
niß reicht,würde die großeMehrzahl unsererBauern den Augen-
blicksegnen,wo ihnen ihre Hufen, wenn auch gegen angemessene
Opfer, zu freiem Eigenthum überwiesenwürden.

Die jährlichePacht der Bauern wird nachfestenVeranschla-
gungSprmeipiengeregelt. Durchschnittlichbeträgt die jährliche
Pacht 30—35 Thlr., 70—80 Thlr. und 100—130 Thlr. für die
Last leichteren,mittleren und guten Ackers. Die Nebenabgaben
und Lastensind die aus dem öffentlichenRechteoder dem Paro-
chial-, Schul- und Dorfverbande fließenden. Die Hofwehr ist
entwederEigenthumdes Bauern oder, was präsumirt wird, Eigen-
thum der Grundherrschaft,oder sie gehörtzu verschiedenenTheilen
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Beiden. Die Gebäudegehörendem Grundherrn. Gegen Ver-

abreichungder rohen Materialienist der Bauer zur baulichenEr-

Haltung derselbenverpflichtet,zu Neubautenwird außerdemein.

Beitrag an Geld bewilligt.
Die Büdner, soweit sie nicht bloße Zeitpächtersind, haben,

gleich den Elbpächtern, ein emphytcutifchesRecht an ihren

Büdnereien. Diese sind verkäuflichund verschuldbar,doch ist

weder eine Pareelirung noch eine Vereinigung gestattet,und der

Verkauf bedarf wegen des vorbehaltenen Vorkaufsrechtesdes
landesherrlichenConsenses. Von den bäuerlichen Erbpächtern
aber unterscheidensie sich dadurch,daß sienicht,wie jene,Spann-
dienste,sondernnur Handdienste,z. B. zu geistlichenBauten :c.^
zu leistenhaben, und daß sie ihre Stellen nicht nachbäuerlichem,
sondern nach gemeinemIntestaterbrechtvererben. Außerdemist

ihr Areal weit geringerals das der bäuerlichenErbpächter. Die
Büdner wurden zuerst im Jahre 1754 gegründet,um in derw

durch Kriege und Auswanderung entvölkertenDomanium „den

jungen Leuten zureichlichereGelegenheitsich niederzulassenund-

hinlänglicheWohnungen zu verschaffen." In neuerer Zeit sind'
zahlreicheBüdnereien aus entgegengesetztemGrunde entstanden,
um die überschüssigeBevölkerungunterzubringen. Nur die ge-
ringe Zahl der Büdner mit größerem Areal lebt ausschließlich
vom Garten- und Feldbau. Die große Mehrzahl der kleineren
Büdner, welchevon ihren Stellen allein nichtlebenkönnen,suchen

Nebenverdienstdurch Tagelohn oder Gewerbe. Selbstverständlich

müssensie verkümmern,da sie als halbe Grundbesitzerund halbe

Arbeiter eine Zwitterexistenzführen.
In ähnlichen unglücklichenVerhältnissen, wie die kleinen

Büdner, leben die Häusler. Schon in älterer Zeit gab eS
Häusler mit eigenemHause und einem Erbpachtbesitzvon 100
Q.-Nuthen oder weniger (sogen. Brinksitzer), welche aber im
Laufe der Zeit meistensin Büdner umgewandeltsind. Erst im
Zahre 1846 kam man wieder aus die Errichtung von ähnlichen
HäuSlereienzurück. Während anfänglichdem Mangel an Woh-
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mtngen oder an guten Wohnungendamit abgeholfenwerdensollte,
werden sie gegenwärtigin großer Anzahl zu dem Zweckerrichtet,
um dem durch die starkeAuswanderung,besondersim Ritterschaft-
lichen, entstandenen Arbeitermangelabzuhelfen. Dies geschieht
entweder bei neuen Feldregnliruugen oder auch innerhalb des
Laufes der Zeitpachtcontracte,indem die Bauern zur Hergabevon
Häuslerparcelen sogar innerhalb der Pachtzeit bei eintretendem
Bedürfnis contractlichverpflichtetsind. Die Häusler haben ein
eigenesHaus, enthaltendeine einzigeWohnung, mit einem Hofe
von 15 bis 25 Q.-N. und regelmäßig einen Garten von etwa
HO Q.-N. in Erbpacht, wofür ein jährlicherKanon und Erb-
standsgeldvom 25fachenBetrage des Kanons gezahltwird. Für
Haus- und Hofplatz zahlen sie eine jährliche Necognition von
28 Schillingen. Sie haben die öffentlichenLastenund Nealsteuern,
mit Ausnahmeder außerordentlichenHufensteuer,und diePersonal-
steuern zu tragen. Sie erhalten Anspannung,Feuerung, regel-
mäßig auch ärztlicheBehandlung und Medicin, wie die Einlieger.
Häufig werdenihnen auch kleineLändereienin Zeitpachtgegeben.
Die Häuslereiensindverkäuflichund verschuldbar.Die durchschnitt¬
liche Größe der Erbpachtländereiender Häusler beträgt 44 Q-R.

Die vorstehend genannten Bewohner des Domaniums sind
mit Rücksichtauf ihren Grundbesitzund dieBewirtschaftung des¬
selben landwirthschaftlicheUnternehmerim Gegensatzzu den länd-
lichen Arbeitern, welche von dem Lohne für die den landwirth-
schaftlichenUnternehmerngeleisteteArbeit leben. Daneben giebt
es eine Anzahl von Personen, wie Ziegler, Müller, Frohner,
Krüger, Fischer,Schmiede,Kalkbrenner,welcheeinengrößerenoder
geringeren Ackereomplcxin Zeit- oder Erbpacht haben, aber deren
Beschäftigungim wesentlicheneine gewerblicheist. Die Zahl der
erstgenannten landwirtschaftlichen Unternehmer beträgt 15,600.
Auf jeden Unternehmer eine Familie von 5 Köpfen gerechnet,
gehören 15,600 Familien mit 78,000 Köpfender Klasseder land-
wirtschaftlichenUnternehmeran. Die Zahl der Tagelöhneroder
Einlieger im Domanium beträgt 18,000. Zur Klasseder länd-
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lichen Arbeiter mit ihren Familien gehören also 90,000 Köpfe.
Wenn man aber berücksichtigt,daß die sämmtlichen2647 HäuSler
und die Mehrzahl der 7221 Büdner und ein nicht Anbetracht-
licher Theil der Handwerker mit ihren Angehörigen ihren Haupt-
unterhalt als Lohnarbeiter beziehen, so darf man die ländliche

Arbeiterbevölkerungauf mindestens 125,000 Köpfe veranschlagen,

während auf die Klasse der von ihrem landwirtschaftlichen Be¬
triebe sichernährendenUnternehmernochnicht50,000 Köpfekommen.

Die Tagelöhner im Domanium sind entweder Hof-Tage-
löhner resp. Gehöftstagelöhner, je nachdem sie bei den Hof-
Pächtern oder Bauern in festem Dienstverhältniß stehen, oder
Einlieger, welchebei Hofpächtern, Erbpächtern, Bauern oder
Büdnern Wohnung mit Gartenland gemiethet haben und als
„freie" Feldarbeiter tagelöhnern oder auch durch Ausübung eines-
Handwerks ihr Brod verdienen.

Das statistischeBureau characterisirt die Hoftagelöhner
alö verheirathetes Gesinde mit einer ganz eigenthüm-

lichen Anlehnung an Grund und Boden. Das VerhältM.
derselbenzu den Hospächternist durchDienstregulativecontrcictlich
uormirt. Regelmäßig müssen sich die Hofpächter auch während
der Dauer des Pachtcontractes beliebigeVeränderungen der Regu¬
lative ohne Anspruch auf Entschädigung gefallen lassen. Au
Emolumenten erhält der Hoftagelöhner regelmäßig eine Wohnung
in einem Hofkathen mit Garten von 50 bis 80 Q.-R., 80 bis
100 Q.-R. Kartoffelland, 30 Q.-R. Leinland und 15 Q.-R. für
den sogen. Hofgänger, Sommerweide,Hutung und Durchfütterung
einer Kuh und zweier Schafe, Weide für zwei Gänse, an Tage-
lohn 9 und 10 Schillinge (5V2 und 6V2 Sgr.), für die Frauen
und Hofgänger 5 und 6 Schillinge, wozu während der Ernte-
zeit eine Lohnerhöhung oder ein Korndeputat kommt, au
Drescherlohn bei Handdrusch den 14. bis 16., bei Maschinen-
drusch den 19. bis 25. Scheffel, die nöthigen Fuhren, und freien
Amtsarzt, bei wirklichemNothstande auch freie Medicin. Aus-
den fürstlichenWaldungenwerdenjederKathenwohnungeinFaden.
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Mfällholz und 6 bis 8 Tausend Torf gegen Bereitelohn und Zähl-
geld verabreicht. Das jährlichegesammteEinkommeneines Hoftage-
löhnerS wird vom statistischenBureau auf beinahe 200 Thlr. veran-

schlag!.*) Der Tagelöhner hat dagegenalle ihm vom Pächter auf-
getragenenFeldarbeiten,dieFrau aberunentgeltlich80—100 Arbeits¬

tage entwederselbstoderdurchdenHofgänger,d. h. einenDienstboten,

zu leisten. Die Beschäftigungder Frauen hängt vom Ermessen des
Pächters ab, den Hoftagelöhnern ist er aber tägliche Arbeit zu
geben verpflichtet. WechselseitigeKündigung um Ostern jeden
Jahres zum Abzüge am 24. Oetober steht beiden Theilen frei.

Der Umzug läßt sich aber wegen der beschränktenAnzahl von
Wohnungen nicht immer bewerkstelligen. Der Pächter ist dann
verpflichtet,den Tagelöhnern Wohnung und Arbeit, auf Verlangen
t>es Amts auch die vollen regulativmäßigen Emolumente oder

einen Theil derselben zu geben, wogegen jene für den Pächter
-gegen ermäßigten Tagelohn arbeiten müssen.

In neuester Zeit wird mit einem Domanialhose der Versuch
gemacht, denselben im Wege der freien Arbeit zu bewirth-
schaften. Derselbe behält nur die Wohnungen für Voigt und
.Hirten, und die Hoftagelöhner werden Häusler. Außerdem ist in
den neuesten Pachtcontracten bestimmt, daß Pächter und Tage-

löhner sich zunächst einigen mögen, daß aber die Kammer sich
vorbehalte, dem Pächter nötigenfalls ein Regulativ zu geben,und
daß in einem solchen Regulative von der Haltung eines Hof-
Gängers und von Zwangsdiensten der Ehefrau des Tagelöhners

*) In einer während des Drucks dieser Schrift erschienenen Broschüre

<von Deiters), Auswanderung, Arbeitslohn und Bodenwerth, Frankfurt

o. M. 1S36, S. 36 ff., findet sich eine interessante detaillirte Berechnung

über die Einnahmen und nothwendigen Ausgaben der Hoftagelöhner im

Domanium und im Rittcrschaftlichen. Der Verfasser berechnet die jährliche

Einnahme eines Hoftagelöhners mit Familie zu 252 Thlr. 7Vz Sgr., und

zwar an Emolumenten 90 Thlr. 10 Sgr., an Naturallöhnung 59 Thlr.

20 Sgr. und an baarer Einnahme 102 Thlr. 71/» Sgr. Die nothwendige

jährliche baare Ausgabe veranschlagt er aber zu 154 Thlr. 6 Sgr., so daß

aber' Hoftagelöhner .jährlich baar zurückkommt um mindestens 51 Thlr.

-28'/a Sgr." Wie der Tagelöhner dies Deficit ersetzt, wird nicht gesagt.



63

nichts stehen werde. Diese Aenderuug bezweckt,die Arbeiterfrage
allmälig und in schonenderWeise ans das Gebiet der freien Ver-
einbarung zu bringen, welcherZweckaber schwerlichauf diesem
Wege und mit so kleinen Mitteln, sondern nur im Wege der
'Gesetzgebungfür das ganze Land zu erreichenist.

Die Verhältnisse der Gehöftstagelöhner sind fast in der-
selben Weise regulirt, wie die der Hoftagelöhner.

Die Einlieg er stehen regelmäßig zu ihrem Vermiether in
keinem Dienstverhältnis sondern nur in einemkündbarenMieths-
Perhältniß, und werden deshalb freie Arbeiter genannt, indem
sie ihre Arbeitskraft nach ihrem Belieben verwerthenkönnen. Die
Zahl der Miethswohnungen wird durch das Amt bestimmt. Die
ohne Erlaubnis} desselben errichteten Miethswohnungen werden
-auf Kosten deS Besitzerswiederniedergerissenoder durchEinreißen
von Heerd und Ofen wieder unbewohnbar gemacht. Umgekehrt
können die keine Miethswohnungen besitzendenBauern und neuer-
dings auch Erbpächter zur Errichtung von Arbeiterkathencontract-
Lech angehalten werden. Das Amt hat die Pflicht, für Unter-
bringung der obdachlosenArbeiter zu sorgen. Ist keine andere
Wohnung vorhanden, so werden die Obdachlosenvom Amte in
die bisherige Wohnung, welchesie freiwillig oder gezwungen ge-
räumt haben, als Arme zurückverlegt. Balck a. a. O. S. 189
ertheilt den Rath, daß das Amt sich im letzten Augenblickedurch
die Lamentationen der bisherigen Vermiether in den dann etwa
schon beschlossenenUnterbringungen nicht stören lasse, damit schon
bald nach dem Umzugstermine und noch vor Einbruch des
Winters die Obdachlosennebst Vieh und Vorräthen unter Dach
und Fach kommen. Früher war für die besitzlosenEinlieger bei
den Negulirungen wenig oder gar nicht gesorgt. Später erkannte
man an, daß ihnen Ländereien bis zu 200 Q.-R. gegen Pacht
gewährt werden müßten. Den Einliegern der Bauern konnten
ohne Schwierigkeiten kleine Ackercompetenzenverschafft werden.
Schwieriger war dies bei den Einliegern der Büdner, welcheselbst
Avr geringen Grundbesitz haben. Deshalb schritt die Grund-
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Herrschaft ein und nahm bei den neuen Negulirungen von den
Bauernschaften kleine Ackerstückeab, um sie an bedürftige Ein-
lieger zu verpachten. In neuester Zeit ward mit Rücksichtauf
die Conservation der Bauerhusm hiemit innegehalten. Jedoch
werden die Bauern und die neuen Erbpächter noch immer con-
tractlich verpflichtet,zu jeder Zeit Einliegerländereiengegen Ersah
des einfachen Ertragsanschlages herzugeben. Von den 18,006
Tagelöhnerfamilien des Domaniums wohnen 3555 auf den
Höfen und 14,451 in den Dörfern. Den letzteren und den
Häuslern sind, wie schon bemerkt, 7,563,864 Q.-R. an Areal
und durchschnittlich366 Q.-R. in Zeitpacht überlassen. — Den
Einliegern ist, wie den Häuslern und Hof- und Gehöftstage-
löhnern, das Holzsammeln und Stämmeroden in den Herrschaft-
lichen Forsten gestattet. Die mit eigenem Heerd versehenen
dürftigen Einlieger erhalten außerdem, gleich den Häuslern und
den genannten Tagelöhnern, Feuerungsdeputate aus den groß-
herzoglichenForsten, freien Amtsarzt und bei wirklichemNoth-
stände freie Medicin. Die contractlich dazu verpflichtetenHof-
Pächter und Bauern müssen den Einliegern die nöthigen Fuhren
leisten, wogegen diese bei denselben um billigen Tagelohn
arbeiten müssen.

Die zahlreiche Klasse der freien ledigen Dienstboten
und Arbeiter im Domanium hat sich erst aus der im Jahre
1820 erfolgten Aushebung der Leibeigenschaftentwickelt. Die
Kinder der Leibeigenen standen unter dem Dienstzwange und

durften sogar von dem Grundherrn oder dessenPächtern von aus-
wärtS zurückberufen werden. Schon deshalb mußten sie regel-
mäßig im elterlichen Hause bleiben. Die Freilassung gab ihnen
das Recht, sich anderwärts nach Gefallen als Dienstboten oder

als freie Arbeiter zu verdingen. Als ein Ueberbleibselder Leib-
eigenschast ist es anzusehen, daß die Aemter das Umherliegen
Dienstloser im Elternhause auö polizeilichen Rücksichten ve»

hindern. DieS geschieht in neuester Zeit zwecks Abhülfe deS

Arbeitsmangels in umfassender Weise. Man zwingt die Dienst»
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losen zur Eingehungeines festenDienstverhältnisses,während
sie ohne festenContractals freie Arbeiterbedeutendmehr ver-
dienenkönnten.

Es erübrigt schließlichnoch, die verschiedenenClassen der
Gewerbetreibenden im Domanium und derenBerechtigungen
kurz vorzuführen.

Die Ausübung der Gewerbe ist im wesentlichenein Privileg
der Städte. Nur die Domanialfleckenstehen in dieserBeziehung
den Städten gleich.

Nach dem Gesetze vom 15. Mai 1863 werden auf dem
Platten Lande, außer den Glashüttenmeistern, Zieglern, Kalk-
brennent, Müllern, Sägern, Deckern und Lementierern, nur ge-
duldet: 1 Grobschmiedmit 3 Gesellen, 1 Grobrademacher mit
1 Gesellen, Grobleinenweber, 1 Bauernschneider mit 1 Gesellen,
1 Maurermann ohne Gesellenund 1 Zimmermann mit 1 Gesellen,
1 Tischler ohne Gesellen, 1 Schuhslickerohne Gesellen, »jedoch
daß dieser nicht auch neue Schusterarbeit, wie sie Namen haben
mag, zu machen sich unterfange/

Die hienach geduldeten ländlichen Handwerker dürfen aber
nicht in die Städte hinein arbeiten, auch nicht mit ihren Fabri-
katen in den Städten, Fleckenoder auf dem platten Lande haust-
ren oder die Jahrmärkte besuchen. Die Schmiede-, Maurer-,
Zimmer- und Tischlermeistermüssensichnach vorgängigerzünftiger
Meisterprüfung bei einer städtischenZunft als Landmeisterauf-
nehmen lassen. Die an einigen Orten des platten Landes woh-
nenden Maurer- und Zimmergesellendürfen nur in den Städten
und bei städtischen Meistern arbeiten. Die Amtspolizeibehörden
haben von Amtswegen bei eigener Verantwortlichkeit die stricte
Beobachtung der vorgedachtenBestimmungen zu überwachen und
gegen die Contravenienten willkürlicheStrafen zu erkennen.

Kaufleute, Krämer, Höker und Productenhändler dürfen aus
dem platten Lande überall nicht wohnen. Nur das Branntwein-
brennen ist den Landbegütertensowohl für sich als zum Verkauf
gestattet.

5
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Krugwirthschasten kann der Landesherr im Domanium an-

legenr jedoch müssen dieselben, wenn innerhalb der städtischen

Bannmeile belegen, wegen des den Städten verliehenenBier-

zwangs das nöthige Bier ans der nächsten in der Bannmeile

belegenenStadt entnehmen, und dürfen nicht selbstbrauen. Son-

stige Domanialbewohner dürfen nur zu dem eigenen täglichen

Gebrauch ihres Haushaltes und ihrer Leute, nicht aber, mit Aus-

nähme der Pächter, Prediger und Predigerwittwen, zu außer-

ordentlichenGelegenheiten, namentlich Hochzeiten,und nicht zum

Verkaufe Bier brauen. AehnlicheBeschränkungenbestandenfrüher

auch für Landbrennereien,sind aber zum größten Theil durchdas

neueste Steuerreformgesetzaufgehoben.

Vielfach besteht noch der Mahl-, Schmiede- und sogar

Musikzwang.
Schornsteinfeger, Schweinschneiderund Abdeckerhaben regel-

mäßig das persönlichePrivileg auf Ausübung ihres Gewerbes in

einem bestimmtenDistrict, jedochsoll nach dem Erbvergleich »den

gemeinen Leuten, die das Schornsteinfegern,Schweineschneidenund

Abdecken verstehen und selbst verrichten wollen, ihre eigenen

Schornsteine selbst zu fegen, ihre eigenen Schweine selbst zu

schneidenund ihr eigenes Vieh selbstabzudecken,unverwehrtsein/

Durch Verordnung von 1843 ist jedochdas Recht der gemeinen

Leute zum Fegen ihrer Schornsteine dahin beschränkt,daß ihnen

nur gestattet werden soll, .nicht die Schornsteine, wohl aber die

Schwibbbögen in ihren Wohnungen selbst zu reinigen, wenn sie

dazu Neigung haben, doch müssen sie hiervon dem competirenden

Amte die Anzeige machen und den von letzteremzu erwirkenden

polizeilichenVorschriftensich unterwerfen."

Zu den Bewohnern des Domaniums gehören schließlichnoch

diejenigen, welchenebenbei dem landwirtschaftlichen Betriebe ob¬

liegen, in derHauptsacheaber einenamtlichenBeruf haben: diegroß-

herzoglichenBeamten, die Prediger und Küster und die Schullehrer.

Die Domanialbeamten haben nicht immer Dienstländereien,

die Forstbeamten besitzendagegen solchein der Regel. Von den
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3,357,741 Q.-R. Dienstländereienerhält nachBeschaffenheitdes
AckerseinForstinspectionSbeamter12—18,000,einFörster6—9000
und ein Holzwärter1500—3000 Q.-N.

Zu den geistlichenGrundstückenmit einem Areal von
3,326,582 Q--R. gehören außer den Pfarrländereiendie Län-
dereiender Küster,soweitsie nicht Schulländereiensind,dieLän-
dereiender Prediger-Wittwenhäuserund der Grund und Boden
für die kirchlichenGebäudeund Kirchhöfe. Die Predigerhaben
theilweiseeine ausgedehnteAckerwirthschast,die bis zu einemUm-
fange von mehr als 100,000 Q.-N. steigt. Die Ländereiender
Küster als solchersind nicht sehrbeträchtlich.Die durchschnitt-
licheGröße jeder der 208 Landpfarrenist auf 12- bis 13,000
Quadrat^Ruthenzu veranschlagen.

Von den Schulländereienmit einem Areal von 1,407,048
Q.-R. hat jeder Schullehrerdurchschnittlicheine Ackercompetenz
von 2—3000 Q.-R. Einige Schulen sind jedochnicht mit
Ländereien,sondernmit Deputaten an Korn, Futter, Stroh :c.
dotirt. Die zweitenSchullehrer,welcheursprünglichbloßeHülss-
lehrerwaren, werdenjetztdurchwegmit Einzelwohnung,Feuerung
und 120 Thlr. besoldet. Es giebt im Domanium 588 Schul-
Häusermit 666 Schulclassen,außer den Schulclassenin denDo-
manialflecken,und mit ebensovielenLehrern.Außerdemsindnoch
184 sogen.Industrieschulenfür die Ertheilungdes Unterrichtsin
weiblichenHandarbeitenvorhanden.

Nachdemin Vorstehendemdie domanialenVerhältnisseskiz-
zirt sind, habenwir nochdie Verwaltungdes Domauiums einer
kurzenErörterungzu unterziehen.

Die aus einem Kammer-und Forst-Colleziumbestehende
großherzoglicheKammerzu Schwerin, welchedem Finanzministe-
rium und den übrigenMinisterienunmittelbaruntergeordnetist,
hat die obere Leitung der Verwaltung in Oeconomie-,Bau-,
Forst- und Nechnungssachender Domainen, mit Ausschlußdes
bereitscharacterisirtengroßherzoglichenHausguts, für welcheseine
eigene, unmittelbar dem Großherzoge unterworfene oberste

5»
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Verwaltungsbehördebesteht,des Salineamts zu Sülz und deS
Gypswerkszu Lübtheen.

Die Hauptkammercassewird durchdieNentnereiberechnet,in
welchedie Ueberschüsseder Domainenverwaltung,sowieüberhaupt
alle landesherrlichenEinnahmenfließen.

Das Kammer-Collegiumbestehtaus einemDirector, füns
Rathen und einemReferentenin Bausachen,und wirdals Forst-
Collegium durch drei Forsträtheverstärkt. Die Kammerkanzlei
zählt neunzehnSubalternbeamte. Jedem Mitglieddes Kammer-
collegiumsist einer der sechsDistricte,zu welchendieDomanial-
ämter verbundensind,zugetheilt. Jeder der drei Forsträtheleitet
einen der drei Forstdistricte,zu welchendie bestehendenachtzehn
Forstinspectionenvereinigt sind. Die oberste Verwaltung des
Hausgutes stehtunter Direction eines Geheimenraihsund hat ein
aus drei PersonenbestehendesCentralbureauund eine voneinem
BerechnergeführteCentralcasse. Die Haushaltsgüterzerfallenin
zwei Hauptdistricte,an derenSpitze je ein Beamter steht,und in
eine Forstinspection.Der Domainenetatfür 1848/49 beziehtsich
auck auf das Hausgut, da damals die Ausscheidungdesselbenaus
den Domainen nochnicht erfolgtwar.

Das Domanium ist in 45 Amtsdistricteoder Aemterein-
getheilt, welchevon 26 Amtsbehördenverwaltet werden. In
denselbenfungiren 87 Beamte, 40 unbesoldeteAuditoren,und,
außer den Diätarien, 47 Subaltyrnbeamte,außerdem79 Amts-
unterbediente. Die Competenzder Amtsbehördenerstrecktsich
auch auf die Forstenund das sonstseparirtverwalteteHausgut,
und umfaßt, außer der AdministrationdereigentlichenDomainen,
die Justiz-, Hypotheken-,Curatel-, Polizei-, Niederlassungs-,
Armen-,Medicinal-,Schul-,Communal-,Militair-und Bausachen.

Nach zweiVerordnungenvom 31. Juli 1865, betreffenddie
Gemeindeordnungfür die Domanial-Ortschaftenund das Armen»
Wesenin den Domamen,soll den Dorfschaftenund einzelnenOrt-
schaftenim gesammtenDomanium eine Art Selbstverwaltung
ihrer Communalangelegenheiten,hauptsächlichdes Armen- und
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NiederlassungSwesenS,unter Aufsichtder Amtsbehördenübertragen
werden, womit früher schonein Versuchin neun Aemternge-
macht war. Die Angelegenheitender Gemeindewerdendurch
einen Schulzenrathund die Dorfsversammlungbesorgt. Der
Schulzenrathbestehtaus einemvom LandesherrnerwähltenDorf-
schulzenund einigenvomAmteernanntenSchössen. Der Dorfs-
Versammlunggehörenan die Mitgliederdes Schulzenraths,die
Besitzerder zum GcmeindebezirkgehörigenGrundstücke,jedoch
die Büdner und Häusler nur mit Beschränkungen,die Kirchen-
diener, die großherzoglichenForstbedientenund der Jnnehaber
einerFamilienschulstelle.Als leitenderGrundsatzist aufgestelltdas
Princip der Ortschafts-Armenpflege. Die zu einem Amte
gehörigenOrtschaftenhatten bisherzur betreffendenAmts-Armen-
casse zu contribuirenund dieseübernahmdie Fürsorgefür die
Armen. Nach der neuen Verordnung aber sollen die Amts-
Armenverbändeaufgelöstwerdenund dagegendieeinzelnenDorf-
fchaftendie Fürsorge für ihre Armen übernehmen. Nur wenn
eine Ortschaftohne ihr Verschuldendurchdie Armenversorgung
über ihre Kräfte belastet ist, sollen Zuschüsseaus der Amts-
Armencassegewährt werden. In Verbindungmit dem ausge-
stellten Princip der Ortsarmenpflegesteht es, wenn jederGe-
meinde dag Rechteingeräumtist, über Niederlassungsgesuchein
ersterInstanz zu entscheiden.Nachdemstatistischen Bureau
hat sichder leitendeGrundsatzder Verordnung, das Princip der
Ortschaftsarmenpflege,vollkommenbewährt. Wir sind entgegen-
gesetzterAnsicht. Abgesehendavon,daß eine commnnaleSelbst-
Verwaltungmit der bureaukratischenVerwaltungdes Domaniums
und mit der abhängigenmateriellenLage der Domanialbewohner
völlig unvereinbar erscheint, ist jener leitende Grundsatz ein
offenbarer Rückschritt. Während früher dochnocheine ge-
wisse Freizügigkeitinnerhalb desselbenDomanialamts herrschte,
beschränktdaS neue Gesetzdie Heimathdes Ortsangehörigenauf
die engen Grenzen seines Dorfs. DaS bereit«im Ritterschaft-
lichen consequentdurchgeführtePrincip der OrtSarmenpflegemit
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seinemeng begrenztenNiederlassungsrechtist einkünstlicherHemm-
schuhfür jede gedeihlicheund kräftigewirthschaftlicheEntwickelung.
Alle materiellenUebelständein unseremLande, namentlichdie
Auswanderungenwurzeln in diesemungesundenPrincip, was
Wissenschaftund Erfahrungbestätigen.AnstattdieBeschränkungen
der Freizügigkeitzu beseitigen,und demgemäßdieArmengesetzezu
reformiren,hat man den entgegengesetztenWeg eingeschlagen,der,
wir fürchtenes mit Grund, eine verstärkteAuswanderungherbei-
führen wird. Nur vom Standpunkteder landesherrlichenFinan-
zen aus erkennenwir in der neuen GesetzgebungeinenFortschritt,
insofernnämlichdie grundherrlicheArmenlastdadurcherleichtert
und zu einemTheil auf die Gemeindenabgewälztwird.

Den achtzehnForstinspcctionenstehen18 Forst- oderOber¬
forstmeistervor. Außerdemsungiren in denselben72 Förster
und Unterförster,6 Forstauditoren,73 Holzwärterund Unter-
beamte, überdies noch eine große Anzahl von Revierjägern,
Stationsjägern :c.

Die Kompetenzder Forstbehördenbeschränktsich auf die
Cultur, Bewachung,Verwerthungund BerechnungderForst-und
Jagdprodukte,auf die Verwerthungder Forstländereienund die
Bauten an den Forstgebäuden.In allen übrigenBeziehungen
sind die Amtsbehördenausschließlichcompeteut. Nur wenn die
NessortsbeiderBehördenzusammenfallen,werdensie als combi-
nirte Amts-Forstbehördeoder Amts-Forst-Baubehördethätig.

Alle DomanialbauteuwerdendurchtechnischeBaubeamtege-
leitet. Das Domanium ist getheiltin neun auch das Hausgut
umfassendeBandistricte, welchedurchzehnLandbaumeister,einen
Wasser- und Wegebaumeister,fünf Baumeisterund zehnBau-
conducteureverwaltetwerden. Mehrere Aemter sind einembe-
stimmten Districte nicht zugetheilt. Die Bauten in denselben
werdendurchBaumeistergeleitet. Als BehördenwerdendieBau-
beamtenzusammenmit den Amts- und Forstbehördenthätig.

Die Vermessungder Domanialländereiengeschiehtdurch37
KammeringenieursnebstihrenGehülfenunddurchdieForstgeometer.
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Dem Salineamt in Sülz steht ein Mitglied des Kammer-
collegiums vor. Als Beamte fungiren in demselbenein Amt-
mann, ein Landbaumeisterund verschiedeneUnterbeamte.

Das Gypswerkzu Lübtheen ist verpachtet.
Wir wendenuns nunmehrzu den UnterabtheilungendeS

Domanialetatsfür 1848/49 und zwar:

A. Kammer.
1. Bei den Aemtern.

Haupteinnahmepositionen: Von Höfen an Erbpacht
42,726, an Zeitpacht878,671, vonDörfernan Erbpacht138,274,
an Zeitpacht464,167, von Mühlen 65,224, Schmieden1716,
Krügen 2801, ordentlicheHufensteuer,welchemit der Pacht
wahrgenommenwird, 33,637, Erhebungszebühr2099, für Be-
freiung von Hand- und Spanndiensten62,729, für Befreiung
von Ausfutterung der Hetzhunde6757, für Befreiung vom
Schmiede- und Mahlzwang 16,510, von der Saline zu Sülz
75,250, vom Gypswerkzu Lübtheen1810, Brau- und Brenne-
reim 2151, Ziegeleien54,249, Kalkbrennereien13,910, Gebühren
für Justiz-, Polizei- und Amtsverwaltung26,110, Strafgefälle
4512 Thlr., zusammen1,920,110Thlr.

Hauptausgabepositionen: Besoldungenan Amtsofsi-
zianten 154,640, Geschäftsbetrieb21,080, Gerichts-und Jnquisi-
tionskosten9990, Armenpflegeund Medicinalpolizei69,020, geist-
licheGebührenund Pachte 27,940, Zuschußzur außerordentlichen
Hufensteuer24,470, Zuschüssezu den Schulcassen11,250, Negu-
lirungen und Verbesserungender Feldmarken23,910, Saline zu
Sülz 21,530, Gypswerk Lübtheen 1460, Ziegeleien30,240,
Kalkbrennereien7200, Entschädigungenund Erlasse 12,590,
Pachtremissionvon 25 pEt. für die Johannis 1848 die Pacht
antretendenPächter20,600 Thlr., zusammen413,850 Thlr.

2. Eigene Verwaltung der Kammer.

Haupteinnahmepositionen: Accidenzienfür Pachtcon-
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tracte :c. 30,000, Brandentschädigungsgelder12,000Thlr.,zusam¬
men 43,000 Thlr.

Hauptausgabepositionen: Besoldungendes Kammer-
collegiumS35,380, Besoldungendes Baudepartementö13,ISO,
Beitrag zu denUnterhaltungskostendeöCriminalcollegiumS7828,
des LandarbeitShauses8089, an Hufensteuer:c. vonden Jneame-
rata 9973, Kammerverwaltungskosten19,910, worunteran Reisen
und Diäten der Bauosfizianten12,000, Landbautenin denAem-
tern 125,093,Strom- undDeichbauten19,640(imAmteBoitzen-
bürg 1705, im AmteDömitz 870, CorrectionderElbe 12,000,
Entwässerungund Bewässerungder Lewitz 5065 Thlr.) geist-
licheBauten 45,447, extraordinär:Verwendnngenfür Unglücks-
fälle :c. 24,000, Brandbauten 11,000, Vergütungenfür Kriegs-
erleidungsforderungen6000 Thlr., zusammen338,480 Thlr.

3. Abgesonderte Administrationen.
Landgestüt Redefin.

Einnahmen 14,446, Ausgaben 45,240 Thlr., außerdem
Baukosten1800 Thlr.

d. Seebad Doberan.

Hauptpositionen der Einnahmen währendder Bade-
zeit: See- und Schwefelbäder2230, Stahlbad 338, Miethe
9317 Thlr., Hazardfpielenach 8jährigem Durchschnitt
13,208 Thlr. Gold (die Bruttoeinnahmebetrug 25,400 Thlr.
Gold, wovon48 pCt. für die Spielgeber:c. also 12,192 Thlr.)
zusammen23180 Thlr.

Hauptpositionen der Ausgaben währendjener Zeit:
Besoldungen2177, Bauten 7918, See- undSchwefelbäder1316,
Stahlbad 494, zu allgemeinenVergnügungen3484, Erleuchtung
des Camps 146, Militair- und Gensdarmerie-Commandos186,
zusammen20340 Thlr.

c. Soo lbad Sülz.

Einnahmen 870, Ausgaben 770 Thlr.
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Die Gesammteinnahmender Kammer betrugen nach Vor-
stehendem2,001,620, die Gesammtausgaben850,480 Thlr.; Rein-
ertrag: 1,151,140Thlr.

B. Forstenund Jagden.

1. Forsten.

a. bei den Forstinspectionen.

Haupteinnahmepositionen: verkauftesHolz 156,785,
verkaufte Lohe 8187, verkaufte Kohlen 1200, verkaufter Torf
27,098, Forstbruchzelder2495, verpachteteBecker,Wiesen und
Weide 12,826, verkauftesHeu, Rohr :c. 1001, sonstigeWald-
benutzungen3057, zusammen214,690 Thlr.

Hauptausgabepositionen: Besoldungen, Diäten :c.
73.913, Hau-, Säge-, Torfstech-und Müllerlohn 29,831, Forst-
Verbesserungen33,521, zusammen146,82VThlr.

d. bei der Hauptforstkasse.

Einnahme 50 Thlr.
Hauptausgabepositionen: Besoldungen11,083, Bermes-

sung und Betriebsrcgulirungder Forsten 2000, Neubauten und
Reparaturen 14,111, zusammen29,67V Thlr.

2. Jagden.

a. bei den Inspektionen.

Einnahmen, und zwar sür verkauftesWild und verpach-
tete Jagden 11,110 Thlr.

Hauptausgabepositionen: Wildtransportkosten, Fang-
und Schießgeld3640, Unterhaltung der Hunde 500, zusammen
441« Thlr.

d. bei der Hauptforstkasse.
Einnahmen nichtvorhanden.
Die Ausgaben betrugen 11,780 Thlr., darunter Besol¬

dungen 3864 und Jagd- und Wildtransportkosten3430 Thlr.
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Die Gesammteinnahmender Forsten und Jagden betrugen

demnach225,850, die Gesammtausgaben 192,680 Thlr., Rein-

ertrag 33,170 Thlr.
Das Gesammtresultat der Einnahmen und Ausgaben deS

Domainenetats ist also:
Einnahme der-Kammer 2,001,620 Thlr.

Einnahme aus denForsten und Jagden . 225,850 „

Summa 2/227,470 Thlr.
Ausgabender Kammer. . . 850480Thlr.
Ausgabenfür Forstenu. Jagden 192680 „'

1,043,160 .
Die Domainen liefertendemnacheinen Ueber-
schuß von 1,184,310 Thlr.

Es betrugenalso die Ausgaben für die Domainen einschließ-
lich der Forsten und Jagden fast 47, für die Kammer allein
42'/s pCt. und blos für die Forsten und Jagden mehr als 85 pCt.
der resp. Bruttoeinnahmen. Bei den Jagden überschrittendie
Ausgaben die Einnahmen um 5080 Thlr.

Bei einer Gesammtflächedes Domaniums von 2,150,019
PreußischenMorgen betrug also die Bruttoeinnahme l,m Thlr.
und die Nettoeinnahme 16,s Sgr. für den Morgen. Die Do-
mainen ohne die Forsten ergabeneinenBruttoertrag von 1., Thlr
und einen Nettoertrag von 19,s Sgr. für den Morgen. Die
Domanialforstenmit 381,563 preußischenMorgen lieferteneinen
Bruttoertrag von 17,? Sgr. und einen Nettoertrag von 2,«Sgr.
für den Morgen.

Die Domainen in Preußen hatten im Jahre 1860 an nutz-
barem Land 1,156,158 und an Forsten eine Gesammtflächevon
8,059,489 Morgen*). Die Domanialgrundstückebestanden aus
832 verzeitpachtetenVorwerken und ergaben einen jährlichen
Pachtertrag von 2,166,388 Thlr. oder von 1,89Thlr. für den

*) Vgl. Jahrbuch für die amtlicheStatistik des preußischenStaates,
1863, ©.118 und S. 340 ff.
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Morgen Nutzareal. Die Domanialforstenlieferteneinen Brutto-
ertrag von 7,163,732 Thlr. oder 28,z Sgr. pr. Morgen und einen
Nettoertrag von 14,ss Sgr. für den Morgen.

Allerdings sind die Erträge der schwerinischenDomainen
mit denen derDomainen Preußens und andererdeutschenStaaten
bei der EigenthümlichkeitunsererDomanialverhältnissenicht ohne
weiteres vergleichbar. Denn die EinnahmepositionenunseresDo-
manialetats haben ihre Quelle theilweise nicht in dem Grund
und Boden und manche Ausgabepositionendesselbenstammen
nicht aus der privativen Verwaltung, sondern aus der mit der
Verwaltung verbundenenStraf-, Civil- und Polizeigerichtsbarkeit.
Ueberdiesbestehtnur der geringereTheil unseresDomaniums aus
Zeitpachjhösen,der größereTheil desselbenist im bäuerlichenoder
Erbpachtbesitz,während in Preußen und anderndeutschenStaaten
der wesentlichsteTheil des Domanial-Grund und Bodens aus in
ZeitpachthingegebenenGütern besteht. Rücksichtlichder Domanial-
forsten kommtendlichnoch in Betracht, daß in den meistendeut-
schenStaaten nur der wirklicheGelderlös,nichtaber die unentgelt-
lichenHaupt-und Nebennutzunzenals Einnahmenberechnetwerden.
Auchdiesemüßte man genaukennen,ebensowieauchdieHolzbestände,
die Bestandarten der bewaldetenFlächen:c., um zutreffendeVcr-
gleichezwischenden Erträgen unserer Forsten und denen anderer
deutschenDomanialforstenanstellenzu können.

Aber auchohne nähereVergleichungist dochso viel erwiesen,
daß derReinertrag derDomainen von 167a Sgr. für den Morgen
ein äußerst geringer und daß daS Vcrhältniß der Ausgaben zu
den Einnahmen ein ganz exorbitanteswar.

Den schlechtestenfinanziellen Ertrag lieferten die Forsten,
welche mit einem Eichenbestandvon etwa 3 Millionen, einem
Buchenbestandvon etwa 9 Millionen, einemNadelholzbestandvon
etwa 23 Millionen und einem Weichholzbestandvon etwa
7 Millionen Q.-R. und mit ihren Torfmooren, Wiesen, und
Weiden^und den Jagden nur einen baaren Ueberschußvon
33,170 ^hlr. oder 2,6 Sgr. für den preußischenMorgen ge¬
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währten. Die RostockcrStadtforsten sindbei einemetwa zwanzig-
fach geringeremAreal für 1865/66 mit einem Bruttoertrage von
61,000 und einemReinerträge von 32,000 Thlr. etatisirt. Freilich
ist auch hier eine zutreffendeVcrgleichungdesErtrages namentlich
deshalbunstatthaft,weil die unentgeltlichenNutzungender rostocker
Forstennichtbekanntsind. Der großherzoglicheEtat für 1S5CV51hat
eineaus denSpezialrechnungenscimmUicherFvrstinspcctionenfür den
Jahrgang 1847/48 berechneteGeneraltabelleüberdie unentgeltlichen
Naturalabgänge ans Haupt- und Nebennutzungenmitgelhciltund
den Geldwerthderselbenberechnet. Der bei weitem größte Theil
der Haupt- und Nebennutzungenbestand in unentgeltlichenund
zu abgemindertenPreisen geschehenenAbgaben an Bau-, Nutz-
und Brennholz und Torf zu Bauten im Domanium, in den
Forsten, allen übrigen Staatöbauten und zu Feuerungsdeputaten
der Staatsdiener. Die unentgeltlichabgegebeneHolzmasse von
4,424,234 Kubikfuß hatte einen Geldwerth von 341,613 Thlr.
N. 2/3,an Torf wurden 171,774,000 Stück zu einem Geldwerth
von 58,635 Thlr. N. 2/3unentgeltlichabgegeben,sonstigeNeben-
Nutzungenwurden zu 3115 Thlr. N. % geschätzt.Der gefammte
Geldwerth der unentgeltlichenAbgänge betrug 403,363 Thlr.
N. % = 470,590 Thlr. Crt.

Eine VeranschlagungdeSgesammtenNettoertragesder Forsten
läßt sichtrotz dieserBerechnung nicht machen,weil daraus nicht
hervorgeht,einen wie großen Betrag der unentgeltlichenAbgänge
die Forstverwaltung erfordert hat. Der Nettoertrag der Do-
maineneinschließlich der Forstenwird aberdurchdieBerechnung
des Geldwerths der unentgeltlichenAbgängeaus den Forstennicht
afficirt, da die vermehrteBruttoeinnahme auchwieder in Ausgabe
zu stellenist. Nur daS Procentverhältniß der Ausgabenzu
den Einnahmen wird ein ungünstigeres,indem jener Betrag von
470,590 Thlr. den Domanial-Einnahmen und Ausgaben hinzu-
zurechnenist, wonachdie gesammteEinnahmeaus den Domanien
und Forsten 2,698,060 und die gesammte Ausgabe 1513750
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Thlr. betragen,die Ausgabealso 56,, pCt. derEinnahmever-
schlungenhat.

Die Geringfügigkeitder Ueberschüsseder Domainen fin-
det ihre Erklärung in den oben geschildertendomanialenZustän-
den. Ist an sich schonjede Domanial-Verwaltung theurer, als
eine private, so muß dies um so mehr der Fall fein mit der
bureaukratischenMaschinerieund Vielregierereidermecklenburgischen
Domanialverwaltung. Es kostetGeld, wenn die Competenzder-
selbensich soweiterstreckt,daß sie die Wirtschaft und den Haus¬
stand jedes einzelnenDomanialbewohnerszu controlirenund zu
bevormundenund sogar dem Arbeiter die mangelndeWohnung
zu verschaffenund ihn beim Fegen seinesKamins zu überwachen
hat. Es kostetnoch mehr Geld, wenn die Bevormundetennicht
blos in politischer,sondern auch in materiellerBeziehung in ab-
soluter Abhängigkeitvon obengehaltenwerden,wenn ihr Familien-
glückund ihr Wohlstand dem willkürlichenErmessenihrerObrig-
keit anheimgegebenist, wennsie so systematisch,anstatt an Selbst-
Hülse.und Selbstverantwortlichkeit,daran gewöhntworden sind,
die Obrigkeit als eine zweiteVorsehung anzusehen, an welche
sie sich zu wenden haben, wenn sie in Noth sind. Alles dies
erforderteinen sehr großen und äußerstkostspieligenVerwaltungs-
apparat.

Den relativ geringstenErtrag brachten, außer den Haus-
lereien,die Bauerhufen. Nach dem Etat 1850/51 wurden die
Zeitpachteinnahmenund die Nebenerlegnisseaus den damals vor-
handenen 188 Domanialhöfen mit einem bonitirten Hufenstande
von 451 Hufen auf 600,000 Thlr. berechnet,während die Ein-
nähme aus den derzeitigen4504 Bauergehöftenmit einem boni-
tirten Hufenstandevon 305 Hufen auf 500,000 Thlr. veranschlagt
ward. Die Pachtländereiengaben also 20 Procent mehr Ertrag
als die Bauernländereien,ungeachtetder bonitirteHufenstand der
letzterendoppeltso stark war, als der der ersteren.Um ein gleiches
Verhältniß herauszubringenhätten die Bauern 1,200,000 Thlr.,
anstatt 500,000 Thlr., eintragen müssen. Die bonitirte Hufe der
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Bauern lieferteeinen Ertrag von 559, die der Hofpächteraber
einen Ertrag von 1335 Thlr., der Ertrag der letzterenwar also
138 pCt. höher als der der elfterem. In neuerer Zeit ist dies
Mißverhältnis noch bedeutendgestiegen,indem die Pachtsummen
der Hofpächterin viel stärkeremVerhältniß zugenommenhaben,
als die der Bauern. Dabei ist aber noch gar nicht in Anschlag
gebracht, daß die Leistungen der Grundherrschaft den Bauern
gegenüber viel bedeutendersind, als gegenüberden Hofpächtern.
Namentlichsind die von ihr auf den Neubau und die Reparatur
der Gebäude auf denBauerngütern zu verwendendenKosten ganz
enorm. Die Zinsen des Baucapitals sind oft größer als die
Pacht der Bauerstelle. Uns ist ein Fall namentlichbekannt,wo der
Neubau auf einer Bauerstelle der Grundherrschaft 5000 Thlr.
gekostethat, währenddie Stelle an jährlicherPacht nur 200 Thlr
eintrug.

Dessenungeachtetsind wir der Ansicht, daß bei der gegen-
wärtigenSachlage denBauern keineerheblichgrößerenLeistungen
auferlegt werdenkönnen. Die durchGesetzegelähmtewirthschaft-
licheKraft derBauern verhindertdie erhöhteKultur ihrerHufen.
Denn da sie zu befürchtenhaben, daß die Früchte ihrer Arbeit
nicht ihnen, sondern der Grundherrschastzufallen, so fehlt ihnen
der Antrieb zum Schaffen, den derjenigein sichträgt, welcherin
dem Genuß der Früchte seiner Arbeit gesichertist. Deshalb aber
sind sie auch zur Leistung bedeutendgesteigerterAbgaben außer
Stande.

Der Verfasserder mehrfacherwähntenSchrift .Domainale
Verhältnissein Mecklenburg-Schwerin",welcherals großherzog-
licher Beamter jedenfalls nicht in den Verdacht kommen kann,
daß er die Dinge zu schwarzmalt, charaktensirtdie abhängige
Lage unserer Domanial - Bauern und deren wirtschaftliche und
finanzielleWirkung in folgendenWorten: „Die Bauern heißen
nur Zeitpächter,haben freilichein dauerndesBesitzrecht,sind aber
am Ablauf ihrer Contractsjahrebei GelegenheitderFeldregulirung
unentgeltlichenVeränderungenihrerHufen und danebenderErhöhung
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ihrer bisherigenPacht ausgesetzt;ferner giebtdaS nur beschränkte
Nachfolgerechteben so wenig festeSicherheitzur Conservation
der Gehöftein den Familien. Die Bauern hüten sich deshalb
Wohl,bedeutendereMeliorationenihrer nach wenigJahren viel--
leichtan AndereausgetheiltenLändereienvorzunehmen,und ihre
Feldculturschreitetnicht zeitgemäßvorwärts. Die Zeitpachtver¬
schafftihnenfernerkeinenRealcredit,keineHypothek—beiMißernten
fehlenihnen deshalbdie Mittel zur Erschwingungder Pacht und
die^IndustriellenhabenbeimbestenWillen keineAnlagekapitalien,
wodurchwiederumder Ackerbauleidet. EndlichlebendieBauern
überhauptin zu unselbständigerLage,und wenn gleichdie frühe-
ren drückendenWirthschastsbeschränkungenin neuesterZeit weg-
gefallensind, so lastet dochimmer noch die ihnen vollständig
fehlendeDisposition über ihre Ländereienund die oft zu weit
ausgedehntebeamtlicheControleauf ihnen und läßt sie nichtzu
rechtkräftigemGemeindesinnerwachen. Die Grundherrschaftaber
wird natürlichebenfallsdurch die zurückbleibendeKultur der ihr
eigenthümlichenBauerländereieubetroffen,weil sie davon nicht
die zeitgemäßePacht erzielenkann. Bei Pachtverzögerungender
Bauern hat sie wegen deren mangelnderRealhypothekoft keine
geeignetenExecutionsobjecte,und dadurch schwanktwieder in
wenigergünstigenJahren derlandesherrlicheEinnahmeetat. Durch
die bisherige unentgeltlicheÜberlassung der Gebäude und der
Hofwehrentgehenihr Millionen. AufNeubau und Conservation
der Bauergehöfteverwendetsie jährlichbaar vieleTausendeund
die Pacht mancher Bauerstellen errreicht wohl kaum
die Zinsen des Baucapitals. Ein unendlicherWerth steckt
auch in den jährlichzum Bau unentgeltlichhingegebenenrohen
Holzmaterialien.Durch diesAlles werdendieEinkünfteaus den
Bauerhufensehrgeschmälert,und entsprechendurchausnichtihrer
Güte und ihrem großenArealumfange/

Die höherenErträge derPachthöfeerklärensichhauptsächlich
aus der denPächterncontractlichgewährtengrößerenUnabhängig»
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feit und auS der bei den Verpachtungenstattfindendenfreien
Concurenz.

Auchdie bäuerlichenErbzinSgüterund dieBüdnereienliefern
relativ höhereErträge als die Bauergüter,wie dies der Etat für
1850/51 gleichfallsbeweist. Nach demselbenhaben die damals
vorhandenen821 bäuerlichenErbpachtgrundstückemit einemboni-
tirten Hufenstandevon 163 Hufen an Erbpachtund Nebener-
legnissen80,155 Thlr. und 6379 Büdnereienmit einembonitirten
Hufenstandevon 91 Hufen an Kanon 68,335 Thlr., also die
Erbpachtgrundstückeund Büdnereienmit einemHufenstandevon
254 Hufen zusammen148,490Thlr. oder durchschnittlichfür die
Hufe584 Thlr. gezahlt,während,wie oben angegeben,dieBauer-
güter durchschnittlichfür die Hufe nur 559 Thlr. an Zeitpacht
und Nebenerlegniffeneingetragenhaben. Die Erbzinsgüterund
Büdnereienhabenalso eineverhältnißmäßighöherePacht geliefert,
als dieBauergüter,trotzdemdieErbpächterund Büdner ihr Erb-
zinsrechtmit hohenErbstandsgeldernhabenbezahlenmüssenund
außerdem die Grundherrschaftihnen gegenüberbedeutendge-
ringereVerpflichtungenübernommenhat, als den Bauern gegen-
über. Der Grund jener Thatsacheberuhtauf dem, wenn auch
noch sehr mangelhaften,doch im Vergleichzu den Bauern,
mehr gesichertenBesitzrechtder Erbpächterund Büdner an ihren
Stellen.

Einen ungeheurenKostenaufwanderfordertendieBauten im
Domanium und in den Forsten, die Staats- und sonstigen
Bauten und die Feuerungsdeputatean Hilfsbedürftigeund an
die großherzoglichenBeamten. Feuerungsdeputatefür die letzteren
«xistirenjetztwohl nichtmehr,da schonseit 1850 die Finanzver-
waltung die successiveAblösungderselbensichzur besonderenAuf-
Habegestellthat. Die unentgeltlichenAbgängeaus den Forsten
für die genanntenZweckebetrugen,wie schonangegeben,fast eine
halbeMillion. Im Domanialetatsindfür Baukostenbaarausge-
worfen 230,000 Thlr. In den übrigen Titeln des Etats sind
für Bau- und Feuerungskostenmehr als 100,000 Thlr. berechnet,
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so daß im Ganzen,außer den dem Großherzogefür die Vollen-
dung des Schloßbaues auf eine Reihe von Jahren bewilligten
jährlichen100,000 Thlr., für jene Zweckein einem Jahre mehr
als 800,000 Thlr. verausgabtsind.

Nach dem Etat für 1848/49 betrugendie Zuschüssezu den
Domanial-Schulkassen,wie vorsteht,11,250 Thlr., die Baukosten
zu den Schulen 14,613 Thlr., zusammen25,863 Thlr. Nach
den für 1847/48 abgelegtenAmtsbaurechnunzenwurdenin jenem
Jahre an Baukostenfür Domanialfchulen23,538Thlr. (einschließ-
lichdesGeldwerthesderMaterialien)verausgabtund an Gehalten,
Entschädigungenund sonstigen Zuschüssen14,020 Thlr., im
Ganzen also37,558Thlr. Die Baukostenanlangend,sollennach
Ministerialverordnungen,welcheim Etat 1850/51erwähntwer-
den, bis dahin, daß ein allgemeinesdie Baukostender Schul-
gemeindenuormirendesReglementerlassenseinwürde,zur Unter-
stützungund Erleichterungbei Schulbauten die erforderlichen
Baumaterialienbeziehungsweiseunentgeltlichoder für die Hälfte
der Bereitungskostcnverabreichtwerden. Ausnahmsweisewird
armenGemeindenaußer der gewöhnlichenBeihülfeauchnochein
Theil der baarenUnkostenaus derAmtskassegewährt. Die baaren
Zuschüssezu den übrigenSchulbedürfnissenbestehenin der Regel
1) aus der UebernahmederHälfte des Gehaltesder zweitenund
dritten Lehrer;die andereHälfte trägt dieSchulkasse;2) bei In-
dustrieschulenin einemViertheilderBesoldungderLehrerin,wenn
diesedieEhefrau desSchullehresist, und einigerDeputatfeuerung;
sonstin einem anschlagsmäßigenAequivalentean baarem Gelde,
statt des viertenTheiles einer gewöhnlichenSchulackercompetenz,
und Feuerungsdeputatsür die Lehrerin,derenweitereRemunera-
tion an Schulgeld,freierWohnung,Gartenland:c. die Schulge-
meindeund Schulkassetreffen. Außerdemwerden3) bei steigen-
den Bedürfnissender Schulen noch besondereZuschüsseaus der
Amtskassegezahlt. Neben diesen Leistungenübernimmt der
Großherzogdie Dotirung der Domanialfchulennach Vorschrift
eines Regulativsvom 30. März 1827, und zahlt da, wo solche

6
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ordnungsmäßigenSchulcompetenzennicht gewährtwerden,Ent-
schädi^ungan die Schullehrer.

Die Patronal- und Parochialleistungenzu Kirchen-,Pfarr-
und sonstigengeistlichenBauten, welcheim Etat mit 45,447 Thlr.
ausgeworfensind, werdenbei eintretendemBedürfniß nach der
Verordnungvom 27. Dcc. 1824 und der dazu erlassenenDccla-
ratorveroidnungvom 21. April 1832 bestimmt. Sie treten
darnachüberall ein, wenn das Kirchenaerariumnicht vermögend
ist, die Baumaterialien anzukaufenund die Baukosten zu be-
streiten. Der Patronatsbeitragbestehtin Hergabeder Baumate-
rialienHegenErlegungderBereitungskosten,und in Uebertragung
der einenHälfte aller übrigenBaukosten.Die andereHälfte der
letzterentrifft die Parochianenund wird in den Domainenunter
diese(wo nichterweislichrechtsgültigeObservanzeine andereVer-
theilungerfordert)nach der Größe ihres Ländereibesitzesrepartirt.
Erbpächter,Bauern und Büdner habendie aus sie dabeifallende
Rate selbstbeizutragen,wogegender aus die Domanial-Pachthöfe
fallendeAnthcil, weil Pächterzu solchenLeistungencontractlich
nichtverpflichtet,aus dergroßherzoglichenKassegezahltwird. Für
1849/50 sind die aus großherzoglicherKassezu zahlendenKosten
auf 41,207, für 1850/51 auf 34,955 Thlr. veranschlagtworden.

Das Landgestützu Redefin erfordertenach dem Etat
1848/49 einenZuschußvon 32,580 Thlr., für 1850/51 wardder
erforderlicheZuschußauf 31,731Thlr. veranschlagt.Im letzteren
Jahr hatte das Gestüt 12 Vollblutsbeschälerund 118 Land-
beschälenIm Z. 1848 sind 5253 und im I. 1849 4600 Stu-
ten gedecktworden. Das zu erhebendeSprunggeld wurde im
Etat 1850/51 zu 6900 Thlr. berechnet.Es ward indessenda-
riii bemerkt,daß dasselbesichfortwährendvermindere.Die Ge-
halte für das Gestütsbeamtenpersonal,bestehendaus 1 Direktor,
1 Landstallmeister,1 Bereiter,1 Gestütsarztund 1 Berechner,und
für das Unteroffiziantenpersonal,bestehendaus 1 Futtermeister,
27 Gestütsknechtenund 5 Stallburschen,sind im Etat 1850/51
zu 6758 Thlr., ausschließlichder Naturalien im Werthe von
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2810 Thlr., veranschlagt,wobeizu bemerkenist, daß darin daS
Gehalt des LandstallmeisterLvon 1000 Thlr., welcheser als
verabschiedeterMajor auS dem Pensionsfondbezog,nichtmitge-
rechnetist.

Die Reineinnahmedes See- und Stahlbades zu Doberan
betrug2840 Thlr.,wobeiin Anschlagzu bringenist,daß dieKosten
für Erhaltung und Verschönerungder Gartenanlagenund Pro-
menadenaus demEtat der Badekasseausgeschiedensind und da-
her wohl vom Doberaner Amt getragen werden. Daß noch
eine Ncttorevenueerzieltwird, beruhtaus dem beträchtlichenGe-
winn aus demHazardspiel. An der Spitze der Verwaltungdes
Bades steht ein Intendant. Außerdemsind bei demselbenzwei
Aerzte,ein Berechnerund ein Bademeisterangestellt.

Die im Z. 1822 begründeteund im Jahre 1852 verpachtete
Soolbadeanstalt zu Sülz liefertenur einenNeinertragvon
100 Thlr.

Die Neineinnahmeder Saline zu Sülz war für 1848/49
zu 53,720 Thlr. etatisirt. Der Etat für 1850/51 berechnetedie
Reineinnahmenur auf 39,710 Thlr. Der für die Domanialein-
wohnerbestehendeZwang, einebestimmteQuantität Salz zu fest
bestimmtenPreisenaus der Saline zu entnehmen,soll in Folge
Rescriptsvom 2. Juli 1864 mit dem Jahre 1865/66 in Wegfall
kommen.Von Ostern1867 an sollnacheineröffentlichenBekannt-
machungdergroßherzogl.KammerdieSaline, welcheseit1816unter
unmittelbarerAdministrationderersterenstand,mit denSoolquellen,
Gradirwerken,Gebäuden,Ländereienund einerZiegeleiverpachtetwer-
den. Die Saline beschäftigt4 Gradirermit 6 Burschen,5Kunstwind-
müller,12 Salzsiedermit 2 Salzsiedemeistern,12Torfprahmer,12
Torfeinschieber,und im Sommerarbeitenaußerdemin derselbenund
in dendazugehörigenTorfmoorenmehrals 100Personen.DiePro-
ductionhob sichvon 118.323Scheffelim I. 1817 auf 148,074
Scheffelim I. 1847/48 und ging daraus allmähligwiederherab
auf 126,301 im I. 1859/60. Der Zwangsdebitaus dem Salz
ergab einenNettoerlös von 58,773 Thlr. im I. 1847/48 und

6*
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von 58,400 Thlr im I. 1860. Einlieger, Häusler und Hand-

werkerohne Grundbesitzzahlen24 Sch., alle übrigenDomanial-

bewohner37 Sch. für den ScheffelSalz auf derSaline, in den
Niederlagenzu Wismar, Schwerin, Plau und Malchin ist

der Preis des Scheffels46 Sch. Auf den Zwangsabsatzwerden

jährlichdurchschnittlich42,000 Scheffelgerechnet.

Das Gypswerkzu Lübtheen, dessenauf 15 Millionen

CubikfußberechneterGypsstockim I. 1826 entdecktward, erzielte

nur eine Reineinnahmevon 350 Thlr. Seit 1853 ist dasselbe

aber verpachtetund der Pächter zahlt, außer einer festen

Pacht von 48 Thlr., 3 Thlr. 6 Sch. für jede 100 Cubik-

fuß Gyps bei einemjährlichenBetriebe von mindestens50,000

Cubikfuß.
Für Brau- und Brennereienzu Dargun, Doberan und

in den AemternCrivitz, Hagenow, Lübz, Rühn und Wa-

rin ist eine Einnahmevon 2151 Thlr. etatisirt, dagegenerhellt

nicht,wie groß die darauf zu verwendendenAusgabensind.
Zum Schluß unserer Betrachtungüber den Domainenetat

wollenwir versuchen,den Betrag der gegenwärtigen Doma-
nialeinkünsteannäherndfestzustellen.

Nach den „Beiträgen zur Statistik Mecklenburgs"Bd. 3

hat die jährlichePacht der Domanialzeitpachthöfe,ausschließlich

der Zeitpachthöfedes großherzoglichenHausguts, mit einemAreal

von 33,189,548 Q.-R. und einem bonitirtenHufenstandevon

214,245 Scheffelund 16,112 Fuder oder von 411 Hufen im

I. 1864 909,280 Thlr. betragen. Seitdem sind nun 33 Höfe

aufs Neue verpachtetworden,und zwar 19 im Herbst1864 und
Anfang 65 von Johannis 1865 an zu einem um 41,687 Thlr.
höherenjährlichenPachtpreiseund 14 Höfe im Herbst1865 von
Johannis 1866 an zu einem jährlichenMehrpachtbetragevon
21,558 Thlr. Von Johannis 1866 an wird also die jährliche
Pachtsumme972,525 Thlr. oder 2366 Thlr. pr. Hufe betragen.

Nachdem Etat 1848/49 war die Pacht sämmtlicherZeit-

Pachthöfeauf 878,671 Thlr. veranschlagt.Seit jenerZeit ist aber
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die Zahl derselbenvon 267 aus 244 herabgegangen. Es werden
also die übrig gebliebenen244 Zeitpachthöfebei Annahme ver-
hciltnißmäßiggleichenPachtertrages der ausgeschiedenen23 Höfe
einen Pachtertrag von 802,980 Thlr. gelieferthaben.

Da indeß der Etat von 1848/49 die damals noch nicht
separirtenHausgüter mit umsaßt, so sind, um den damaligen
Pachtertrag der eigentlichenDomanialpachthösezu ermitteln, die
Pachterträge der 66 Höfe desHaushaltsguts in Abzugzu bringen.

Nach dem Etat für 1850/51 ist die Zeitpachtder Pachthöfe
und Bauergehöftedes großherzoglichenHansguts zu 283,425 Thlr.
berechnet. Wenn man nun erwägt, daß nur 37 Bauerngehöfte
sichin den Haushaltsdomainen befinden, so darf man die da-
malige Pachteinnahme aus den Pachthöfen des Hanshaltsgutes
zu mindestens270,000 Thlr. veranschlagen. Die obige Summe
von 802,980 Thlr. reducirt sichalso auf 532,980 Thlr.

Die jährlichenPachterträgeans den Domanialzeitpachthöfen,
ausschließlichder Zeitpachthöfedes Hausguts, haben sich demnach
von 532,980 Thlr. auf 972,525 gehoben,sind also jetztin runder
Summe um 440,000 Thlr. oder ca. 82 pCt. höher als 1848/49.

Daß sichdie PachterlragederDomauialzeitpachthöfeseit 1848
um mindestens82 pCt. vermehrthaben, wird noch durchfolgendes
bestätigt.

Die nachstehendeTabelle beweist, daß die in den letzten8
Jahren verpachteten96 Domauialzeitpachthöfe,einen durchschnitt-
lichenMehrertrag von 244,460 Thlr. oder von fast 82 pCt. der
früheren Pachtsummegelieferthaben:
Ansang der

neuen Pacht-
zeit.

Iobannis.

Zahl der
verpachte-
ten Höfe.

Summe der
alten Pacht.

Thlr.

Summe der
neuen Pacht.

Thlr.

Mehrertrag der
neuen Pacht.

Thlr.

Mehrertrag der
neuen Pacht in
Procenten der
alten Pacht.

1859 6 17703 37160 19457 110
1860 4 5276 11030 5754 109
1861 7 17178 40540 23362 136
1862 7 27604 49050 21446 77
1863 16 48698 103190 54492 112
1864 23 67146 123850 56704 84 Vs
1865 19 59653 101340 41687 70
1866 14 57562 79120 21558 37 Va

96 300820 545280 244460 81,2
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Läßt man das letzteJahr hinweg, so haben die in den 7
Jahren von Johannis 1859/65 verpachteten82 Höfe durchschnittlich
einenMehrertrag von 91,« der früherenPachtsummeergeben. Die
durch die im Herbst 1865 zu Johannis 1866 stattgehabtenVer-
Pachtungen eingetreteneVerminderung des Durchschnittsertrages
von 91,6 auf 81,2 pCt. erklärt sich aus dem großen Geldmangel
zu jenerZeit, weshalbdas letzteJahr derTabelle nichtals ein nor-
males zu betrachtenist. Deshalb wird die Pachtvermehrungseit
1848/49 unstreitig auf mehr als 81,2 pCt. zu veranschlagensein.

Viel bedeutendernoch wird sich die Vermehrungder Pacht-
ertrage der zum Hausgut gehörigenPachthöfeherausstellen.

Die im Herbst1864 zu Johannis 1865 wiederverpachteten8
Haushalts-Pachthöfe,welchezu 16,905(Scheffeloder28Hufen boni-
tirt sind, wurden zu 85,740 Thlr. verpachtet,während die frühere
Pacht nur 40,970 Thlr. betrug. Die alte Pachtsummehat sich
alsoum 109,2pCt. vermehrt. Wenn man nun erwägt,daß von den
von Johannis 1859/65 verpachtetenHöfen die im Herbst1864 zu
Johannis 1865 verpachtetenden geringstenMehrertrag—70pCt.—
aufzuweisenhaben und daß für 1859, 1860 und 1863 der Mehr-
ertrag 110, 109 und 112 und im Jahre 1861 sogar 136 pCt.
betragen hat, so darf man annehmen,daß auch für die im Herbst
1864 verpachtetenHausgüter die geringsteProcentvermehrungder
Pacht eingetretenund jene früher noch bedeutendergewesenist.
Jedenfalls wird man nochhinter derWirklichkeitzurückbleiben,wenn
man die seitdemEtat von1850/51 bis jetzteingetretenePachtsteige-
nmg auf 100 pCt. veranschlagt,so daß nachdemVorausgegangenen
die gegenwärtigePachteinnahmeaus den zu 200 Hufen bonitirten
HaushaltSgütern 540,000 Thlr. oder 2700 Thlr. für die Hufe
beträgt. Dieselbeliefern alsojetzt einen jährlichenMehrertrag von
270,000 Thlr.

Daß dieSchätzungderPachtzunahmeaus denHaushaltsgütern
nichtzu hochgegriffenist, wird auchnochanderweitigbestätigt. Die
Hufe der letzterenenthält durchschnittlich66,000 O.-N., währenddie
HufederDomanialhöfedurchschnittlich81,000Q.-R, hat. DieGütedeS
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BodenS der Haushaltsgüter ist demnachum 22 pCt. besserals
die der Domanialhöfe und mußte danach die Pacht der ersteren
durchschnittlichmindestensum 520 Thlr. pr. Hufe höhetsein,als die
der letzteren. Der vorstehendenVeranschlagunggeniäßbeträgtaber
die jährlichePachtsummeder Haushaltgüter 2700 Thlr. aus die

Hufe und die der Domanialhöfe 2366 Thlr. für die Hufe,

die erster? ist also, auf die Hufe berechnet,nur um 334 Thlr.

höher veranschlagt,als die letztere.
Der jährlicheErtrag der Domanialhöfe und der Höfe des

Hausgutes hat sichdemnachseit1848/49 um mindestens710,000
Thlr. gesteigert.

Nach dem Etat 1850/51 waren 104 Domanialerbpachthöfe
mit einemHufenstandevon 90 Hufen vorhanden. Das statistische
Bureau hat dagegen im citirten Bande 3 die Zahl derselbenauf
77 mit einem Hufenstandevon 40,496 Scheffelnund 3476 Fu-
dern oder von 79 Hufen angegeben. Es müssen also 27 Erb-
pachthöfemit einemHufenstandevon 11 Hufen eingegangensein.
Vermuthlichsind dieselbenparcelirt. Zum Hausgute gehörennur
2 Erbpachthöfe. Nach dem erwähnten Etat betrug die jährliche
Erbpacht aus den Erbpzchthöfeneinschließlichder Nebenerlegnisse
49,020 Thlr. Das statistischeBureau giebt die jetzigeErbpacht
ohne die Nebenerlegnissezu 46,116 Thlr. an. Wenn hiernach
trotz der Verringerung der Erbpachtstellen die Erbpacht nicht
abgenommen hat, so erklärt sich dics daraus, daß dieselbe

wie schon angegeben, nach Scheffel Roggen und nach dem

20jährigen Durchschnittspreisedesselbenberechnetwird.

Die Zahl der Bauerstellen im Domanium hat sich von
1849/63 von 4504 auf 4127, also um 377 vermindert. Trotzdem

«werdendie Pachterträge,welcheim Etat 1850/1851 zu 500,000
Thlr. für das Jahr veranschlagtwurden, wegen der alle 12 oder
14 Jahre eintretendenneuen Negulirungen jetzt bedeutendhöher
sein. Wenn die Pacht der Domanialhöfe und Haushaltsgüter

sichresp. um 82 und 100 pCt. vermehrthat, so wird die Pacht
der Bauerstellensichernicht unter 20 pCt. gestiegensein. Unter
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Berücksichtigungder eingetretenenVerminderungder Bauerstellen'
wird dieSteigerung des Pachtertragesderselbenmindestens50,000
Thlr. betragen haben.

Die bäuerlichenErbpachtgütersind in jenem Zeitraum von
821 auf 1302 gestiegen,und haben sichalso um 481 vermehrt.
Wenn nun, wie man wohl annehmenkann, die Erbpachtim Ver-
hältniß zur Vermehrung der Erbpachtgüter gestiegenist, so hat
sich die Erbpacht, welcheeinschließlichder Nebenerlegnisseim I.
1850/51 80,000 Thlr. betrug, gegenwärtigum fast 50,000 Thlr.
vermehrt, wobei die Zunahme der Erbpacht in Folge der
stattgehabten Steigerung der Noggenpreise unberücksichtigtge-
bliebenist.

Die Büdnereien vermehrtensichinnerhalb jener Periode von
6379 auf 7288, also um 909. Dieselbenzahlten im I. 1850/51
an Kanon und Zeitpacht 80,000 Thlr. Nach Verhältnis; ihrer
Zunahme zahlen die Büdner jetztein Mehr von 11,000 Thlr.

Die Zahl der Häuslerstellen ist von 1849/63 von 892
auf 2647, also um 1755 gestiegen. Außer der jährlichenfür
Haus- und Hosplatz zu entrichtendenNecognilion von 28 Sch.
haben die Häusler für den ihnen der Regel nach überlassenen
ErbpachtgarteneinenKanon zu zahlen,dessenmittlererDurchschnitt
jährlich 3 Thlr. beträgt. Der Mehrertrag der Häuslereien ist
also auf mehr als 6000 Thlr. für das Jahr zu veranschlagen.

Die jährlichenMehreinnahmen aus den Baucrstellen, Erb-
Pachtgütern,Büdnereien und Häuslereien sind nach Vorstehendem
auf 117,000 Thlr. zu berechnen.

Für Erbpacht von Erbmühlen und diverseandere Erbpächte
sind im Etat 1850/51 25,000 Thlr. ausgeworfen. Diese Ein-
nahmen werden sich mindestensum einige Tausend Thaler ver-
mehrt haben, zumal sich von 1849/65 die Erbmühlen von 110
auf 132 und die Erbschmiedevon 84 auf 93 vermehrthaben.

Die Zeitpachtvon Mühlen und Diversen, als Papiermühlen,
Pachtschmiede,Pachtkrügeund Ackercompetenzender Häusler und
Einlieger, ist im Etat 1850/51 zu 111,000 Thlr. veranschlagt.
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Auch dieseEinnahmen werdenseit 1850 eine nicht unbedeutende
Steigerung erfahrenhaben.

Demnachdarf man die stattgehabteVermehrungder Ein-
nahmen aus dem kleinerenGrundbesitzzu mindestens140,000
Thlr. veranschlagen.

Die Vermehrung aus dem gestimmtenGrundbesitzdes Do--
maniums und HauSguts ausschließlichder Forsten, beträgt also
mindestens850,000 Thlr. Dabei ist zu bemerken,daß dieseerhöhe
ten Einnahmen keinewesentlichhöherenVerwaltungsausgabenver-
anlaßt haben. Wenn man annimmt, daß die jährlichenGehalte der
Domanialbeamten seit 1849 um 25,000 Thlr. gestiegensind,,
so ist dieseSumme gewiß reichlichhochgegriffen. Die jährliche-
Nettoeinnahme aus dem Grundbesitz des Domaniums hat sich
also um 825,000 Thlr. vermehrt.

Unberücksichtigtsind bei dieser Veranschlagunggebliebendie
Einnahmen aus der Saline, dem Gypswerk, den Brau- und
Brennereien, den Ziegeleienund Kalkbrennereien:c. welchejeden¬
falls im Ganzen genommen eine nicht unbedeutendeSteigerung
erfahren haben werden. Auch die Einnahmen aus der Dobe-
raner Spielbank haben sich wesentlichverbessert. Die Nein-
einnähme aus derselbenbetrug nach dem Etat 1848/49, wie an-
gegeben,13,208 Thlr. Gold. Nach glaubhaften Berichten hat
der Bruttoertrag im I. 1863 90,000 Thlr., im I. 1864 63,000
Thlr. ergeben. Im Durchschnittdarf man den durchschnittlichen
jährlichenBruttogewinn zu mindestens60,000 Thlr. Gold ver-
anschlagen. Wenn man davon für die Croupiers :e. 48 pEt.
(nach öffentlichenBlättern erhalten die Croupiers gegenwärtig
40 pCt. von dem Spielgewinn nämlich 5 Croupiers a 6 und
2 a 5 pCt.) abzieht, so berechnetsich der jetzigeMehrertrag auf
20,000 Thlr., womit die Erhöhung der Gehalte der Domanial-
beamten fast gedecktwäre. Da es aber mißlichist, die Chancen
des Hazardspielshier zu untersuchen,so soll auch der vermehrte
Spielgewinn hier außer Berechnungbleiben.
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Auch die Einkünfte auS denForstenmüssensichsehrbeträcht-
Ach vermehrthaben.

Der Preis des Holzes ist seit 1848 mindestensein Drittheil
Höher geworden, und darf man daher annehmen, daß der Erlös
.aus demselben,welchernachdemEtat für 1848/49 156,785 Thlr.
betrug, sich um 50,000 Thlr. gesteigerthat. Außerdemist zu
beachten, daß die Bewirthschastungder Forsten eine rationellere
gewordenist, daß die FeuerungsdeputatederStaatsdiener abgelöst
sind, und daß die ausgedehntenTorfmoore durch die gesteigerten
Preise einen höherenWerth erlangt und notorischviel besseraus-
gebeutetwerden,als dies früher der Fall war, so daß der Ertrag
derselben,welcherim Etat zu 27,000 Thlr. veranschlagtward,
sich sicher mehr als verdoppelthat. Dasselbe läßt sichvon der
Lohe sagen, welchenur mit 8000 Thlr. angesetztist. Für Forst-
bruchsgeldersind im Etat nur 2495 Thlr. ausgeworfen,für Jagd-
frevel nichts. Von 1852/60 sind aber, nach dem statistischen
Bureau, die Forst- und Jagdfrevel im Jahresdurchschnittmit
5599 Thlr. Geldstrafe verbüßt, die Einnahmedaraus hat sichalso
um 3000 Thlr. vermehrt. Es kommtnochin Betracht, daß das
Jahr 1848/49 kein normales war und daß bereits im Jahre
1847/48 die Einnahme um 33,000 Thlr. höher etatisirt war.
Um der augenblicklichenRoth zu steuern, wurdenim Jahre 1848
iett bedürftigen Einliegern die fämmtlichen Forstwiesen gegen
geringe Pacht überlassen, wodurch allein für 1848/49 ein
auf 20,000 Thlr. berechneterAusfall entstand. Wenn man dem-
nach den gegenwärtigenNeinertrag der Forstenum 150,000 Thlr.
höher veranschlagt,so bleibt man gewiß noch weit hinter der
Wirklichkeitzurück. Um ja nicht zu hochzu rechnen,sollen von
zener Summe noch25,000 Thlr. für vermehrteGehaltederForst-
Beamtenin Abzug gebrachtwerden.

Der jährlicheNettoertrag aus dem gesammtenDomanium
mnd Hausgut hat sich also von 1849 bis jetztum 950,000 Thlr.
und, wenn man die Ausgabe für die vermehrtenGehalte der Be-
amten nicht vorweg abzieht,um eine Million gesteigert.
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Auf S. 76 ist die Gesammteinnahmeaus demDomanium
im Jahre 1848/49 einschließlichder zu Geld veranschlagtenun-
entgeltlichenAbgängeaus denForstenfestgestelltzu2,698,060Thlr.
Dazu die jetzigeMehreinnahmemit ... . 1,000,000 „~

3,698,060Thlr.
Die Ausgabebetrugin jenemJahre einschließ-

lich der unentgeltlichenAbgängeaus den
Forsten 1,513,750Thlr.

Dazu die Gehaltsvermehrung
für die Beamten . . 50,000 ,

1,563,750 „
DemnachbeträgtdiegegenwärtigeNeineinnahme

aus demDomanium 2,134,310Thlr.
Die jetzigenAusgabenbetragenhienach42 pCt. derBrutto-

einnahmen.In der Wirklichkeitist aber der Procentsatznoch
höher, da bei den Forstendie vermehrteNetto einnähme,mit
alleinigerAusnahmeder vermehrtenBeamtengehalte,veranschlagt
ist. Man wird daher die gegenwärtigenAusgabenfür die Do-
mainenauf nahean 50 pCt. derBruttoeinnahmeschätzenkönnen.

Trotzder seit 1849 eingetretenenbedeutendenSteigerungder
Einkünfteaus demDomaniumist der Reinertragaus demselben
ein verhältnißmäßiggeringfügiger.Der Nettoertragdesgesamm-
tat Domaniumsbeträgtnochnicht1 Thlr., der des Domaniums
ohnedie Forsten1,3Thlr.undderdesForstgebietsallein12,«Sgr.
für den preußischenMorgen. Ganz anderswürdesichdie Sache
gestalten,wenndie Domainenaus demlandesherrlichenBesitzin
den freienPrivatbesitzübergingen.

In der Sitzung des Hauses der Abgeordnetenin Berlin
vom 24. März 1857 theilteHerr v. Patow mit, daß aus amt-
lichenQuellennachgewiesensei, daß die veräußertenpreußischen
Domainenvon demdurchdie VeräußerunggelöstenKapitalnur
l'/s pßt. eingetragenhätten, und daß von der Domainenverwal-
tung auchfür die ZukunftkeinbesseresResultatzu erwartensei.
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Derselbeberechnetedanach, indem er davonausging, daß der
Staat den größtenTheil der Staatswaldungenin seinemBesitz,
erhaltenmüsse,— daß, wennzu einerVeräußerungvon einem
Theil der preußischenDomainenim Werthsvon 900,000Thlr.
Rente geschrittenwerdenwürde, der Staat einenKaufpreisvon
80,000,000Thlr. erzielenund jährlich3,500,000Thlr.gewinnen
würde,falls er mit jenerSumme 4"/sproc.Staatsschulden,welche
nebstder Amortisationsratevon 1 pCt. jährlich4,400,000Thlr.
kosteten,tilgen würde. Die aufgemachteBerechnungkannaller-
dings auf unsereDomanialverhältnisse,welchewesentlichanders
liegen,als die preußischen,nichtohneweiteresangewandtwerden.
Der Domam'al-Grundund Boden, mit Ausnahmeder Forsten,
welcheadministrirtwerden,wird in Preußenfastausschließlichin
Zeitpachtweggegeben.Von denfrühervererbpachtetenLändereien
kann der Kanon abgelöstwerden,wodurchsie freiesEigenthum
werden. Nach dem Ablösungsgesetzvon .1850 ist bei erblicher
Überlassungeines Grundstücksnur nochdie Übertragungdes
vollenEigenthumszulässig. Nur festeGddrentendürfeneinem
Grundstückeauferlegtwerden,dieselbenkönnenaber, falls nicht
durchVertragetwasanderesfestgesetztist, mit demLOfachcnBe-
trage abgelöstwerden. Durch Vertrag kanndie Ablösungüber
einen 30jährigenZeitraumhinausnichtausgeschlossen,auchein
höhererAblösungsbetragals das 25facheder Rentenichtverein-
bart werden. Nach dem s 64 des angeführtenGesetzeskönnen
die grundherrlichenEinkünfteaus den DomainendurchZahlung
des I8fachenJahreswerthsabgelöstwerden. Herrv. Patowhatte
bei seinerBerechnungauchnur die verzeitpachtetenund im Wege
des öffentlichenMeistgebotszu veräußerndenVorwerkeim Auge.
Wenn man aber hier zur Veräußerungder Domanialgrundstücke
schreitenwollte,so würdezu berücksichtigensein, einmal,daß es
sichbei unfern Erbpachtgrundstückennur um eineAblösungdes
Kanons und sonstigerAbgabenhandelt, sodann,daß Politik,
Rechtund Moral es verbietenwürden, die Bauergüteran den
Meistbietendenzu verkaufen,wenn auch dem Buchstabendes
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Rechtesnach der Staat dazubefugtseinsollte. Selbstverständ¬
lich müßtendie Vauerstellenden dermaligenBesitzerngegenEnt-
Schädigung,deren Modus hier nicht zu erörternist, überlassen
werden. Bei dem erheblichenAreal, welchesunsereDomanial-
<Zrbpächterund Bauern besitzen,könnteman daherannehmen,daß

eine VeräußerungunsererDomainendemStaate bei weitemge-

TingereVorthcileverschaffenwürde,als dies in PreußenderFall

gewesenist. DessenungeachtetrechtfertigendienachstehendenGründe

die entgegengesetzteAnsicht.
Bei der Veräußerungder Bauerstellenan die dermaligen

Innehaber würde in Anschlagzu bringensein, daß diesendie
Gebäudeund die Hoswehrenbisherunentgeltlichüberlassensind
und der Verkaufderselbendem Staate Millionen einbringen
Ivürde, ferner, daß der Neubauund die Erhaltungder Bauer-
stellendemLandesherrnenormeKostenan Geldund Naturalien
-verursachen,welchebei einer Veräußerungin Wegfallkommen
würden. Außerdemist bei Feststellungdes Kaufpreisesbilliger
Weise auch zu berücksichtigen,daß der Bauer durchdenKauf
das freieund unbeschränkteVerfügungsrechtüber seineStellege-
winnt. Auf dieseWeisewürdeder Staat durchden Verkaufder
Bauergüterzu freiemEigenthumgroßeSummen gewinnenund
bedeutendeUnkostensparen. AberauchdieBauernwürdendaraus
unberechenbarenGewinn ziehen. Denn entfesseltvon den been-
gendenbureaukratischenBandenals freieHerrenauf ihrerHufe,
gesichertgegenjedenfremdenEingriffin die Früchteihrer Arbeit
und Mühen, würdensie sehrbald von ihrenGüternmindestens
-ebensohohe Erträge beziehen,wie gegenwärtigdie Domanial-
Pächterund die Rittergutsbesitzervon den ihrigen. Die Wahr-
heit des Sprichworts: Eigenthum macht aus Sand Gold,
würde sich auch bei den zu EigenthümerngemachtenBauern
bethätigcn.

Wenn in Preußendie veräußertenDomainenlVs pCt. von
-demdurchdenVerkaufgelöstenKapitalgebrachthaben,sohandelt
«s sich, wie angegeben,um größerePachthöfe,derenPächter
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selbstverständlicheine verhältnißmäßigviel höherePacht gegeben
habenwerden,als unsereabhängigenBauernpächterleistenkönnen.

Die jährlicheAusgabefür die Domainenist auf mehralK
anderthalbMillionenveranschlagtworden. Bei einerVeräußerung
der Domainenwürde der enormeAufwandan Administrations--
kostenfastgänzlichin Wegfallkommen.Die Kommunal-,Polizei-,
Schul-, Armen-und Niederlassmigssachenwären sämmtlichden.
Gemeindenzu überweisen,und nur für die Justiz-,Hypotheken--
und CuratelsachenGerichtezu conserviren,welchetheilweisemit:
den städtischenGerichtenvereinigtwerdenkönnten. Namentlich-
würdendie 300,000 Thlr., welchenachdemEtat 1848/49 für
das Kammereollegiumund die Aemterverausgabtwerdenund
derenKostensichseitdemnocherhöhthaben,zum größtenTheil
gespartwerdenkönnen. Denn dieserkostspieligeVerwaltungs-
apparatwürdeunnöthig.

Wir sinddaherder Ansicht,daß, wennin Preußendie ver-
äußerten Domainennur IVs pCt. von demdurchdenVerkauf
gelöstenKapital eingebrachthaben, in Mecklenburgdie Veräuße-
rung der Domainenals Resultatergebenwürde,daß die Netto-
einnahmenaus denselbenkaum 1 pCt. von der durchVerkauf
zu erzielendenKaufsummeausmachen.

Die Domanial-Pachthöfewerdenregelmäßigauf längere
Zeit verpachtet.Wir sindan sichkeineGegnerderlangenPacht-
Perioden,aber vomfinanciellenStandpunktbetrachtet,verhindern
die langenPachtperiodendenGrundherrn,in der Zwischenzeitdie
Vortheileder steigendenCultur zu genießen.

Von 1851/65 hat sichdie BevölkerungdesDomaniumsum
etwa 2500 Seelen vermindert, welcheThatsachealleineine
beredteVerurtheilungder wirthschaftlichenVerhältnissedesselben
enthält. Mit Rechtsagt Bergius in seinemneuestenWerk*),

*) Grundsätzeder Finanzwissenschaftmit besondererBeziehungauf bei*
preußischenStaat, Berlin, 1865. Wir empfehlendas von den Domainen
handelndeKapitel dieservortrefflichenSchrift der ernstestenBeachtungderer,
welchesichfür die Frage der Veräußerung der Domainen interessiren.
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daß, wenn unserelandesherrlichenDomainenveräußertwürden,
die Zahl der Steuerzahlersichin nicht langerZeit würdever-
doppelnkönnen. Die Steuerpflichtigenwürden zugleichauch
steuerkräftigerwerden. DiesenmittelbarenGewinnfür denStaat
läßt man häufig bei der Frageder Domainenveräußerungaußer
Betrachtund entscheidetdieselbelediglichnachdemunmittelbaren
Resultatder Veräußerung.Daß die Steuerkraftunsererin freie
EigenthümerverwandeltenBauern und Erbpächtersichin kurzer
Zeit außerordentlichverstärkenwürde, wird nichtfüglichin Ab-
rede genommenwerden können. Die Gegner des Verkaufes
unsererDomainenweisennamentlichauf die reichenErträgeder
Domanialhöfeund Haushaltsgüterhin, und bedenkennicht,daß
diesegroßenGütercomplexedie Zahl und Kraft der steuerpflich-
tigen„Unterthanen"gewaltsamzurückhalten,so daßsichauf einem
Gute seltenmehr als ein steuerkräftigerZahler,der Pächterbe-
findet. In den eigentlichenDomainen leben nur 2060 Ein-
wohnerund in denreichenHaushaltsgüterngar nur 1569 Ein-
wohnerauf der Quadratmeile.Eine Verdoppelungderselbender
Zahl und der Steuerkraftnach würde dem Staate allein an
Steuern mehreinbringen,als diePachtsummensämmtlichergroßen
Höfebetragen.

Die Steigerung der Productivkraftunseres Grund und
Bodens und die Vermehrungder Zahl und des Wohlstandesder
Bevölkerungin einemso großenLandestheilwürdeein wirth-
schaftlicherGewinnfür das ganzeLandsein,welchersichfreilich
in Zahlennichtfeststellenläßt, abermit Sicherheituns in nicht
langerZeit von der niedrigstenStufe auf eineder höchstenStu-
fen der Cultur emporhebenwürde.

Zu Gunstender VeräußerungunsererDomainensprichtauch
nochein politischer Grund, dernamentlichin dergegenwärtigen
Zeit nicht ohneBedeutungist. Der gegendie Staats-Eisen-'
bahnen geltendgemachteGrund, daß sie in Kriegszeitenvom
Feinde als Kriegsbeutebehandeltwerden, findet auch auf die
DomainenAnwendung.Gegen die Mitte vorigenJahrhunderts
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habenunter anderenpreußische Truppen,welchehierals Reichs-
>executionstruppeneinrückten,sofortbeiihremEinmarschverschiedene
Domanialämterbesetztund deren Einkünftemit Beschlagbelegt,
um sichwegender Exceutionskostenzu decken.Erst im Jahre
1787, nachgeschehenervollständigerZahlungderExceutionSkosten
hörte die preußischeEinquartirungauf. Dieser Fall beweist
wenigstensso viel, daß landesherrlicheDomainenfür den sieg-
reichenFeind ein geeignetesObjectsind, um auf bequemeWeise
die Zahlungder Kriegskostenzu erzwingen.Die Domainenkön-
nen aber auchnochschlimmereFolgenhaben,indemsiedenFeind
herbeilockennnd zur Anncetirungdes ganzenLandesveranlassen
können. Bergius in der citirtenSchrift sagt, daß nach der
-Schlachtbei Jena der Verkaufder preußischenDomainenunum-
gänglichgewordensei und beruftsichdabeiauf einenAusspruch
von Gervinus in dessenGeschichtedes neunzehntenJahrhun-
derts: „Die reichenDomainendes preußischenMonarchenwaren
ohne diesenSchritt sür Napoleonein Ködermehr,der zur Ein-
Ziehungdes ganzenStaates verlockte".Gewißist auchin neuester
Zeit der reicheDomamalbesitzLauenburgs auf dieAnncetirung
-diesesLandesseitensPreußensnichtohneEinflußgewesen.Daß
eineAnnexionMecklenburgs außerdemBereicheder Möglichkeit
.läge,wird Niemandernstlichbehauptenwollen. Umsomehrsollte
man sichhüten,durchConservirungunsererausgedehntenDomai¬
nen den Appetitder Annexionistenzn verstärken.

FinanzielleInteressennicht minderals wirthschaftlicheund
politischeInteressengebietendemnachdie Veräußerungderlandes-
herrlichenDomainen. Ob davon die Domanialforsten oder
ein Theil derselbenauszubescheiden,ist eineFrage, die wir hier
unerortertlassen.*)

*) Bergius in seiner citirten Schrift ist der Ansicht,daß in kleinen
Ländern nur finanzielleGründe über Beibehaltung oder Veräußerung der
Staatsforsten entscheidensollten, da dort Mangel oder Ueberflußan Holz
.dochvon den Zuständenanderer Länder abhängig sei. Aber auch im Allge-
meinenspricht derselbe,gestütztauf namhaft«nationalöconomischeAutoritäten,
A>ie Jakob und Krug, und im Einklang mit der königlichpreußischen
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Wenn wir uns hiemitfür die Notwendigkeitder Veräuße-

rung unserer Domainen erklärthaben, so stehenuns Erfahrung

und Wissenschaftzur Seite. In Aegypten und Indien finden
wir großenDomainenbesitz,aber das Volk ist arm. Englands

das reichsteLand,hat fast gar keineDomainen. In Frankreich

liefern die Domainen, mit Ausschlußder Forsten,jährlichkaum

500,000 Fres. Dennochwird man den WohlstandMecklenburgs-

mit seinemvergleichsweiseenormenDomanialvermögennichtmit
diesen beiden Ländern auf eine Stufe stellenwollen. Adam
Smith sagt über dieseFrage: „Die Einkünfte,welchein irgend¬
einem civilisirtenStaate die Krone von ihren Ländereienzieht,
scheinenzwar keinemeinzelnenUnterthandas mindestezu kosten,
sie kosten aber im Grunde der ganzen Gesellschaftmehr, als
irgend ein anderes gleichgroßes Einkommen,dessendie Krone
genießt. Es würde in allen Fällen dem Publikumvorteilhaft
sein, wenn der Krone dieseaus ihren Domainenentspringenden
Einkünfte aus einer andern Quelle ersetzt,und ihre Ländereien
unter das Volk vertheiltwürden— eine Sache, Ixe nichtbesser
als durch einen öffentlichenVerkauf jener Domainengüterge-
schehenkann." In der königlichpreußischenKabinelsordrevom
20. Januar 1808 wird gesagt: „Daß die Veräußerungder Do-
mainen in Rücksichtauf den Nationalwohlstandeine wohlthätige

Cabinetsordre vom 20. Januar 1808, sich für die Veräußerung der Staats-
forsten aus. Die Besorgniß, daß daraus Holzmangelentstehe,seiungegründet.
So wenig eine Regierung zu bestimmen vermöge, wie viel Land zum Anbau
deö Getreides angewendet werden müsse, so wenig sei es möglich, dies Sßer»
hältniß vom Holz zu bestimmen. Nur das richtige Verhältniß des Holz-
Preises zu den Preisen der übrigen Bodenproducte, welchessich allein aus
der freien Concurrenz ergebe, werde die Holzverschwendungausheben. Es
lägen weit mehr Gründe in der öffentlichenVerwaltung, die Waldungen
schlechtzu benutzen,und selbst sie zur Unzeit zu ruiniren, als in der Privat¬
benutzung. Die großen StaatSsorsten hätten die Cultur des Bodens ver-
hindert. In Nothzeiten würde der Staat seine Waldungen opfern, wie er
anderes Eigenthum opfere. Ende 1864 sei man in Frankreich damit um-
gegangen, alle Staatswaldungen zu verkaufen,Oesterreichwerde seine Staats»
Waldungen schwerlichnoch lange conserviren können.

7
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Operationsei, hat eine verständigeStaatswirthschastlängst ent-
schieden.Die Resultate der Erfahrung haben die Behauptungen
der Theorieüberall bestätigt,und die Güterkulturist in denLän-
dem am blühendsten,in denenes keine Domainengibt/ Die
Unveräußerlichkeitder Domainen ward durch Friedrich Wil-
Helm III. im Hausgesetzvom 17. December1808 aufgehoben.
Stein und Vincke waren die Urheberdesselben.Durch Edict
vom 27. October 1810 sprachder König seine „landesväterliche
Absicht"aus, die Domainensuccessivezu verkaufenund den Er-
trag zur Tilgung der Staatsschuldenzu verwenden. Harden-
b erg sagte im Jahre 1811, daß die VeräußerungderDomainen
eine der Hauptgrundlagendes preußischenFinanzsystemsund daß
die bisherigenResultateder Veräußerung,trotzder ungünstigen
Zeit, über alle Erwartung vortheilhastsei. Die Verkäufevon
Domainenvorwerkenhörtenim Jahre 1837 fast gänzlichauf und
im Jahre 1837 wurdendie Ablösungender grundherrlichenEin-
künfteerschwert.Dennochhörten die Ablösungennichtauf. Im
Jahre 1850 wurdedie Ablösungin der obenangegebenenWeise
geordnet, wodurchdie grundherrlichenDonianialeinkünfteimmer
geringer wurden. Im Jahre 1847 betrugendieselbennochvier
Millionen, im Jahre 1862 wenigmehr als drittehalbMillionen
Thaler. Die Veräußerung der preußischenStaatsforsten hat
überall nur einengeringenUmfangerreicht. Nach dem Staats-
Haushaltsetatvon 1861 betragendie Netto-Eiunahmenaus den
Domainengrundstücken,abgesehenvon den erwähntengrundherr-
lichenHebungen,welchenachund nach ganzverschwindenwerden,
1,508,608 Thaler und die Netto-Einnahmen aus den Forsten
•3,241,200Thaler. Wenn man dabeinochberücksichtigtdieEin-
nahmenund Ausgabender EentralverwaltungderDomainenund
Forsten, so war die Nettoeinnahmeaus Domainenund Forsten
etwa 4,600,000 Thlr., aus welcherdie demKronfideicommißsond
angewieseneRente von 2,573,099 Thlr. gezahltwird. Die ge-
sammte Nettoemnahmedes preußischenStaats ward für das
Etatjahr 1861 zu 95,400,000 Thlr. veranschlagt.Die Netto¬
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einnähme auS der preußischenDomanial- und Forstverwaltung
betrug also nur den zwanzigstenTheil der gesammtenNetto-
einnähmedeS preußischenStaats, währendin Mecklenburgnach
dem Etat 1848/49 die landesherrlichenEinnahmen aus den

Domainen und Forsten etwa den dritten Theil der gesammten

landesherrlichenNettoeinnahmenausmachten.
Der AmtsverwalterBalck hat in seinercitirtenSchrift be-

hauptet,der Fürst habe an seinemEigenthum— demDomanium
— dieselbenRechte,wie sein letzterUnterthan— weshalbfreilich
die Revolutiondas Domanium zunächstfür Staatseigenthumzu
erklärenliebe,um dann dasselbeungehindertzerstückelnzu können.
Wenn diesePhrase eine allgemeineBedeutunghabensoll, so ist
dem Verfasserwohl nichtbekanntgewesen,daß im «institutionellen

England der früheregroßeDomanialbesitzim Laufe der Jahr-
hundertevon den Königenverschenktund verschleudertwordenund
daß in Preußen durchden absolutregierendenKönigFriedrich

Wilhelm III. die Veräußerlichkeitder Domainenproclamirtist,

nachdemvon seinenVorgängernDomanialgüterim Werths von
zwanzig Millionen Thaler verschenktworden waren. Hat der
Verfasseraber mit seinerBehauptung,wie anzunehmen,unsere
Verhältnisseund namentlichdie Thatsachecharacterisirenwollen,
daß die Domainen im Jahre 1849 zum größtenTheil Staats-
eigenthumwurden, so hat er sich mit den klarstenhistorischen
Thatsachenin Widerspruchgesetzt. Der Großherzoghat selbstnach
dem staatsrechtlichenStandpunktedes VerfasserskeinsolchesRecht
an den Domainen, wie ein Privateigenthümeran seinemEigen-

thum. Sein Rechtan denselbenist beschränktdurchdie Pflicht,
aus derenErträgen die Kostendes Landesregimentszu bestreiten,
und darum darf derselbenachfeudalemStaatsrechtdieDomainen
nicht veräußern. Der Großherzogbesitztdie Domainennichtals
Privateigenthümer,sondern als Landesherr, und daraus folgt
selbstverständlich,daß wenn die landesherrlicheGewalt in constitu-
tionellerWeise beschränktwird, der Landesherrnur mit Zustim-
mung der konstitutionellenVertretungüberdieDomainenverfügen

7*
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darf. Also nicht die Revolution, sondernder Großherzogunter
Zustimmungder Volksvertretunghat das Domaniumin legaler
Weise für Staatseigenthum erklärt und das betreffendeGesetz
publicirt. Es geschahdies auch nicht, um dasselbeungehindert
zerstückelnzu können,sondernum einerationelleFinanzwirthschaft
zu erzielen. Möglichist, daß einzelneMitgliederder Abgeord-
netenkammerdie Erhebungder Domainenzum Staatseigenthum
als erstenVorbereitungsschrittzur Veräußerungderselbenausge-
saßt haben. Wahrscheinlichist dies indeß nicht. Die staats-
wirthschastlicheEinsicht fehlte damals noch dazu. Gewiß ist es
aber, daß die AbgeordnetenkammerkeineVeranlassunggehabthat,
sich über die Frage der Veräußerungder Staatsdomainen zu
äußern. Wenn wir jetzt,was, sovielwir wissen,in Mecklenburg
zum erstenMale öffentlichausgesprochenwird, uns aus innerster
Ueberzeugungdafür entscheiden,daß das Domaniumnachund
nach aus dem landesherrlichenBesitzin das Privateigenthumüber-
gehensoll, so habenuns dazu, wiedargelegt,diewichtigstenfinan-
ziellen,wirthschastlichenund politischenGründe bestimmt. Wenn
wir uns aber für die unbeschränkteTheilbarkeitund Veräußer-
lichkeitdes in die Hände von Privatunternehmernübergegangenen
früherenDomanialbesitzes,sowieüberhauptdes Grundbesitzes,er-
klären, so wollen wir nicht die Zerstückelungim Sinne unseres
Gegners,oder die Zersplitterung,welchewir vielmehrfür unwirth-
schaftlichhalten, sondern nichts anderes, als auchdem Grund-
eigenthümersein heiligstesRecht, das freie Verfügungsrechtüber
sein Eigenthum, vindieiren,weil wir nicht glauben, daß der
grundbcfitzendeLandmannals solcherund im Gegensatzzu allen
übrigen EigenthümernoderUnternehmernnichtbefähigtsei, ohne
staatlicheBevormundungsein Eigenthumzu verwalten. Gestützt
auf die in Preußen gemachtenErfahrungen, fürchtenwir auch
nicht, daß die freie Theilbarkeitzur Zersplitterungdes Grund-
besitzesführe. Auf Veranlassungeines im preußischenHerren-
hause gefaßten Beschlusseshat das preußischeMinisteriumfür
landwirthschaftlicheAngelegenheitenin densechsöstlichenProvinzen
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Preußens und in Westphalenermittelnlassen,welcheUmwandelunz
der bäuerlicheGrundbesitzvon 1816, in welchemJahre dieAgrar¬
gesetzgebung,welchenach Aufhebungder Feudalrechtedie Theil-
barkeit des Grundeigenthumsfreigegebenhatte, in volle Kraft

getretenwar, bis 1859, also in 43 Jahren erfahrenhat. Das

Ergebniß dieserUntersuchungist kürzlichvorgelegt. Nach dem-

selbenbetrug die Zahl der spannfähigenBauerhöfe, auf welche
im Jahre 1816 sowohl als im Jahre 1859 durchschnittlich
96 MagdeburgerMorgen kamen,im erstenJahre 35l,607 mit
34,425,731 Morgen und im letzteren344,737 mit 33,498,433
Morgen. Demnach hat sich die Zahl der spannfähigenHöfe
absolut um 6870 mit 927,298 Morgen vermindert. Dagegen
aber sind 20,105 spannfähigeBauerhöfemit 1,802,872 Morgen
mit Rittergütern(9599) oderanderenspannfähigenHöfen(10,506)
vereinigtworden. Bei voller Freiheit der Theilbarkeithat also
eine Vermehrung des größerenGrundeigenthumsstattgefunden.

Die großen Verdiensteder Balck'schen Schrift verkennen
wir nicht. Die Verhältnisseim Domanium sind darin zum
erstenMale von sachkundigerHand in großerVollständigkeitdar-
gelegt. Die bezüglichenGesetze,Verordnungen, Neseripteund
Circulare, bisher theils in gedrucktenGesetzessammlungenzer-
streuet,theils aberin denamtlichenRegistraturenverborgen,finden
sichdort zusammengestellt.Man hätte nun erwartensollen,daß
der Verfasser,welcheruns ein so klaresBild von der im Doma-
nium herrschendenNegierereiund Willkürvorzuführenverstanden
hat, zu ähnlichenSchlüssen,wie die vorstehenden,hätte kommen
müssen. Aber statt dessenführt er denBeweis,daßbureaukratifche
Befangenheitein freies Urtheil nicht gestattet. Ihm steht das
Schreckbildder das Staatseigenthum verschlingendenund zer-
stückelndenRevolutionvor Augen,dieSelbständigkeitund dauernde
Macht des Landesherrnwähnt er auf dem Reichthumseines
unbeschränktenEigenthums, des Zeitpachtbesitzesim Domanium,
gegründet,darum erscheintes ihm nothwendig,daß die Zahl der
Domanialhösedurch Ankauf, etwa für die aus den Vererbpach¬
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tungen aufkommendenreichenGeldmittel, noch vermehrtwerde,
damit trotzfortgesetzterVererbpachtungenund zukünftigerParceli-
rungendennochstets demLandesherrnim großenGrundbesitzeine
gleichwichtigefinanzielleund politischeStütze, insbesondereseine
Unabhängigkeit von ständischen Geldbewilligungen con-
servirt bleibe. In letztererBeziehungsteht er mit den gehei-
men Beschlüssender Wiener Conferenzen auf demselbenBo-
den,welchebereitsdenGrundsatzaufgestellthaben,daß diedeutschen
Fürsten durchErhaltung der Domainen von der Volksvertretung
unabhängiggehaltenwerdensollen. Dem Domanialbeamtenist
der enormeDomanialbesitznochnicht groß genug: dieRittergüter
sollenallmählig ausgekauftund inkamerirtwerden. Das ganze
Land soll nach und nach in eine einzigegroßeDomaine verwan-
delt werden. Damit ist denn freilichderAbsolutismusin nackte-
ster Gestalt gepredigt. Der Feudalismus soll durchden Absolu-
tismus vernichtetwerden. Der Vorschlaghätte ein oder zwei
Jahrhundertefrüher kommensollen:derWeg zum Constitution«-
lismus führt heutzutagenicht mehr über die Brückedes Abso-
lutismus.

Wir wollen endlichnoch einigen landläufigen Einwen-
düngen wider die Veräußerungdes Domaniums kurzentgegen-
treten.

Auf demDomanialgrundbesitzsollder CreditunseresStaates
beruhen. Und dochhat der dengrößtenund billigstenCredit ge-
nießendeStaat, England, nur ganz unbedeutendenDomanial-
besitz:nachKolb, Handbuchder vergleichendenStatistik, S. 7,
beziehtEngland aus denDomainenkaum VsProcent sämmtlicher
Staatseinnahmen. Eine einzigeseinergroßenFabrikstädtebringt
nach Macaulay jetzt mehr an Steuern auf, als früher der
ganze GrundbesitzEnglands zusammengenommen.Die mit
GrundbesitzreichlichgesegneteStadt Rostock konnte zu den
Zeiten Wallenstein's nicht einmal eine von diesemverlangte
Summe von einigentausendThalern aufbringenund bat deshalb
de- und wehmütigden allmächtigenHerzog, was dieserabschlug,
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statt dessenmit einer hypothekarischenSchuldverschreibungvorlieb
zu nehmen. Die GeschichteunsererIndulte zeigt,daß in Zeiten
der Roth, namentlichin Kriegszeiten,der Grundbesitzund folg-
lich die darauf fundirteHypothekfast werthloswerdenkann. Er-
fahrung und Wissenschaftlehren, daß das sicherste und so-

lideste Fundament des Credits eines Staates die
Wohlhabenheit und Steuerkraft seiner Bürger ist.

Die Domainensollen für Kriegs- oder andere unglückliche
Zeiten gewisserMaßen als Sparpsenuigaufbewahrtwerden. Aber
geradezu solchenZeiten versiegendie Einnahmenaus den Do-
mainen ganz oder theilweise.Die Ausfällemüssendann gradezu
einer Zeit, wo Handel, Verkehrund Wohlstanddarniederliegen,
durchSteuererhöhungengedecktwerden. In der Franzosenzeithat
Mecklenburgin dieserBeziehungdieschlimmstenErfahrungengemacht.

Wenn man berechnethabe, daß der Verkaufder Domainen
dem Staate zum finanziellenVortheilgereiche,so habe man da-
bei nicht in Anschlaggebracht,daß der Werth des Grund und
Bodens jährlichbedeutendzunehme,und dieseWerthzunahmesei
größer,als der denReinertragaus den Domainenüberschreitende
Zinsertrag der für den Verkauf derselbengelöstenSummen.
Dieser Einwand ist allerdings bei der obigen Darlegung der
finanziellenVortheiledes Domainenverkaufsnochnichtberückfich-
tigt und auchder Herr v. Patow hat bei seinererwähntenBe-
rechnungdie jährlicheWerthzunahmedes Grund und Bodens
außerAnschlaggelassen.Dessenungeachtetkönnenwir auf Grund
der hier gemachtenErfahrungen den mathematischenNachweis
führen,daß, ganz abgesehenvon der durchden Domainenverkaus
bewirktenVermehrungdes Wohlstandesund derSteuerkraft,eine
Veräußerungder Domainen, selbstwenn man die Zunahmedes
Werthes des Grund und BodenS in Betracht zieht, für den
Staat finanziellvortheilhafterist, als die Eonservirungderselben.
Der Kaufpreisder ritterschaftlichenHufe hat sichin Mecklenburg-
Schwerin, wie das großherzoglichestatistischeBureau auf Grund
der Actender Lehnkammernachgewiesenhat, in runder Summe
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von 8000 Thlr. im Jahre 1774 aus 31,000 Thlr. im Jahre
1854, also in 80 Jahren im Durchschnitt jährlich um noch
nicht völlig 1% Procent vermehrt. Der Werth der Domanial-
Grundstückewird keinenFalls in höheremund höchstwahrschein-
lich in niedrigeremVerhältnißzugenommenhaben. Wir nehmen
nun zum Nachtheil unserer Beweisführungdie Werthzunahme
des Domanial-Grund und Bodens in gleichem Verhältnißan.
Nach unsererfrüherenAuseinandersetzungbetragendie Nettoein-
nahmenaus den Domainenhöchstens1 Procent von demjenigen
Kapital, welchesdurch eine Veräußerung derselbengewonnen
werdenwürde. Da nun diesesKapital sichgegenersteHypothek
mindestenszu 3V2Procent verzinsenwürde,so könnteder Staat
seine jährlicheNettoeinnahmeaus den Domainen durchVerkauf
derselbenum 2'/z Procent oder, wenn man die jährlicheWerth-
zunähmedesGrund undBodens zu 1% Procent mit veranschlagt,
um % Procent vermehren. Nimmt man nun an, daß die Do-
manialhufe,gleichder ritterschaftlichenHufe, im I. 1774 zu
8000 Thlr. verkauftwäre, so wäre diese Summe bei halbjähr-
lichemZinszuschlagemit Zinsen und Zinseszinsenvon 2VaPro¬
cent im I. 1854 auf 58,000 Thlr. angewachsen.Dagegen hat
aber nachder gemachtenAnnahmedie Domanialhusein letzterem
Jahre nur einenWerth von 31,000 Thlr. gehabt. Das durch
Verkaufder DomainengelösteKapital würdealso in jenemZeit-
räum fast doppeltso hochangewachsensein, als der Werth der-
selbengestiegenist. Wenn der Werth der Domanialhuseebenso
hochgeschätztwordenist, als derWerth der ritterschaftlichenHufe,
so ist dieseSchätzungallerdingsbeiweitemzu hochgegriffen.Aber
für den zu führendenBeweisist diesgleichgültig.Man substltuire
anstatt derangenommenenWerthcdieHälfte oder einViertheil:c.
undes wird sichdasselbeResultat ergeben,daß nämlichderWerth
desGrund und Bodens im Domaniumum fast das Vierfachege-
stiegen ist, während für den Fall des geschehenenVerkaufsdie
aus demselbengelösteKaufsummeum mehr als den siebenfachen
Betrag gewachsensein würde. Wenn man nun nochopponirt,
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daß das aus demVerkauf der Domainen gelösteund demnächst

in denselbenals ersteHypothekangelegteKapital hätte verloren
gehen können,während der Staat den Grund und Boden als

Eigenthümerconservirthätte, soübersiehtman, daß derGläubiger,

welchersein Kapital in einem Landguteverhypotheeirthat, ein

weit geringeresRisico träg+,als der Eigenthümerdesselben.Der

elftereist auf den Betrag seinerHypothekpartiellerEigenthümer

des Landgutes,ohne die für denEigenthümermit der landwirth-

schaftlichenUnternehmungverbundeneGefahr zu tragen.
Es wird schließlichnoch die Conserviruugder Domainen

damit vertheidigt,daß ein gesunderund kräftigerBauerstander-
halten werden müsse. MerkwürdigerWeise hört man diesen
Einwand am häufigstenvon Seiten der großen Grundbesitzer,
welcheam wenigstenEingriffein ihr Eigenthum vertragenkön-
nen, und sich,gewißmit Recht,auf das heftigsteereifernwürden,
wenn man sie im InteressederConservirungeines gesundenund
kräftigenRittergutsbesitzer-Standesin diejenigeabhängigeLage

bringen wollte,in welcherdie Domanialbauernzum Grundherrn

stehen.Ein gesunderkräftigerBauernstandbestehtnichtund ent-
wickeltsichnichtda, wo man denBauer in wirtschaftlichenFesseln
hält und erhält, sondernda, wo man ihn, wiesichdies in andern
deutschenLändern,namentlichin Preußen, Hannover, Sachsen,
Schleswig-Hol stein, in denRhein landen, Baden :c.soglän-
zendbewährthat,aus derwiithschaftlichenVormundschaftentläßtund

zum freienEigenthümererhebt. Die Notwendigkeiteinesfreien

Bauernstandeswird auch in Mecklenburg,so hoffen wir, bald

allgemeinanerkanntwcr'^n, und auch die bestimmendenKreise
werdensich davon überzeugen,daß ein freier Bauernstandmit
eigenthümlichemBesitzbessereeonservativeGarantien bildet, als
ein bevormundeterBauernstand, der von Rechts wegen jeden
Tag aus seinerHufe verjagtwerdenkann. UnsereRegierunghat
bereits auch erkannt, daß die bäuerlichenVerhältnissereformirt
werdenmüssen. Wir haben zuerst auS der Balck'schenSchrift
erfahren,daß das Projeet allgemeiner Vererbpachtungder Do-
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manial-Bauerhufenexistirtund GegenstandsorgfältigerPrüfung
der Oberbehördensein soll. Damit würde denn der schonvon
Carl Leopold gefaßtePlan zur Ausführung kommen. Wenn
wir nun auchan sichdie Vorzügeder Erbpachtvor der jetzigen
bäuerlichenZeitpachtnichtverkennen,so müssenwir dochentschie-
den davon abrathen, sämmtlicheDomanial-Bauernim Wegedes
indirektenZwangeszu Erbpächternauf Grund der jetzigenErb-
pachtcontractezu machen. Balck vindicirtdem Großherzogedas
Rechtdazu,weil für denFall allgemeinerVererbpachtungin den
Bauercontractender Aufruf derselbenaußer der Zeit ausdrücklich
reservirtsei. Wir nehmennichtin Abrede,daß das geschriebene
Recht dem Grundherrn zur Seite steht, wenn derselbeeinen
solchenAct vornimmt. SchlimmstenFalls brauchteja nur der
Ablauf der Pachtjahreabgewartet zu werden, um eine solche
Maßregeldurchzusetzen.Aber die Rücksichtauf die Billigkeitund
auf die Entstehungsgeschichtedes gegenwärtigenBauernrechtes
verwirft die zwangsweiseVererbpachtungder Bauerhufen,falls
nichtmit Bestimmtheitvorausgesehenwerdenkann, daß die Ver-
änderungzum Vortheil der Bauern oder ihnen wenigstensnicht
zum Nachtheilgereiche. Wenn zur freienDispositionkommende
oder neu errichteteBauerstellen öffentlichmeistbietendverkauft
werdenoder wenn dem Bauer die Erwerbung seiner Hufe zu
Erbpachtfreigestelltwird, so trifft den Erwerberdie Verantwort-
lichkeitfür das freiwilligeingegangeneGeschäft. Wenn aber die
Vererbpachtungzwangsweisegeschieht,so darf der Grundherrdie
bisherigeLage der Bauern nicht verschlechtern.Wir befürchten
aber, daß die beabsichtigtezwangsweiseVererbpachtungfür die
große Mehrzahl der Domanialbauern die traurigsten Folgen
habenwürde. Es wird nämlichder großenMehrzahl derselben
das zur Zahlung des Erbstandsgeldesund zur intensivemBe¬
wirtschaftung ihres Grund und Bodens erforderlicheKapital
fehlen. Das ihnen fehlendeeigeueKapital wird auchnichtdurch
fremdesKapital ersetztwerdenkönnen,weil, wiebereitsentwickelt,
unsereErbpachtgüterihren Besitzernnur einensehr beschränkten
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und ungenügendenCredit gewähren. Es ist nun freilichUN-

zweifelhaft,daß die allgemeineVererbpachtungeine sehr gute

Finanzspekulationim Interesse der landesherrlichenKasse wäre,

aber dies geschäheauf Kosten der großenMenge von Bauern,

welcheihre Hufen entwedersofort oder im Laufe der Zeit im

Stiche zu lassengezwungenwären,um sie anderenzahlfähigeren

Besitzernzu überlassen. Die Sache könnteallerdingsschoneine

andere Gestalt gewinnen,wenn man, was jedochschwerlichbeab-

sichtigtwird, eineUmwandlungder Bauerstellenin Erbpachtgüter

in der Weise vornähme,daß dieselbeneinzig und allein mit

einemKanon beschwert,im übrigen aber völlig unbeschränktes

Eigenthumwürden. Allein eine solcheUmwandlunghat doch

immer den wirthschastlichenund deshalb auchfinanziellenNach-

theil, daß jede Erbpachtstellein ihrerIntegrität conservirtwerden

müßte und wederparcelirtnochmit andern Grundstückenzusam¬

mengelegtwerdekönnte. Offenbar ist der Besitzereiner solchen

Erbpachtstellein seiner Verfügungüber dieselbeviel beschränkter

als der ganz frei über fein GrundstückverfügendeEigenthümer,

und das freieEigenthumhat einenbedeutendhöherenWerth als ein

mit einemKanon belastetesErbpachtgutvon derselbenGröße und

Güte. Ein solchesErbpachtverhältnißkönnteauchkeinenanderen
vernünftigenZweckhaben, als den Uebergangzu freiemEigen-
thum zu bilden. Man begreift dann aber nicht, wozu dieser
Uebergangdient und warum nicht sofort freies Eigenthumge-

schaffenwird, was jedenfallsdochauch denVorzughat, daß eine

zweifachekostspieligeund unwirthschastlicheOperation und ein

Zwischenzustand,der doch nichtunbedeutendeVerwaltungskosten

erfordert,vermiedenwird. Es kommt hinzu, daß die sofortige
UmwandelungderBauerstellenin freiesEigenthumauchinsofern
großenfinanziellenGewinn abwerfenwürde, als der Kaufpreis
für die Hingabezu freiemEigenthumebedeutendhöher als für
die Hingabezu Erbpachtgestelltwerdenkönnte. Selbstverständ-
lich wäre bei dieserUmwandlungdie Zahlung des Kaufpreises
dem Käufer thunlichstzu erleichternund auf der anderenSeite
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dem Verkäufer als Gläubiger die größtmöglicheSicherheitfür
seineForderungzu gewähren. Schließlichberufen wir uns für
unsereAnsichtauf die in Preußen gemachtenErfahrungen.Die
-Kabinetsordrevom 17. Dee. 1808 sprachsichüber die Vererb-
Pachtungen,welchein Preußen im Anfange des 18.'Jahrhunderts
begonnen haben, folgender Maßen aus: »Die Erbverpachtung
findetnach der Natur der Sache immerwenigerCoueurrenz,als
der Verkauf des freien Eigenthums, weshalbbei der Einleitung
des Verkaufsgeschäftsgebliebenwerden muß. Auch bleibt eine
nur vererbpachtcteDomains nochimmerwas sie war, Eigenthum
in der todten Hand". Nach der königlichenInstruktion vom
25. Oetbr. 1810 über die Veräußerungund Benutzungder Do-
mainen ward dieAblösungallerDomanialgefällefreigestellt.Von
den vererbpachtetenDomanialländereiminsbesonderekann gegen-
wärtig der Kanon abgelöstwerden,wodurchsie freies Eigenthum
werden. Domainenländereiendürfen überall nicht mehr vererb-
pachtetwerden. Solche Erfahrungenkönnendochunmöglichun-
berücksichtigtbleiben.

II. Steuern und III. Zölle.

UnserSteuer- und Zollwesenist in seinergeschichtlichenEut-
Wickelungbis auf die neueste Zeit bereits oben näher dargelegt
und damit das Verständniß des Steuer- und Zolletats hin-
reichendvorbereitet.

Im Etat 1848/49 ist die Gesammteinnahme aus den
Steuern zu 444,924 Thlr., die Gesammtausgabe dieses
Titels zu 83,662 Thlr. veranschlagt.

Die Haupteinnahmepositionen sind:
ordentlicheritterschaftlicheHufensteuer95,892, Domanial-Neben-
steuer(die Domanial-Hufensteuerist bereits im Einnahme-Etat
des Domaninms zu 33,637 Thlr. etatisirt)89,440 (83,080 vom
eigentlichenDomanium,6360 Thlr. aus denJneameraten),ritter-
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schaftlicheNebensteuer13,241, Accisezu Rostock 78,250 (von
Getraide 13,000, vom Schlachten 3560, vom Mahlen 14380,,

von Waaren 41,630, Accidenzien,Strafgefälle :c. 5680 Thlr.),
Licentzu Wismar 15,200, landstädtischeSteuern in den Städten

137,090 (von Häusern 8007, von Ländereien2866, vom Vieh

2826, vom Schärrenschlachten8314, vom Hausschlachten1912,,

vom Mahlen 37,090, vom Handel 57,849, vom Erwerb 17,617

Thlr.), in den Domanialslecken7460, Lotterie4627 Thlr.
Die HauptauSgabepositionen sind: Accisein Rostock

15,320, Licentzu Wismar 3860, landstädtischeSteuern in den
Landstädten47,540, in denDomanialslecken2140, Lotterie582Thlr.
Außerdemist noch ein der Stadt Rostock jährlich zu zahlender
vertragsmäßigerAntheil derselbenan der Accisemit 14,400 Thlr..
in Ausgabe gestellt. Ausgeworfen ist nichts für die Domanial-
Hufensteuer und Nebensteuer, weil die daraus auskommenden
Erträge von den Domanialämtern mit der Pacht wahrgenommen
werden,und für dieordentlicheritterschafllicheHufensteuerundNeben-
steuer,weil deren Erträge von denRittergutsbesitzernohneAbzug,
von Erhebungskostenan den Landkastmgeschicktund von diesem
der großherzcglichen Renterei übersaridtwerden. Zu den Aus-
gaben gehören noch die in Eap. VII. des Ausgabenetatöver-
zeichnetenKosten von 5148 Thlr. für das Steuer- und Zoll--
departement.

Die Gesammteinnahme aus denZöllen ist zu 315,130*
Thlr., die Gesammtausgabe dieses Titels zu 35,780 Thlr.

etatisirt.
Die einzelnenEinnahmeposten sind sür Elbzölle in Boi¬

tzenburg 144,700 (Zoll vom fremdenTransit 137380, Zoll vom
mecklenburgischenExport 900, vom mecklenburgischenImport
6050 Thlr.), zu Dömitz 71,800 Thlr. (Zoll vom fremdenTra--
sit 67,5,0, vom mecklenburgischenExport 4100 Thlr.), Elb- und
Störzölle 5250, Transitzoll auf der Berlin-Hamburger-Eisenbahn-
56,000, Landzölle37,380 Thlr.

Die einzelnenAusgabeposten sind: Elbzöllezu Boitzen¬
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bürg 7700, zu Dömitz 6700, die vereinbarungsmäßigan
Mecklenburg-Strelitz zu zahlende Quote vom Boitzenburger
Blbzoll 13,800. Landzölle7580 Thlr.

Die Bruttoeinnahme aus dem Elb-Transitzoll, welche
nach dem Vorstehendenim Ganzen mehr als 200,000 Thlr. be-
trug, vermindertsich nochum die im Domanialetat für Correction
der Elbe ausgeworfenen12,000 Thlr. Diese sind aber so wenig
als die Kosten der Verwaltung des Elbzolls bei Berechnungdes
Nettoertrags von den Einnahmen aus dem Elb-Transitzoll zu
voll in Abrechnungzu bringen, weil die mecklenburgischeRegie-
rung schon aus Rücksichtauf die einheimischeSchifffahrt Kosten
auf die Correction der Elbe hätte verwendenmüssenund auch
wegen des bis auf die neuesteSteuer- und Zollreformbestehenden
Zolls auf den mecklenburgischenExport und Import einengroßen
Theil der Verwaltungskostenzu tragen gehabthätte. Es ist daher
fast die ganze Bruttoeinnahme aus dem Elb-Transitzoll reine
Einnahme. Die Durchgangsabgabe auf der Berlin-Ham-
burger Eisenbahn verursachtaber dem Großherzogegar keine
Kosten, denn sie wird mit der Fracht erhobenund von der Bahn-
Verwaltungallmonatlich,ohne Abzug von Erhebungskosten,an die
großherzoglicheRenterei gezahlt.

Die landesherrlichenBruttoeinnahmen aus der ordentlichen
Handelssteuerder Landstädteund Domanialflecken,der Rostocker
Accisevon Getreideund Waaren, dem großherzoglichenLicent :c.
in Wismar, den Binnen-Landzöllen,Elde- und Störzöllen und
Elb-Binnenzöllen haben nach dem Etat 1848/49 zusammen
192,499 Thlr. betragen. In einerdemLandtagevon 1860 seitens
der Regierung mitgetheiltenZusammenstellungwurdendieBrutto-
einnahmen aus jenen Erhebungen zu 223,437 Thlr. berechnet,
und haben sich also seit dem Etatjahr 1848/49 um 30,938 Thlr.
vermehrt. Die großherzoglicheKasse hat außerdem durch die
jene Erhebungen aufhebendeSteuerreform, wie pag. 32 ausein¬
andergesetzt,einen jährlichenGewinn vonmindestens44,000 Thlr.
gemacht. Die Erträge aus der landstädtischenSchlacht- und
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Mahlsteuer und aus den bei Bestand gebliebenenlandstädtischen
Steuern von Häusern, Ländereien,Vieh und Erwerbsindziemlich
stationär geblieben und haben sich auf der Höhe von jährlich
70,000 bis 80,000 Thlr. erhalten. Die Einnahmen aus der
RostockerSchlacht- und Mahlaccisehaben sich in Folgeder neuen
Steuerreform von etwa 17,000 auf 10,000 Thlr., also um etwa
7000 Thlr. vermindert.

In Folge der Ende 1846 eröffnetenBerlin-Hamburger
Eisenbahn erfuhrendie Einnahmenaus den Elb-Transitzölleneinen
beträchtlichenRückgang,während die Eisenbahn-Durchgangsabgabe
sich zu einer ungeahntenHöhe entwickelte.Die Einnahmen aus
denElb-Transitzöllen,welchefür 1848/49 zumehrals 200,000 Thlr.
veranschlagtwurden, sankenauf 100,000 Thlr. herab,dagegenstieg
die Durchgangsabgabeauf der Berlin-HamburgerEisenbahn von
56,000 Thlr. auf fast 180,000 Thlr. im Durchschnittder Jahre
1861/.63. Im Ganzen haben sich also die Einnahmen aus den
Elb-Transitzöllenund der Eisenbahn-Durchgangsabgabeum etwa
20,000 Thlr. vermehrt.

Durch die am 1. Juli 1863 in Kraft getreteneUebereinkunft
der Elbuferstaaten vom 4. April 1863 sind die Elbzölle neu
regulirt, und es bleibt zu untersuchen,ob die großherzoglicheKasse
dadurcheine Einbuße erlitten hat.

Nach dieser bereits erwähnten Uebereinkunftsoll nur ein
Elbzoll in Wittenberge und zwar nach drei verschiedenenKlassen
mit 16,8 und 2 Silberpfenningenvom Centner Bruttogewichter-
hoben werden. Von den Tarifsätzen ist die eine Hälfte zur ge-
meinschastlichenErhebungan Oesterreich, Preußen, Sachsen,
Anhalt und Hamburg, die andere Hälfte zur gemeinschaft-
lichen Erhebung an Hannover, Dänemark und Mecklen-
bürg überwiesenworden. Den letzterenStaaten und Anhalt ist von
Seiten der übrigen Staaten eine Minimaleinnahme von jährlich
132,000 Thlr. garantirt, wovon auf Hannover59,250, auf Däne-
mark19,350, auf Mecklenburg41,400 und auf Anhalt 12,000 Thlr.
kommen. Wenn der Bruttoertrag des Elbzolls im Durchschnitt

/
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die Summe von 350,000 Thlr. jährlich übersteigt,so soll, jedoch

nicht öfter als nach Ablauf von je fünf Jahren, eine weitere

Herabsetzungdes Elbzolls stattfinden. Dieser Ueberschußsoll zu-

nächstvon dem entsprechendenDurchschnittsbetrageder Einnahme

aus den Zollerhebungenfür die Güter der letzten Klasseund

späterhin jedesmal von der durchschnittlichenEinnahme aus der

ersten Zollklasseabgerechnetund die auf dieseWeise gefundene

Summe auf die betreffendeCentnerzahl vertheilt werden. Der

Geldbetrag, welcherhiernachauf jeden Centner trifft, bildet den

Zollsatz, welcherkünftig in Anwendung zu bringen ist. Wenn

hiedurchder Zollsatz für die letzteKlasse auf den Tarifsatzvon

einem Pfennig gelangt ist, so findet eine weitere Ermäßigung

für diese Klasse nicht statt, vielmehrwird dann der Zollsatzder

ersten Klasse so lange ermäßigt, bis derselbedem Zollsatz der

zweiten Klasse gleichsteht. Die Dauer der Uebereinkunstist auf

zwölf Jahre festgesetzt.Nach dem Ablauf dieserZeit findet eine

einjährige Kündigung statt, jedoch darf dieselbenur dann ein-

treten, wenn im Durchschnittvon fünf aufeinander folgenden,

nach dem Ablaufe der ersten zwölfjährigenVertragsperiodever-

flossenenJahren der Bruttoertrag des von allen Elbuferstaaten

zu erhebendenElbzolls die Summe vvn jährlich 187,500 Thlr.

nicht erreichthat. Bei Berechnung dieses Durchschnittsbleiben

etwaige Blockadender Elbe unberücksichtigt.Ist die Uebereinkunst

durch Kündigung wieder ausgelöst, so treten die Bestimmungen

der hinsichtlichder Elbschifffahrtbestehendenund durchdie Ueber-

einkunftnur fuspendirtenVerträgeund Vereinbarungenwiederein.

Nach einer auf Veranlassungder bei dem Elbverkehrbethei-

ligten HandelscorporationenherausgegebenenDenkschriftüber die

Mängel des Fahrwassers und sonstigeSchifffahrtshindernisseder

Elbe hat im Jahre 1864 der Elbverkehrin dem Maße zugenom-

men, daß den garantirendenUferstaatengar keinpeeuniäresOpfer

auferlegt ist. Die Einnahme hat 302,000 Thlr. betragen,wovon

nach der UebereinkunstMecklenburg,Hannover und Dänemarkdie

Hälfte, also 151,000 Thlr. erhalten. In welchemVerhältnisse
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diese Staaten daran participlren,ist in der Uebereinkunftnichtge-
sagt, anderweitigauch nicht veröffentlicht. Wenn aber, wie anzu-
nehmen, die ihnen zugewieseneHälfte nach dem Verhältniß ihres
Antheils an den garantirten Summen unter ihnen repartirt wird,
so würde der Großherzogvon Mecklenburg52,000 Thlr. erhalten

haben. Erwägt man nun, daß durch die Aufhebungder Elbzoll-
ämter in Dömitz und Boitzenburg an jährlichenKosten sicher
10,000 Thlr. erspart werden, so würde sichder Ausfall in der
Einnahme des Jahres 1864 aus 38,000 Thlr. berechnen. Das
Jahr 1864 war aber wegen des Kriegesin den Elbherzogthümern
kein Normaljahr, und es läßt sich daher annehmen, daß sich
künftig die Einnahmen bedeutendsteigernwerden,wenn auch das
Jahr 1865 wegen des durch die lange Dürre hervorgerufenen
Wassermangelshinter den Erwartungen zurückgebliebenseinsollte.
Freilichsoll, wenn die Einnahme 350,000 Thlr. überschreitet,eine
entsprechendeAbminderungdes Zolltarifs stattfinden. Allein jede
Abminderung desselbenwird erhöhten Verkehr und erhöhteEin-
nahmen zur Folge haben, und zweifelnwir nicht, daß die Grenze,
über welche hinaus der Tarif überall nicht mehr abgemindert
werden soll, mit raschenSchritten erreichtwerdenwird. Deshalb
ist die abgeschlosseneUebereinkunftfür die großherzoglicheKasse
sehr vortheilhast. Die anfänglichenVerluste derselbenwerdenbald
durch große Überschüsseder folgendenJahre mehr als gedeckt
werden. Auch insoferngereichtedie UebereinkunftdemGroßherzog,
ebenso wie seinenbevorzugtenMiteontrahenten, zu großem Vor-
theil, als dadurch die Berechtigungzur Erhebung des Elbzolls,
welche doch gegenüberdem Artikel 5 des Pariser Friedens, den
Art. 108 bis 116 der Wiener Congreßaeteund dem Art. 30 der
Elbschifffahrlsaeteden gewichtigstenBedenken unterliegt*), ein
neues Fundament erhalten hat, — ein Vortheil, der gegenüber
der in der Wissenschaftund in der öffentlichenMeinung sichaus-
sprechendenenergischenVerurtheilung des Elbzolls nicht zu unter¬

*) S. MoritzWiggers, diemecklenb.Steuerreform:c,S. 155.

8
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schätzenist. Schwer zu begreifenist es in der That, wie nament-

lichPreußen sichdazuhat verstehenkönnen,einendieBerechtigung

zur Erhebung des Elbzolles aufs neue sanctionirendenVertrag
abzuschließen,welcherdie Kündigung an Bedingungenknüpft,die
menschlicherBerechnungnach niemals eintretenwerden,und wenn

sie eintreten sollten, zur Wiederherstellungder alten Elbzoll-

vertrageführt, und den Elbzoll auch dadurchverewigt, daß im
günstigsten Falle nur eine Tarifermäßigung bis zu 8' Pfennigen

Dom Centner in erster und zweiterKlasseund bis zu 1 Pfennig

vom Eentner in der dritten Klasse eintritt. Wenn die öffentliche

Meinung und die Presse sicheinstweilenbei diesemVertrage be-
ruhigt zu haben scheinen,so erklärt sich dies nur daraus, daß sie

sich wegen der augenblicklichenVortheileüber diedauerndenNach-
theile desselbenhinweggesetztoder daß die Conscquenzendieses

Vertrages ihnen nicht zum klaren Verständniß gekommensind.

Die abgeschlosseneUebereinkunfthat den Elbzoll vor dem nahen

völligen Untergangebewahrt.
Durch den bereits angeführtenStaatsvertrag zwischenPren-

Jen und Mecklenburgvom 27. Mar 1865 ist dem Großherzoge

die Durchgangsabgabeauf der Berlin-HambnrgerEisenbahnnoch

bis zum 1. Januar 1877 in der Weise zugesichert,daß vom

1. Januar 1868 an der bisherigeBetrag derselbenfür jedes

Jahr um ein Zehntel abgemindertwird. Was Preußen zu dieser

Eoncession veranlaßt hat, ist noch weniger klar als das Motiv

für die rücksichtlichdes Elbzolls an MecklenburggemachtenEonces-

sionen. In des VerfassersvorhincitirtenSchrift S. 157 ff. ist ein-

gehendentwickelt,daß jeneDurchgangsabgabenichts weiterals ein

für denTransitverkehrherabgesetzterLandzollseiund daß, wenndurch

Hie neue Sieuerreform die Landzölle für den binnenländischen

Verkehr in Mecklenburgganz aufgehobenwürden, damit jener

seine rechtlicheExistenzverliere, nnd daß serner nach dem neuen

Zollgesetzdie bisherige Durchgangsabgabesichin eine nach dem

oben erwähntenStaatsvertrag vom 8. November1841 verbotene

Besteuerung des Transportmittels der Berlin-HamburgerEisen-
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bahn verwandele. Preußen war also mit der am 1. October
1863 hier ins LebengetretenenSteuerreformseinerVerpflichtung
zur Zahlung der Durchgangsabgabeentledigt. Abgesehendavon,
hatte Preußen es nach der bereitsangeführtenBestimmungdes
Staatsvertrages vom 8. November1841, wonachdie contrahi-
renden Regierungenüber die fernere, den Verkehrsverhältnissen
entsprechendeNormirung der Durchgangsabgabenim Laufedes
Jahres 1867 in Verhandlungtreten wollen, in der Hand, diese
Abgabe auf das geringsteMaß herabzudrücken.Außerdembot
sichfür Preußen in der Verweigerungder Fortführungder groß-
herzoglichenFriedrich-Franz-Bahn in der Richtung auf
Stettin eine wirksameHandhabe zur sofortigen Beseitigung
der Durchgangsabgabe. Diese auf Gefahr und Kosten des
Großherzogsunter Beihülfe des Landes von demselbenmit
einem Aufwändevon mehr als fünf Millionen Thaler erbaute
Bahn soll gegenwärtigwenig mehr als die Betriebskostenauf-
bringen,und hat nur eineZukunft,dann aber aucheineglänzende,
wenn sie durch die Verlängerungein Glied jener großenEisen-
bahnkettewird, welcheden Nordostendes europäischenContinents
auf dem nächstenWege mit der Nordseeverbindet. Durch die
von Preußen für den Fall der Nichtaufhebungder mecklenbur-
zischenDurchgangsabgabeauch wirklichverweigerteZustimmung
zur Verlängerungder Friedrich-Franz-Bahnward nun derGroß-
Herzogin die unangenehmeAlternative versetzt,entwederdie
Durchgangsabgabezu conservirenund die jährlichenZinsenseines
auf die Friedrich-Franz-Bahn verwandtenBaueapitals, circa
200,000Thlr., zu verlieren,oder,auf dieDurchgangsabgabe,etwa
180,000 Thlr. jährlich,zu verzichtenund durchdieVerlängerung
der Friedrich-Franz-Bahnnicht blos die Verzinsungdes Bau-
capitals,sondernaußerdemnochDividendenzu erzielen.Die Wahl
konntean sichschonnicht schwierigsein. Es kamabernochhin-
zu,daß diemecklenburgische Eisenbahngesellschaft sichver-
tragsweifeverpflichtethatte, jährlich'/z ProcentdeszumMaximal-
betrage von 5,500,000 Thlr. angenommenenBaueapitalszwecks

3*
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Amortisationdesselbenzu zahlen,so daß dasselbein etwa56 Iah-
ren amortisirtsein sollte. Die Gesellschafthatte aber dieseVer-
pflichtungnamentlichan die Bedingung geknüpft,daß der Bau

der fortzuführendenBahn bis zum 1. Juli 1865 angefangen

habensollte. Dem Großherzogeblieb also keineWahl. Derselbe

mußte vor diesemTermin seineAnsprücheauf die Durchgangs-

abgäbe aufgeben, um von Preußen die Zustimmungzur Fort-
führung der Bahn rechtzeitigzu erreichenund sichdamit seinen

Anspruchan die mecklenburgischeEisenbahngesellschaftzu erhalten.

Wenn nochin der letztenStunde vonPreußeneineVerlängerung

der Durchgangsabgabebis zum 1. Januar 1877 bewilligtwurde
— am 27. Mai 1865 ward, wiebemerkt,derbetreffendeVertrag
abgeschlossen—, so hat der GroßherzogeinenfinanziellenVor-

theil erreicht,den er, wenn Preußen darauf bestandenhätte,schon

jetzthätte aufgebenmüssen.
Wer das Sachverhältnißnichtgenauerkennt,hält dafür, daß

der Vertrag vom 27. Mai 1865 einen großenAusfall in dem
landesherrlichenEinnahmenetatherbeiführenwird. Wir sind auf

Grund des VorstehendenentgegengesetzterAnsicht. Für denZeit-

räum der Dauer der Durchgangsabgabewerdensichtrotzdervom

1. Januar 1868 an eintretendenjährlichenAbminderungvon ein

Zehnteldes bisherigenTarifs die landesherrlichenEinnahmenaus

derselbennicht wesentlichvermindern,weil die allmäligeAbmin-

derung des Tarifs eine große Steigerung des Verkehrs und

folglichder Einnahmenhervorrufenwird. Dagegenaberwirddie

in jenem Vertrage seitensPreußens concedirteFortführung der
Friedrich-Franz-Bahnder großherzoglichenKassezu großemVor-
theil gereichen.Denn nichtallein, daß dieseConcessiondie an-
gemesseneVerzinsungdes auf die Friedrich-Franz-Bahnund die

von dem Großherzogezu erbauendeund bereitsin diesemJahre

der VollendungentgegensehendeVerlängerungderselbenbis zur

preußischenGrenze zu verwendendenund auf 5 Mill. Thlr.

veranschlagtenAnlagecapitals— die Streckevon der preußischen

Grenzebis nachPasewalk,demKnotenpunktedervonBerlin und
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von Stettin nachStralsund führendenEisenbahn,wird von
der Berlin-Stettiner Eisenbahngesellschaft erbauetund
wird gleichfallswohl nochin diesemJahre vollendet—, in sichere
Aussichtstellt und außerdemnocherheblicheDividendenverspricht,
Zumal nun auch die Bahn von Kleinen nachLübeck, welche
die Streckevon dem nordöstlichen Continent bis nachHam-
bürg und den holsteinischen Häfen nochbedeutendabkürzen
wird, und die Vollendungderselbenbis Ende 1867 gesichertist,
wird auchnochdas Anlagecapitalbis zur Höhe von 5,500,000
Thlr. von der mecklenburgischen Eisenbahngesellschaft
allmälig getilgt. Da nun von dem schwerinerLandestheildem
Großherzogezum Bau der Friedrich-Franz-Bah»ein reines Ge-
schenkvon 750,000 Thlr. bewilligtist und vondemGroßherzoge
von Mecklenburg-Strelitz und dessenStänden nach Vollen-
dnng der Verlängerungein vereinbarungsmäßigerBeitrag von
250,000 Thlr. gleichfallsals Geschenkgezahltwerdenwird, so
wird durchdie allmäligeAmortisationdes ganzenAnlagecapitalS,
einschließlichder geschenktenMillion, seitensder mecklenburgischen
Eisenbahngesellschaftdem Großherzogenicht blos das Anlage-
capital erstattet, sondern derselbegewinnt außerdemnoch eine
Million. Demnachwird der Großherzogfür den demnächstigen
Ausfall der Eisenbahn-Durchgangsabgabeein mehrals hinreichen-
des Äquivalent erhalten.

Die Überschüsseder Lotterie, welchein der Regel zwei
Mal innerhalb vierzehnMonaten jedesmalin sechsKlassenge-
zogen wird, werdenfür gemeinnützigeZweckeverwandt,der Be-
trag jederachtenLotterieist zur Hälfte für das Zucht-und Werk-
haus, zur andernHälftefür dieArmenordnungderStadt Rostock
bestimmt,welchedagegenauf Errichtungeiner städtischenLotterie
verzichtethat. Die großherzoglicheLotteriewird verwaltetdurch
eine Lotteriedirection,welcheaus einemgroßherzoglichenCommis-
sarius, einemLotteriepächterund verschiedenenSubalternbeamten
besteht. Das Institut, welchesverpachtetist, existirtseit etwa
hundertJahren. Die Pacht betrugvor 1833 4'/- M. derEin¬
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nähme,und wardim Jahre 1833 auf3 pCt.ermäßigtundimJahre

1842 auf 3V- pCt. erhöht. Nach den Etats für 1848/49 und

1850/51 ist die Pacht für jede Lotterie aversionaliterauf

4627 Thlr. festgestellt.Außerdemhat der Pächter einigeNeben-

leistungen,bestehendin einer Zahlung von 202 Thlr. für jede

Lotteriean die schwerinerWaisenanstalt,in verschiedenenRemu-

nerationenund in derZahlungderMiethefür das Local. Später

ist die Pacht erhöht,indemnacheiner Mittheilungder »Rostocker

Zeitung" von der Lotterie-Directionder Stadt Rostock als

Ertrag der achten Lotterie 6000 Thlr. und nachträglichnoch

203 Thlr. gezahltsind.
Der Bericht des die Aufhebungder Lotteriebeantragenden

Finanzausschusses der Abgeordnetenkammer vom20. De-

cember1848 machtauf Grund derNegierungsactensehrinteressante

statistischeAngabenüber die Lotterie. Seit jener Zeit fehlt es

an allen officcellenMittheilungenüber diesesInstitut, weshalb

jener Berichtnochjetztvon Interesse ist.
Nach demselbenbestanddie Lotteriedamalsaus 5500 Loosen

ä 79 Mark (3 Mark — 1 Thlr. Crt,). Die Käufer der Loose

hatten dafür, außer dem Schreibgeldevon21,000Mark, 359,150

Mark zu zahlen. Von der Summe der Gewinne, welcheein-

schließlichdes WerthesderFreilose359,150 Markbetrugen,waren

abzugeben55,383 Mark. Wenn man hinzurechnetdie Schreib-

gebührvon 21,000 Mark, so hatten die Käufer in jederLotterie

einen Verlust von 76,383 Mark oder 20'/>i pCt. ihres Einsatz-

Preises. Von dieserSumme gelangtendurchschnittlich10,618Mk.

an die landesherrlicheKasseoder die Stadt Rostock, dieübrigen

65,765 Mark wurden denen, welchedie Lotterieleiteten, dem

Lotteriepächterund seinenmehr als 100 Collecteurenund Unter-
collecteurenzu Theil. Reducirt man diese Summen von der
vierzehnmonatlichenauf einjährigePerioden und auf Thaler, so

ergibt sich, daß die Spieler in der mecklenburgischenLotteriein

dreißigJahren 1,300,000Thlr. verlorenhaben,und daß dagegen

von dieserSumme nur 182,000Thlr. an dielandesherrlicheKasse
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oder die Stadt Rostock gekommensind, währenddie Lotterie-
Verwaltung1,118,000Thlr. profitirt hat. Um also eine öffent-
lieheEinnahmevon 182,000 Thlr. zu erhalten,sind denTaschen
der Spielenden 1,300,000 entlocktworden. Die Kosten der
VerwaltungderLotteriesteuerhabendemnach86 pCt, derBrutto¬

einnahmeverschlungen.Und jene enormenVerlustewerdenfast

ausschließlichvon unserenTagelöhnernund übrigenungebildeteren

und ärmstenKlassengetragen. Denn der einsichtigereTheil der
Bevölkerung,der mit der Größe der Unwahrscheinlichst,einen
Gewinn zu machen,bekanntist, betheiligtsichbei der mecklen-
burgischenLotterienicht,und es ist nur möglich,die Loosemit
Hülse der Schaar von hausirendenCollecteurenund Unterkollek-
teuren, welchesie anbieten, anpreisenund aufdringen, besonders-
bei den mit den VerhältnissenunbekanntenBewohnern des
plattenLandesunterzubringen.Mit Rechtheißt es daher in dem
Berichtedes Finanzausschusses:„Auf diesemWege werdendie
Steuerkräfte von beinahe 3000 unbemitteltenLeuten erschöpft
und sie der Armuthzugeführt,um der Staatskasseeine unerheb-
licheSumme zu verschaffenund um etwa 100 Personen,welche
jenes Hausirgeschäfttreiben oder sonst bei dieserAdministration
betheiligtsind, zu bereichern.Der Staat hat die Obliegenheit^
seine Bewohner aufzuklärenüber die Verluste und Gefahren^
welchedas Lotteriespielüber sie bringt, und sie abzumahnen,sich
demselbenzu überlassen;es dürfteaber für denselbenwenigpaß-
lichsein, durchseine eigenenAnstalten dies Spiel zu befördern
und zwar durchEinrichtungen,welcheder sittlicheStaatsbürger
verwerflichzu findenkaumumhin kann."*)

Obgleichauch unsereRegierungdie Gemeinschädlichkeitder
LotterienbereitsimJ. 1845 in einemNescriptan denEngeren
Ausschuß anerkannthat, soist dochim 1.1860 ein neuerLotterie¬

*) Vergl. den Vortrag von Moritz Wiggers über die öffentlichen
Glücksspiele in dem Berichtevon W. Jungermann über die Verhand¬
lungen des siebenten Congresses Deutscher Volkswirthe zu Hannover,
Berlin, 1864, S. 14 und 15.
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plan ausgearbeitet,nach welchemdieLoosevon 5500 auf 14000
vermehrtsind und der Preis eines Loosesvon 73 auf 96 Mark
oder 32 Thlr. erhöhtworden ist. Gegenwärtigbeträgtdie Zahl
derLoosesogar16,000,es soll jedochdemVernehmennachdie eine
Hälfte jedesLoosesnichtausgegebenwerden.

Die Pachtsummefür jede Lotterie ist der obigen Angabe
gemäßum mehr als 1500 Thlr. erhöht,und darf man die jähr-
licheMehreinnahmeaus der Lotterie für den großherzoglichen
Etat und die Stadt Rostock auf ea. 3000 Thlr. schätzen,wo-
von auf den ersterenmehr als 2000 Thlr. kommen.In welchem
Maße die Einnahmen des Lotteriepächtersund die Kostender
Verwaltunggestiegensind, läßt sichaus dem bekanntenMaterial
nichtfeststellen.

Es bleibtnoch eine Abgabezu erwähnen, welchedie Ro-
stocker Bank nach dem Nachtragezu den Statuten derselben
vom 11. Januar 1860 an die großherzogl.Renterei jährlichzu
zahlenhat und derenBetrag von derGröße des jährlichenNein-
ertragesabhängt. Dieselbewird als Äquivalent für die bewil¬
ligteAnnahmederNoten derBank in denlandesherrlichenKassen
und sür das derBank ertheilteRechtderNotenausgabebezeichnet.
Diese Abgabesoll wegfallen,wenn die Regierung die Annahme
der Noten in den landesherrlichenKassenwiederaufhebt, oder
wenn derBank nebenjenerAbgabeeineGewerb-,Handels-,Ein-
kommen-oder Rentensteuerauferlegtwerden sollteund sie dann
ihrerseitsauf die fernereAnnahmeder Noten in den landesherr-
lichenKassenverzichtet. Die Abgabebetrug für 1863/64 6415
und für 1864/65 7251 Thlr., den jährlichenDurchschnittkann
man also zu 7000 Thlr. annehmen.

Die Einnahmeder Etats der Steuern nnd Zölle find nach
dem Vorstehendengegenwärtigum 96,938 Thlr. höher als im
Etat 1848/49 zu veranschlagen,ohne daß eine Steigerung deS
Ausgabenetatsanzunehmenist. Es betragendemnachjene Ein-
nahmenjetzt856,992 Thlr.
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IV. Regalien.

DieseRubrik bestehtaus zweiUnterabtheilungen,dem Post-
regale und der Münzverwaltung.

Die Gesammteinnahmen aus demPostregale sind für
1848/43 mit 285,730Thlr. dieGesammtausgaben für dasselbe
mit 235,730 Thlr. etatisirt.

Die Auskunftaus dem Porto ist zu 256,000 Thlr. ange-
nommen,und zwar aus demBriefporto81,930, aus demFracht-
porto 88,450 und aus dem Personenporto85,620 Thlr., die
Auskunftaus demZeitungsdebitzu 5500 Thlr., aus Accidental-
erhebungen3400Thlr. und aus vermischtenEinnahmen8030Thlr.,
zusammen273,930 Thlr. DieseEinnahmeward aber vom Mi-
nisterium zu niedrig erachtet und auf 285,730 Thlr. geschätzt.
Bei Ausarbeitungdes Etats für 1848/49 hat sich nach Angabe
der Regierungwegender neuen abgemindertenPosttaxe ein be-
stimmterAnhaltspunktnicht gewinnenlassenund ist der zu er-
wartendeAusfall im Verhältniß zu derEinnahmedesI. 1847/48
von 322,223 Thlr. zu 36,503 Thlr. angenommen.

Nach dem Etat für 1850/51 sollten die Einnahmen der
Oberpostämterin Schwerin, Rostock, Güstrow, Wismarund
Hamburg 30,000, 31,625, 15,720, 15,570 und 8250 Thlr.
betragen. Die EinnahmedesHauptpostamteszu Ludwigslust,
des Grenzpostamteszu Boitzenburg und der Postämter zu
Lübeck, Teterow, Parchim, Waren, Plau und Malchin,
sind in jenemEtat zu 11,000, 8200, 8300, 6900, 5900, 5360,
5300 und 4900 Thlr. veranschlagtworden.

Die wichtigstenAusgabepositionenfür das Postregal sind
uach dem Etat 1848/49: Besoldungen 69,359, Bureaukosten
7060, Beförderungskostender Posten 150,211, Vermischtes
9100 Thlr.

Nach demEtat 1850/51 sind berechnetan Ausgabenfür die
Generalpostdirektionund Centralpostkafse,bei welcherein>General-
Postdirektor,ein Postinspeetor,einPostsekretair,zweiPostschreiber,
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zwei Postpraktikanten,ein Postkommissairund zwei Subaltern-
beamten fungirten,8347 Thlr, und für die Postanstalten in
Schwerin, Rostock, Güstrow, Wismar, Hamburg,
Ludwigslust, Boitzenburg, Lübeck, Teterow, Parchim,
Waren, Plau und Malchin 8068, 11,361, 6026, 5005,
9188, 5482, 3178, 1167, 1106, 1406, 1106, 693 und 817 Thlr.
einschließlichNaturalien und Accidenzien.

Die Nettoeinnahmeaus demPostregal für 1818/49 ist nach
dem Vorstehendennur zu 50,000 Thlr. und um 36,000 Thlr.
geringer veranschlagt,als dieselbein dem vorausgehendemJahre
betragenhat.

Der am 1. Mai 1848 eingeführtePortotarif hatte das
Brief-, Packet- und Geldporto um ca. ein Viertheil-ermäßigt.
FreilichwirktedieseReductioninsofern günstigauf den Postver-
kehr,als sie dieZahl derBriese und Päckereisendungenvermehrte.
Alleindie Portoeinnahmewar noch im Etatjahr 1850/51 nicht
wieder ausgeglichen. Denn nach den gemachtenErfahrungen
konntedas Brief- und Frachtportofür 1848/49 nur zu 170,380
und für 1850/51 nur zu 161,700 Thlr. veranschlagtwerden,
währendim I. 1847/48 aus jener Rubrik eine Einnahme von
211,524 und gegen die vorgenanntenEtatsjahre eine Mehrein-
nähme von resp.41,000 und 50,000 Thlr. sichergebenhatte.

Durch die am 1. Mai 1850 in ihrer vollen Ausdehnung
stattgehabteEröffnung der mecklenburgischenEisenbahnhat sich
nach der Annahmedes Etats für 1850/51 die Einnahme aus
dem Personengeldum 28,000 Thlr. vermindert,indem sie von
94,000 auf 66,000Thlr. zurückging.Dagegenaber konntensehr
erheblicheAusgabepostenfür Fahr- und Reitposten,für Beichaisen
und Beipferdeund für Chaussee-,Damm-, Brücken-und Fähr-
gelder gespart werden, wenn gleichwiederumeinigeKostenan
Besoldungen,Bureaumiethe,Geldentschädigungenan die Eisen-
bahnenfür Posttransportehinzugekommensind. Wenn man nun
nocherwägt,daß die zu derEisenbahnführendenPosttourensehr
bald wiedereine nicht unbedeutendeVermehrungder Einnahmen
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auö dem Personentransporthervorgerufenhaben werden, so ist

anzunehmen,daß bereits im I. 1852 kaum ein nennenswerther

Ausfall der Reineinnahmenaus dem Perfonentransportstatt-

gefundenhabenwird.
Im I. 1849 ward zwischender Regierung und der meck-

lenburgischenEisenbahngesellfchaftein für erster«sehr vortheil-

Haftes Arrangementdahin abgeschloffen,daß alle Verhältnisse^
welchezwischender Postverwaltungund der Berlin-Hamburger

Eisenbahngesellsaftbestanden,vom 1. Juli 1849 an auchfür

die mecklenburgischeEisenbahngesellschaftgeltensollten. Danach

übernahmdie letztere,welchenach der Concessionsurkundevom

20. Januar 1846 sichnur zum unentgeltlichenTransport von

4 Pfund verbindlichgemachthatte, die Verflichtungzum unent¬

geltlichenTransport aller Packetebis 40 Pfund. Außerdemblieb

ihre früher eingegangeneVerbindlichkeit,Briefe und Gelderun-
entgeltlichund die sonstigenvon der Postverwaltungihr über-

gebenenGegenständenachden niedrigstenTarifsätzenzu befördern,

bei Bestand.
Wenn man noch berücksichtigt,daß die durch die Jahre

1848/50 hervorgerufenenanormalenZuständeim I. 1852 ihre
Bedeutungfür denVerkehrbereitsverlorenhabenwerden,so darf
man wohl annehmen,daß in dem letzterenJahre die Nettoein-
nähmedes Jahres 1847/48 im Betrage von 86,000Thlr.wieder
erreichtsein wird.

In dem Zeitraum von 1852/62 hat nun eine enorme

Steigerung des Postverkehrsstattgefunden. Die schwerinische

Postverwaltunghat 1862 im inländischenVerkehr 2,783,963,

im Postvereinsverkehr1,135,693 und im ausländischenVerkehr
195,610, zusammen4,115,306 Briefe gegen2,311,158 im I.
1852 befördert. Der Briefverkehrhat sich also innerhalbdieses
Zeitraums verdoppelt. Durch die Fahrpostwurden 1862 beför-
dert 942,541 Stück mit Gewicht von 4,896,177 Pfund nnd

einem deklarirtenWerthe von 38,980,074 Thlr. gegen428,521

Stück, 3,300,228 Pfund und 23,799,275 Thlr. Werth im
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I. 1852. Die Zahl der Packetehat sich also mehr als ver-

doppelt und das Gewicht um ein Viertheil und der declarirte

Werth derselbenum 63 pCt vermehrt. Durch Baarzahlungen

sind 1862 2,192,187Thlr. ausgeglichen,eineEinrichtung,welche

erhöhtesPorto erforderteund 1852 nochnichtexistirte.Die Zahl

der befördertenZeitungen betrug 1862 2,279,421 Stück und

wird seit 1852 ganz beträchtlichzugenommenhaben.

Im I. 1864 ist, trotzder durchden Krieg hervorgerufenen

Verkehrsstockungen,eine noch weiterenicht unbedeutendeSteige-

rung des Postverkehrseingetreten. Es wurdenin diesemJahre

befördertim inländischenVerkehr2,940,236, im Postvereiusver-

kehr 1,172,625, im ausländischenVerkehr201,240, zusammen

4,314,101Briefe,Fahrpostgegenstände957,740Stückzu4,773,977

Pfund mit einem declarirtenWerth von 40,626,437 Thlr. und

2,397,872 Zeitungen. Durch Baarzahlungensind ausgeglichen

2,384,051Thlr.*)
Wenn man nun erwägt,daß der Portotarif seit 1848 keine

wesentlicheVeränderungerfahrenhat, so bleibt man gewißweit

hinter der Wirklichkeitzurück,wenn man bei der angegebenen

enormenSteigerung des Postverkehrsdie jetzigeBruttoeinnahme

aus demBrief-,Packet-und Geldportozu 50pCt. höherberechnet,

als sieim I. 1852 betragenhat. Wir nehmennun auf Grund der

obigenAuseinandersetzungenan, daß die Bruttoeinnahmedes I.
1852 der des I. 1847/48, welchean Brief- und Frachtporto

211,524 Thlr. betrug, gleich gestandenhat. Die gegenwärtige

jährliche Bruttoeinnahmeaus dem Porto ist also in runder

*) Während des Druckswurden die nachstehendenstatistischenNotizen

für 1865 im Verordnungsblattder großherzogl.Postverwaltungveröffentlicht:

Es wurden in diesemJahre befördert im inländischenVerkehr 3,274,347,

im Postvereinsverkehr1,254,877und im ausländischenVerkehr213,135, zu-
sammen4,742,950 Briefe, Fahrpostgegenstindc954,848 Stück zu 4,345,562

Pfund mit einem declarirten Werth von 43,321,126 Thlr. und 2,440,893

Zeitungen. Durch Baarzahlungen sind ausgeglichen2,479,182Thlr. Gegen

das I. 1864 ist also wiederumeine bedeutendeVermehrungdesPostverkehrS

«ingctreteil.
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Summe um 106,000Thlr. höher,als im I. 1852. Die Brutto-

einnähmeaus dem gesammtenPostverkehr,für daö I. 1852 zu

322,233 Thlr. angenommen,beträgt demnachjetztca. 428,000

Thlr. jährlich.
Die Verkehrsvermehrunghat aber natürlichaucherhöhteAus-

gaben zur Folge gehabt. Die Zahl der bei der Generalpost-

dircctionund sämmtlichenPostanstaltenangestelltenBeamten hat

sichseit 1850 von 165 aus 249, also um 84 vermehrt. Diese

vermehrteZahl besteht aus 7 Postsekretairen,1 Postkommissair,

1 Postkontroleur,20 Postschreibern,2 Postaccessisten,7 Postprakti-

kanten,20 Briefträgernund 26 Packetboten.Die dadurchverur-

sachteVermehrungderAusgabenwirdmanzuhöchstens30,000Thlr.

verananschlagendürfen. Wenn man nun noch20,000 Thlr. für

verbesserteGehalteund 15,000 Thlr. für sonstigevermehrteAus-

gaben,z. B. Freicouverts,Briefmarken,Briefkasten:c. veranschlagt

und die durchdieEröffnungder mecklenburgischenEisenbahnund

der Friedrich-Franz-BahnherbeigeführtenbedeutendenKostenerfpa-

rungen unberücksichtigtläßt, so wird dieseitetwa 15 Jahren ein-

getreteneKostenvermehrungca. 65,000 Thlr. int Jahr betragen,

wodurchdie Ausgabeim I. 1852, welchewir mit der des I.
1848/49 gleichstehend,also zu 235,730 Thlr. annehmenwollen,

jetzt auf etwa 300,000 Thlr. für das Jahr gestiegenist. Der

Neinüberschußaus der Postverwaltungbeträgtdaher gegenwärtig

128,000 Thlr. und ist gegen 1848/49 um 78,090 und gegen

1847/48 um 42,000 Thlr. gewachsen.

Die beträchtlichenEinnahmenaus derPostverwaltungließen

sich namentlichdadurchnoch bedeutendsteigern,daß man die

3stufigeBrieftaxevon 1, 2 und 3 Sch. für den sinnernVerkehr

in eine einstufigeTaxe von 1 Sch. verwandelt. Eine solcheRe-

form empfiehltsichnach den in anderenLänderngemachtenEr-

fahrungen nicht blos im wirtschaftlichenInteresse des Landes,

sondern auch im Interesse der großherzoglichenKasse. Die in

England mit der Pennypost erzielten glänzendenResultate

konntenfrühernochdemEinwändebegegnen,daß dieAnwendung
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t>er englischenPortoreform auf Deutschlandwegender Verschie-

denheit der dortigenVerkehrsverhältnissevon den deutschennicht

dieselbenResultate ergebenwürden. Jeder Einwand muß aber

verstummen,seitdemman mit der einstufigenBrieftaxeund der

Portohcrabsetzungin deutschenLänderngleichgünstigeErfahrungen

gemachthat, wie in England. Baden hatte die 3stufigeBrief-

taxe von 3, 6, 9 Kr. bis zum 1. Oct. 1858, wo der Satz von

9 Kr. abgeschafftwurde. Am 1. Okt. 1862 ward die einstufige

Taxe von 3 Kr. eingeführt. In dem derEinführungder billigen

EinheitstaxevorhergehendenJahre betrug die Anzahl der porto-

PflichtigenBriese des inländischenVerkehrs 3,502,200 und. die

Portoeinnahme185,000 Fl. Es stieg die Zahl der Briese im

erstenJahre der Taxeinheitauf 3,773,000 mit einer Einnahme

von 206,000 Fl. und im zweitenJahre der Taxeinheit auf

4,632,000 mit einer Einnahmevon 251,000 Ff. Schon inner¬

halb drei Jahren stiegmithin dieZahl derBriefe um 1,130,500

Stück oder um 62 pEt. und dieEinnahmedafür um 66,000Fl.

oder 36 pCt. Tretz der Vermehrungder Betriebskostenin Folge

der Entwickelungdes Verkehrsward eine Mehreinnahmeerzielt,

welche den früheren Ausfall bei Abschaffungdes Satzes von

9 Kr. vollkommenausgleicht. AehnlichegünstigeErfahrungen
hat man in Wnrtemberg gemacht,wo man am 1. Juli 1858

die dreistufigeTaxe von 1, 2 und 6 Kr. in eine zweistufigevon
1 Kr. bis zu 2 Meilen und von 3 Kr. über 2 Meilen ver-

wandelte. Während unter der Herrschaftder alten Taxe von

1852/58 die Zahl der portopflichtigenBriefe um 386,723 Stück

und die Einnahmeum 56.978 Fl. sich vermehrte,betrug unter

der Herrschastderneuen billigenTaxe dieVermehrungderporto-

PflichtigenBriefe 3,448,359 Stück und die Steigerung derEin-
nahmen 209,728 Fl.

Für die zweiteUnterabtheilungdieserRubrik, die Münz-
Verwaltung ist nichts in Einnahmegestellt,dagegenan Aus-

gäbe berechnet3540 Thlr. In Folge eines Antragesder Abge-
^ordnetenkammervon 1848 ward die Münzanstaltin Schwerin
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aufgehoben,wodurchauch dieZinsenvon dem auf 12 bis 16,000

Thlr. veranschlagtenWerth des Münzgebäudesnebst Zubehör

mit etwa 600 Thlr. gespartwurden. Seitdem wirddas mecklen-
burgischeGeldauf derBerlinerMünze geschlagenund beträgt der

an dieselbezu zahlendeSchlageschatzkaumden achtenTheil der

früherenKosten,so daß dieausgeworfenenKostensichmindestens

um 3000 Thlr. verminderthaben.
Dem Vorstehendengemäß ist jetztdie Einnahmeaus dieser

Rubrik auf 428,000 Thlr. und die Ausgabeauf 297,000 Thlr.
für das Jahr zu veranschlagen.

V. LiterarischeInstitute.

Einnahme 4142 Thlr. für Expeditiondes Jntelli-
genzblattes,Gesangbuchsverlagund Kalenderverlaz. Ausgabe
333 Thlr.

VI. Chausseen.

Einnahme 44,546 Thlr., Ausgabe 60,684 Thlr.
Die Chausseen,derenBau im I. 1826 begann, hatten im

I. 1862 eine Ausdehnungvon 155 Meilen. Sie wurden mit
einemvon denStänden aus denAuskünftenderaußerordentlichen
KontributionbewilligtenZuschüssevon 3 MillionenThaler theils
vomLandesherrn,theils von einzelnenGesellschaftenerbauet. Da

ein großerTheil der Privatchausseen,namentlichin Folge der

Eröffnung der mecklenburgischenEisenbahn,die Kostendurchdas

erhobeneChausseegeldnicht deckte,so entstanddaraus eine dritte

Klasse von Chausseen,die „Landeschausseen"welcheaus den
Mitteln der außerordentlichenContributionerhaltenwerden. Auch
die landesherrlichenChausseen,welche1850 eineAusdehnungvon
'62'/? Meilen hatten,sind, mit wenigenAusnahmen, vom Lande
übernommenund werden gleichfallsaus Landesmittelnerhalten.
Der Großherzogverlor dadurch die Einnahme, ward aber zu-
gleich von der die Einnahme um 16,000 Thlr. überschreitenden
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Ausgabebefreiet.In dem jetzigenEtat darf man alsoEinnahme
nnd AusgabedieserRubrik streichen. Im I. 1865 waren IVA
Meilen Chausseenvom Lande übernommenund 8 Meilen zur
Derelictionangemeldet.

Au dieserStelle wollenwir nochdie am 15. Novbr. 1864
eröffneteFriedrich - Franz - Bahn und die im I. 1854 der
öffentlichenBenutzung übergebenenTelegraphenstationen,
deren cs gegenwärtig17 giebt, erwähnen. Der ersteren habeir
wir bereits in einem anderen Zusammenhangegedacht. Die
Friedrich-Franz-Bahnwird von einerEisenbahndirektion,bestehend
aus einemDirektor,einemBetriebsinspektorund mehrerenSubal-
Lernen,unter der oberen Leitung des Finanzministeriums,ver-
waltet. Ueberdie Betriebsresultateist bishernichtsveröffentlicht.
Für jetzt werden die Erträge der Bahn sehr unbedeutendsein,
nach Vollendungder Verlängerungbis Stettin wird sie sich
aber, wie vorhernachgewiesen,als ein sehr lukrativesUnterneh-
men herausstellen.Der sogen.Staatstelegraph ist ein landes-
herrlicher Telegraph,welchervoneiner auS vierMitgliedernbe¬
stehendenDirektion, unter Oberleitung des Ministeriums des
Innern, für Rechnungder großherzoglichenKasseverwaltetwird.
Derselbebringt sichereine erheblicheRevenue, aber veröffentlicht
ist darübernichts.

VII. Civit-Administration.

Die GesammteinnahmendiesesTitels betrugen nach dem
Etat für 1848/49 188,309 Thlr. und die Gesammtausgaben
494,770 Thlr.

A. GeheimesMinisterium,RegierungundDependenzen.

Vor der Zeit desStaatsgrundgesetzesvon 1849 wurdendie
Regierungsgeschäftecollegialischbetrieben, und zwar durch das
GeheimeStaatsministeriumund das Regierungscollegium.Mit
dem Staatsgrundgesetzetraten an die Stelle der letzterenbeiden



129

verantwortlicheDepartementschefs,und nur für besondereFälle
ward die collegialischeBeschlußfassungdes StaatsministeriumS
reservirt. Diese mit der constitutioncllenVerfassungzusammen-
hängendeEinrichtungist trotz der Beseitigungdes Staatsgrund-
gesetzesbeiBestand geblieben:nur die konstitutionelleVerantwort-
lichkeitder Departementschefsfiel fort.

Das Staatsministeriumbestehtaus dem Präsidenten dessel-
bm, dem Minister der auswärtigen Angelegenheitenund des
Innern, welchebeiden Acmter vom Präsidentenmit verwaltet
wurden (die VereinigungdieserbeidenAemter in einer Person
hat aber mit dem 10. April d. I. durchBerufung eines eigenen
Vorstandesfür das MinisteriumdesInnern aufgehört),demMi-
nister für die Justiz, sowiefür die geistlichen,Unterrichts-und
Medizinalangelegenheiten,und dem Minister für die Finanzen,
einemNegkerungsfiscalund der Ministerialkanzlei.

Zur CompetenzdesStaatsministeriums gehören:diege-
sammte Gesetzgebung,der Verkehrmit den Ständen, die Ver-
Änderungenin der Organisation der Verwaltung, Entscheidung
von Competenzconsliktender einzelnenMinisterien, Entscheidung
von Necursenin Streitigkeitender Magistrate mit den Bürger-
repräsentationen,dieBeschlußnahmeüberdiewichtigenBeziehungen:
des Landeszum deutschenBunde, über wichtigeMaßregeln der
auswärtigenPolitik, Ratifikation und Kündigung von Staats-
Verträgenjc.

Das Ministeriumderauswärtigen Angelegenheiten be-
stehtaus einemDepartementschef,einemMinisterialassessor,der zu-
gleichLegationssekretairist, und der Kanzlei, und ist kompetent
für die politischenBeziehungenzu dem deutschenBunde, zu den
in demselbenvereintenStaaten, sür den gesammtendiplomatischen
Verkehrmit demAuslande,dieAbschliehungvonStaatsvcrträgen,
sowiefür die Bestellungund-Instruktion der diplomatischenund
Handels-Agenten.

Das MinisteriumdesInnern, bestehendaus demDeparte-
mentsches,fünf vortragendenRüthen,einemRath für Gewerbe-und

9
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Handelssachenund der Kanzlei, hat die obersteLeitungder auf
die innereLandesverwaltungbezüglichenRegierungsgeschäfte,inso-
weit sie nicht den übrigenMinisterien oder dem Staaisministe-
rium zugewiesensind. Unter diesem Ministerium stehen die
Stadtmagistrate, die Armencollegien,die Sicherheit - und Ar-
beitsanstalten, die Institute zur Hebung und Beförderungin-
ländischerIndustrie und zur Verbesserungdes Zustandesder
ländlichenBevölkerung,dcr patriotischeVerein und sonstigeVer-
eine zu industriellenund gemeinnützigenZwecken,die Chaussee-
und die Flußbauverwaltungs-Commission,sowiedie Chausseebau-
Aktien-Gesellschaften,die Wege-Besichtigungsbehörden,die Eisen¬
bahn- Aktiengesellschaften,das Deichamt,die Kommissionfür die
Entwässerung der Ländereien, die AichungSbehördenund die
Kommissionfür die Anlage von Dampfkesselnund Dampfmaschi-
nen, die Aufsichtsbehördenfür Brod-, Bier- und Fleischtaxe,der
^itterschastlicheCrediwerein,die Direktionendcr Sparkassen, die
Banken und die Versicherungsanstalten,die Rekrutirungsbehör-
den, die auf Zwangs- und BannrechtebegründetenInstitute,
Amts- und Stadtmusikanten,Schornsteinfeger,Viehverschneider,
das Staatsarchiv nebst der Negierungsbibliothekund der Tamm-
lung mecklenburgischerMünzen, die Gesctz-und Intelligenz-
blätter, sowie daS Kalenderwesen,das statistischeBureau, das
Direktorial- und sonstigeKarten-Depot, die Verwaltung der
Staatstelegraphenund die Landesvcrmefsungs-Commission.

Das Ministerium der Finanzen, bei dem der Chef, drei
vortragendeRäche und die Kanzlei fnngiren, hat die Leitung
des Finanz- und Schuldenwesens,die Aufsichtund Leitung
über die Steuern und Zölle, die obere Leitung über die
Verwaltungder Domainen und Forstenund des Postwesens,die
Wahrnähmeder landesherrlichenPatronatrechtein Bezug auf daS
Kirchen-und Pfarrvermögen,die Verwaltung der nutzbarenRe¬
galien, die Verwaltung der Saline und anderer industriellen
Institute, die Aufsicht über das Landesgestütund die Landes-
lotterie:c. Unter demselbenstehen das Revisions-Depaitement,



131

dieRenterei,dieReluitions-Commission,dieCentralgebühren-Kasse
der vier Ministerien, die Lehnsgebühren-Kasse,die Steuer- und
Zolldirektion,das Kammercclleginm,das Forstcollegium,die Ge-
neralpostdirektion,die Verwaltungder Friedrich-Franz-Bahn,das

Landgestütund die Lotteriedirektion.
Das MinisteriumderJustiz, mit welchemin besonderenAb-

theilungendie geistlichen, die Unterrichts- und die Medizi-
nal-Angelegenheitenverbundensind, und welchesaus dem Chef,

einemvortragendenRath, dem Lehnsfiscal,zweiReferentenin der
Abtheilungfür Unterrichts-Angelegenheitenund derKanzleibesteht,
hat die Oberaussichtüber die gesammteCivil- und Criminal-
Rechtspflege,mit Einschlußder Vormundschafts-und Hypotheken-
sachen,des gerichtlichenDepositenwesens,der Erbregulirungsachen,
der Strafanstalten und der Gefängnisse,die Gnadensachenim
Bereicheder Rechtspflege,die Cognitionüber die Zulassungzum
Richteramteund zur Advocatur,die Entscheidungder Recursein
Justizsachen,in CompetenzconflictenunterJustizbehörden,in Zoll-
strafsachen,in Forst- und Jagdfrevelsachen,und dieLehns-und Fi-
deicommißsachen.Der Abtheilungfür die geistlichen Angelegen-
heiten sind, mit Ausschlußder durch den Oberkirchenrathwahr-
zunehmenden,aus derEigenschaftdesLandesherrnals Oberbischoss
der lutherischenLandeskirchehervorgehendenBefugnisse,zugewiesen:
die Ausübung der landesherrlichenHoheitsrechtein Bezug auf
die lutherischeLandeskircheund auf die Katholikenund Nefor-
mirten, die Oberaufsichtüber die Aufrechthaltungder kirchlichen

Ordnungdurchdie weltlichenBehörden,die religiösenVerhältnisse

der Juden und dieOberaufsichtüber dieStiftungen und Anstalten

zu frommenund mildenZwecken.Der Abtheilungfür Unter-
richtsangelegenheiten und für Kunst sind untergeordnetdie
Angelegenheitender Landesuniversität,die Oberaufsichtüber alle
Schul- und Bildungsanstalten,gelehrteStiftungen, Wissenschaft-
liche und Kunstinstitute,Gesellschaftenund Anstalten und das
Hoftheater. Der Abtheilungfür Medizinalangelegenheiten
stehenzu: die Oberaufsichtüber die Anstaltenund Behördenfür

9»
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Gesundheitspflege,dieZulassungzur AusübungderHeilkundeund
GebmtshülsedurchAcrzte,Wundärzte und Thierärzte,und die
Oberaufsichtüber das Hebammemvesen,die Apothekenund über
die gesammteMedizinal- und Gesundheitspolizei.Unter diesem
Ministeriumstehenalle Justizbehörden,alleVormundschafts-und
Hypothekenbehörden,die juristischenPrüfungsbehörden,die Taxa-
toren für die gerichtlichenGüterabschätzungen,die Strafanstalten,
das Departement für das ritterschaftlicheHypothekenwesen,die
Fideieommißbehörde;sodannunter derAbtheilungfür die geistlichen
Angelegenheiten:die kirchlichenBehörden,soweit sie nicht dem
Oberkirchenrathuntergeordnetsind, der jüdischeOberrath, die
Verwaltungsbehördender Landesklöster,die sämmtlichenWittwen-
und Waisen-Jnstitute,die Wohlthätigkeitsanstalten,Stiftungen
und Vereine; ferner unter der Abtheilung für Unterrichtsan-
gelegenheitenund für Kunst: dieUniversitäts-und Schulbehörden,
die wissenschaftlichenInstitute und das Hoftheater,und endlich
unter derAbtheilungfür Medizinalangelegenheiten:dieMedizinal-
Commission,die Physikate,die Badeanstalten,die Jrrenheilanstalt
und die Hebammenlehranstalt.

Die eigentlichenMilitärangelegenheitenwerden durch das
Militärdepartement verwaltet, dessen Chef bei Berathung
militärischerGegenständeSitz und Stimme im Staatsministe-
rium hat.

Das großherzoglicheC ab in et bestehtaus einem Cabinets-
rath, einemRegistratorund einigenCopiisten.

Die Einnahmen diesesTitels sindetatisirtzu 67,780 Thlr.,
und zwar für GeheimesMinisteriumund Regierung22,875 (Gc-
bühren der Negierung 10,000, der Lehnkammer12,000 Thlr.),
Specialdepartementfür Städte und Polizeisachcn525, Special-
departementderLehnkammer36,380,Hypothekenkammer8000Thlr.
Die Einnahmevon 36,380 Thlr. für das Spccialdepartementder
Lehnkammerist mit Rücksichtauf die damaligenZeitverhältnifse,
welchedem Handel mit Landgüternnicht günstig waren, um
13,334 Thlr. abgemindertangenommen. Für den regelmäßigen
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Verlauf ward die Einnahmeauf 49,714 Thlr. geschätzt(20,000
Thlr. für Laudemialgelder,23,334 Thlr. für Allodificationenund
6380 Thlr. für feststehendeReal- und Allodial-Recognitionen).
Es läßt sichannehmen,daß bei dem seit jenerZeit sogestiegenen
Werth und Verkehrder Güter die Einnahme sich gegenwärtig
noch vermehrthat, wenn gleichdie Allodificationenseltener ge-
wordensind. Die jetzigejährlicheEinnahmedarf mindestensauf
20,000 Thlr. höherveranschlagtwerden,so daß dieselbeaus diesem
Titel in runder Summe 88,000 Thlr. beträgt.

Die Ausgaben sind etatisirtzu 170,260 Thlr., und zwar
für Geheimes Ministerium und Regierung 78,587 (Gehalte
63,134, Bureaubedürfnisse3400 Thlr.), Spccialdepartementfüt
Städte- und Polizeisachen11,553 (Gehalte9505, Bureaubedürf-
nifse 1750 Thlr.), Steuer- und Zolldepartement5148 (Gehalte
3848 Thlr.), Hypothekendepartement8212 (Gehalte7752 Thlr.),
Kabinet 7775 (Gehalte7425 Thlr.), RevisionSdepartemeut15,926
(Gehalte 15,576 Thlr.), Nenterei 9690 (Gehalte 9422 Thlr.),
Legationen28,350 (Bundesgesandtschaft7983, anderweitigeBun-
despflichten2481, Gesandtschaftenund Agenturenam preußischen
Hofe 7500, bei der französischenRepublik4130, am vsterreichi-
schenHofe 1530, bei den freienHansestädten1367, aus Verhält-
nifsen zum vormaligen deutschenReiche208, zu vorkommenden
außerordentlichenGesandtschaften2333, Consulatsangelegenheiten
467, Administrationskosten351 Thlr.), Archiv4903, Statistik
116 Thlr.

Nach dem Etat für 1850/51 waren für den Minister des
Auswärtigen,der damals auch diegeistlichen,Unterrichts-,Media-
nal- und Militairsachenunter sichhatte, einschließlichvon Natu-
ralien und Wohnung10,194Thlr., und für jedenderdreianderen
Minister einschließlichder Wohnung 4400 Thlr. an Gehalten
ausgeworfen. Die Ausgabenan Gehaltenfür dieMinisterwerden
gegenwärtignoch höher sein, als nach dem-Etat für 1850/51,
da der Gehalt des Ministerpräsidenten10,000Thlr. überschreiten,
und die Gehalte der übrigenMinister nichtunter 10,000 Thlr.
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sein sollen. Für diese vermehrtenAusgabenwellenwir jährlich
10,000 Thlr. in Ansatzbringen.

MannichfacheVeränderungen,welcheseit1848 in derobersten
Verwaltungder Landesangelegenheiteneingetretensind, und andere
Gründe werden zu einer weiterenSteigerung der Ausgabenge-
führt haben, welchegleichfallszu 10,000 Thlr. veranschlagtwer-
den sollen.

Die obere Leitung der kirchlichenAngelegenheitengehörte
früher vollständigzum Nessortder Regierung. Im Jahre 1848
ward vom Großherzogeeine provisorischeKircheneommissionein-
gesetzt,welchedie Trennung der Kirche vom constitutionellen
Staate vollziehenund eine Landessynodeberufensollte,um mit
dieser die künftigeKirchenverfassungzu vereinbaren. Von dem
GedankeneinerTrennung der Kirchevom Staate kam man aber
im Jahre 1849 wieder zurück, und die provisorischeKirchen-
commission,ihres Ursprungsuneingedenk,verwandeltesichin eine
definitiveabsolute und von der Negierung abgezweigteKirchen-
behördeunter dem Namen einesOberkirchenraths,welcheunmittel-
bar unter dem Landesherrnstehtund die aus der Eigenschaftdes
Landesherrnals Oberbischofsder lutherischenLandeskirchehervor-
gehendenBefugnisseund Pflichtenwahrzunehmenhat. Der Ober-
kirchenrathbesteht aus einem Director, zwei Näthen und dem
Subalternpersonal. Die Kostendesselbensind im Etat 1850/51
auf 8000 Thlr. jährlichveranschlagt.

Anderenach dem Etat für 1848/49 ereirte Institute sind
das im Jahre 1851 errichtetegroßherzogliche statistische
Bureau, in welchemein Dirigent und siebenMitgliedersungiren,
und die im Jahre 1853 für die trigonometrische Landes-
Vermessung bestellteCommission, welche,nachVollendung
ihrer Arbeiten, im Jahre 1863 mit der Ausführung der topo-
graphischenVermessungdes Landes beauftragtward, und aus
einem Dirigenten und zweiMitgliedernbesteht.

Bei dem preußischenHofe ist ein Legationsfceretärangestellt,
eine Stelle, die 1848 nochnichtcreirtwar. Der jetzigeLegations-
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secretärist freilichzugleichMinisterialassessorim MinisteriumdeS
Auswärtigen. Da aber anzunehmensteht,daß derselbefür beide
Aemter honorirt wird, so wird der Posten für die Legationin
Berlin seit jener Zeit nichtunbedeutenderhöht sein.

An die Stelle des Steuer- und ZolldepartementSist eineder
Controle der Commissionund Deputation zur Revision und
Visitation der gesammtcnZoll- und Steuerverwaltungunterwor-
seneSteuer- und Zolldireetion getreten,welchezur Verwal-
tung der Erhebungender Handelselassensteuer,des Eingangszolls
und der landstädtischenordentlichenContributionconstituirt ist.
Durch die Errichtungeiner Steuerrathsstelleund durchdie Ver-
waltung der neu gegründetenGeneralzollcassewird ein Mehr-
aufwanderforderlichgewordensein.

Im Ganzen veranschlagenwir nach demVorausgehendendie
jährlicheKostcnvelmehrungin diesemTitel auf etwa40,000Thlr.
nnd demnachdie gegenwärtigenjährlichenKostenaus demselben
auf ca. 210,000 Thlr.

B. Justizbehörden.
Im Domanium wird die Gerichtsbarkeitdurch die Amts-

gerichte,im Ritterschaftlichendurchdie Patrimonialgerichte.in den
Städten durch die großherzoglichenStadtgerichteund die Magi-
stratsgerichteausgeübt. GerichtezweiterInstanz für die Nieder-
gerichtssässigenund zugleichGerichteersterInstanz für die Exi-
mirten sind die drei Justizkanzleienzu Schwerin, Güstrow
und Rostock. Die höchsteInstanz ist das Oberappellationsgericht
zu Rostock. Specialgerichtesind das Universitätsgerichtzu
Rostock, die Militärgerichte und das Hofstaatsgericht.In den
Seestädtenhabendie Magistratedie Jurisdiction. Für schwerere
Verbrechenist das Criminalcollegiumzu Bühow UntersuchungL-
gerichtund seit 1856 — auch SpruchbehördeersterInstanz.

In diesem Etaltitel handelt cs sich nur um das Ober-
Appellationsgericht,die drei Justizkanzleien,das EriminalColle-
gium und die Stadtgerichte. Der Etat für die Amtsgerichteist
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im Domanialetat mitenthalten. Die Patrimonialgerichtewerden
für Rechnung der Rittergutsbesitzer,die Magistratsgerichtefür
Rechnungder Städte verwaltet. Die Specialgerichtesind in den
betreffendenEtattiteln berücksichtigt.Die ständischenBeiträgezum
Etat der drei Justizkanzleiensind im Tit. XI. ausgeführt. Da¬
gegen sind die von den Ständen zu den Kostendes Oberappel-
lationSgerichtsund des Criminalcollegiumszu leistendenBeiträge
im landesherrlichenEtat nicht enthalten,weil dieseBeiträgenicht
durchdie landesherrlicheKassegehen,sondernunmittelbaran die
Kassen jener Gerichte gezahlt werden. Dieselbenwerdenbeim
rein ständischenEtat nähereBerücksichtigungfinden.

Das Oberappellationsgerichtbestehtaus einem Präsidenten,
einem Vicepräsidenten,fünf Rathen und sechsSubalternbeamten.
Bei jeder der drei Kanzleienfungirenein Director, ein Vice-
director,drei Räthe, außerdemverschiedeneKanzleiräthe,Assessoren
und Auditorenund ein entsprechendesSubalternenpersonal.Das
Criminalcolleginmbestandzur Zeit desEtats 1848/49 aus einem
Director, zweiCriminalräthenund einemaußerordentlichenMit-
gliede. Später, als dasselbeauchSpruchbehördewurde, ist das-
selbeum mehrereMitgliederverstärktworden. Der Subalternen-
dienst bei demselbenwird durch fünf Secretäre, Achtare oder
Registratoren,einenPedellen,einenHausmeister,zwei Gefangen-
Wärterund einen Schließer versehen. Außerdemist dabei ein
Physikusund ein Prediger angestellt. Bei den Stadtgerichten
und den MagistratsgerichtenfungirenEinzelrichter.

Die Einnahmen für die Justizbehördensind etatisirt mit
33,927, die Ausgabenmit 120,515 Thlr.

Die Kostendes mit Strelitz gemeinschaftlichenOberappella-
tionsgerichtswerden zur einen Hälfte von beidenLandesherren,
zur anderenHälfte von der schwerinschenund strelitzschenRitter-
und Landschaftaufgebracht. Da nun als feststehendeDotation
die Sumine von 26,833 Thlr. 16 Sch. vereinbart ist, so
zahlen die beiden Großherzoge13,416 Thlr. 32 Sch. und die
Stände eine gleicheSumme. Von jener Summe zahlt der
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Großherzogvon Mecklenburg-Schwerin vorweg 1750 Thlr. als
den Mehrbetragdes Gehaltesdes Präsidentenund zu dem Neste
von 11,666 Thlr. 32 Sch. siebenZehntelmit 8166 Thlr. 32 <Sch.,
zusammen 9916 Thlr. 32 Sch., der Großherzogvon Mecklen-
Strelitz aber zu dem Nestedrei Zehntelmit 3500 Thlr. Nach
diesemVerhältnissevon 7:3 werden auch etwaigeaußerordent-
licheZuschüsseübertragen.

Der Etat des Ober-Appellations-Gerichtsfür 1848/49 ist
unter den landesherrlich-ständischenEtats behandeltund schließt
ab mit einer Einnahme von 30,764 und einer Ausgabe von
33,445 Thlr. In Einnahmesind gestellt: aus eigenerVerwal¬
tung 3931 (darunterGerichtsgelührenundGeldstrafen2030 Thlr.),
feststehendeSustentationender Negierungenund Stände 26,833
Thlr., in Ausgabe:Besoldungen31,383 (Präsident 4666, Vice-
Präsident3500, sechsNäthe 17,500 Thlr.), Bureaukosten1012
Thlr. Das Deficit von 2681 Thlr. war in der angegebenen
WeisedurchNegierungenund Stände zu decken.

Die Einnahmender drei Kanzleiensind zu 18,400Thlr. an
Kanzleigebührenund Strafgefällen (Schweriner Kanzlei7150,
Güstrower 5750 und Rostocker 5500 Thlr.), die Ausgaben
zu 66,565 Thlr., welchesichzu fast gleichenTheilenauf diedrei
Kanzleienvertheilen,veranschlagtworden.

Für das Criminalcolleginmist in diesemTitel des Etats
für 1848/49 nur eine Ausgabevon 4993 Thlr. verzeichnet,und
zwar an Beiträgen für 35 Stiftsstädte 4900 Thlr. und für die
Stadt Malchow Vs mit 93 Thlr.

Die Verpflichtungzur Aufbringungder Beiträge für das
Eriminalcollegiumist, wie bereitsmitgetheilt,auf die Jurisdic-
lionsberechtiguuggegründet,und erstrecktsichnur auf Mecklenburg-
Schwerin. Dieselbenwerden nach einem äußerst complicirten
und beim ständischenEtat nochnäher darzulegendenModus, für
welchendie Hvfensteuerden Maßstab bildet, aufgebrachtund
durch besonderelandesherrlicheEdicte,nach Maßgabeder ständi-
schenBewilligung,verkündigt.
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Nach dem unter den landesherrlich-ständischenEtats aufge-
führten Etat des Criminalcollegiumsward für 1848/49 dieAus-
gäbe nach Abzug der Einnahme aus eigener Verwaltung und
eines Kaffenvorrathsvon zusammen8110 Thlr. zu 27,250Thlr.
berechnet. In Gemäßheitdes betreffendenEdicteö, welchesfür
die Hufe 2 'Thlr. 44 Sch. ausschrieb,wurdendie erforderlichen
Zuschüssezu 30,444 Thlr. veranschlagt,wovon der Großherzog
für 2687 Domanialhusendie bereits im Domanialetatin Aus-
gäbe gestellten7828 Thlr. und für 35 Stiftsstädte mit groß-
herzoglicherGerichtsbarkeitund die Stadt Malchow diein diesem
Etattitel aufgeführten4993 Thlr. zu zahlen hatte. Es erwies
sich aber, daß jene Zuschüssenichtgenügten,und es ward daher
durch Verordnungvom 18. Dceember1848 eine fernereHufen-
fteuer von 1 Thlr. ausgeschrieben,wodurchdie Gesammtauskunst
sichum ca. 10,000 Thlr. erhöhte.

Im Durchschnittder siebenJahre von 1859 bis 1866 ist
für die Unterhaltungdes CriminalcollegiumseineHufensteuervon
4 Thlr. 28 Sch., also ein Mehr von 1 Thlr. 23 Sch. pr. Hufe
gegen den Etat 1848/49 etatisirt. Der jährlichelandesherrliche
Zuschußfür die Stiftsstädte bat sichdaher gegenwärtigvon den
etatmäßigen4993 auf durchschnittlich7846 Thlr. erhöht. Die
betreffendePosition im Domanialetathat sichabervon 7828 auf
12,315 Thlr. vermehrt, welcheVermehrungwir der Einfachheit
wegen, anstatt im Domanialetat, in diesemTitel berücksichtigen
wollen. Die landesherrlichenAusgabenfür das Criminalcollegium
sind also gegenwärtig7340 Thlr. höherals früher.

Die Einnahmen der 36 großherzoglichenStadtgerichtesind
zu 14,767, die Ausgabenzu 36,224 Thlr. etatisirt.

Außerdemist in diesemTitel noch die Einnahmeund die
Ausgabe der PrüsungscomMission der Rechtseandidatenzur
Advocaturoder zum Auditoriat,welcheaus zwei Professorender
Universitätund je einem Mitglieds der drei Justizkanzleienbe-
steht,mit resv. 760 und 1760 Thlr. ausgeworfen.

Außer der erwähntenMehrausgabevon 7340 Thlr. wollen
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wir 13,000 Thlr. für erhöhteGehaltein Rechnungstellen,sodaß
die AusgabendiesesTitels jetztzu rund 140,000 Thlr. zu ver-
anschlagensind, während in der Einnahmedesselben,welchein
runder Summe 34,000 Thlr. beträgt, keinewesentlicheVerän-
derung vorgekommensein wird.

C. Geistliche Angelegenheiten.

Einnahme 2620 Thlr. (Konsistorium180, Superinten¬
denten und Kirchenfeeretäre1840, theologischePrüfungs-Commis-
sion für die tentamina 250, für die examina pro ministerio
350 Thlr.).

Ausgabe 19,298 Thlr. (Konsistorium1520, Superinten¬
denten,Prediger,Küster:e. 15,418, Patronatlasten1350, theolo-
gische Prüsungs-Commissionsür die tentamina 250, für die
examina pro ministerio 760 Thlr.).

Das großherzoglicheKonsistorium,zur Verwaltungder vor-

mals von den Bischöfendes LandesausgeübtengeistlichenIuris-
dictionim Jahre 1570 errichtet,ist seit 1756, wo demselbenalle
Civil- und Proceßsachenabgenommenwurden,nur auf Doctrinal-,
Ceremonial-und Disciplinarsachender Predigerund Kirchendiener
— mit Ausschlußderer in Rostock und Wismar, wo die aus
der Gesammtheitder StadtgeistlichenbestehendengeistlichenMini-
steriendie Functionendes Konsistoriumsüben — auf öffentliche
Seandale und Irreligiosität beschränkt.Bei demselbenfungiren
ein Director, zweiRäche, ein Prctonotarius und ein Kanzcllist.

Appellationengehenan das Oberappellationsgericht.
Die lutherischeKirche mit 475 Kirchenund 331 Pfarren

zerfällt in 6 Superintendenturenund 37 Präposituren. Von den
Pfarren stehen 193 unter landesherrlichem,94 unter ritterschaft-
lichem, 8 unter städtischem,9 unter klösterlichemund 27 unter
gemischtemPatronat. Die hauptsächlichstenEinkünfte beziehen
die Pfarren aus dem Ertrage der dazu gehörigenLändereienund
aus den geistlichenGebührender Gemeindemitglieder.In den
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Hier verzeichnetenPalronatlastenund Abgaben sind nicht ein-
-begriffendie geistlichenBauten und die dem Domaniumzur Last
fallenden Gebühren an die Prediger, welcheim Domanialetat
.aufgeführtsind.

Die Prüfungscommissionfür die licentia concionandi be¬
steht aus einemSuperintendenten,einemProfessorder Theologie
und einemPrediger, diePrüfungLcommissionpro ministerio aus
einem Superintendenten, einem Professorder Theologie, einem
Oberhofpredigerund zwei Pastoren.

D. Universität Nostock.

Einnahme 4697 Thlr. (darunterZinsen 2596 Thlr.).
Ausgabe 44,474 (Vicekanzleriat1003, theologischeFacultät

4433, juristische8050, medicinische5367, philosophische10,367,
Sprachlehrer :c. 1526, Rectorat 525, Universitätsbibliothek,ein¬
schließlichAufsichtüber das Münzcabinetund Unterhaltungdes
"Lesezimmers,4484, Münzcabinet 35, homiletisch- katechetisches
Seminar 247, anatomischeAnstalten677, clinischeAnstalten
768, philologischesSeminar III, philosophisch-ästhetisches(jetzt
deutsch-philologisches)Seminar 93, naturhistorischesMuseum397,
zu botanischenund ökonomischenZwecken408, zu den Preis-
Vertheilungen560, auf das Convictorium 1827, Universitäts-
Gottesdienst408, Universitätsbeamte1348 Thlr.).

Bis zum Jahre 1827 hatte die Stadt Rostock das Com-
patronat über die im Jahre 1419 gestifteteUniversität. In Folge
«ines im ersterwähntenJahr zwischendem Großherzogeund der
Stadt abgeschlossenenVergleichs,in welchemdieseihre Patronats-
rechteund alle ihre Ansprücheauf dasVermögenderAkademieauf-
gab, ward die Universitätein rein großherzoglichesInstitut.

Das Lehrerpersonalzählt nach demStaatskalendervon 1866
in der theologischenFacultät vier ordentlicheProfessoren,in der
juristischenfünf ordentlicheProfessoren,in der medicinischenacht
ordentlicheProfessoren,einen außerordentlichenProfessorundzwei
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Privatdocenten,und in der philosophischenFacultät neun ordent-
liche Professoren, drei außerordentlicheProfessoren und vier
Privatdocenten,im Ganzen sechtunddreißigDoccntenund außer-
demeinenLehrerderMusik. Die Studentcnzahlbetrugim Winter
1864/65 137, im Sommer 1865 147 und im Winter 1865/66
161, und bei einer Durchschnittszahlvon 150 kommenauf jeden

Docenten etwa vier Studenten.
Im Jahre 1834 betrug das KapitalvermögenderUniversität

nach Abzug der Passiva 71,094 Thlr. N. 2/3. Durch Verwen¬
dungen für akademischeZwecke,namentlichfür den Bau eines
Museums, hat sichaber feit jener Zeil das Kapitalvermögenver-
ringert, und betrug dasselbenach dem Etat 1850/51 nur noch
65,003 Thlr. Crt., wofür die etatisirtenZinsenvon 2596 Thlr.
eingenommenwurden.

Im Jahre 1840 ward der landesherrlichejährlicheZuschuß
auf 32,000 Thlr. N. % oder 38,333 Thlr. Crt. zunächstfür die
Jahre 1840/45 und demnächstauf die weiterenfünf Jahre zu-
gestanden. Für den Etat 1850/51 ward der Zuschußaus der

Staatscasse zu 38,460 Thlr. veranschlagt. Es ist nichtanzu-
nehmen, daß seitdemeine bedeutendeVermehrungdes landes-
herrlichenZuschussesstattgefundenhat, und werden die gegen-
wärtigen jährlichenAusgaben für die Universitätauf höchstens
50,000 Thaler zu veranschlagensein, wonachalso jeder Stu¬
dent jährlich etwa 370 Thlr. kostet.

E. Schulanstalten.

Einnahmen 19,060, Ausgaben 42,650 Thlr.
Die Einnahmen betrugenfür die Gymnasienzu Schwerin

3370 (Schulgeld 2695 Thlr.), zu Parchim 5870 (Schulgeld
4130, Beitrag der Stadteafse1307 Thlr.), zu Güstrow 2650
(Schulgeld1213, Beitrag derDomkircheneasse884 Thlr.), für das
Schullehierseminar2540(Eintrittsgeld1493,Schulgeld875Thlr.^
Taubstummeninstitut80, Realschulein Schwerin 4250 (Schul?
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gelb 3250, aus dem Werkhausfond1000 Thlr.), Navizaiions-

schulenzu Wustrow 360 Thlr.
Die Ausgaben betrugenfür die Gymnasienzu Schwerin

8270 (Besoldung7872 Thlr.), zu Parchim 9590 (Besoldungen

8752 Thlr.), zu Güstrow 4560 (Besoldungen4386 Thlr.),
für das Schullehrerseminar8940 (Gehalte 4371, Beköstigung

der Seminaristen 1935 Thlr.), für das Taubstummeninstitut

1960 (Gehalte 1540 Thlr), für die Realschulein Schwerin

5450 (Gehalte5060 Thlr.), Beiträge für Burgerschulenin den

verschiedenenStädten 2610, für die Steuermannsschuleund die

Navigationsschulezu Wustrow 1270 Thlr.
Die Gymnasien in Rostock und Wismar werdenledig-

lich aus städtischenMitteln erhalten,dievorerwähntenGymnasien

und Schulen dagegenaus landesherrlichenMitteln. Die Stadt-

schulen empfangenaus der landesherrlichenKassenur denunbe¬

deutendenZuschußvon 2610 Thlr. Die baaren Zuschüssefür

die Domanialschulensind im Domanialetat angegeben. Die
ritterschaftlichenSchulen werden aus dem Schulgeldeund den
Mitteln der Gutsbesitzererhalten.

Die Zahl der Landschulen betrug im Jahre 1859 1132,

wovon 575 auf das Domanium und 557 auf die ritterschaft-
iichen, klösterlichenund städtischenLandgüterkamen. Die Doti-

rung der Schullehrer ist besondersim Ritterschafllicheneine
äußerst kümmerlicheund erreicht nicht das Einkommeneines

Tagelöhners. Außerdemist die Stellung der ritterschaftlichen

Schullehrereine äußerst precäre, indem sie, wenn sie gekündigt
werden und anderswokeineUnterkunftfindenkönnen,auf Ver-

.langen des Gutsherrn Tagelöhnerdiensteleisten müssen. Das
Minimum der Diensteinkünfteder ritterschaftlichenSchullehrerist

in der Schulordnung,wie nachsteht,festgestellt:freie Wohnung,
100 Q.-R. Gartenland,an Feuerungein halb mal mehr als der
Tagelöhner des Orts, Weide und Winterfutter für eine Kuh,
Weide für ein bis zwei Schweineund einigeGänse, insofern
dasselbebei anderenGutsbewohnernüblichist, 24 ScheffelRog¬



143

gen und 12 ScheffelGerste, und der Schulschilling. Letzterer
besteht in einem Schilling (3ASgr.) für jedesKind und jede
Wochein den Wintermonaten,für die Sommerschulewird nichts
gezahlt. Ohne Betreibungeines Handwerksoder einen sonstigen
Nebenerwerbwürden dieritterfchaftlichenSchullehrernichtexistiren
können. Der Antrag eines bürgerlichenGutsbesitzers,das Ein-
kommender ritterschaftlichenSchullehrerum so viel zu erhöhen,
daß er mit seinerFamilie davon, ohneBetreibungeines Neben-
geschäftes,lebenkönne,und für eine bessereAusbildungdesselben
zu sorgen, ward auf dem letztenLandtageverworfen, weil, wie
die zur Prüfung des AntrageseingesetzteCommitteerachtethatte,
eine solcheGehaltserhöhung,abgesehenvonderdrückendenunnöthi-
gen pecuniärenBelastung der Ortschaften,„den Schulmeistern
müssigeStunden zu Wege bringen,und siezurUeberhebungüber
den ihnen weislichund naturgemäßangewiesenen,der Stellung
ihrer Schulkinderund deren Eltern entsprechendenStandpunkt
führen werde/ Die Führer der feudalenPartei nahmendiesen
Bericht mit lebhafterAcclamationauf und einervon ihnenrühmte
die Handwerkerals die besten Schullehrer, ein anderer stellte
.Preußen als abschreckendesBeispielhin, wo dieSchullehrerda-
durch,daß man sie über den gemeinenMann erhobenhätte, den
Einfluß auf die arbeitendenKlassen verlorenhätten, und der
Glaube und das religiöseBewußtseinimmermehrgeschwundensei.

Nach dem Etat für 1850/51 betrugendie landesherrlichen
Ausgaben für die zuerst erwähnten Gymnasien und Schulen
52,120 Thlr., die Einnahmen 18,720 Thlr., so daß ein Zuschuß
von 33,400 Thlr. erforderlichwar, währendfür 1848/49 nur
ein Zuschußvon 23,590 Thlr. veranschlagtist. Diese Differenz
erklärt sichdaraus, daß im Etat für 1848/49 die Ausgabenfür
die Schule zu Ludwigslust und für den Unterstütznngsfond
hilfsbedürftiger Schullehrer unter andern Rubriken aufgeführt
sind. Auch ist eine Mehrausgabedurchdie im Jahre 1848/49
noch nicht vorhandenenNavigationsschulenzu Dändorf und .
Dierhagen veranlaßt.
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Nachder im DomanialetataufgemachtenRechnungbetrugen
die gesammtenlandesherrlichenZuschüssefür die Domanialschulen
einschließlichdes Werthes der Baumaterialien 37,558 und die
Zuschüssefür dieerwähntenGymnasienund Schulen33,400 Thlr.,
die sämmtlichenlandesherrlichenbaaren Zuschüssefür Gymnasien
und Schulen also 70,958 Thlr. Wenn man nun auchannimmt,
daß gegenwärtigder Schuletat durch verbesserteEinrichtungen,
neue Anstellungenvon Lehrern, Aufbesserungder Gehalte, sich,
was sicherreichlichhochgerechnetist, um 20,000Thlr. erhöhthat,
wodurch sich die AusgabendiesesTitels auf etwa 63,000 Thlr.
stellen würden, so betragen jetzt die gesammtenlandesherrlichen
Zuschüsse,abgesehenvon den Naturaldotationen,wenig mehr als
90,000 Thlr. Man vergleichedieseVerwendungenmit dem,was
die Stadt Berlin alleinfür ihreSchulanstaltenverwendet,wobei
das, was in dieserStadt der Staat an seinenSchulanstalten
thut, nicht berücksichtigtist. Nach Mittheilung des Professors
Dr. Virchow im preußischenAbgeordnetenhausetrug die Stadt
Berlin für das gesammteElementarschulweseneine laufendeAus-
gäbe von nahezueiner halbenMillion oder ungefährein Sechs-
theil ihresOrdinariums,und derNeinzuschuß,alle dieeigenenEin-
nahmender Schulverwaltungabgerechnet,erfordert262,875 Thlr.
Die höherenSchulen anlangend, ist das Budget der Stadt be-
lastet für Gymnasienund Realschulenmit einer Ausgabe von
290,829 Thlr., wozu ein Reinzuschußaus der Stadteassevon
58,241 Thlr. gewährtwird.

Das im Jahre 1782 gestiftete,im Jahre 1786 nachLud-
wigslust und von hier im Jahre 1862 nachNeukloster ver-
legte Schullehrer-Seminar ist ausschließlichfür die Aus-
bildung von Landschullehrernfür das Domanium bestimmt. In
den Domanialschulendürfennur Seminaristen,odersolcheNicht-
seminaristen,die beim Seminar ihr Examengemachthaben, als>
Lehrer angestelltwerden. Ein Seminar für ritterschaftliche
Schullehrer ward im Jahre 1855 in Dobbertin errichtet,
indeßsind die Gutsherrschaftenbei der AnstellungderLehrernicht
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auf die Zöglingedes Seminars beschränkt.Es genügt,daß sie

vor einemPräpositus eine Prüfung bestandenhaben,welche,außer

einer allgemeinenChristenbildung,im wesentlichennur Lesen,
Schreibenund Rechnen,und die Kunst desSingeas dergewöhn-

lichen Melodieenaus dem Gesangbuchevom Examinandenver-

langt. Das Seminar zu Neu kloster stehtuntereinemCurato-

rium von einemOberschulrathund einemSuperintendenten,und

hat, außer einem Direktor, neun Lehrer. Die Zöglinge,deren

Zahl 56 beträgt (64 im Jahre 1848) zahlenfür einen zwei-
jährigen Eursus circa 52 Thlr., wofür sie Unterricht,Wohnung

und Mittagstischhaben. Bei dem erst im Jahre 1864 in ?!eu-

kloster errichtetenBlindeninstitut, welchesnur fünf Zöglings

zählt, sind, außer einemDirigenten, welcherzugleichSeminar-

lehrer ist, ein Lehrerund eine Lehrerinangestellt. Das im Jahre

1840 gegiündeteTaubstummeninstitut in Ludwigslust mit
etwa 50 Zöglingen, steht unter dem Euratorinm eines Ober¬
schulrathsund bat, außer einemInspektor,sechsLehrerund zwei

Lehrerinnen. Gleichfallsunter einem Curatorium, welchesaus

einem Domanialbeamtenund zwei Schifferältestengebildet ist,

steht die im Jahre 1846 gestifteteNavigations-schule zu

Wustrow, bei welcherein Director und drei Lehrerfungiren.

DieselbebezwecktdieAusbildungderSeefahrer,welcheals Schiffer

oder Steuerleuteauf mecklenburgischenSchiffenzugelassenwerden

wollen. Die MitgliederdesCuratoriums,derDirectorderSchule

und der Professorder Mathematikund Physikan derUniversität

bildm die Piüfungsbehörde. Von 1846/59 wmdenzu Schiffern

199, zu Steuerleuten249 geprüft. Die Vorbereitungsschulenzu

Dändorf und Dürhagen haben je zwei Lehrer. Das 1827

eingeweihteFriedrich - Franz - Gymnasium zu Parchim,
welchesals Schule bereits 1564 gestiftetist, stehtunter groß-
herzoglichemPatronat und unter Aufsicht eines Scholarchats.
Außer einemDirectorund einemConrector sind vier Oberlehrer

und sechsCollaboratorenbei demselbenangestellt.Die seit 1845

bestehendeVorbereitnngsschule zu diesemGymnasium hat
w
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vier Lehrer. Die Domschule zu Güstrow, gestiftet1553, und
das Gymnasium Friedericianum zu Schwerin stehengleich-
falls unter großherzoglichemPatronat und unter Aufsichteines
Scholarchats. Die ersterehat einenDirector,dreiOberlehrerund
sechsLehrer, das letztereeinen Director, einen Prorector, einen
Subrector,zweiOberlehrer,sechsCollaboratorenund einenSchreib-
lehrer. Mit dem GymnasiumFriedericianumstand eine Bürger-
schulein Verbindung,welcheaber 1847 in eineRealschuleumge-
wandeltward. Bei derselbenfungireneinDirectorund nennLehrer.

Trotz des im Landefür das Alter vom fünftenresp.sechsten
Lebensjahrean bis zur ConfirmationbestehendenSchulzwangeS
stehtunser Schulwesenauf einer sehr niedrigenStufe der Ent-
Wickelung.Das großherzoglichestatistischeBureau machtim 3.
Bande Hst. 3 seiner „Beiträge" über denBildungsstandder von
1853/62 eingestelltenRekruten,welcherden sicherstenMaßstab für
dieSchulbildungdesganzenVolkesenthält,folgendeMittheilungen.
Die Anzahlderselbenbetrugin jenemZeiträumein denStädten und
Flecken2817, in denDomanialämtern3555 und in denritterschaft-
lichenundKloster-Aemtern2901zusammen9273. Das Prccentver-
hältnißderjenigen,welchegut,mangelhaftundgar nichtlesen,schrei-
benundrechnenkonnten,war,unterAbrundungderZehner,folgendes.

Städtenund ^ ^m. 2m
glctfen. Domanmm. schaftlichen.

Lesen:
gut 61pCt. 30pCt. 25 pCt.
mangelhaft...... 33 „ 57 „ 58 „
nicht 6 „ 13 „ 17 „

Schreiben:
gut 30pCt. 8pCt. 6pSt.
mangelhaft 54 „ 51 „ 40 „
nicht - - 16 „ 41 „ 54

Rechnen:
gut und ziemlich. . . 40pCt. 15pCt. 10pCt.
mangelhaft 48 „ 54 „ 43 „
nicht 12 „ 31 „ 47 „
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Wenn man nun erwägt, daß gut Lesen,Schreiben und
Rechnendas Minimum elementarerSchulbildung ist, so hatten

in den
Städten und

Flecken.

Schulbildung.... 30pCt.
mangelhafte .... 59 „
gar keine 11 „

im im Ritter-
Domanium. schaftlichen.

8pCt. 6pCt.
64 „ 55 „
28 „ 39

Von je 100 eingestellten Rekruten hatten also in
den Städten 70, im Domanium 92, und in der Ritter-
schaft sogar 94 eine mangelhafte oder gar keine Schul-
bildung. In der Ritterschaft konnten durchschnittlich39
Procent der eingestelltenRekruten entwedernichtlesen,oder
nichtschreiben,oder nichtrechnen.

Das Gesammtresultatfür das Land ist, daß Schulbildung
hatten 15, eine mangelhafte59 und gcirkeine26 Procent. Eö
hatten also 83 Procent der eingestelltenRekruten nicht die
notdürftigste Schulbildung.

Das Centralblatt für die Unterrichtsverwaltung in
Preußen giebt folgendes Verhältniß der Schulbildung der
1863/64 dort zum Militairdienst ausgehobenenMannschaften:
Ohne Schulbildungwurden befundenin der Provinz Preußen
17,03, Posen 18,Schlesien 4,os, Pommern 1,68,Branden¬
burg 1,2t,Sachsen 0,69,Westphalen2,is, Rheinland Hohen-
zollernscheLande0 pCt. Darnach waren in der ganzenpreußi-
schen Monarchie nur 5 pCt. der eingestelltenRekruten ohne
Schulbildung. Nach dem legtenfünfjährigenDurchschnitthatten
in Baiern 11 pCt. der eingereihtenRekruteneine mangelhafte
Schulbildung.

Der erwähnteAntrag des bürgerlichenGutsbesitzerswar
auch darauf eingerichtet,die Sommerfchulenim Ritterschastlichen,
welchenach dem Gesetz auf 4 Stunden wöchentlichbeschränkt
werdenkönnen,auf wenigstens4 Stunden täglich zu erweitern.
Im übrigenbewegtesichderAntrag nur innerhalbsehrbescheide-

10*
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ttcr Gränzen. Der Antragstellerverlangtenur, daß denKindern
in dem Ritterschaftlichendie gleicheAusbildungmit den Kindern
im Domanium zu Theil werdensolle, auf den Unterrichtin der
Landeskunde,Landesgeschichtezc. legt er nur geringenWerth, nur
fließendesLesenhält er für unbedingtnothivendig,Rechnenund
Schreibennur für wünschenswerth,und der 3?eligionsunterricht,
ist für ihn die Hauptsache. Aber diesebescheidenenResormvor-
schlagegingendererachtendenCommitteund demLandtage,welche
die Landschullehrerauf dem Bildungsniveauder Tagelöhner er-
halten wollenund deshalbder Erhöhung der armseligenGehalte
der erstereilwidersprechen,viel zu weit. Der einzigeGesichts-
Punkt, welcher den Schulzwang rechtfertige, sei der, daß alle
Kinder christlicherEltern angehaltenwürden,Gottes Wort soweit
zu lernen, daß sie im angemessenenAlter zum Confirmations-
Unterricht hinreichendvorbereitet seien. Dahin gehöre außer dem
eigentlichenReligionsunterrichtenoch das Lesen als Mittel zu
jenemZweck. Das gegenwärtigeGesetzgehehierüberschonhin-
aus, indem es das Schreibenund Rechnenals Unterrichtögegen-
ständeobligatorischgemachthabe. Die Kinder gelangtenin der
Regelmit demvierzehntenJahre zurKonfirmation,würdenalsovon
den Pastoren dazu reif befunden,und könntendann auch in der
Regel schreibenund rechnen.Jedenfallsmüßte dazu eine8jährige
SchulpflichtigkeitdieWintermonate hindurch ausreichen,wenn
der Unterrichtnicht gänzlichvernachlässigtwerde. Die Sommer-
schulesei also überall unnölhig. So erachtetedie Committe,be-
stehendaus 4 adligen und 2 bürgerlichenRittern und aus 5
Bürgermeistern,darunter der Bürgermeister von Rostock.
Die Führer der feudalenPartei, den von dieserCommittever-
tretenenAnsichtenbeistimmend,hobenausdrücklichhervor,daß die
Kinder nichts weiter zu wissen brauchten, als was in
der heiligen Schrift stehe, und der Schulreformantragward
vom Landtageabgelehnt. Es ist daher nichtauffallend,daß die
Statistik mit ihrenunwiderleglichenZahlen zu wahrhaft schrecken-
engenden ResultatenbezüglichunsererVolksfchulbildunggelangt.
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F. Milde Stiftungen.

Einnahme nichtsund Ausgabe 116 Thlr. für den Be-
rcchnerdes Louisenstifts.Diese Stiftung ist 1793 durch Ver¬
mächtnis;der HerzoginFriederike Louise errichtetund dient
zur ErziehungunbemittelterTöchter„landesherrlicherBedienten."
Sic hat 16 Pereipientinnen,8 adlige und 8 bürgerliche,von
denenjedeaus den Zinsen des sundirtcn Kapitals von 40,000
Thlr. N. % jährlich100 Thlr. N, % erhält. Mädchenbürger¬
licherHerkunft sind nur dann aufnahmefähig,wenn die Väter
mindestensder dreizehntenRangklasseangehören. Seit 1850 ist
die früher von der LandesregierungausgeübteLeitung und Ver-
waltung dieserStiftung einemCuratorium übertragen.Bedingte
und temporäreZuschüssewerden vom Großherzogenach Rubrik
XIV. „Pensionenund Gnadenbewilligungen"geleistet.

An sonstigenallgemeinen mildenStiftungen gibt es noch:
Das von einemDirectoriumverwalteteallgemeine„Wittwen-

institut für die großherzoglicheCivil-und Militairdienerfchaft",ge-
gründet im I. 1797 und im I. 1835 auf die Prediger und
Schultehrer erweitert. Der Käpitalfonddes ersterenbetrug am
Schlüssedes Rechnungsjahres1864/65 386,000 Thlr.', die Ein-
nähme 89,667 Thlr. und die Ausgabe 80,323 Thlr. Unter
der Einnahmebefindetsich ein vom LandesherrnzugesagterZu-
schußvon 11,666 Thlr., welcher im Etat 1848/49 in Ru¬
brik XIV. „Pensionen und Gnadenbewilligung"als verausgabt

aufgeführt ist. Die Zinseneinnahmebetrug 15,046 und von
2,210 Mitgliedern wurden an Beiträgen und Antritts- und
Receptionsgeldernbeigesteuert56,184 Thlr. Am 1. April 1865
empfingen 573 Wittwen an Pensionen 66,663 Thlr. Die
Administrationskostenbetrugen 1214 Thlr. und an Kapital
wurden belegt 12,000 Thlr. Der Kapitalfondder Pensions-
anstatt für Wittwen der Prediger und Schullehrer betrug am
Schlüsse des Rechnungsjahres353,833 Thlr. Vereinnahmtwur-
den 40469 Thlr. (Beiträge einschließlichAntritts- und Reeep-
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tionsgelder von 1300 Mitgliedern 20,571, landesherrlicheZu¬
schüsse3115, Zinsen vom Kapitalvermögen13,673 Thlr.), ver-
ausgabt 35141 Thlr. (an Pensionenvon 314 Wittwen 17,304,
Kapitalanlegung16,000,Administrationskosten1179 Thlr.);

Das „Nathswittwen-Jnstitutfür dieStädte k.°, eröffnet1819,
dessenDirektoriumdas Corps der Städte führt. Dasselbehatte
am 1. Oktober 1863 einen Kapitalfondvon 74,400 Thlr. und
zahlt an Wittwenpensionen7064 Thlr.;

Die »städtischeStiftung zur Erziehung und Unterhaltung
unverheiratheterTöchter', bestätigtim I. 1792, welchegleichfalls
unter dem Direktoriumdes Corps der Städte steht. Dieselbe
besaßMichaelis 1863 einen Kapitalfondvon 52,861 Thlr. und
verausgabtefür 84 Hebungen1771 Thlr.

Außerdem ist noch eine Anzahl von kleinerenallgemeinen
mildenStiftungen vorhanden.

Alle dieseStiftungen werdenseparatverwaltetund der lan-
desherrlicheEtat ist dabei nur so weit interejsirt,als die über-
nommenenlandesherrlichenZuschüssezu denselbendarin auszu-
führen sind.

Außer den vorstehendenallgemeinenmildenStiftungen gibt
es nocheine Reihe von localen mildenStiftungen und Wohl-
thätigkeitsanstalten.

Schließlichsind hier noch kurz zu erwähnendie drei Lan-
desklöster Dobbertin, Ribnitz und Malchow und das
Klosterzum heiligenKreuz zu Rostock.

Die von der Landesherrschaftim I. 1572 zur christlichen
AuferziehunginländischerJungfrauen der Ritter- und Landschaft
zur Verwaltung überwiesenenLandesklösterwerden durch von
dieser erwählte und vom Großherzogl.Ministerium bestätigte
ritterschaftlicheProvisorenund Hauptleute verwaltet. Nur beim
KlosterRibnitz fungirt auch ein von der Stadt Rostock zu
bestellenderProvisor. Die Oberaufsichtüber die Verwaltungsteht
der Ritter- und Landschaftzu. Der Grund derUeb^rireisungder
Klöster an das Land war die Uebernahmeder landesherrlichen
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Schulden im Betrage von 400,000 Gulden, welchedurch eine

allen Einwohnern des Landes bis zum geringstenHirten herab

auferlegteSteuer aufgebrachtward. Nach den klaren Worten

der Stiftungsurkunde sollten die Klostergüterdem ganzen Lande,

das den Kaufschillinggezahlthatte, zu Gute kommen und den

Ständen nur die Verwaltung derselbenzustehen. Aber der Adel

maßte sichdie Klöster als sein fast ausschließlichesEigenthuman.

Die Einkünfte derselbenwurden zum Unterhalt unverheiratheter

Töchter des sogen,eingeborenenund rccipirtenAdelsverwandt,und

nur einige Stellen wurden den Städten reservirt, um den Ein-

spruch der Landschaftwider die Anmaßungen des Adels zu be-

feitigen. Durch den Neichsschlußvom 25. Februar 1803 wurden

die Klöster zur freien Verfügung des schwerinschenLandesherrn

gestellt. In der Vereinbarung mit den Ständen vom I. 1809

entsagte aber der Herzog Friedrich Franz diesemRechte und
reservirtesichnur im Kloster Dobbertin 4 volle und 2 halbe

Geldhebunzenfür landesherrlichePensionistinnen. Zur Disposition

des Herzogsvon M'-Streliy wurdenin demselbenJahr? Seitens

der Stände zwei volle Hebungen und eine halbe gestellt. Durch

das die Aufhebung der landständischenVerfassung betreffende

Gesetzvom 10. Oktober 1849 ward bestimmt, daß die Admini-

stration der Landesklöstereinstweilen in Funktion bleiben und

zu dem Ministerium resfortiren solle. Die Wiederaufhebungdes
StaatsgrundgeseheS vom 10. Oktober 1849 verhinderte aber,

daß die Klöster, wie beabsichtigt,ihrem fuudationsmäßigenZweck

zurückgegebenwurden, und stellte den alten Unrechtszustandwie-

der her. Die finanzielle Lage der Klöster bleibt ein Geheimniß

der Betheiligten. Der Etat derselbenist noch niemals veröffent-

licht. Man weiß aber, daß die unverschuldetenKlostergüterein
Areal von 8 Quadratmeileu und einen Werth von eben so vielen
Millionen haben, daß gegenwärtig 439 reiche und arme Frau-
leins und nur 20 bürgerlicheJungfrauen aus den mit dem
Gelde des Bürger- und Bauernstandes gekauftenKlöstern, außer

den Naturalien für die zur vollen Hebung Berechtigten, eine
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jährlicheSumme von mehr als 40,000 Thlr. beziehen,daß aus
den großen Überschüssenvon Zeit zu Zeit fast ausschließlichfür
den Adel neue Stellen crcirt werben, und daß die Stellen der
adligen Klosterbcamtcnreich dotirt sind.

Das Kloster zum heiligen Kreuz zu Rostock, ein
ehemaligesCistereiensernonnenkloster,seit 1584 zur Auferziehung
:md UnterhaltunginländischerJungfrauen vom Adel und Bürger-
stände bestimmt, wird durch zwei großherzoglicheund zwei
städtischeProvisoren verwaltet. Zur Aufnahmeals Conventualin-
nett, welche im Kloster Wohnungen haben, können inländische
Jungfrauen aus den höheren bürgerlichenKlassen vom Kauf-
mannsstande aufwärts, auch eine vom Adel gelangen. Bei der
Einschreibungwird ein Legegeldvon 109 Thlr. N. %' gezahlt.
Zum Kloster gehören zwei Höfe und zwei Dörfer mit einem
Areal von 526,000 Q. -N. uud einem Hufenstande von beinahe
7 Hufen. Die jährlichenbaarenVerwendungenfür die Domina,
8 Eonventualinnenund 18 zur halben oder viertel Hebung Be-
rechtigtebetragen 3800 Thlr.

Polizei-und Medicinalangelegcnheiten.

Einnahmen 50,195 Thlr., Ausgabe 68,433 Thlr.
Die Einnahmen sind: Medicinaleollegium395, Jrrenheil-

anstatt 33,550 (Verpflegungsgeldervon 11 KrankenersterKlasse
4960, 23 Kranken zweiterKlasse 4840 und 206 Kranken dritter
Klasse 23,204 Thlr.), Strafanstalt Dreibergen 16,250 Thlr.
(Reingewinn aus den Arbeiten von 165 Sträflingen 3368,
Reingewinnaus derGarten-, Oeconomie-und Viehnutzung525,
Sustentalionsgelderfür Sträflinge 11,273, Verpflegungskostender
Bützower Untersuchungsgefangenen583 Thlr.)

Die Ausgaben sind: zur Unterstützungdes „Wächter',einer
Zeitschriftfür polizeilicheZwecke,291, Landarbeitshaus5392 (da-
nmter Beiträge für 35 Siiftsstädte 5063 Thlr.), Medieinal-
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coflegium 2060 (Gehalte 1630 Thlr.), Kreisphysiker 1400,
Jrrenhiilanstalt 34,130 (Gehalte 4063, Löhnungen1994, Oeeo-
nomie 18,466, Baujen 1884, Arzneien540, Brennmaterialien
2556 Thlr.), Hebammen175, Schutzpocken93, Zucht-und Werk-
haus zu Dömitz 1590, Stoclhans zu Dömitz 700, Strafanstalt
Dreibergen 22370 (Gehalte 5538, Löhnungen1844, Honc-
rare 385, Naturalemolumentedes unteren Dienstpersonals2371,
Pensionen 75, Unterhaltung der Sträflinge 8394, Unterhaltung
der Gebäude 875, Heizungsmaterial 903, Erleuchtungsmaterial
233, Fleißbelohnungen210, Bureaukosten175, Bibliothekund
Zeitungen 77 Thlr.) und Oberaufsichtder Rostock-Neubranden-
burger Chaussee116 Thlr.

Das im I. 1816 zu Güstrow errichteteLandarbeits-
haus, eine Corrcctions- und Sicheiheitöanstalt, ist ein landeS-
herrlich-ständischesInstitut, welchesunier einer, aus einemlandes-
herrlichenCommissarius und zwei ständischenDeputaten zusam¬
mengesetztenCommissionsteht, und nachder revidirtenLandarbeits-
Haus-Ordnungvom 16. April 1864 bestimmt für die Aufnahme
von einheimischenund fremden Bettlern und Landstreichern,
Frauenzimmern, welche wiederholt unehelich in Wochen
kommen, ohne die Mittel zur Erhaltung des KindeS nachweisen
zu können, liederlichenWeibspersonen, hülfsbedürsligenarbeits-
fähigenPersonen, wenn die angesagte Arbeit zu drei ver-
schiedenen Malen verweigert wird, oder das hülfsbedürf-
tige Individuum oder dessenKinder bettelnd betroffenwerden,
wanderndenHandwerksgesellen,welche gegen die Vorschris-
ten der Wandergesetze gefehlt haben, namentlich auch,
wenn sie die Abweichung von der Reiseroute oder Zeit
dreimal überschritten haben, gemeingefährlichenIndividuen,
welchein Criminaluntersnchunggerathen sind und deren Deten-
tion im LandarbeitshausevomMinister des Innern ans Grund des
Gesetzesangeordnetist, und heimathslosen Individuen. Detinirt
waren in dieser Anstalt am 8. Oktober 1865 178 Männer, 35
Fiauen und 11 Kinder, im Ganzen 224 Personen. Es sungiren
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bei dieser Anstalt ein Oberinspector,ein Jnspector, ein Rendant,
ein Syndikus, ein Prediger, ein Arzt, ein Revisor und ein Actu-
arius, außerdem 7 Unterosfiziantenund 25 männliche und 2
weiblicheAufseher.

Außer den oben verzeichnetenAusgaben für das Landarbeits-
Haus im Betrage von 5892 Thlr. sind vom Landesherrnfür das
Domanium Beiträge zu zahlen, welche im Domanialetat mit
8089 Thlr., den edictmäßigenBeitrag zu 3 Thlr. pr. Hufe an-
genommen,aufgeführt sind.

Nach dem unter den landesherrlich-ständischenEtats aufge-
führten Etat des Landarbeitshausesfür 1848/49 ward die Ein-
nähme zu 7622 Thlr. (darunterNeingewinn aus den Arbeiten der
Detinirten 3600, aus der Feldoeconomie3500 Thlr.), und die
Ausgabe zu 37,140 Thlr. veranschlagt.Die edictmäßigenBeiträge
wurden zu 2 Thlr. 40 Schill, für die Hufe und zu 136 Thlr.
für die Stadt angenommen und demgemäß zu 29,518 Thlr.
berechnet,wozu der Landesherrfür das Domanium und 35 Land-
und Stiftsstädte 12,364, die Ritterschaft10,586, die Landschaft
3468, die Seestädte 2267 und einzelne Städte und Gerichte
833 Thlr. beizutragen hatten. Die Unterhaltungskostenhaben
seit jener Zeit nur eine unerheblicheSteigerung erfahren. Die
in den letztensiebenJahren von 1859/66 ausgeschriebenenEdicte
haben durchschnittlich3 Thlr. 5 Schill, für die Hufe verkündigt.

Die im I. 1830 errichteteMedicinalcommiffion führt
die Aufsichtüber das gesammteMedicinalwesenund ist zugleich
medicinischePrüfungsbehörde. Sie bestehtaus fünf Professoren
der Median, einemProfessor der Chemie und einemApothekermit
konsultativemVotum.

Die im I. 1830 eröffnete großherzoglicheJrrenheilan-
stalt zu Sachsenberg steht unter Aufsicht eines Curatoriums,
dem ein Ministerialrath vorsteht, und wird dirigirt von einem
Arzt, dem zwei Hülfsärzte zur Seite stehen. Bei derselbenfun-
giren außerdem ein Hausgeistlicher,ein Lehrer, ein Organist, -ein

Hausverwalter, ein Kassirerund, außer verschiedenemUnterpersonal,
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20 Wärter und 20 Wärterinnen. Die Zahl der Kranken betrug
am 1. November1865 248, 138 männliche und 110 weibliche.
Die Verpflegungskostenbetragennach der Verordnungv. 12. Juni
1865 in der ersten Klasse 400 Thlr. und für Ausländer 480
Thlr., in der zweitenKlasse 200 Thlr. und für Ausländer 240
Thlr. und in der dritten Klasse 112 Thlr. und für Ausländer
134 Thlr. In den zwanzig Jahren von 1830/49 betrugen die
aufgekommenenSustentationsgelder 422,905 Thlr. In der Ge-
fammtsummedieser Einnahme bildete der landesherrlicheZuschuß
nur 6,bi pCt. Im I. 1850 ward eine Jrrenpflegeheil-
anstalt zu Dömitz für unheilbar Geisteskrankeeröffnet. Sie
steht gleichfallsunter demCuratorium einesMinisterialraths und
unter dem Directorium eines Arztes, außer welchemein Ober-
inspector,ein Hausgeistlicher,ein Hausarzt, ein Aufseherund eine
Aufseherin und 4 Wärter und 4 Wärterinnen fungiren. Im
November1865 war die Zahl der Kranken 90, 51 männliche
und 39 weibliche.

Das Zucht- und Werkhaus und das Stockhaus zu Dömitz
sind aufgehoben. Die Zuchthaus- und Festungsstrafen werden
nuumehr sämmtlich,mit Ausnahme der gegenMilitairS erkannten
Festungsstrafen,welchein der Festung Dömitz verbüßt werden,
in der Strafanstalt Dreibergen zur Ausführung gebracht. Die
Stockhaus- oder Karrenstrafeist im Jahre 1842 aufgehoben.

Die 1840 errichteteLandesstrafanstalt zu Dreibergen
steht unter der Leitung und Beaufsichtigungeines großherzoglichen
Commissarius. Das obere Beamtenpersonal besteht aus einem
Oberinspector,einem Syndicus, einem Prediger, einem Arzt und
zwei Jnspectoren,das untere Beamtenpersonalaus einem Wund-
arzt, einem Polizeiminister, einem Hausverwalter, einem Schul-
lehrer, zugleichOrganisten und Küster, einemLehrer, einemWerk-
meister,zwei Oberaufsehernund einerOberausseherin. Außerdem
fungiren 16 Aufseher,4 Aufseherinnenund 4 Hausknechte. Die
Zahl der Sträflinge war im November1865 181, 108 Männer
und 73 Frauen. Die Anstalt wird auf Kosten des Großherzogs
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von M. - Schwerin verwaltet, Strelih zahlt einen conventions-
mäßigen Beitrag zu den Administrationskosten. Die Stände
haben zu den Bauten große Summen beigetragen und werden
auch insofern indircct zu den Kosten herbeigezogen,als das Cri-
minalcollegiumund diejenigenGerichte,welchedieVerurtheiltenzur
Abbüßung ihrer Strafen nach Dreibergen abliefern, Susten-
tationsgelder für die Zeit des Aufenthalts der Sträflinge zu
zahlen haben. Im I. 1865 wurden zwei besondereStrafstatio-
nen für jugendlicheSträflinge neben der Strafanstalt Drei-
bergen errichtet, z» deren Kosten von den Ständen eine frei-
willige Beihülfe von 12,000 Thlr, bewilligt ist.

H. KämmereiLudwigslust
(mit Ncetorschule).

Einnahme 8830 Thlr. (Hausgeld 2112, Acker-,Wiesen-
Pachtund Weidegeld1566, Grundsteuer2013, Gerichts-,Auctions-
und Hypothekengebühren1562, Schulgeld aus der Ncetorschule
886 Thlr.) Ausgabe 14,800 Thlr. (Besoldungen der Be-
amten 5524, Gehalte der Lehrer 2491 Thlr.)

I. WiederwahrzunehmendeVorschüsse.
Einnahme 1000 Thlr., Ausgabe 1000 Thlr.

K. Extraordinaria.

Einnahme 140 Thlr.

L. EinmaligeUnterstützungan schwachbesoldcteBeamte.
Ausgabe 1750 Thlr.

M. Gemäldeund Industrie.
Ausgabe 7241 Thlr. (Doberaner Pferderennen1750, Gü-
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strowerNennen 1167, für den patriotischenVerein 1167, Woll-
inanufcictur- UnterstützungS- Anstalt 2091, zur Beförderung der
Künste 1016, für die Alterthumssammlung50 Thlr.).

Die Unterstützungfür ZweckedeS patriotischenVereins ist
vor einigenJahren zurückgezogenworden.

N. Landtagskosten.
Im Etat 1848/49 ist nur eineAusgabean Miethe für das

Commissionsloeal in Malchin mit 233 Thlr. aufgeführt, weil
die anderweitigenKosten mit der bevorstehendenReform der
Landesverfassungin Wegfall kamen. Die Kosten der neuen
Landesvertretungsind unterAnnahmeeinerDauer von vierMo-
naten im Etat 1850/51 zu 28,750 Thlr. veranschlagt.Da nun
aber durch den sogenanntenFreienwalder Schiedsspruch
das konstitutionelleStaatsgrundgefetzeassirtund die feudaleVer-
fassungwiederhergestelltist, so vernothwendigtsich eine Veran-
schlagungder Kostender altlandständischenVertretung.

Die Gehalte der altlandständischenBeamten,welchevon den
ständischenKassenauf die Staatskasseübergingen,sind im Etat
1850/51 mit 14800 Thlr in Ausgabegestellt. Nach dem stän-
dischenEtat für 1848/49 kommenhinzu an Donativgeldern2216,
Hausmiethe2100, Diäten des Engeren Ausschusses4802, Reise-
und Zehrungskosten5742, Notariats-, Schreibgebührund Prozeß-
kosten826, Postboten nnd Brieflohn 278, gemeinenAusgaben
2055 Thlr., zusammenmit der vorausgehendenSumme 32,819
Thlr. Da diese Ausgabe jedochgrößten TheilS zum siebenten
TheildurchstrelitzscheBeiträgebestrittenwird,sodarfman nur etwa
28,000Thlr. für M.-Schwenn berechnen,wozu aus derfchweriner
Nentnereica. 7000 Thlr., beigetragenwerden. Die Diäten und
Reisekostender Bürgermeister,welchefrüher aus den einzelnen
Communalkassengezahlt, späteraber der Stenererhöhnngs-
kasse entnommenwurden, sind bei regelmäßigfünfwöchentlicher
Dauer des Landtageszu 5000 Thlr. zu veranschlagen,worin die
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Diäten derVertreteraus Rostock nichtmitbegriffensind. Wenn
man nun noch 1950 Thlr. für Wittwenund Waisenverstorbener
ständischerBeamten hinzurechnet,so betragen die vorstehenden
Kosten 35,000 Thlr. Diese Summe vergrößertsich noch sehr
ansehnlichdurchdie Kostender zweimalim Jahre stattfindenden
Conventeund der verschiedenenständischenDeputationen und
Commifsionen,welche nach einem mäßigen Anschlage6000
Thlr. betragen. Es kommenhinzu die aus landesherrlicher
KassefließendenDiäten für die beidenLantagscommissarienmit
ihrem Personal von Schreibernund Dienern, der Aufwandfür
die täglichensplendidenLandtagstafeln,für Miethe, für die be¬
ständigeCommunicationmit Schwerin, welchesalles für die
Dauer desLandtagesmindestens10,000Thlr. kostet.Außerdemhat
derLandesherran jedender auf denLand-und Convocationstagen
anwesendenLandräthe und Landmarschälletäglich4 N. 32 ß
für Desrayirung zu zahlen,was die Kostenum etwa 1500 Thlr.
vermehrt. Wenn man nun noch die Miethe für das Landtags-
local, die Kostenfür 50 Mann Soldaten, welche nach der
Landtagsstadtverlegtwerden,und sonstigenochnichtberücksichtigte
Kosten hinzurechnet,so werdendie sämmtlichendurch die alt-
landständischeVertretungveranlaßtenjährlichenKostenmindestens
aus 60,000 Thlr., also auf mehr als das Doppelteder Kosten,
welchedie konstitutionelleVertretung gekostethaben würde, zu
veranschlagensein. Davon fallen der landesherrlichenKasseetwa
25,000Thlr. zur Last. In Berücksichtigung,daß ein Theil dieser
Kostenbereits in andernEtatrubrikenaufgeführtist, darf man die
KostendieserRubrik auf etwa 15,000 Thlr. veranschlagen.

0. Dispositionsfond.
Dieser Fond dient dazu, um etwaige bei einem oder dem

anderenetatsmäßigenAusgabepostenentstehendeMehrkostendecken
zu können,und sind dafür 4000 Thlr. ausgeworfen.
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In Gemäßheit des Vorstehendensind die gegenwärtigen
Einnahmendes Titels „Civil-Administration'in runder Summe
zu 208,000Thlr. unddieAusgabendieserRubrikzu 570,00VThlr.
zu veranschlagen.Wir wollen die jetzigeAusgabe wegennicht
besondersberechneterund etwa außer Acht gelassenerKosten-
erhöhungennoch um 30,000 Thlr. höher annehmen,so daß die
Ausgabezu 600,000 Thlr. zu berechnenist.

VIII. GroMerzoglicheChatoulleund Haus.
Einnahmensind nicht etatisirt.
Die Ausgabensind zu 141,937 Thlr. etatisirt,und zwar

für diegroßherzoglicheChatoulle46,667, großherzoglichesWitthum
und Apanagen65,528, für außerordentlicheVorkommenheitenin
der großherzoglichenFamilie 28,417 und für unvermeidlichen
Hoheitsaufwand1325 Thlr.

Die Ausgabenfür großherzoglichesWitthumund Apanagen,
welcheauf Grund der konstitutionellenVerfassungvom Staat
übernommenwurden, sind im Etat 1850/51 zu 73,919 Thlr.,
also um mehr als 8000 Thlr. höher,als nachdemEtat 1848/49
berechnet,und zwar für dieFrau Großherzogin Alexandrine
zu 25,200, für die verwittweteFrau Erbgroß Herzogin Frie-
derike Auguste zu 18,783 und für den HerzogWilhelm zu
10,000 Thlr. Die dort für den Herzog Gustav mit 14,103
und für die Herzogin Louise mit 5833 Thlr. ausgeworfenen
Summen sind mit dem Tode Beider in Wegfall gekommen.
Gleichwohldarf man mit Grund annehmen,daß die Ausgaben
für das großherzoglicheHaus gegenden Etat 1848/49 eher zu-
als abgenommenhaben.

Um den Betrag der Kostenfür das großherzoglicheHaus zu
bestimmen,sind nochaus dem Titel „Zinsenausgabe'1750 Thlr.
Kapitalabtrag auf eine ältere übernommeneFamilienschuldund
aus dem Titel »Vermischtes'8027 Thlr. für Porto, Extraposten,
Estafetten und Botenlohn in Angelegenheitendes Großherzogs
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und des ganzen großherzoglichenHauses und 43,842 Thlr. für
die großherzoglichenSägeplätzeund für die herrschaftlichenHolz-
Plätze:c. zu berücksichtigen.Die sämmtlichenAusgabenfür groß-
herzoglicheChatoulle und Haus sind demnachfür 1848/49 auf
etwa 200,000 Thlr. zu veranschlagen.

IX. Hofadminiftration.

Der Hosstaat des Großherzogswird gebildet aus dem
Oberkammerherrnstab,dem Hofstaats- und Marschallamt,dem
Marstall, demHofjagd-Departementund der Hofgeistlichkeit.

Die Geschäftedes Oberkammerherrnstabs sind einem
Oberhofmarschallübertragen. Erstem bestehtaus einemOber-
kammerhermund 49 Kammerherrn, worunter II diensttuende.
Die Zahl der Kammerjunkerbetrug 1854 13, dieselbensindaber
seit jener Zeit nicht mehr separatim Staatskalenderaufgeführt.

Das Hofstaats- und Marschallamt hat einen Chef in
der Person eines Hofmarschalls,cinm Kammerjunkerzur Dienst-
leistungin der Hofadministrationund einen JustitianW, außer-
dem das erforderlicheKanzleipersonalund einen Berechnerder
Hofcasse. Für die Banken ist ein Hofbaurath und ein Hof-
bauaufseherangestellt. Es fnngirenals Garderobe-und Hof-
livröe-Dienerfchaft: I Haushofmeister,4 Kammerdienerund
2 Hoffonriere;als Schloßbediente: 1 Obercastellan,1 Schloß-
aufsehen»,2 Caftellane,2 Hausaufseherund 1 Maschinenmeister;
als Hofküchenpersonal: 1 Hofküchenmeister,1 Hofküchenver-
ivalter, 1 OeconomiegHülfeund Bratenmeister, 2 Oberköche,
3 Mundköcheund 1 Hauskoch. Der Hofeonditorei, der
Kaffeefiederei, dem Hofkeller, der Silberkammer und
der Waschhaus- und Bettkammer stehenvor: I Hofconditor,
1 Kaffeeschenk,2 Mundschenke,2 Tafeldeckerund 3 Aufseherinnen.
Als Garten bediente sind angestellt: 1 Gartendireetorund 4
Hofgärtner. Als Leibärzte fungiren2 Aerzte,außerdemI Leib-
chirurg. Ueberdiesgiebt es: 4 Hofmedick,2 Hofchirurgen,7 Hof-
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Zahnärzteund 3 Hofapotheker.Als Hofkünstler jc. sind 63
und als Hoflieferantenund Hofouvriers39 Personenim neue-
sten Staatskalenderaufgeführt.

Das Marstallamt hat einen Oberstallmeisterals Chef,
welchemein Justitiarius beigegebenist, und bei der Registratur
desselbensind 2 Subalternbeamteangestellt. Im Marstall fun-
giren 2 Stallmeister,1 Oberroßarztund 1 Stallschreiber.

Zum Hofjagddepartement gehören: 1 Oberjägermeister,
7 Jagdjunker, 1 Oberjäger, 1 Leib-Büchsenspanner,4 Hofjäger,
1 Fasanenjäger,1 Jagdseiler, 1 Jagdstellmachcr,1 Hundewärter
und 1 Jagdfeuerwerker.

Zur Hofgeistlichkeit gehört: 1 Oberhofprediger,1 Musik-
direetor,1 Hoscantor,1 Schloßorganistund 1 Hofküster.

Der Hofstaat der nunmehrverstorbenenGroßherzoginward
gebildet aus: 1 Oberhofmeisterin,2 Hofdamen, 1 Oberhof¬
meister, 1 Negistratorund 1 Kammerfrau. Die Frau Groß-
Herzogin-Mutterhat einen Hofstaat, der aus 1 Oberhofmeister,
3 Hofdamen, 1 Sccretair, 2 Kammerfrauen,1 Kammerdiener,
1 Kastellan,1 Taseldeckerund Kaffeeschenkund 1 Mundkochbe-
steht. Den Hofstaat der verwittwetenFrau Erbgroßherzoginbil-
den: 1 Hofmarschall,2 Hofdamen und 1 Kammerfrau; den
Hofstaatdes HerzogsWilhelm: 1 Hofchef,1 Secretair, 1 Haus-
Hofmeister,1 Kammerdienerund 1 Mundkoch,und den Hofstaat
der Frau HerzoginWilhelm: 1 Kammerherr,1 Hofdame,1 Kam-
merfrau und 1 Kammerdiener.Bei den hochfürstlichenKindern
fungiren: 2 Gouverneure, 2 Jnstruetoren, 1 Lehrer, 1 Hof¬
meisterin,1 Jnstitutrice und 1 Kinderfrau.

Ein Direetor und ein Inspektorverwaltendas großherzog¬
lichePrivatgestüt zu Rabensteinseld, Ein Intendant be-
aufsichtigtdie Kunstsammlungen zu Ludwigslust, Neu-
stadt und Schwerin. Die Aufsichtüber die Sammlung
mecklenburgischer Alterthümer und die Münzsammlung
in Schwerin führt ein Aufseherund eine Custodin,und über
die Waffensammlungim Schlosse zu Schwerin ein Obrist.

11
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Das Hoftheaterzu Schwerin wirdverwaltetdurcheinenGeneral-
intcndanten,einenHoftheaterdirector,einen Rendantenund einen

Controleur.
Die Einnahmenaus der Hofadministrationsind etatisirtzu

32,200, dieAusgabezu380,107Thlr. Die einzelnenRubrikensind:

1. Hofhaltung,
a. Hofcasse.

Einnahme 1590 Thlr., worunterderErtrag derHofgärten

mit 1186 Thlr.
Ausgabe 206,000 Thlr. und nachgroßherzoglicherBestim-

mung ermäßigtauf 201,590 Thlr.
Die hauptsächlichstenAusgabepositionen sind:

Hofküche. . . 20,000 Thlr. Kl. Schloßausgaben4,160 Thlr.

Brau- u. Bäckerei 900 „ Porto .... 1,600 „
Hofconditorei . 1,400 „ Fuhrkosten. . . 1,400 „
Weinkeller . . 7,000 „ Herrschaft!.Gärten 19,360 „
Kaffeesiederei . 900 „ Fasanerien. . . 1,600 „
Lichtkammer. . 3,000 „ Livreen.... 7,252 „

Hofbesoldungen . 87,765 „
Oelcafse . . . 3,000 „ Tafel-u.Speisegelder6,434 „
Tisch-u. Linnenzeug2,400 „ Reise-und Defragi-
Waschhaus . . 1,500 „ rungskosten. . 1,750 „
Bettkammer. . 800 „ Schreibmaterialien 500 „
Meubelkammer. 5,830 „ Feuerungsmaterial11,086 „
Silber-, Glas- und Insgemein. . . 3,098 „
Porzellan-Inventar 1,750 „ Außerordentlich. 2,900 „

d. Hofbauten.

Ausgabe 22,500 Thlr.
Die Kostenfür denBau des neuengroßherzoglichenSchlosses,

welcheim Ganzenauf mindestens2 bis 3 Millionenzu veranschlagen

sind,findensichim außerordentlichenlandesherrlichenEtat 1848/49

mit 108,000 Thlr. etatisirt. Zur VollendungdesBaues bewilligte

die Abgeordnetenkammeraus der Staatscasse auf acht Jahre von
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Johannis 1849 an gerechnet,jährlich 100,000 Thlr. Zur Er»

bauung eines Saals beim grobherzoglichenPalais sind im außer-

ordentlichenEtat 16,000 Thlr. ausgeworfen.

2. a. Gemäldegallerie.

Ausgabe 990 Thlr.

2. b. Verschiedenes.

Ausgabe 1687 Thlr.

3. Hoftheater.

Einnahme 21,870 Thlr. (aus dem Billetverkauf).
Ausgabe 67,520 Thlr. (Besoldungen3463, Gagen deS

Theaterpersonals40,226, Garderobe und Decorationen2700, An->

kauf neuer Opern, Schauspiele:c. 1160; Unkostender Darstellung

10,321, Reisekosten1400, Remuneration für gastirendeSchau-

spieler und Virtuosen 1170, extraordinär1630, Theaterwagen

470, Pensionen 1633, Unterhaltungdes Gebäudes 700, Besol-

düngen und Tagelohn 496 und Feuerung 948 Thlr.

Der erforderlicheZuschuß aus großherzoglicherKasse betrug

danach 45,650 Thlr. Nach einer Notiz in der „Mecklenburg!-

schenZeitung" vom 26. März 1864 sind zur Vergrößerung des

Schauspielhauses 30,000 Thlr. ausgesetzt, und ist der jährliche

Zuschußfür das Hoftheater von 57,000 auf 63,000 Thlr. erhöht

worden. Diese Angaben wurdenfreilichvomministeriellen„Nord-

deutschen Correspondenten" für „mehr oder weniger ungenau"

erklärt. Er fügte indeß hinzu: „Wir enthaltenuns jedochjeder

weiterenBerichtigungdieserAngaben, weil Niemandberechtigtist,

den Inhalt des Theateretats zu veröffentlichen,am wenigstenaber

hinsichtlicheines Gegenstandes, der sich noch in dem Stadium

der regiminellenVerhandlung befindet, unberufeneZeitungsartikel

zu schreiben.' Im Allgemeinendarf man daherwohl die Angaben

der „MecklenburgischenZeitung", welche,nur weil überhauptver¬

öffentlicht,das ministerielleOrgan verletzthaben,für richtighalten,

und daher annehmen, daß der jährlicheZuschuß, ganz abgesehen
11»
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von den bedeutendenKosten der Vergrößerungdes Schauspiel-
Hauses,jetztetwa 17,000 Thlr. höher ist, als früher.

4. Kapelle.
Ausgabe 15,320 Thlr. Die Hofkapelleist eingegangen,

wogegenaber ein Kapellmeister,ein Concertmeisterund verschie-
dene Hofmusici, auch ein Musifdirectormit einem Schloßchor
angestellt sind. Ueber die dadurcheingetreteneKostenersparung
liegt nichts Zuverlässigesvor.

5. Marstall.
Einnahme 5030 Thlr., (VerkaufabgängigerPferde 1984,

aus Grasverkäufen1803, aus der Beschlagschmiede1167 Thlr.),
Ausgabe 59,930 Thlr. (fixe Gagen 18,211, Livreekosten5348,
Baukosten2200, Fourage 9391, Stallbedürfnisse1166, Unter-
haltungskosten1700, Erleuchtung1727, Wagen und Geschirr
6424 Thlr.).

6. Großherzogliches Privatgestüt zu Nabensteinfeld.
Einnahme, nur aus derHof-undFeldwirthschaftentspringend,

3710 Thlr. Ausgabe 10,570Thlr.(GehalteundLöhnungen1541,
Fouragefür 34 Pferde2268, Hof-und Feldwirthschaft6450 Thlr.).

Die gegenwärtigenAusgabenfür die Hofadministrationsind
nach Vorstehendem,abgesehenvon den nicht berechneten,auf die
ErhaltungdesSchlosseszu verwendendenKosten,um 17,000Thlr.
höher als früher,betragenalsofast400,000 Thlr. Beim Mangel
aller öffentlichenMittheilungenüber den Hofetat fehlen natürlich
die genügendenAnhaltspunktefür dierichtigeSchätzungder jetzigen
Ausgabenfür dieHofadministration.Jedenfallsist eineVermindc-
rung derselbenseit1848 nichtanzunehmen,da seitjenerZeitwesent-
licheVeränderungenin der Hofverwaltungnicht eingetretensind.

Wenn den im Jahre 1848/49 gemachtenAusgaben von
380,107 Thlr. die für Schloß- und Palaisbauten gemachten
außerordentlichenKosten hinzugerechnetwerden, so ist in jenem
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Jahre mehr als eine halbe Million für die Hofadministration
verwandt.

X. Militair-Administration.

Einnahme 13,720 Thlr. (Pensionsgelder zur Militair-
bilduugsanstalt 3500 Thlr., Unterhaltungsgelderfür das strelitzer
Cavallerie- und Artillerie-Contingent 980, aus der schweriner
Stadtcasfe zur Erhaltung der Stadtthore und an Service für die

dortstationirendenGendarmen420Thlr.). Ausgabe586,030Thlr.
Die einzelnenAusgabeposten sind: großherzoglicheAdju-

tautur 5920, Militaircollegium 6700, Bundescontingent: a. Bri¬
gadestab 16,259; b. Infanterie: 1) Grenadierbataillon56,940,

2) Istes Musketierbataillon46,015, 3) Utes Musketierbataillon
48,018, 4) Leichtes Jnfanteriebataillon 38,358; c. Dragoner¬
regiment 155,177; d. Artillerie 38,003; e. Stadtcommandantur
in Bötzow 1595; f. Zeughauspersonal 2225, Gouvernements
und Commandanturen32,030, Gendarmerie28,210, Garnison-
und Jnvalidencommandos12,330, Militairbildungsanstalt10,950,
Pensionen 35,030, Reisekosten6620, Heilanstalt und Medicinal-
Wesen 4990, Rekrutirung 2830, Munition 4670, Feuerung
19,220, Requisitionsfuhrender Aemter 910, Mobilien und Uten-
silien 1520, außerordentlicheAusgaben2980, Baukosten8530 Thlr.

Das Bundescontingent von Mecklenburg-Schwerinbe-
trug bis 1848 V/2 Procent der 1819 nach der Bundesmatrikel
vorhandenen Bevölkerung von 358,000 Seelen. Davon ward
aber V3Procent als Reserve und VeProcent als Ersatzcontingent
aufgeführt. Im October 1848 ward bestimmt,daß das Contin-
gent in Gemäßheit der Verfügung der Centralgewalt auf 2 pCt.
der derzeitigenBevölkerungerhöht werden solle. Demnach sollte
das Contingent von 3580 Mann actives Contingent und 1790
Mann an Reservenund Ersatzcontingentauf 10,480 Mann ver-
mehrt werden, und an die Stelle der Ausloosung und Stell-
Vertretungtrat die allgemeine Wehrpflicht. Jene Erhöhung
ist aber niemals vollständig eingetreten. Nach dem „Nordd.



166

Corresp/ von 1851 Nr. 73 sind nur 7860 Mann aufgestellt
worden. Nach dem Etat 1850/51 ward eine Vermehrung des
Eontingents auf IV2 pCt. der derzeitigenBevölkerungangenom-
men. Es sollten nach demselben,da die Vermehrung der Mann-
fchaft die Errichtung neuer Truppenkörpererforderte, drei Land-
Wehrbatailloneund zwei Schwadronen Landwehr-Cavallerieneu
gebildet werden. Es wurden auch die Cadres aufgestellt, aber
die Mannschaftensind niemals einberufenworden. NachWieder-
Herstellungder alten Bundesverfassungwurden allmälig die alten
Verhältnisse in Betreff der Stärke und der Organisation, sowie
auch hinsichtlichdes Nekrutirungswefens, wiederhergestellt.Eine
mit Preußen am 22. Mai 1849 abgeschlosseneund erst am
27. März 1850 vom preußischen Kriegsministerium ver¬
öffentlichteMilitairconvention, nach welcherein Anschluß
der schwerinfchenTruppen als einer besonderenDivision an
das preußische dritte Armeecorps erfolgte, ward wieder auf-
gehoben, und die beiden mecklenburgischenContingente bildeten
wiederum,wie früher, zusammenmit denContingentenH 0Ist ein
und Lauenburgs, Oldenburgs und der Hansestädte die
zweite Division des zehntenArmeecorps. Es ward jedochseitdem
noch ein neues Jnsanteriebataillon durch Abzweigungvon dem
leichtenJnsanteriebataillon, das vierteBataillon genannt, gebildet
und gleichzeitigerhielt das Iste und 2te Musketierbataillonden
Namen des 2ten und 3ten Bataillons und das Grenadier-Garde-
bataillon neben diesemNamen den des lstcn Bataillons. Außer¬
dem ward einePionierabtheilungerrichtet.Eine zwischenSchwerin
und Strelih am 4. April 1843 abgeschlosseneConvention,wc-
nach sichelfteres verpflichtete,die Stellung der nach der Bundes-
kriegsverfassungauf Mecklenburg-StrelitzfallendenKavallerieund
Artillerie gegen Vergütung der Kosten zu übernehmen,ward, in-
soweit die Artillerie betreffend,wieder aufgehoben,indem Strelitz
1860 seine eigene Artillerie errichtete. Nach einemBeschlüsseder
Bundesversammlungvom 27. April 1861 solldie Bundesmatrikel
nicht revidirt und die Haupt- und die Neservecontingentesollen
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unter dem Namen Hauptcontingent vereinigt und auf IV-

Procent belassenwerden. Der Unterschiedzwischendem jetzigen

und dem Zustande bis 1848 bestehtim wesentlichendarin, daß

früher nur 1 pCt. aufgestellt ward und das übrige V, pCt. als

Reserve und Ersatzcontingentdiente, während jetztzwischendem

Haupt- und Neservecontingentkein Unterschiedgemachtwird, son-

dem das volle IV2 pCt. actives Contingent ist und außerdemein

Ersatzcontingentgebildet wird, welchesdie Stelle der alten Re-

serven vertritt und anfangs '/« der matrikelniäßigenBevölkerung

ausmachte und 1861 auf 73 erhöht ward. Im Jahre 1848

betrug das Hauptcontingent 3580, die Reserve 1193 und das

Ersatzcontingent597, zusammen5370 Mann. Demnächstaber

betrug daö Hauptcontingent(einschließlichder Reserve) 5370 und

das Ersatzcontingent597, zusammen 5967 Mann und, nachdem

das Ersatzcontingentauf '/? erhöht worden ist, 6564 Mann.

Das einberufeneHauptcontingenthat sich also seit 1848 um die

Hälfte vermehrt.
Den Oberbefehlüber das gesammteMilitair führt der

Großherzog.
Die großherzoglicheAdjutantur besteht aus einem General-

adjutanten und zwei Flügeladjutanten.
Das Militairdepartementwird gebildetaus einem Chef, der

bei Berathung militairischerGegenständeim Staatsministerium

Sitz und Stimme hat, und drei Mitgliedern, einem technischen

Beistande für Bekleidungsangelegenheitenund dem entsprechenden

Subalternpersonal. Die beiden großherzoglichenFlügeladjutanten

können zur Dienstleistung herangezogenwerden. Die Kasse des

Departements wird durch einen Zahlmeisterund einen Cassirer

verwaltet, dem Bauwesen stehenein Militairbaumeisterund zwei

Militairbauaussehervor.
Das schwerinfcheBundescontingentist gegenwärtigin nach-

stehenderWeifeorganisirt.
I. Divisionsstab(früherBrigadestab),zu welchemeinDivisions-

commandeur,ein Generalstabsoffizier,zweiDivisionsadjutanten,
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ein Divisionsauditeur,einDivisionsarzt,einDivisionspredigerund
zwei Rechnungsbeamtegehören.

II. Infanterie.
a. Erstes Regimentmit einemCommandeur,einemSiegt*

mentsadjutanten,zwei Auditeurenund einem Rechnungsführer.
1) Grenadier-Garde- (erstes)Bataillon, 4 Compag¬

nien, mit dem Großherzogeals Chef,einemCommandeur,4 Com-
pazniechefs,5 Premicrlieutenants, 10 Secondlieutenants, 2 aggre-
girten Lieutenants, einem Oberstabsarzt, einem Assistenzarztund
einem Rechnungsführer.

2) ZweitesBataillon, 4 Compagnien,mit einemCom-
mandeur, 4 Compagniechefs,5 Premierlieutenants, 8 Second-
lieutenants, einem Oberstabsarzt, einem Assistenzarztund einem
Rechnungsführer.

b. Zweites Regiment mit einem Commandeur, einem
etatmäßigen Stabsoffizier, einem Regimentsadjutanten, einem
Auditeur und einem Rechnungsführer.

1) Drittes Bataillon, 4 Compagnien,mit einemCom-
mandeur, 4 Compagniechefs,5 Premierlieutenants, 10 Second¬
lieutenants, einem aggregirtenMajor, einemOberstabsarzt,einem
Assistenzarztund einem Rechnungsführer.

2) Viertes Bataillon, 4 Compagnien, mit einem
Commandeur,4 Compagniechefs,4 Premierlieutenants,10 Second-
lieutenants, einem Oberarzt, einem Assistenzarztund einem Rech-
nungssührer.

c. Jägerbataillon, 2 Compagnien,mit einem Comman-
deur, 2 Compagniechefs,2 Premierlieutenants,5 Secondlieutenants,
einem Stabsarzt, einem Auditeur und einem Rechnungsführer.

III. Kavallerie.
1 Dragonerregiment, 4 Schwadronen, mit einem Com-

mandeur, einem etatmäßigen Stabsoffizier, 4 Escadronchefs,
4 Premicrlieutenants, 14 Secondlieutenants, einem aggregirten
Generalmajor und einem aggregirten Secondlieutcnant, einem
Oberstabsarzt, einem Assistenzarzt,einem Auditeur, einem Rech-
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nungsführer, einem Regimentsstallmeisterund einemRegiments-
pferdearzt.

IV. Artillerie, zwei Batterien, mit einem Commandeur,

2 Batteriechefs,4 Premierlieutenants,8 Secondlieutenants,einem
aggregirtenHauptmann, einem Stabsarzt, einemAuditeurund
einemRechnungsführer.

V. Pionierabtheilung, 1 Compagnie, mit einem Compagnie-

chef, einem Premierlieutenant,2 Secondlieutenants,einemArzt
und einemAuditeur.

VI. Erfatzcontingent, mit einem zur Führung der Geschäfte

desselbencommandirtenMajor.
Offtciere u la suite gibt es zwei, zur Dispositiongestellt

sind ein Obrist, ein Oberstlieutenant,3 Hauptleuteund 3 Pre-
mierlieutenants.

Commandanturenbestehenin Schwerin, Ludwigslust,
Rostock, Wismar und Dömitz. In Schwerin ist einGar-
nison- und Jnvalidencommando,commandirtdurcheinenObristen.
Dem dortigenZeughausstehtvor ein Director mit einemRech-
nungsführer.

Für Offiziere,für Portepee-Fähnricheund für auf Civil-
VersorgungexpectivirteMilitairs sind besondere Examinations-
commissioneneingesetzt.Für die Ausbildungzum Offizierstande
bestehteine seit dem I. October 1860 aus der Vereinigungder
Divisionsschulemit der bisherigenMilitair-Bildungsanstalther-
vorgegangeneneue „Militan-Bildungsanstalt"zu Schwerin, bei
welcherein Major als Director und ein Hauptmann als Auf-
sichtsoffizierangestelltsind. Zum Zweckder Recrutirungbestehen
zwei Militair-Recrutirungsbehördennach Vorschriftder Recruti-
rungs-Verordnungvom 25. Juli 1856.

Zur Erhaltung der öffentlichenSicherheit,Ruhe und Ord-
nung ist die Gensdarmerie bestimmt. Dieselbewird in der
Gensdarmerieordnungals eine unter der oberen Leitung des
Ministeriumsdes Innern stehendeLandcspolizei-Anstaltbezeichnet,
welchezwar militärisch eingerichtetund einemMilitairchefunter¬
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geordnet,in AnsehungspeciellerDienstleistungenabervon denbe-
treffendenCivilbehördenabhängigist. Das Corps, welchemder
großherzoglicheGeneraladjutantvorgesetztist, bestehtaus einem
Offizier, einemAuditeur, einemRechnungsführer,8 Brigadiers
und 102 Gensdarmen,theils zu Fuß, theils zu Pferde.

Da das einberufeneContingentsich,wie erwähnt,feit 1848
um die Hälfte vermehrthat und da seitdemdie Anzahlder Ba-
taillone um ein halbes Bataillon verstärktund die Pionier-
abtheilung neugebildetist, so ist anzunehmen,daß sichdie zu
586,030 Thlr. etatisirtenAusgabenfür dieMilitair-Administration
beträchtlichvergrößerthaben. Nach dem Etat 1850/51 wurden
die jährlichenAusgabenfür das Militair zu 701,917 Thlr. ver-
anschlagt. Zieht man davondiefür projectirte,abernichterrichtete
drei Landwehrbatailloneund zwei SchwadronenLandwehrcaval-
lerie etatisirtenordentlichenVerwendungenab, so verbleibteine
Ausgabevon rund 650,000 Thlr. Sicher bleibtman nochhinter
der Wirklichkeitzurück,wenn man die gegenwärtige jährliche
Ausgabe für die Militairadministrationzu diesemBetrage von
650,000 Thlr. berechnet.

Zu den im Jahre 1850/51 für Militairverwaltungveraus-
gabten 650,000 Thlr. treten noch hinzu die in dem Titel
»Pensionenund Gnadenbewilligungen"etatisirtenAusgaben an
Pensionen für MilitairS vom activen Contingent mit 58,955,
ungerechnet6818 Thlr., welchean ehemaligeFreiwilligevon
1813 und 1814 gezahltwerden,und an lebenslänglichenund tem-
porären Gnadenbewilligungenfüx Wittwen und KindervonMili-
tairs 13,976, außerdemnoch5000 Thlr., welchefür Pensionenan
Militairs zur Dispositiongehaltenwerden,zusammenca. 78,000
Thlr., wodurchsicheineAusgabevon fast730,000Thlr. ergibt.Da-
bei sind die Unterstützungenan das Wittweninstitutfür Civil-
und Militairdiener und der Dispositionsfondfür Gnadenbewilli-
gungen an Wittwen im Betrage von 11,666 Thaler und
10,000 Thlr., von welchenein Theil an Wittwen von MilitairS
verausgabtwird, nochnicht in Anschlaggebracht. Sodann sind
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die Kostenfür den militairischenBevollmächtigtenam Bundestage

und die durchden, freilichauch erst im Jahre 1863 bei der In-

fanterie eingeführtenRegimentsverbandveranlaßten Kosten der

beidenRegimentsstäbenichtmitgerechnet.Außerdemmüssennoch,

um die gesammtenfür das Militair stattgehabtenVerwendungen

festzustellen,die den GarnisonsstädtenobliegendenGarnisonskosten

berechnetwerden. In Rostock betrug die zur Deckungder

Garnisonskostenund des Service erhobeneAbgabe 1861 nahe

an 5000 Thlr. Dieselbe hat sich erst seit einigen Jahren,

als die Garnison, mit Ausnahme einer Compagnie, aus

Rostock zurückgezogenward, entsprechendvermindert. Das von

der Stadt Schwerin zu zahlendeServicegeld betrug 1849

22,214 Thlr., 1850 20,210 Thlr., 1861, nachstattgehabtemVer-

gleich,12,000 Thlr., und jetzt12,500 Thlr., nachdemdurcheinen

jüngst abgeschlossenenVergleichfestgesetztist, daß dieStadt 12,500

und eventuell,falls die Kostensichauf mindestens20,000 Thlr.

versteigen,noch 500 Thlr. zahlen soll. Dazu kommennochdie

EinquartierungslastenderGarnisonsstädte. Alle dieseVerwendun-

gen beliefensich auf mindestens40,000 Thlr. An einmaligen

außerordentlichenAusgaben für die eiste Ausrüstungund Equi-

pirung des vermehrtenMilitairs, Erbauung eines Exereierhauses

und einerArtilleriecaserne:c. sind für 1850/51 etatisirt182,000

Thaler. Der etatisirteHauptpostendieseraußerordentlichenVer-

Wendungim Betrage von 150,000 Thlr. für dieersteAusrüstung

und Equipirung des vermehrtenMilitairs wird allerdings zu

einemgroßenTheilnichtzur Verwendunggekommensein. Immer-

hin kann man aber auf Grund des VorstehendendieGesammt-

Verwendungen für das Militair im Jahre 1850/51 auf mehr

als 800,000 Thlr. veranschlagen.
Nach demaußerordentlichenlandesherrlichenEtat für 1848/49

sind für Militairadministrationin Ausgabegestellt:15,930Thlr.

zum Neubau eines Militairhospitalsin Wismar, 228,645 für

Bundesmilitair und 12,546 Thlr. für Befestigungder Städte

Ulm und Rastadt, zusammen257,121 Thlr. Die ordentlichen
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und außerordentlichenMilitair-Ausgaben sind für 1848/49 zu
843,151 Thlr. etatisirt. Die Pensionenfür MilitairSsindbereits
in dieserSumme mitenthalten,weil sie im Etat 1848/49 im
Titel „Militair-Administration"etatisirtsind, währendder Etat
1850/51 dieselbenin dem Titel „Pensionen:c." aufgeführthat.
Berücksichtigtman aber die anderweitigenVerwendungen,welche
sichunteranderenEtattiteln finden odervondenGarnisonsstädten
zu leistensind, so wird man die Gefammtkostenfür dieMilitair-
Verwaltungim Jahre 1848/49 auf mindestens900,000 Thlr.
veranschlagenkönnen.

Wir haben gefunden, daß im Jahre 1848/49 verausgabt
sind für großherzoglicheChatoulleund Haus . 200,000 Thlr.
für Hofadministration 500,000 „
für Militärverwaltung 900,000 „

Summa 1,600,000Thlr.
Rechnet man davon die Einnahmen mit 46,000 Thlr., so

haben die Ausgabenfür jene drei Titel mehrals 1,.550,000Thlr.
betragen. Die Domainen und Forstenhabenim Jahre 1848/49
nur, wie früher nachgewiesen,einen Nettoertrag von beinahe
1,185,000 Thlr. geliefert. Die Ausgaben für großherzogliche
Ehatoulle und Haus, für Hof und Militair habenalsodieordent-
liche Nettorevenueaus den Domainenund Forstenum 365,000
Thlr. überschritten.Diese Ausgabenbetrugenbeinahe43 Procent
der Gesammtausgabendes ordentlichenlandesherrlichenEtats im
Betrage von 3,639,079 Thlr. und mehrals 43 Procentvondessen
Gefammteinnahmenvon 3,582,556 Thlr., ein Verhältniß,wie es
in keinemandern deutschenLandeexiftirt. Die aus dem landes-
herrlichen Etat geleistetenZuschüssezu den Gymnasien und
Schulen betrugeneinschließlichdes Werthes der Baumaterialien
im Jahre 1848/49, wieobendargelegt,70,958Thlr. Der landes-
herrlicheEtat contribuirtealso zu den Gymnasienund Schulen
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nur den 22ftenThcil dessen,was er für die erwähntendreiTitel
verausgabte.

Nochjetztliegt die Sache nichtwesentlichanders.

XI. Ans Vertrügen mit den Ständen-

Einnahme 17,016Thlr. (von gesammtenLandständenzum
erhöhtenEtat der Landesgerichte7000 Thlr., von der Landschaft
allein: Oberaufsichtskosten2333, aus der Steuererhöhungskasse
zur Erhaltung der großherzoglichenPatronatkirchen3600, zu den
ErhebungskostendieserSteuererhöhung4083 Thlr.)

Ausgabe 17095 Thlr. (an die Ritter- und Landschaftzu
den außerordentlichenNecessarien:a. für die Domainen 7000,
für die Landschaft7210, an die Landschaft:zu den städtischen
Necessarien2885, an die Stadt Rostock, Ueberschußder 8tat
Lotterie4045 Thlr., welcher letzterePosten aber nicht ausge-
worsenist, weil im EinnahmeetatCap. II. dieserErtrag auch
nicht in Einnahmeaufgeführtist).

Nach dem neuenSteuergesetzsind die obigenvon derLand-
schaftaus derSteuererhöhungskassezu zahlenden3600 und 4083
Thlr. ausgehoben,wogegenaber die Landstädteauf die sogen.
Bigesimen, welcheim I. 1848/49 4479 Thlr. betrugen,ver-
zichtethabenund außerdemdemGroßherzogejährlich2000 Thlr.
zahlen.

XII. Zinsen- und Mapitalienemnahme, Zinsenausgabe und

Schuldentilgung.

Zinsen und Kapitaleinnahme 8132-Thlr.
Zinsen und Schuldentilgung 301,640Thlr. und zwar:
1) bei der großherzogliHenRenterei13,340 Thlr. (Kapital-

abtrag auf eine ältere Familienschuld1750, auf Dienstkautionen
320, Zinsen auf verschiedenePassiva 3000, Zinsen auf eine
interimistischeAnleihe von 200,000 Thlr. gegen Ministerial-
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Obligationen aus Veranlassungdes Krieges wegen Schleswig-
Holstein8000 Thlr.);

2) bei der Reluitionskasse288,300 Thlr. und zwar:
A. für die Johannis 1837 fundirte Schuld von 5,000,000

Thlr. N. %: Zinsen190,608,Kapitalabtrag58,333,Verwaltungs¬
kosten 12,859 Thlr. (davon für Gehalte 11,205, Bureaukosten
700 Thlr.);

B. für die am 13. Januar 1844 zu 700,000 Thlr. N.
a/3 genehmigteneue Anleihe: Zinsenfür die bis Johannis 1846

hierauf angeliehenen313,700 Thlr. N. %, 132,000 Gold und
32,700 Thlr. Courant ä 3'A pCt. 19,600 Thlr., Zinsen auf den
Johannis 1848 und Antoni 1849 zu realisirendenRest ä 4 und

Z'/- pCt. 6900 Thlr.
Der Ursprungder Reluitionskasse - Schulden reicht in

die Zeiten der Verfassungswirrenunter dem Herzoge Carl
Leopold zurück. Hannoversche (Kurbraunschweigische),Wol-
fenbüttelsche und seit 1733 auchpreußische Truppen hielten
das Land als Executionstruppenbesetzt.Als 1736 die Exccution
aufhörte, ließen die Braunschweigerund Preußen zur Siche-
rung ihrer Ansprüchenoch einstweilenTruppen in den ihnen
wegender ExecutionskostenverpfändetenAemtcrnzurück.Herzog
Friedrich verglichsich mit dem KurbraunschweigischenHofe
über die an diesenund an den WolfenbüttlerHof zu zahlende
Einlösungssumme. Diese ward auf 1,535,000 Thlr. N. %
festgesetzt,wovon 535,000 Thlr. im I. 1766 und der Nest im

I. 1768 ausgezahlt wurden. Die Einlösung der betreffenden
Aemter,die abgesonderteVerwaltungund die Leitungdes Schul-
denabtragesward einer im I. 1765 gebildetenund aus Mitglie-
dem des KammercollegiumszusammengesetztenRelnitions-
(Kommission übertragen. Im I. 1787 löste der Herzog
Friedrich Franz auch die an Preußenverpfändetenund bis da-
hin von preußischenTruppen besetztenAemtermit 172,000 Thlr.
N. % ein, und dehntesich damit der Wirkungskreisder Relui-
tions-Commissionauch auf die von Preußen eingelöstenAemter
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auS. Derselbe erweitertespäter sich nochdurch die pfandweise

Erwerbung der Stadt und HerrschaftWismar im I. 1803

gegenZahlung von 1,250,000 ReichsthalerHamburgerBanco.

Durch Edict vom 14. Mai 1805 ward bestimmt,daß nichtblos

die fundationsmäßigeSumme von 50,000 Thlr. zum Abtrag

verwendet,sonderndaß dieseSumme auch noch durch etwaige

Ueberschüfsedes Etats vermehrtwerdensolle. Bis 1832 floß in

die Neluitionsfafse,außer den Einkünften der eingelöstenund

der neuerworbenenAemter und Voigteien, auch ein Theil der

Auskünfteaus den Landzöllen,dem Postregal und den Forsten.

Dagegenwar dieselbeandererseitsmitBeiträgenzu denallgemeinen

Administrationskostendes Domaniums und zu gemeinnützigen

Unternehmungenbelastet. Durch landesherrlicheRescripte vom

12. Juni und 21. Juli 1832 wurden jene Zuschüsseund diese

Belastungen aufgehoben. Eine wesentlicheVeränderungin der

Stellung der Reluitions-Commissionund in den Verhältnissen

ihrerSchuldverpflichtungward durchlandesherrlichesRescriptvom

10. August 1837 wegen Convertirung der Neluitionskasse-

Schuld bewirkt. Durch dasselbeward auf Antoni 1838 eine

Convertirungaller Obligationenin 4procentigevorbereitet.Zum

Kapitalabtrag sollten jährlich mindestens50,000 Thlr. N. %

verwandt werden, vorbehaltlichder Erhöhung dieses Abtrages

durchZinsersparnisseund durch andereMittel. Auch solltedas

Kaufgeldfür etwa veräußerteJncamerata lediglichzur Erhöhung

der Abtragssummeverwandt werden. Als Basis ward der

Schuldenstandvon 1837 im Betrage von 5 Millionen Thlr.

angenommen. Jede spätere Anleihe auf den Credit der Relui-

tionskafsesolltedieserSchuld von 1837 nachstehen.Eine Kün-

digungsbefugnißfindetnicht statt, der Abtrag geschiehtim Wege

der Ausloofung. Die Neluitions-Commissionward, unter Auf--
Hebungihrerbisherigen,auch dieAdministrationder hypothecirten

Güter umfassendenThätigkeit,lediglichauf die Leitung des Ab-

trags der Schulden der Neluitionskassebeschränkt.Sie besteht
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aus einemPräsidentenund vierCommiffaritn,von welchenzwei
aus den Landräthengenommenwerden.*)

Zur Zeit derAufmachungdesEtats für 1848/49war diealte
SchulddurchAmortisationvon5,000,000Thlr. 2R.% auf 4,806,666
Thlr. Crt. abgemindert.Im I. 1844 wardfür militärischeZwecke
und für denSchwerinerSchloßbaueinelandesherrlicheAnleihevon
700,000 Thlr. N. % oder816,666Thlr. mit einerJohannis 1849
beginnendenAmortisationvon 1 Procent vomKapital creirt und
Antoni 1849 vollständigrealisirt. Im Etatjahre 1848/49 be-
trugen also die Neluitionskasse- Schulden 5,623,332 Thlr. Crt.
Am 20. März 1849 ward eine neue landesherrlicheAnleihevon
600,000 Thlr. Crt. creirt mit von Johannis 1850 an laufender
Amvrtisationvon 1 Procent vom Kapital. Im I. 1850 be-
trugen die Neluitionskasse-Schulden6,111,350 Thlr. Die alte
Schuld vermindertesich durch Amortisationvon 1848/49 bis
Johannis 1864 von 4,806,666 Thlr. auf 3,608,050 Thlr.
Crt. Die neue Schuld dagegen,welcheursprünglichim Ganzen
1,416,666 Thlr. betragenhatte, vermehrtesich, ungeachtetder
Amortisation,durchneue Anleihenim I. 1856 auf 1,907,350
Thlr. und fank darauf wiederbis Johannis 1864 auf 1,708,516
Thlr. Crt. Die alte Schuld und die neuen Schulden der Re-
luitiouskassebetrugenJohannis 1864 5,316,566Thlr.Crt., haben
sichalso gegen1848/49 um ca. 300,000 Thlr. gemindert,und
darf man daher die seitdemeingetreteneZinssparung auf etwa
12,000 Thlr. veranschlagen.Johannis 1865 betrugendie alten
und neuen Schulden 5,232,800 Thlr. Crt. und haben danach
um weitereca. 80,000 abgenommen.

Die sonstigen landesherrlichenSchulden betrugen im I.
1848/49 1,785,983 Thlr. Crt. und zwar an rückständigenKauf-
geldernfür die Posthäuserin Hamburg und Wismar 24,850,
an unablöslichenKapitalien 37,374, auf Kündigung stehenden
Kapitalien88,336 (darunter 55,766 Thlr. für eine übernommene

*) Vergl. über dies alles (Julius Wiggers), Staatskundeder beiden
GroßherzogthümcrMecklenburg,1861, S. 110 ff.
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Familienschuld),an unverzinslichenCautionen 1,131,225 Thlr.
(der sechsSpielgeberderHazardspielein Doberan ä 1500 Thlr.
Gold, 7500 Thlr. Gold, der PachtvorschüssesämmtlicherDoma-
nialpächter,welchezur Renterei geflossenund bei derselbenan-
derweitigverwandtsind, bis Johannis 1847 incl. 866,912, die

Jnventarien-, Saat- und Pfluglohngelderbis Johannis 1847

255,295 Thlr.), an landesherrlichenGarantien 304,197 Thlr. und

an einer interimistischenAnleihewegendesKriegesin Schleswig-
Holstein200,000 Thlr.

Die ausstehendenlandesherrlichenForderungenbetrugenda-
gegen1848/49 343,489 Thlr., und zwar an Actien 195,483, an
verschiedenenandern Forderungen 118,832, an gemachtenVor-
schössen29,174 Thlr.

Der Ueberschußder sonstigenSchuldenüber dieForderungen

betrug also 1,442,494 Thlr.
In diesemStande sind jedochmannichsacheVeränderungen

eingetreten. Zu dem Garantiefond ist die Gewährleistungder

Prioritätsanleiheder mecklenburgischenEisenbahnvon 1,600,000

Thlr. hinzugekommen,welcheam 1. Januar 1865 noch1,445,200
Thlr. betrug. Im I. 1858 wardin FolgederAuflösungder Eide-
societätvom Großherzogeeine Schuld von 60,666 Thlr. über-
nommen, wovon die Zinsen jedochaus der Recepturkassezu
zahlen sind. (S. pag. 221). Im I. 1859 sind die Passiva
nochum eine Anleihezur DeckungaußerordentlicherBedürfnisse

der Nenterei, welcheauf 500,000 Thlr. geschätztwird, vermehrt

worden. Da jedochder größteTheil der Garantien niemals eine

Zahlungsleistungnachsichziehenwird und mancheim Etat auf-

geführteSchulden schongedecktsein werden,und da andererseits
auch ein Theil der Activa nicht realisirbare Forderungen
in sich begreift, so wird man den gegenwärtigenUeberschuß
der Schulden über die Forderungen zu etwa 1,500,000 Thlr.
annehmen können. Mit Einschluß der Relutionskasseschulden
von 5,232,800 Thlr. Crt. betragen die gesammtenlandesherr-
lichenSchuldenhöchstens7 MillionenThlr. Allerdingsist 1862

12
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eine Anleihe von 2 Millionen für die Friedrich-Franz-Bahn
hinzugetreten.Jene Anleihekannaberunberücksichtigtbleiben,weil
ihr in jenemEisenbahnunternehmen,welches, wie auseinander-
gesetzt,sehrlucrativzu werdenverspricht,ein mehrals entsprechen-
der Werth gegenübersteht.

Nach dem Vorstehendendarf man annehmen, daß auch in
dem Betrage der Verzinsungund Tilgung der landesherrlichen
SchuldenkeinewesentlicheVeränderungstattgefundenhat.

Höchstwahrscheinlichist allerdings,daß die landesherrlichen
Activa sichseit 1848 bedeutendvermehrt haben werden, indem
anzunehmenist, daß die seit jener Zeit eingetretenebedeutende
Vermehrungder landesherrlichenEinkünftegroßeErsparnissezur
Folge gehabthabenwird. Da der Hufenstandder incamerirten
Güter seit 1848 sich nur von 240 auf 243, also um 3 Hufen
vermehrt hat, so können die Überschüsseim wesentlichennicht
zum Ankauf von Landgütern verwendetsein. Auch in der
Friedrich-Franz-Bahn kann keinwesentlicherTheil derUeber-
schüssestecken,da zu derselben,derenAnlagekosten— einschließlich
der im Bau begriffenenVerlängerungbis zur preußischenGrenze
— auf 5 MillionenThalerveranschlagtsind,2 Millionenangeliehen
nnd 1 Million geschenktsind. Es werdendaher die bedeutenden
Überschüssein zinstragendenWerthpapierenoderin andererWeise
angelegtsein. Aberüberdiesemallenschwebtein tiefesDunkelund
sindwirdaheraußerStande, darüberMittheilungenzumachen.Um
so wichtigerwäre es namentlichfür diejenigen,welcheden Erb-
vergleichfür rechtsbeständighalten, in Betreff der Verwendung
der ÜberschüsseNäheres zu erfahren, als die Ersparnissedes
Landesherrn,soweitsie aus seinen öffentlichenEinnahmen ent-
springen,der altlandständischenVerfassunggemäß,nicht in dessen
Privateigenthum übergehen,sondern, gleichwie die landesherr-
lichenEinkünfteselbst, für staatlicheBedürfnissezu verwenden
sind. Die altständischeSteuerpflichtist,wiedargelegt,nur einefubsi-
diäre.ÜberschreitendieregulärenlandesherrlichenEinkünftedasBe-
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dürfniß, so sind die Steuem um den Betrag der Überschüsse

abzumindern.

XIII. Renten.

Einnahmen sind nicht vorhanden. An Ausgaben sind

2274 Thlr. für verschiedenePersonen und Kirchenaerareauf

früher empfangeneKapitalien und aus sonstigenZusicherungen

etatisirt.

XIV. Pensionen und Gnadenbewilliguitgen.

Die im Etat 1848/49 unter obigemTitel verzeichnetenAus-

gaben von 167,963 Thlr. umfassennicht die gesammtenAus-

gabenfür Pensionenund Gnadenbewilligungen.Die Ausgaben

für pensionirteMilitairs sind im Tit. X. mit 35,030 Thlr.

etatisirt,anderePensionen finden sich unter anderenTiteln und

sind auchwohl in einigenPositionenverstecktenthalten. Dagegen

sind im Etat 1850/51 die Ausgaben für Pensionenund Gna-

denbewilligungenunter der Rubrik XXII. „Pensionen,Gnaden-

bewilligungenund sonstigeUnterstützungen"übersichtlichzusam-

menzestellt. Danach betrugen jene Ausgaben 297,920 Thlr.,
welchesichin nachstehenderWeisevertheilen:

I. EigentlichePensionenehemaligergroßherzogl.Diener:

1) Civildiener72,332 Thlr. (aus der Domainen- und
Forstverwaltung26,940, aus der Postverwaltung4733, aus der

Steuer- und Zollverwaltung3854, aus dem Ministerium, Ne-

gierungund Dependenzen18,530, von den Justizbehörden8178,

von verschiedenenInstituten 4968, Schullehrer,Küster und ein-

zelnePrediger 5129 Thlr.);
2) Hofbeamteund Diener 42,510 Thlr.;

3) Militairdiener65,773 Thlr. (vom activenContingent
58,955, ehemaligenfreiwilligen Jägern und Freiwilligen der
Linie 6818 Thlr.);

4) Werth der Naturalien 550 Thlr.
12*
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II. Gnadenbewilligungen:
A. lebenslängliche44,547 Thlr. (an Mittlren und Kin-

der von Civildienern14,674, von Hofbedienten5197, von Mi-
litairdienern9954, an sonstigehülfsbedürftigeWittwen und Per-
sonen 14,322, Werth der Naturalien 400 Thlr.);

B. bedingte und temporäre 26,686 Thlr. (an Wittwen
und Kinder von Civildienern11,784, von Hofbedienten1706,
von Militairdienern 4022, an sonstigehülfsbedürftigeWittwen
und Personen9174 Thlr.);

III. Unterstützungenan Wittweninstitute15,522Thlr.(fürCr-
vil- und Militairdiener11,666,Predigerund studirteLehrer2473,
unstudirteLehrerund Küster 641, zur alten Predigerwittwenkasse
740 Thlr.);

IV. Zur Disposition30,000 Thlr. (für eigentlichePensionen
an Civildiener 15,000, desgleichenan Militairdiener5000, für
bedingteund temporäreGnadenbewilligungenan Wittwen 5000,
zu einmaligenGnadenbewilligungen5000 Thlr.)

Außerdemsind im Etat 1850/51 unter der RubrikXXIV.
.VerzeichnißderKostender Landesvertretung*nochan Verpflich¬
tungen aus den früherenlandständischenVerhältnissenverzeichnet
für Gehalteder früherenständischenBeamten 14,800, für Pen-
sionen an Wittwen und Waisen verstorbenerlandständischerBe-
amten 1950 und für UnterstützungHülfsbedürftiger3200, zusam-
men 19,950 Thlr. Im Ganzen wurde also der Staatskassean
Pensionen und Gnadenbewilligungeueine jährlicheAusgabevon
317,870 Thlr. überwiesen.

Ueber die gegenwärtigeHöhe der Ausgaben für Pensionen
und Gnadenbewilligungenist nichts in die Oeffentlichkeitge-
drungen.

XV. Vermischtes.
Einnahme 1218 Thlr.
Ausgabe 53,774 Thlr. (Porto, Extraposten,Estafettenund

Botenlohn in AngelenheitendesGroßherzogsund des großherzogl.
Hauses 8,027, zumAnkaufvon Holz für die großherzogl.Säge-



181

Plätze zu Schwerin und Ludwigslust 27,333, Schlagelohn

und Transportkostendes aus großherzogl.Forsten gelieferten,
theils auch angekauftenFadenholzesfür die der herrschaftlichen

Holzplätze,nach Abzug des den Holzhöfen erstatteten Fuhr-

und Haulohnesund Holzwerthesvon 7003 Thlr., 11,257 Thlr.,

Fällungs- und Transportkostenfür die angekauftenTannen zum

Bedarf der großherzogl.Sägeplätze5120 Thlr.).

XVI. Außerordentlich.

Einnahme nichts. Ausgabe: Dispositionsfond30000Thlr.

Die gegenwärtigenjährlichenEinnahmenund Ausgabendes

ordentlichenlandesherrlichenEtats werden nachstehendin runden

Summen recapitulirt:
Einnahmen.

I. Domainen 3,698,000 Thlr.

II. und III. Steuern und Zölle. . . . 856,000 „

IV. Regalien 428,000 „

V. LiterarischeInstitute 4,000 „

VI. Chausseen „
VII. Civiladministration 208,000 „

VIII. GroßherzoglicheChatoulle und Haus. . ,,
IX. Hofadministration 22,000 „

X Militairadministration 14,000 „
XI. Aus Verträgen mit den Ständen . . 17,000 „

XII. Zinsen und Kapitalien-Einnahme . . 8,000 „

XIII. Renten „

XIV. Pensionen und Gnadenbewilligungen . „
XV. Vermischtes 1,000 „

XVI. Außerordentlich „

Summa 5,256,000 Thlr.
Die EinnahmenbetrugennachdemEtat 1848/49 3,582,000 „

Dieselbensind gegenwärtigum ... . 1,674,000 Thlr.
höherzu veranschlagen.
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Ausgaben,

I. Domainen 1,563,000 Thlr.
II. und III. Steuern und Zölle . . . 1^9,000 „

IV. Regalien 297,000 „
V. LiterarischeInstitute 1,000 „

VI. Chausseen „
VII. Civiladministration 600,000 „

VIII. GroßherzoglicheChatoulleund Haus . 141,000 „
IX. Hosadministration 400,000 „
X. Militairadministration 650,000 „

XI. Aus denVerträgenmit denStänden . 17,000 „
XII, Zinsenausgabeund Schuldentilgung . 302,000 „

XIII. Renten 2,000 „
XIV. Pensionenund Gnadenbewilligungen. 168,000 „
XV. Vermischtes 54,000 „

XVI. Außerordentlich 30,000 „
Summa 4,344,000 Thlr.

Die AusgabenbetrugennachdemEtat 1848/49 3,639,000 „

Dieselbensind gegenwärtigum ... 705,000 Thlr.

höherzu veranschlagen.

Abschluß
Einnahme 5,256,000 Thlr.

Ausgabe 4,344,000 „

Ueberschuß912,000 Thlr.
WährendderEtat 1848/49mit einemDeficitvonetwa57,000

Thlr. abschloß,istgegenwärtigderjährlicheUeberschußmindestensauf
neunmalhunderttausendThaler zu berechnen. Wenn man dem
Einnahmen-und demAusgabenetatvonresp.3,582,000Thlr. und
3,639,000 Thlr. für 1848/49 die darin nicht mitberechneten
unentgeltlichenAbgängeaus denForstenmit 470,000Thlr. hinzu-
rechnet,sobetrugelfterer4,052,000Thlr.undletzterer4,109,OOOTHlr.
Die Einnahmenhabensichdemnachum mehrals 1,200,000Thlr.,
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also nm etwa 3V pCt., die Ausgaben aber nur um etwa

235,000 Thlr. also um fast 6 pCt. vermehrt.

bb. Der außerordentlichetandesherrtichel5wt.

Der außerordentlichelandesherrlicheEtat schloßmit einer

Einnahme von 643,836 Thlr. und mit einer Ausgabe von

580,963, folglichmit einemUeberschußvon 62,873 Thlr. ab.

Die Hauptpositiouender Ein nähme sind:Pachtvorschüsse

von denHöfen69,260,Jnventarien-Saatengelder15,160Thlr.,zu-

sammen84,420 Thlr., davonab die zurückzuerstattendenPachtvor-

schüsseund Jnventarien-Saatengelder53,870 Thlr., verbleibtein

Ueberschußvon30550 Thlr., aus denDomainenund Jncameraten

anErbstandsundKausgeldernfürGrundstückeundGebäude68,783,

an verkauftenHofwehrenund Jnventariensaaten5094, muthmaaß-

licheMehreinnahmederdreiletztenPositionennachdenErfahrungen

der Vorjahre etwa 16,123, zusammen90,000 Thlr., Landeshülfe

für Chausseen37,870, die auf dem außerordentlichenLandtage

zur allgemeinenVolksbewaffnungbewilligten100,000Thlr., Com-

pletirung dec Anleihe von 700,000 Thlr. N. % von 1844

168,000 Thlr., zu der Ausrüstungder großherzogl.Brigade auf

den Kriegsfußund zum Kriege in SchleSwig-Holsteineine An¬

leihe von 200,000 Thlr.

Die Hauptpositionen der Ausgabe sind: Bauten bei

dem SchwerinerSchloßbau 108,000, neues Post- und Steuer-

Etablissementzu Schwerin ein Nest von 12,800, Neubau eines

Militairhospitals zu Wismar ein Nest von 15,930, Erbauung

einesSaals zum großherzogl.Palais in Schwerin16,000, Unter-

stützungenvonChausseen42,102, Bnndesmilitair,Ergänzungdes

Materials für die großherzogl.Brigade 23,330, Montirungs-

Equipementsund Ausrüstungsstückeder Ersatz- und Neserve-

Mannschaft43,875, Feldzugin Schlcswig-Holstein150,000,Lan¬
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des-Defensionskosten9000,AufrechterhaltungderRuhe undSicher-
heit des Landes 1400, Befestigungenvon Ulm und Nastadt
12,546, zur allgemeinenVolksbewaffnung100,000, das von dem
Großherzogzurückzuzahlendedon gratuit der Landstände,welches
demselbenbeim Regierungsantritt gezahlt und einstweilender
Nentereizur Benutzungüberlassenwurde, 26,000 Thlr.

Ueber den gegenwärtigenaußerordentlichenEtat ist nichts
bekanntgeworden. Es läßt sichdaher nicht ermitteln, ob und
welcheneue, in den außerordentlichenEtat zu verweisendeAus-
gaben existiren.Die für 1848/49 etatisirtenAusgabensind nicht
wiederkehrend.Die für jenenZeitraumetatisirtenEinnahmenwaren
zum größtenTheil auch nur vorübergehendund durch die da-
maligenZeitverhältnissebedingt. Nur die Überschüsseaus den
Pachtvorschüssenund Jnventariensaatenund die EinnahmenauS
dem Kauf- und Erbstandsgeldefür verkaufteGrundstückeund
aus verkauftenHofwehrenund Jnventariensaatenkommennoch
gegenwärtigin Betrachtund werdenhöherals früher fein. Wenn
man bei den fortwährendgesteigertenPachterträgnissendie jetzigeil
Überschüsseaus den Pachtvorschüssenund Jnventariensaatenum
20,000 Thlr. höherveranschlagt,so ist dies sichernichtzu hoch
gegriffen. AuchdieEinnahmen aus dem Kauf- und Erbstands-
gelde für verkaufteGrundstückeundaus verkauftenHofwehrenund
Jnventariensaatenwerdengegenwärtighöherals frühersein,da seit
1848/49dieZahl derErbzinsgüter,derBüdnereienundHäuSlereien
ansehnlichgestiegenist,währenddieZahl derPachtgüterundBauer-
güter sichnicht unerheblichverminderthat. Wie schonerwähnt,
ist gegenwärtigdaS alte Projeet allgemeiner Vererbpachtung
der Bauerhufen wieder lebendig geworden. Nach dem Etat
1848/49 betrug die Einnahme aus dem Kauf und Erbstands-
gelde:c., wie angegeben,90,000 Thlr., nach dem Etat 1850/51
95,710 Thlr. Wenn nun gleichin neuesterZeit der eigeneErb-
PachtübergangdenBauern sehrerschwertund nur ausnahmsweise
zugegebenwird, so werdendoch die heimgefallenenBauergehöfte
regelmäßigim Wege des Meistgebotsvererbpachtet,auch bei
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GelegenheitderFeldregulirungenbesondersaus entlegenenAußen-
ackernErbpachtstellenneu gebildet,deren Erbstandsgeldebenfalls
durchMeistgeboterzieltwird. Man darf daher auch die gegen-
wärtige jährliche Einnahme aus diesen Verkäufenauf rund
100,000 Thlr. veranschlagen.Aus den Reihen der Ritterschaft
ist zu verschiedenenMalen, nach unsererMeinung vom altland-
ständischenStandpunkteaus nichtohne Grund, dem Landesherrn
das Recht zur Vererbpachtungvon Domanialgrundstückenohne
Genehmigungder Stände abgesprochen,weil das Domanium da-
durch deteriorirtwürde und auf demselbendie principale Ver-
Kindlichkeitzur Bestreitungder Kostendes Landesregimentsruhe.
Aber die Landesherrschafthat diese Einsprücheunberücksichtigt
gelassen.

Die Einnahmenaus den Pachtvorschüssenund Jnventarien-
saatenbildenkeineeigentlichenEinnahmen, weil der Landesherr
zur Zurückerstattungderselbenverpflichtetist. Dagegendarf man
die Erbstandsgelderund den Erlös aus dem Verkauf der Hof-
wehrenund Jnventariensaatenals eine außerordentlicheErhöhung
der landesherrlichenEinnahmenbetrachten,weil wie schonfrüher
hervorgehoben,die Erbzinspachtregelmäßig eben so hoch ist,
wie die früherePacht. Die gegenwärtigenEinnahmendeSaußer¬
ordentlichenEtats sinddemnachauf etwa100,000Thlr. zu schätzen,
wodurchsichdieEinnahmendesordentlichennnd außerordentlichen
Etats auf 5,356,000 Thlr. stellen. Wenn nun keine neuen
außerordentlichenAusgaben existiren,so beträgt der Ueberschuß
beiderEtats mehr als eine Million.

b. Der ständische Etat.

Die ständischeCentralkasseist derLandkasten zu Rostock,
welcherein gemeinschaftlichesInstitut der Stände im Großher-
zogthumM.-Schwerin und der Stände im GroßherzogthumM.-
Strelitz ist und unter der alleinigenständischenVerwaltungund
Controle steht. Ausgrübt wird die Verwaltungdesselbendurch



186

einen unter unmittelbarer Aufsicht des Engern Ausschusses
stehendenLandeseinnehmer,dem ein Gegenschreiberund ein
Landkastenfecretairzur Seite stehen. Der Landkastenhat eine
dreifacheFunktion.

Erstens bildet er die Durchgangskassefür die ordentliche
Contribution und die Nebensteuerder Ritterschaft,welchevon
ihmbeigetrieben,in besonderenAbtheilungender Kasse— Balancen
— gesammeltund verrechnetund sodannan die großherzoglichen
Rentereienzu Schwerin und Neustrelitznachdem einer jeden ge-
bührendenAntheileingesandtwerden. Die Erträge der ordent-
lichen Contribution und der Nebensteuer der schwerinschen
Ritterschaftsind im Tit. II. „Steuern" des ordentlichenlandes-
herrlichenEtats in Einnahme gestellt.

Sodann fließenin denLandkastendie bereitscharacterisirten
Landesanlagen, welchenachMaßgabe derArt. XI. und XII.
des Erbvergleichsfür allgemeineLandes- oder ständischeZwecke
erhobenund gleichfallsin besonderenBalancen gesammeltund
verrechnetwerden. Die Landcsanlagensind theiis .gemeine
Landesausgaben"oder .Necessarien'und zerfallenals solchein
ordentlicheoderaußerordentliche,je nachdemsiedauerndenStaats-
einnchtungenoder vorübergehendenZweckendienen, theils sind
sie Anlagender Ritter- und Landschaftfür ständischeZwecke,so-
wohl beiderStände zusammenals jedes Standes für sich. Die
Verpflichtungzur Aufbringung der „Landesausgaben"ist, wie
dargelegt,auf die Jurisdictionsberechtigunggegründet, und der
Aufbringung liegt das Terzquotensystem,wonach Domanium,
Ritterschaftund Städte zu gleichenTheilen steuern,zu Grunde.
Die „Anlagen der Ritter- und Landschaftunter sich" werden
für gemeinsameZweckebeider Stände von jedemStande zu
gleichenTheilen, und sür die Zweckedes einzelnenStandes von
diesem Stande allein aufgebracht. Zu den Landesanlagen
steuert der Großherzogfür die incamerirten Güter mit der
Ritterschaft. Soweit das Domanium bei diesenAufbringungen
concurrirt,werden die Beiträge aus den landesherrlichenKassen
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geleistet. Doch werden zu den ordentlichenNecessariendie

Bauerhufen mit einer Steuer von 1 Thlr. 44 Schillingen

N. % für die volle Hufe herangezogen,und wird dieselbezu-

gleich mit der Hufensteuerder ordentlichenContribution auS-

geschriebenund erhoben. Die Landstädteentnehmenihre Bei-

träge zu den Necessarienaus der Steuererhöhungskasse,in welche

der zu den Communalsteuernder Landstädtegehörende,mit der

landesherrlichenordentlichenContributionzu erhebendesogenannte

fünfte Pfenning fließt, eine Abgabe, welcheam 31. Mai

1783 der fchwerinschenLandschaftzum Abtragder übernommenen

Landkastenschuldenund zu ihren eigenenBedürfnissenbewilligt

ward. Die Ritterschaftbringt ihre Beiträge durch eineHufen-

steuerdirectfür die einzelnenBalancen auf. Die Beiträge aus

den Kloster-,RostockerDistricts-und städtischenKämmereigütern

werden beiden Ständen auf ihre Quoten zu Gute gerechnet

und daher Hülfsbeiträge genannt. Die Beiträge aus den

städtischenKämmereigüternkommenjedochbei mehrerenBalancen

der Landschaftallein zu Gute. Bei den blos rittcrfchaftlichen

Balancen wird die Hälfte der Auskunft aus den Steuern der

Kloster-:c. Güter der Landschaftzur Verfügung gestellt. Für

die Beiträge Rostock's zu den Landesanlagen,mit Ausnahme

der ordentlichenNecessarien,normirtnachdemLandesvergleichdas

Verhältnis der Duodez. Indessensind bei den meistenBalancen,

zu welchenRostock contribuirt, Aversionalbeiträgevereinbart.

Wismar zahlt zwar zur Unterhaltungdes O.-A.-Gerichts,deS

Criminalcollegiumsund des LandarbeitshausesaversionelleBei-

träge, erkenntaber eineVerpflichtungzurTheilnahmean denLan-

desanlagennicht an und hat dazu auch im übrigenbishernicht

beigetragen.
SchließlichverwaltetderLandkastenaußer denBalancennoch

einzelneandere, in neuererZeit entstandeneabgesonderteLandes-

kassen,und zwar die Kasseder LandeShülsenfür Chausseen-und

Wasserbauten,die Kassefür die garantirteAnleihebehufsSchiff-

barmachungder Elde :c., die Kasse der Landeshülfezum Bau
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der Friedrich-Franz-Bahn,die Stellvertreter-Prämien-Deposital-
kasse, die Rekrutirungskasseund die der Landschaftgehörige
Stenererhöhnngskasse.Hinsichtlichder erstgenanntenKasse hat-
der Landkastenunter Aufsichtdes Engern Ausschussesdie ersor
derlichenAnleihen— sowieüberhauptjedeLandes-Anleihe— zu
contrahiren, die EinflüsseauS der Recepturkassezur Verzinsung
und Amortisationder Schulden entgegenzunehmenund die von
der Landesschulden-Verwaltungsbehörde,der jetzt mit der Relui-
tions-CommissionvereinigtenSchuldentilgung-Commission,aus-
gestelltenObligationenauszugeben.

Nebendem LandkastenbestehennochSpecialkassenfür ein-
zelneständischeAbiheilungen:eine Kreiskassefür die Ritter- und
Landschaftdes stargardischenKreises in Neubrandenburg,
eine Neeessarienkassefür die LandschaftmecklenburgischenKreises
in Parchim und eine Neeessarienkassefür die Landschaftwen-
dischenKreisesin Güstrow, endlicheine Amtskassein jedem
ritterschaftlichenAmt des mecklenburgischenund wendischenKreises.
AußerdembestehenSpecialkassenverwaltungenfür einzelneAdmi-
nistrationszweige,welcheunter Leitung der Stände oder eines
Vereins von Mitgliedernder Ritterschaftstehen. Dahin gehören:
die KassederBrandversicherungs-GesellfchaftderRitterschaftmeck-
lenburgischenund wendischenKreises,dieKassederBrandversiche-
ruugs-Gesellschaftder RitterschaftstargardischenKreises, die Ge-
neralkasseder Brandversicherungs- Gesellschaftdes Corps der
Städte allerdreiKreiseund dieGerichtskassenderritterschaftlichen
Patrimonalgerichtsverbände.*)

Da die Beiträge der ordentlichenContributionund der Ne-
bensteuerder schwerinschenRitterschaftim ordentlichenlandes-
herrlichenEtat aufgeführtsind, so könnenwir hier denLandkasten,
insoweit er Durchgangökassefür jene Steuern bildet, unberück-
sichtigtlassen.

*) 23erflI.(Julius Wiggers), StaatSlunde der beidenGroßherzog-
thümer Mecklenburg,S. 90 ff. (Derselbe),das MecklenburgischeSteuer- und
Zollwesen,S. 24 ff.
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Insoweit der Landkastenaber dieLandesanlagenin sichauf-
nimmt, ist es vonInteressedieeinzelnenBalancen in Nachstehen-
demkennenzu lernen:

Rai. B, 1. OrdentlicheUecessarien.

Die Rentereizu Schwerin zahlt zu dieserBalance wegen
derDomainen7000 Thlr. und für dieLandschaftmecklenburgischen
und wendischenKreisesnachVereinbarung7210 Thlr. (S. lan-
desherrl.AusgabenetatXI.), die Nentereizu Neustrelitz steuert
hiezufür die Domainen 1166 Thlr., und für dieLandschaftstar-
gardischenKreises 1000 Thlr. Gold, die Stadt Rostock 2000
Thlr. N. % und die Ritterschafteine Hufensteuervon demselben
Betrage, welcherfür die Landschafteingezahltwird.

Die EinnahmendieserBalance sind im Etat 184M9 an-
gegeben, wie nachsteht,mit Hinweglassungder Schillinge und
Pfenninge:

1) Kassenbestand 2585 Thlr.

2) aus großherzogl.Rentereizu Schwerin wegen
der Domainen 7000 „

3) aus großherzogl.Nentereizu Neustrelitzdesgl. 1166 „
4) von der Ritterschaftaller dreiKreisefür 3835

Hufen a, 1 Thlr. 44 Schill. N. % und 43
Pfarrhufen ä 46 Schill. N. % 8410 „

5) für dieLandschaftaller drei Kreise6000 Thlr.
mecklenb.Valeurvon der Rentereizu Schwerin,
1000Thlr. Gold vonderNentereizuNeustrelitz,
von derRitterschaftnachVergleichvom26. Ja-
nuar 1781 120 Thlr. N. % 8410 „

L) vondenKlostergütern,demrostockerDistriktund
demOeconomiegutBergrade für 294'/4Hufen
a 1 Thlr. 44 Schill. N. % 658 „

7) vonderStadt Rostock 2333 „
Summa 30,562 Thlr.
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Aus dieserBalance werdenbestrittendieZinseneinerSchuld

von 4000 Thlr. Crt. und die gewöhnlichenAusgabenfür den
Engeren Ausschuß,für gemeinsameständischeDeputationen, für
Prozesse:c., und seit 1861 auch die jährlichenKosten für die
Landesbibliothekim Betrage von 1000 Thlr., welchefrüher in
einer besonderenBalance I) verrechnetwurden. Die Ausgaben
für 1848/49 sind nachstehendetatisirt: Donativgelder(von 1847

bis 1849) 4433 Thlr., Hausmiethe2100, Salarien und Pen-
sionen9907, Diäten an denEngerenAusschuß4802, Reife-und
Zehrungskosten5742, Notariatsgebührenund Prozeßkosten826,
Post-, Boten- und Brieslohn 278, gemeineAusgaben2055, zu¬
sammen30,143 Thlr.

Die Bewilligungzu dieserBalance, welche1848/49 1 Thlr.
44 Sch. N. % oder 2 Thlr. 11VgSch, Crt. betrug,ward für
1866/67 zu demselbenBetrage festgesetzt.

Bai. B, 2. AußerordentlicheNecessariender Nitter- und
Landschaftaller drei Kreise.

Nachdemdie Ritterschaftdes stargardifchenKreises schon

1775 und die LandschaftdesselbenKreises 1830 aus der Ge-
meinschaftder Landkastenschuldausgeschiedensind,kommengemein-
fame Schulden der Stände aller drei Kreisenur ausnahmsweise

und vorübergehendvor. Deshalb ist ein Bedürfniß zur Auf-

bringungzu dieserBalance regelmäßignicht vorhanden.

Bai. B; 3. Bedürfnisseder Ritter- und Landschaftdes
mecklenburgischenund wendischenKreises.

Der Etat 1848/49 führte in Einnahme auf 3091 Thlr.

und zwar:
1. von der Ritter- und LandschaftstargardifchenKreises,An-

theil derselbenan den aus dieserBalancebezahltenVorarbeitungs-

kostenfür Chauffeebauten65 Thlr.;
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2. von der Ritter- und Landschaftdes mecklenburgischenund
wendischenKreisesund der Stadt Rostock, welcheden zwölften
Theil zahlt, 3026 Thlr.

Die Ausgabenbestehenhauptsächlichin Diäten und Reise-

gelbem für die Deputaten bei der Commissiondes Landarbeit^-

Hauses,der Militair- und Diftrictsbehörden,derSchuldentilgungs-

Commission:c., und wurdenfür 1848/49 etatisirtzu 3091 Thlr.

(Erstattung einer Anleiheaus Bai. F, 1 272, Deputirte beider

Commissiondes Landarbeitshauses466, bei den Militair- und
Diftrictsbehörden933, bei der Schuldentilgungs-Commission336,

zur Revision des Criminalcollegiums100, bei der Eisenbahn-

angclegenheit260, weitereZahlungenan dieDeputirtenbeimLand-

arbeitshauseund den Militair- und Diftrictsbehörden700 Thlr.).
Im Jahre 1845/46 betrugdieseSteuer 8 Sch., und 1866/67

beträgt sie 15 Sch. für die Hufe.

Bai. B; 4. Bedürfnisseder Ritterschaftaller drei Kreise.

Nach dem Etat 1848/49 sollten von der Ritterschaftaller

drei Kreise, den Kloster- und Distrietsgütern24 Sch. für die
Hufe oder 2805 Thlr. aufgebrachtwerden. Für 1866/67 betrug

die Bewilligung35 Sch. Aus dieserBalance werdendas Ge-

halt des ritterschaftlichenSyndicus, des Revisors, einige Pen-

sionen:c. gezahlt.

Bai. C, 1. Zur Unterhaltung des Oberappellationsgerichts.

Seite 136 ist bereits mitgetheilt, daß die eine Hälfte der

Kostendes Oberappellationsgerichtsvon den beidenGroßherzogen

und die andereHälfte von denStänden aufgebrachtwird. Jeder

Stand zahlt aber die Hälfte von der von beidenStänden auf-

zubringendenQuote. Die Ritterschaftbringt ihren Antheildurch

eine Hufensteuerauf die 3835 ritlerschasllichenHufen und 43

Pfarrhufen auf. Die Auskunftaus der Steuer der Kloster-und
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Rostocker Districtsgüter und des OcconomiedorsSBergrade
kommtjedem der beidenStände zur Hälfte zu. Die Landschaft
repartirt ihren Antheilunter sichin derWeise,daß dieLandschaft
mecklenburgischenund wendischenKreises und die des stargar-
dischenKreisesV?zahlt. Zu jenen Ghtragen Rostock 500 und
Wismar, Bützow und Warin zusammen500 Thlr. bei, das
Fehlendewird aus der Steuererhöhungscassegezahlt-

Der feststehendeBeitrag beträgt26,833Thlr.N.Vs. Etwaige
außerordentlicheZuschüssewerdenvon Regierungenund Ständen
in derselbenWeisegedeckt,wie der ordentlicheBeitrag zu decken
ist. Im Jahre 1848/49 betrug das Deficit 2681 Thlr. Zur
Deckungdesselbenhatten beideLandesherrendie eine Hälfte, und
zwar der schwerinscheLandesherr7/2omit 938% Thlr. (f. ordent¬
licherlandesherrlicheAusgabe-EtatVII. B.), derstrelitzscheLandes¬
herr 402V» Thlr., die Stände dagegennach dem angegebenen
Verhältniß die andereHälfte mit 1340'/? Thlr. zu zahlen.

Für 1848/49 ward die Hufensteuerzu 1 Thlr. 43 Sch.
angenommen,für 1866/67 beträgt sie 2 Thlr. 4 Sch.

Die Einnahmenauö dieserBalance werdenvom Landkasten
direct an die Fiscuscaffedes Oberappellationsgerichtsabgeführt.
Die Beiträge der Landesherren,soweitsie nichtihre Jncamerata
betreffen,gehennichtdurchVermittelungdesLandkastens,sondern
directin die gedachteFiscuscasse.

Bai. C, 2. Zum erhöhten Etat der drei InstiMnMen in
Mecklenburg-Schwerin.

Nach Vereinbarungist das jährlicheErsordernißzu 6000
Thlr. N. % oder7000 Thlr. Crt. festgestellt,wozuRostock den
20stenTheil mit 300 Thlr. N. % und dieRitter-und Landschaft
mecklenburgischenund wendischenKreisesjede 2850 Thlr. N. %
beitragen. Die Ritterschaftzahlt für 3385 Hufenund 18 Pfarr-
Hufen. Die Anlage, welche1848/49 40 Sch. N. % für die
Hufe betrug, ist für 1866/67 auf 45 Sch. Crt. festgesetzt.Die
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Kloster--und RostockerDistrictsgüter und das Dorf Bergrade
zahlen für 294 Hufen, wovon die Hälfte der Ritterschaft, die
andere Hälfte der Landschaftzu Gute kommt. Die Auskunftaus
den Kämmereigüternrechnetsich die Landschaftan. Der verein»
barungsmäßige ständischeBeitrag wird vom Landkastenan die
Renterei zu Schwerin gezahlt und ist im ordentlichenlandes-
herrlichenEtat Tit. XI. in Einnahme gestellt.

Bai. C, 3. Zur Unterhaltungdes Criminalgerichtsunddes
Klndarbeitshauses.

Die Beiträge werden von dem Domanium, von der Ritter-
schaftund den Städten nach einem sehr complicirtenModus, für
welchen die Hufensteuerden Maßstab bildet, aufgebracht. Die
Steuer wird auf Grund der ständischenBewilligung durchlandes-
herrlicheEdicteverkündigt.Zur VeranschaulichungdesAufbringungs-
modus wollen wir das Betreffendeaus dem neuestenEdict vom
29. Januar 1866 wegen der Beiträge zum Criminalcollegium
hervorheben. Dasselbe verkündigt für 1866/67 eine Hufensteuer
von 4 Thlr. 20 Sch., welchevom Domanium für 2684, von der
Ritterschaft(einschließlichder incamerirtenGüter) für 3387, von
den Klostergütern für 160, von den Rostocker Districtsgütern
für 131, von den städtischenKämmerei-und Oeeonomiegüternfür
47 Hufen und von 19 Pfarrhufen, von diesenjedochnur zur
Hälfte, gezahlt werden soll. Außerdem sollen dazu die städti-
schen Jurisdictionen nach folgendenGrundsätzensteuern:

1. Von jeder der 38 Landstädte212 Thlr., was für die
35 Städte mit großherzoglicherGerichtsbarkeitaus der Renterei,
für Schwerin aus dortiger Stadteafse, für Malchow nachden
Antheilen an der Jurisdiction zu % aus der Renterei und zu V»
aus der dortigen Kämmereicafse,für Penzlin aus der dortigen
Bruchcassegezahlt wird;

2. sür den Antheil sämmtlicherLand-und Stiftsstädte an den
stadtgerichtlichenJurisdictions-Aufkünftenvon jeder 106 Thlr.;

13
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3. für die privative Patrimonial-Jurisdiction derselben in
den, den Magistraten zustehendenJurisdictionssällen und über
die zu Stadtrecht liegenden Grundstückevon jeder 44 Thlr.
8 Sch.;

4. von dem vormaligenDomcapitel zu Schwerin 44 Thlr.
8 Sch.;

5. von der Stadt Rostock wegen deren privativer Gerichts-
barkeit in der Stadt und über die zu Stadtrecht liegendenGrund-
stücke,mit Inbegriff von Warnemünde 2120 Thlr.;

6. aus dem Umversitätsstscusfür die akademischeJurisdic-
tion zu Rostock 88 Thlr. 16 Sch.;

7. von der Stadt Wismar für ihre gleichfallsprivative
Jurisdiction in der Stadt und deren zu Stadtrecht liegenden
Feldmarken1325 Thlr.

Nach eben diesem Maßstabe werden auch die Beiträge für
das Landarbeitshaus von denselben Contribuenten aufgebracht.
Für das Jahr 1866/67 ward eine Hufensteuer von 2 Thlr.
38 Sch. für die Hufe zu jenem Zweckverkündigt.

Derselbe Maßstab ward auch der außerordentlichenBewilli-
gung für den auf dem Landtage von 1858 beschlossenenWeiter-
bau der Strafanstalt Dreibergen zu Grunde gelegt. Zur Auf-
bringung dieserfreiwilligenBeihülfe, welche50,000 Thlr. betrug,
ward durch Ediet vom 9. Februar 1859 und durch Edict vom
28. Januar 1860 jedesmal eine Hufensteuervon 2 Thlr. 19 Sch.
verkündigt.

Die Beiträge zum Criminalcollegiumund zum Landarbeits-
hause, soweit sie von der Ritterschaft (einschließlichder Jncame-

rata) nebst Klostergütern, von der Landschaft(aus der Steuer-

erhöhungscasse)und von der Stadt Rostock ausgebrachtwerden,
stießen zunächstin den Landkasten,die übrigenContribuentenaber
senden ihre Beiträge direct an die Anstalten ein.

Für 1848/49 ward durch Edict vom 29. Januar 1848 für
das Criminalcollegiumeine Hufensteuer von 2 Thlr. 44 Sch.
ausgeschrieben. Demgemäß hatten zu zahlen der Großherzogfür
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daS Domanium 7828 und für 35 Land- und Stiftsstädte 4900
Thlr. (sieheordentlicherlandesherrlicherAusgabenetatI, A, 2 und
VII, B, 3), die Ritterschaft 10,896, die Landschaft 3570,
Rostock 1400, Wismar 933, die übrigen Contribuenten den
Rest. Im Ganzen waren danach 30,444 Thlr. aufzubringen.
Da aber dieseAufbringung nicht genügte, so wurde durch Der-
ordnung vom 18. December1848 eine fernere Hufensteuervon
I Thlr. ausgeschrieben,wodurch die Gesammtaufkunftum circa
10,000 Thlr. erhöht ward.

Zu den Unterhaltungskostendes Landarbeitshausesward für
1848/49 durch Edict vom 28. Januar 1848 eine Hufensteuer
von 3 Thlr. 8 Pf. ausgeschrieben,wonach etwa 31,500 Thlr.
aufzubringenwaren. Die Domainen contribuirtendazu 8089 Thlr.

(s. ordentl. landesherrl.AusgabenetatI, A, 2). Durch Edict vom
18. December1848 ward zur Deckungdes entstandenenDeficits
eine weitere Aufbringungvon 24 Sch. für dieHufe ausgeschrieben,
wodurchsich die Auskunftum ca. 5000 Thlr. erhöhte.

Die für beide Anstalten für 1866/67 ausgeschriebenenBe-
willigungen,welchefür 1848/49 7 Thlr. 20 Sch. 8 Pf. betrugen,
beliefen sich nach Vorstehendemauf 7 Thlr. 10 Sch. für die
Hufe. Durchschnittlichsind die Hufensteuernfür dieseZweckeauf
7 Thlr. zu veranschlagen,so daß die jährlichenBeiträge für beide
Anstalten etwa 73,500 Thlr. betragen.

Rai. C, 3a. ErrichtungvonzweiStrafftationenfür
jugendlicheSträflinge.

Nachdem auf dem Landtage von 1864 eine freiwillige Bei-
hülfe von 12,000 Thlr. zu den Kosten der Errichtung zweier
besonderer Strafsectionen für jugendlicheVerbrecher neben der
Strafanstalt Dreibergen beschlossenwar, ward dieseBalance
zuerst eingeführt. Der Modus der Aufbringung dieserSteuer ist
derselbe, welcher den außerordentlichenBewilligungen für die

13»
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Strafanstalt Dreibergen zu Gmnde gelegtwird. Für 1864—
1865 und 1865/66 ist jedesmal 27% Sch. per Hufe ausge-
schriebenworden.

Bai.E, 1. UnterstützungHülssbednrstiger.

Diese Anlage ist eine feststehendeund beträgt 6349 Thlr.
Dazu contribuirendie ritterschastlichenGüter aller drei Kreise,die
Kloster-,RostockerDistricts- und Kämmereigüterfür 4171 Hufen
1 Thlr. 8 Sch. und 42 Pfarrhusen 28 Sch. für dieHufe. Die
Landschaftzahlt, nach dem Verhältniß von 6A zu V?zwischenden
schwerinschenund strelitzschenStädten, im Ganzen 1400 Thlr.
Im Jahre 1848/49 wurden an 63 Personen dauernde Unter-
stützungen im Betrage von 3675 Thlr. und an 58 Personen
Unterstützungenauf bestimmteZeit im Betrage von 2765 Thlr.
gezahlt.

Die Balancen E, 2 und E, 3 beziehensich auf Unter-
stützungeneinzelnerPersonen im Betrage von 966 Thlr.

Bai.F, 1. VerzinsungundAbtragder Schuldder Ritter-
schuftmecklenburgischenundwendischenKreises.

Zu dieser Balance steuern 3385 ritterschaftlicheund 1834

Pfarrhufen, letzteredie Hälfte. Die Beiträge der Kloster- und
Nostocker Districtsgüter kommen der schwerinschenRitterschaft
zur Hälfte zu Gute, jedochmuß sie von dieserHälfte eine durch
die Hufenzahl bestimmteQuote an die stargardischeRitterschaft
abgeben.

Im Jahre 1845/46 betrug diese Steuer 1 Thlr. 40 Sch.
N. 2k mit einem Ertrage von 7257 Thlr. Crt. Für 1863/64
waren nur 1 Thlr. 24 Sch. und für 1866/67 nur 36 Sch. für
die Hufe erforderlich. Aus der Landesreccpturcassefließenin diese
Balance nach dem Vergleich der Ritterschaftund der Landschaft
vom 4. December 1830 1750 Thlr. Crt. von jedem Simplum
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der außerordentlichenContribution. Im Jahre 1846 cessirtedie
fundationsmäßigeVerbindlichkeitder Necepturcasse,zwecksVer-
zinsung und Abtrags einer ritterschaftlichenund einer landschaft-
lichen Schuld von je 150,000 Thlr. N. % an den Landkasten
19,500 Thlr. N. % zu zahlen, wovon auf dieseBalance 9750
Thlr. N. % fielen. Im Jahre 1848/49 wurde an Zinsen ge-
zahlt 5775 Thlr. und an Kapital abgetragen5250 Thlr.

Bai. JF, 2. Verzinsung und Abtrag der Schuld der Ritter-
schuftstargardischeuKreises.

Im Jahre 1845/46 ward für 448 ritterschaftlicheHufen
5 Thlr. 32 Sch. N. % für die Hufe und für 23 Pfarrhufen die
Hälfte, also 2604 Thlr. N. % gezahlt. Für 1866/67 beträgt
dieseAnlage nur 4 Thlr. 32 Sch. Crt.

Bai. F, 3. Verzinsung und Abtrag der Schuld der Landschaft
mecklenburgischenundwendischenKreises.

Es ward hiezu im Jahre 1845/46 verwendetdie Hälfte der
Hülfsbeiträge zur Bai. F, 1. aus den Kloster- und Nostocker
Districtsgütem nach Abzug von W, welchesder stargardischen
Landschaft zufiel, und 1200 Thlr. N. V» aus der Steuer-
erhöhungscasse. Die damals noch aus der Rccepturcassefunda-
tionsmäßig gezahlte Hälfte von 19,500 Thlr. N. % fiel mit
jenem Jahre fort. Die aus dieserBalance zu zahlendenZinsen
belaufensichjetztauf 2000 Thlr. und die Amortisationauf 1 Pro»
cent des Kapitals.

Bai. F, 4. Verzinsung und Abtrag der Schuld der Landschaft

stargardischeuKreise«.

Im Jahre 1845/46 wurden181 Thlr. N. % an Zinsenund
300 Thlr. N. % an Amortisation gezahlt. Für 1865/66 beträgt

die für die VerzinsungerforderlicheSumme etwa 170 Thlr. Crt.
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Die sämmtlichenerwähnten Schulden der Ritter- und Land-
schaft aller drei Kreise betrugenJohannis 1843 377,529 Thlr.,
wovon 226,751 Thlr. auf F, 1; 39,608 Thlr. auf F, 2,
104,695 Thlr. auf F, 3 und 6475 Thlr. auf F, 4 fielen. Im Jahre
1858 betrugen die Schulden nur noch 208,899 Thlr. und zwar
118,622 F, 1; 22,166 F, 2; 63,053 F, 3 und 5058 Thlr. F, 4.

Johannis 1865 war der Schuldenstandfolgender:
N. i.
Thlr.

Crt.
Thlr.

Gold
Thlr.

I. Schuld der Ritter- und Landschaft aller drei
Kreise (ß, 1) — 4000 —

2. Schuld der Ritterschaft mecklenb. und wendischen
Kreises (F, 1) 62032 21250 270

3. Schuld der Ritterschaft stargard. Kreises (F, 2) 4750 10183 —

4. Schuld der Landschaft mecklenb. und wendischen
Kreises (F, 3) 281J0 25825 —

5. Schuld der Landschaft stargard. Kreises (F, 4) 4050 — —

Summa 98942 Gl258 270

oder im Ganzen 176,987 Thlr. Crt. Seit 1843 hat sich also
der Schuldenstand um 200,000 Thlr. abgemindert. Von dem
Schuldenstand von 176,987 Thlr. kommen auf die strelitzschen
Stände circa 21,000 Thlr. und auf die fchwerinschcnStände
circa 156,000 Thlr. An der letzteren Schuld ist die schwe-
rinsche Ritterschaft mit etwa 96,000 Thlr. und die schwerinsche
Landschaftmit etwa 60,000 Thlr. betheiligt.

Die Höhe der jährlichenBeiträge zu den sämmtlichenLandes-
anlagen ist im Ganzen seit 1848 im wesentlichendieselbege-
blieben. Die gesammten Beiträge belausen sich jährlich auf
160,000 bis 170,000 Thlr. Dazu zahlen 3485 Husen der
schwerinschenRitterschaft einschließlichder Kloster-, Rostocfer
Districts- und Kämmereigüter jährlich durchschnittlich17 Thlr.
für die Hufe (nach dem Etat 1850/51 zu diesemBetrage von
17 Thlr. angenommen,1865/66 16 Thlr. 43 Sch. 7 Pf.), also
ca. 59,000 Thlr., die Landschaft20,000, Rostock 7000 Thlr.,
Wismar 2400 Thlr., Schwerin 1000 und Penzlin 300
Thlr., zusammen ca. 90,000 Thlr. Der Großherzogvon Meck-
lenburg-Schwerin contribuirt dazu für das Domanium und die
Jncamerata und aus sonstigenTiteln etwa 65,000 Thlr. Dieser
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und die schwerinschenStände steuerndemnachzu den Landes-

anlagenetwa 155,000Thlr.
Die landesherrlichen Beiträge zu den Landesanlagen

sind im ordentlichenlandesherrlichenEtat in Ausgabegestellt.

Sämmtlicheständische Beiträge werden aus den ständischen

Kassen direct ihrer Bestimmungzugeführt,mit alleinigerAus-

nähmeder zu demerhöhtenEtat derJustizkanzleienzu zahlenden

Beilrägevon 7000 Thlr., welchean die landesherrlicheKassezu

zahlen sind und auch im ordentlichenlandesherrlichenEtat in

Einnahmeausgeführtsind. Um nun das Gesammtresultatder

Einnahmenund AusgabendeS landesherrlichenund des ständi-

schenEtats des GroßherzogthumsMecklenburg-Schwerinzu er-

halten, sind die Beiträge der schwerinschenStände zu dem

ständischenEtat im Betragevon 90,000 Thlr. und nachAbrech-

uung der von ihnen zum erhöhtenEtat der drei schwerinschen

Justizkanzleienzu zahlendenund bereitsim landesherrlichenEtat

aufgeführten7000 Thlr., folglich83,000 Thlr. den Einnahmen

und Ausgabendes landesherrlichenEtats hinzuzurechnen.

Die Einnahmendesordentlichenund außerordentlichenlandes-
herrlichenEtats sind veranschlagtzu ... 5,356,000Thlr.
Die Einnahmendes ständischenEtats, insoweit

die schwerinschenStände dazu contribuiren,
belausensichauf 83,000 „

Summa 5,439,000 „
Die Ausgaben des landcs-

herrlichenEtats betragen 4,344,000Thlr.

Die Ausgabendesständischen
Etats, insoweitsieaus den
Mitteln der schwerinschen
Stände bestrittenwerden,
belaufensichaus . . . 83,000 „ 4,427,000 „

Ueberschuß1,012,000Thlr.

Die landesherrlichenSchuldensind veranschlagtzu höchstens
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7,000,000 Thaler, die Schulden der schwerinschenStände
zu 156,000 Thaler, diese Schulden zusammenbetragenalso
7,156,000Thaler.

Den Landesanlagenschließensichnochdie Anlagenfür Be-
streitungder Kostender ritterschaftlichenAemteran, welchevon
den einzelnenAemternnach Bedürfnißaufgebrachtwerdenund
durchschnittlichim Schwerinschen3 Thlr. (imStrelitzschen13Thlr.)
für die Hufe betragen. Der Betrag der Kostender ritterschaft-
lichenPatrimonialjustiz,welcheaus den Kassender einzelnen
PatrimonialgerichtsherrenoderPatrimonialgerichtsverbändebestritten
werden,ist nichtbekanntund auchkaumzu ermitteln.

Zu den Steuern der Stände gehörtauchnochdie Prin-
cessinsteuer, welchenachdemLandesvergleich„auf allgemeinen
öffentlichenLandtagenin Fällen, da einesregierenden Landes-
HerrnPrincessin-Tochterauszustattenist, verkündigtund berath-
schlagtwerden"soll. Die Größederselbenist nachVereinbarung
ein für allemalzu 20,000 Thlr. N. % oder23,333'/?Thlr.Crt.
festgesetzt.Sie wird in der Weiseaufgebracht,daß jeder der
drei Landestheile,Domanium,RitterschaftundStädte, einDritt-
theil zahlt. Die Beiträgeder Stadt Rostock, der Kloster-und
Nostocker DistrictsgüterwerdenjedemdercontribuirendenTheile
zu einemDrittheil zu Gute gerechnet.Der Beitrag der Stadt
Rostock, welcherfrüher den zwölftenTheil betrug, ward durch
Vergleichvon 1827 auf den sechszehnten Theil herabgesetzt,
indemder Großherzogdie Deckungder Differenzübernahm.Die
Stadt Wismar wird zu dieserSteuer nichtherangezogen.Die
bewilligtenGelderwerdenzunächstin den Landkasteneingeliefert.
Die beidenletztenMale ward dieseSteuer bei der Vermählung
der strelitzschenPrincessin Caroline mit dem damaligen
Kronprinzen von Dänemark im Jahre 1841, und bei der
Vermählungder schwerinschenPrincessin Louise mit dem
Prinzen von Windischgrätz im Jahre 1849 aufgebracht.
Das „Nebencontributionsedict"wegender Steuer zu derVermäh-
lung der letzteren,wegenderdamaligenZeitverhältnissevermuthlich
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aufgeschoben,ergingin Schwerin erst im I. 1852, in Strelitz
zu Anfangdes folgendenJahres. Die Ritterschaftsteuertda-
nach1 Thlr. 40 Sch. für die Hufe,die Stadt Rostock1458V»
Thlr. Crt. In denLandstädtenwird eineHäuser-und Länderei-
steuererhobenmit 32 Sch. von einem vollen, 16 Sch. von
einemhalbenHause:c., 2 Sch. von jedemMorgenAcker,1 Sch.
vonjedemwährenddesJahres geworbenenvierspännigenundV-Sch.
von einemzweispännigenFuder Heu. Gleichzeitigerschieneine
Verordnungzur Aufbringungdes auf die Domainenfallenden
Antheils, wonachbeitrugenein Büdner bis zu 10 Scheffeln
4 Sch., über 10 Scheffel8 Sch., ein Bauer, Erbpächteroder
Eigenthümerbis zu 37'/a Scheffel12 Sch., über 37'/a bis 50
Scheffel16 Sch., von 50 bis 75 Schemel24 Sch., von 75 bis
100 Scheffel32 Sch. :c., von 262'/, bis 300 Scheffel2 Thlr.
und für jede50 Scheffelmehr 16 Sch.

Schließlichist hier nochdie durchVerordnungvom 1. Juli
1857eingeführteundzweimaldurchEdictvon1858und1861ver-
kündigteRindviehsteuer zu erwähnen,welchezurDeckungdes
Kostenaufwandes,der in Fällen der Lungenseuchedes Rindviehs
zur Entschädigungfür getödtetesRindvieh erforderlichist, von
allemRindvieh beiderLandestheilenach der Kopfzahlerhoben
werdensoll. Für dasjenigeRindvieh,welchesnachdemErachten
des Thierarztesmit der Lungenseuchebehaftetwar, wird kein
Ersatzgeleistet.Hat dagegendas Ministerium,zur gänzlichen
Unterdrückungder Krankheitan einemOrt, im Einvernehmen
mit demEngerenAusschußauch das von der Krankheitnicht
ergriffeneRindvieh diesesOrtes tödten lassen, so erhält der
Eigenthümerdafür als Ersatzzwei Drittheiledes Werthesder
getödtetenThiere nach einen zwischendem Ministeriumund
demEngerenAusschussezu vereinbarendenDurchschnittspreiseder
betreffendenHeerde. Die zur Aufbringungder hierzu erforder-
lichenMittel von allemRindviehzu erhebendeverhältnißmäßige
Abgabesoll im Einvernehmenmit demEngerenAusschusseaus-
geschriebenwerden. Das Anrechtauf Ersatz fällt jedochweg,
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wenn der Inhaber des getödtetenVieheSdie vorgeschriebeneAn-
zeigeodersonstigevorgeschriebeneMaßregelnunterlassenhat, und
anzunehmenist, daß seineUnterlassungzurWeiterverbreitungder
Krankheitmitgewirkthat, und wenn der Inhaber deSgetödteten
Viehesaus dem Auslande,den landesherrlichenVerordnungen
zuwider,in demZeitraumeinesJahres vor demAusbrucheder
Lungenseucheunter seinemVieh, Rindvieheingeführthat. Die
erwähntenEdicte von 1858 und 1861 verkündigtenzur Ent-
schädigungfür das in denvorausgegangenenJahren in Folgeder
LnngenfeuchegetödteteRindvieh und zur Bestreitungder ent-
standenenNebenkosteneine an den Landkasteneinzusendende
Abgabevon resp.I V«Schill,und 1 Schill,von jedem,mindestens
ein halbesJahr alten Haupt Rindvieh,welchein denDomainen
von denBeamten,in den ritterschaftlichenGütern von den Guts-
obrigkeitenund in den Städten von den Magistraten zu er-
hebenwar. Die Steuer von 1858 ergab eine Auskunftvon
7498 Thlr.

c. Der landesherrlich-ständische Etat.

Die landesherrlich- ständischeHauptkassefür Mecklenburg-
Schwerinist die unter gemeinschaftlicherVerwaltungdesLandes-
HerrnundderStändestehendeunddurchdieallgemeineLandes-Recep-
tur- und Stempeldirectionin RostockgeleiteteLandesreceptur»
Kasse. Die Recepturdirection bestehtaus einemLandes-
steuerdirector,einemSccretair und Hauptstempeldepot-Berechner,
einemRevisor,einemCalculator und Stempelcontrolenr,einem
Exccutorund einemPedellen. Ein Kassirerund ein Kassen-
schreibersungirenbei der Kasse.Ein großherzoglicherCommissa-
rius und zwei ritter- und landschaftlicheDeputirte bilden die
Commissionfür Revisionund Visitationder Recepturkasse.Der
Recepturdirectionuntergeordnetsind die Colligirungsbehörden,
welcheim Domaniumdie Aemter, in der Ritterschaftdie Guts-
Herrschaftenund in den Städten die Magistratebilden.
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Die Entstehungund Bestimmungder auf Grund einer
zwischendemLandeSherrnund der Ritter- und Landschaftabge-
schlossenenVereinbarungvom2t. April und vom 8. Mai 1809
in WirksamkeitgetretenenRccepturkasseist bereitsfrüherim All-
gemeinendargelegt.Durchdie außerordentlicheContributionuud
dieStempel-undCollateralerbsteuersolltenjährlich300,000Thlr.

N. % aufgebrachtwerden, um davon die Verwaltungskostenzu
deckenund zu zahlen 1) an die Landes- Credit- Commission
127,000Thlr. N. %. Dieseaus drei Mitgliedern,je einemfür
das Domanium, die Ritterschaftund die Landschaft,bestehende
Commissionwar bereitsam I. Jan. 1807 eingesetzt,um die
Kriegsbedürsnisseanzuschaffenund für Zahlung der durchden
Krieg erwachsenenAusgaben Sorge zu tragen. Mit jener
Summe solltendie von der CommissioncontrahirtenSchulden
von ea. 1,500,000Thlr. N. % verzinstund abgetragenund die
von ihr ausgestelltenodernochauszustellendenBons im Betrage
von ca. 3,000,000Thlr. eingelöstwerden;2) an den Landkasten
für jedender beidenStände 9750 Thlr. zusammen19,500Thlr.
zwecksVerzinsungund Abtragung einer ritterschaftlichenund
landschaftlichenSchuldvon je 150,000Thlr.; 3) an die Stadt
Rostock 2275 Thlr. zur VerzinsungundAbtragungvon 35,000
Thlr.; 4) an dieStadt Wismar 780 Thlr. zurVerzinsungund
Abtragungvon 12,000 Thlr. und 5) an die Schulden-Tilgüngs-
kasse150,000Thlr. zur Verzinsungund Abtragungder von ihr
übernommenenlandesherrlichenSchulden, welcheam 11. Novbr.
1809 3,999,048Thlr. N. % betrugen. Da das Domaniumso
hoch mit Schuldenbelastetwar, daß es seinenVerbindlichkeiten
nichtmehrnachkommenkonnte,so ward gleichzeitigmit der Ne-
cepturkassedie ebenerwähnteSchulden-Tilgungskasseerrichtet,zu
derenVerwaltungeine aus einemPräsidenten, zwei fürstlichen
Commissarienund zwei LandräthenbestehendeCommissionein- #
gesetztward. An dieseKasse wurden die Schulden der groß-
herzoglichenNentereiüberwiesen,und diese verzichtetedagegen
für die Dauer des Bestehensder Kasse auf daS Recht, neue
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Schuldenzu contrahiren,ausgenommenin einzelnenNoth- und
Ehrenfällenund auchdann nur mit Genehmigungdes Directo-
riums der Schulden- Tilgungskaffe. Außer der Recepturkasse,
welcheder Schulden- Tilgungskassejährlich150,000 Thlr. zu
zahlenhatte,sollteauch die Nentereijährlich85,000 Thlr. ein¬
zahlen. Alles, was von diesen235,000 Thlr. nicht zu den
Zinsenund denAdministrationskosten(5000 Thlr.) zu verwenden
war, solltezum Schuldenabtragdienen,und schonAntoni1816
solltemit einemAbtragevon 35,000 Thlr. begonnenwerden.*)

Die Landeskredit-Commissionward am 1. Juli 1825 auf-
gelöstund die Schulden- Tilgungs- Commissionan ihre Stelle
gesetzt.

Wie schonfrüherbemerkt,solltedie Recepturkasseihre Auf-
gäbein dreißigJahren erfüllen,dieskonnteaber um so weniger
geschehen,als im Laufeder Zeit mancherleineueVerpflichtungen
derselbenaufgebürdetwordensind. Bis 1847 wurdenfolgende
neueZahlungsleistungender Recepturkasseauferlegt:

1) die Pensionenfür die Freiwilligenvon 1813 bis 1815;
2) die jährlicheZahlungvon 5 pCt. einesden Landstädten

und derStadt Wismar für die ihnenim LaufederKriegsjahre
auferlegtenPrägravationenvergleichsweisezugesichertenKapitals
von 150,000 Thlr. Von jenen 5 pCt. sollten3 als Kapital-
abtragund 2 als Zins betrachtetwerden; ,

3) die durchVergleichzwischenRitter- und Landschaftvom
4. Decbr. 1830 festgesetzteRückzahlungvon 2000 Thlr. aus
jedemSimplum der außerordentlichenContribution,wovon1500
Thlr. wie mitgetheilt,an die Bai. F. 1 und 500 Thlr. an die
städtischeJndustriekassegelangen;

4) die auf demConvocationstagevon 1827 dergroßherzogl.
Renterei auf 19 Jahre bewilligtejährlicheUnterstützungvon
50,000 Thlr.;

5) die zur Unterstützungder Chaussee-und Wasserbauten

*) Vergl. über dies alles und das Folgende(Julius Wiggers),
Staatskunde der beidenGroßherzogthümerMecklenburgsS. 3t ff.
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bewilligteLandeshülfevon 15,00» Thlr. N. % für jedeMeile
nebst einem außerordentlichenauf zehn Jahre bewilligtenzur
landesherrlichenVerfügunggestelltenjährlichenBeitragvon 15,000
Thlr. zu gleichemZweck;

6) Verzinsungund Abtragungder für dieBerlin-Hamburger
Eisenbahnbei Salomon Heine im I. 1843 aufgenommenenAn-
leihe von 3,750,000 Mk. Banco oder 1,875,000 Thlr. Crt.

Im I. 1846 kamendie vorher angeführtenZahlungenvon
19,500 Thlr. an die Ritter- und Landschaft,von 2275 Thlr. an
Rostock, von 780 Thlr. an Wismar und von 150,000 Thlr.
an die Schulden-Tilgungskassein Wegfall. Von den Schulden
der vormaligenLandeskredit- Commissionwaren nur noch etwa
400,000 Thlr. zu berichtigen.Von den später fundirten Zah-
lungen hörte die Unterstützungan die großherzogl.Nenterci im
Betrage von 50,000 Thlr. auf. Die an die Landstädteund an
Wismar zu zahlendeRente hörte im I. 1848/49 auf.

In Betreff der Rccepturkasseund der bisherigenSchulden-
Tilgungscommissionwurden zwischender Regierung und den
Ständen auf dem Landtage von 1846 folgendeneue Bestim-
münzen vereinbart:

Die Recepturkassesollte fortan nur noch eine Einnahme-,
nicht aber fernerhin eine Schuldenabtrags-und Zinsen zahlende
Kassesein, sonderndieMittel hiezuan andereKassenin größeren
Summen zahlen. Ihre etwaigenUeberschüssesollte sie an die
Chausseebaukasseabliefern. Zur Besorgung der Geschäfteder
bisherigenSchulden-Tilgungs-Commissionsolltemit dem 1. Juli
1847 eine neueBehördeconstituirtwerden,welchegleichfallsden
Namen Schulden-Tilgungs-Commissionführen und aus einem
Präsidenten, zwei landesherrlichenMitgliedernund einem ritter-
schaftlichenund einem landschaftlichenDeputirten bestehensollte.
Ihr Wirkungskreissolltesein:

1) Die LeitungdesAbtragsund der Verzinsungdernochnicht
abgelöstenSchulden der vormaligenLandes-Creditkasse;

2) dieLeitungdes Abtrags und derVerzinsungderSalomon



206

Heine'schenAnleihenebstder Verwaltungder acquirirtenBerlin-
HamburgerEisenbahnA. und B. Actien;

3) die Ausstellungund ConvertirungältererSchuldverschrei-
bungenhinsichtlichderSchuldenderLandeskredit-Commissionund
der Chaussee-und Wasserbaukasse.

Zu diesenGeschäftszweigenkam nochspäterhinzu:

4) die Leitung des Abtrags und der Verzinsung der im

I. 1851 von den Ständen übernommenenlandesherrlichen
Anleihe.

Die Schulden der vormaligenLandeskredit-Commissionwur-

den im I. 1858/59 vollständigabgetragen, und im I. 1861
warddieSchulden-Tilgungs-Commissionals besondereCommission
aufgelöstund mit der Neluitions-Commissionvereinigt.

Die erwähnte,von den Ständen im I. 1851 übernommene

Anleihebetrug 1,050,000 Thlr. Der Großherzoghatte davon

im I. 1850 750,000 Thlr. und etwas früher bei Lutteroth in
Hamburg600,000Mk.Bco.oder300,000Thlr.Crt. aufgenommen.
Die UebernahmedieserAnleiheSeitens der Stände ward von
demselbenmotivirt mit der Störung des Gleichgewichtszwischen
Einnahmen und Ausgaben der landesherrlichenKassen, herbei-

geführtdurchdie außerordentlichenVerwendungenin denJahren
1846 und 1847 in Folge der durchMißwachs von 1846 ent-
standenen Theuerung,

'durch die Verluste in Folge der im I.
1848 zur Ausführung gebrachtenMünzconversionund durchdie
gleichzeitigüber ganz Deutschlandhereingebrochenenund noch
fortdauerndenpolitischenWirren mit allen ihren Folgen. Die
Stände bewilligtendie UebernahmedieserAnleihe, jedochunter
den im LandtagsabschiedgenehmigtenBedingungen,daß die für
die Feldzügein Schleswig und Baden, sowie für die Küsten-
desensionund fremden Durchzügezu erstattendenKosten der
Schulden-Tilgungskasseüberwiesenwürden,und daß dergesammte
Militairetat hinsichtlichdes Aufwandes, sowie der Mannschaft

auf das nach der BundesgesetzgebungzulässigeMinimum redu-

cirt würde. Zur Deckungder Lutteroth'schen Anleihewardder
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größte Theil der acquirirtenund nochvorhandenenBerlin-Ham-
burger A. Actienverwandt,wodurchsich der Bestand derselben
von 250,000 auf 6000 Thlr. verminderte. Die 750,000 Thlr.
wurden durchAusgabevon ObligationenderSchulden-Tilgungs¬
kassegedeckt.Der ursprünglich4'/*pCt. betragendeZinsfuß ward
bei Uebernahmeder Schuld auf 3'/-- pCt. herabgesetzt,und zur
Abtragung wurden jährlich 5000 Thlr. verwandt. Johannis
1864 ist dieseSchuld völlig getilgt worden.

Die gegenwärtigenEinnahmequellender Recepturkassesind:
der Papierstempel,die Eollateralerbsteuer,der Spielkartenstempel,
der Kalenderstempel,die außerordentlicheKontribution,die Divi-
dendenaufkunftaus den Berlin-Hamburger-Eisenbahn-Actienund
etwaigeUeberschüsseaus dem Eingangszoll?c.

Dagegen ruhen gegenwärtigfolgendeVerpflichtungenauf
dieserKasse: PensionenvormaligerfreiwilligerJäger und Mili-
tärs, Beiträgean dieBalanceF. 1, zur Verzinsungund Abtragung
der Schulden der schwerinschenRitterschaft,an die Kasse zur
Aufhülfe der städtischenIndustrie, zum Etat der Recepturkasse
und zum Stempelbetriebe,an die Central-Hebammen-Unterrichts-
AnstaltzuR ostock,an das Taubstummeninstitutzu Ludwigs lust,
zur UnterhaltungderFußgensdarmen,Entschädignngsgelderan Ro-
stockund Wismar in Folge der neuestenSteuerreform, Bei-
träge an das Nettungshans zu Gehlstors, an das Blinden-
institutzu Neukloster, Verwendungenans dieSchulden-Tilgungs-
kafseund auf die Chaussee-und Wasserbaukasse,Sundzollablösung
und Beiträge zum Bau der Friedrich-Franz-Bahn.

Die außerordentlicheContribution wird jährlich auf dem
Landtagebewilligtund demnächstverkündigt. Die einfacheEr-
Hebungheißt Simplum. Die höchsteErhebungist eine vierfache
gewesen. In den letztenJahren wurden zweiSimpla erhoben.
Für das Jahr 1865/66 jedochsind in Folge der durchdie neue
SteuerreformhervorgerufenenMehrbelastungderRecepturkasse2Va
Simpla ausgeschrieben.Für das laufendeEtatsjahr vom1. Febr.
1866/67 ist man wiederans 2 Simpla zurückgegangen.Diese
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Herabsetzungist von der Regierung damit motivirt, daß von:
1860/65 der Schuldenabtragdurchschnittlichdas Doppelte der
Summe betragenhabe,welcheregelmäßigzu leistensei, und daß
daher eine ErmäßigungderAbtragssummein Betrachtder letzten
schlechtenErnte sichempfehle.Die Grundlageder außerordent-
lichenContributionbildet gegenwärtigdas Edict vom 18. Febr.
1854. Die außerordentlicheContributionin den Domainen und
in den ritterschaftlichenGütern ist theils eine Hufensteuer,theils
eine Personalsteuer. Jede ritterschaftlicheHufe zahlt 4 Thlr.
16 Sch., die Pfarrhufe die Hälfte. Zur Personalsteuerzahlen
Lehnschulzen4 Thlr. 16 Sch., Lehnbauern3 Thlr. 24 Sch.,
Bauern je nach der Größe ihrer Hufen 12 Sch. bis 1 Thlr.,
Zeitpächter10 Sch. von jedem 100 Thlr. Pacht, Erbpächter
18 Sch. von jedem100 Thlr. Kanon, Büdner 12 Sch., Haus-
ler 10 Sch., Einlieger8 Sch., bloßeSchulmeister8 Sch., Haus-
lehrer und ErzieherinnenVi Sch. vom Thlr. Gehalt, Bediente
16 Sch., Manns- und Frauenspersonenohne erlaubtenErwerb,
welchedienenkönnenund nicht wollen,auchausreichendeSubsi-
stenzmittelnichtnachzuweisenvermögen1 Thlr. Die Contribu-
tion in den Städten und Fleckenzerfällt in Grundsteuer,Per-
sonalsteuer,Handelssteuer,Gewerbesteuerund Viehsteuer. Ein
vollesHaus zahlt 22 Sch., ein Morgen besäeterAckerIV2Sch.,
ein vierspännigesFuder Heu 1 Sch. Die Personalsteuerentrich-
ten Advocatenund Aerzte mit 1 bis 20 Thlr., Notare mit I
bis 5 Thlr. Personen, welchedienen könnenund nicht wollen
1 Thlr. Die Steuer der Kaufleute,welchenachdem Edict von
1854 theils als eine Kopf- oder Klassensteuer,theils als eine
ProcentsteuervomWertheder versteuertenWaarenaufgefaßtward,
ist in Folge der SteuerreformdurchVerordnungvom 18. Mai
1863 dahin normirt, daß die Kauf- und Handelsleutein den
Landstädtenund Fleckenein Viertheil und diejenigenin den
Seestädtenein Drittheil desjenigenBetrags, zu welchemsie zur
Handelssteuerenquotirtsind, für das Simplum an außerordent-
licher Contribution zu entrichtenhaben. AusländischePferde-,
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Vieh- und Produktenhändlergeben den viertenTheil der Aver-
sionalsummevon 2 bis 100 Thlr., welchesie nachdem Handels-
claffensteuergesetzzu zahlenhaben, als Beitrag zur außerordent-
lichen Contribution. AusländischeKünstler und Schausteller
erlegendie Hälfte der ordentlichenSteuer (1 Thlr. pr. Tag) als
außerordentlicheSteuer. Handwerkerzahlen eine Klassensteuer
von 10 Sch. bis 1 Thlr. 36 Sch. je nach ihrer Professionund
der Größe der Stadt, wozunoch eine Steuer für jedenGesellen
und Burschenkommt,und außerdemnoch,wenn siezumWieder-
verkauf angekaufteFabricate auf Lager oder im offenenLaden
feilhaltenund solgeweisedie Handelsclassensteuerzu erlegenhaben,
den viertenTheil der letzteren. BäckererlegennachdemUmfange
ihres Betriebs 32jSch. bis 16 Thlr. in den größeren, 24 Sch.
bis 12 Thlr. in den mittleren und 20 Sch. bis 8 Thlr. in den
kleinenStädten, Bierbrauer und Branntweinbrennerin den grö-
ßeren Städten 1 bis 20 Thlr., in den kleineten1 bis 8 Thlr.
Ostseeschiffer,Steuerleute und MatrosenzahleneineGewerbesteuer
von 1 Thlr. 6 Sch., 26 Sch. und 16 Sch. Die Viehsteuer
beträgt für einenOchsen,eine Kuh und ein Pferd zumAckerbau,
Post- oderFrachtwagenje 1 Sch., für ein Pferd zur Betreibung
eines bürgerlichenGewerbes8 Sch., für ein Luxuspferd32 Sch.,
für ein Schaf 2 Sch., eine Ziege 2 Sch. 6 Pf., ein Faselschwein
3 Pf., einenHund 6 Sch. Der letzteAbschnittdes Edictshan-
delt von Einkommen-und Zinsensteuer. Erstere wird vom Ein-
kommenaus Dienstverhältnissenund von Geschäften,dienichtdem
eigentlichenbürgerlichenGewerbeangehören,nachfolgenderScala
entrichtet:für ein Einkommenvon 1 bis 50 Thlr. 2 Sch., von
50 bis 100 Thlr. 7 Sch., von 100 bis 150 Thlr. 14 Sch.,
von 150 bis 200 Thlr. 21 Sch., von 200 bis 250 Thlr.
32 Sch., von 250 bis 300 Thlr. 40 Sch., von300 bis 400 Thlr.
1 Thlr. 12 Sch., von 400 bis 500 Thlr. 1 Thlr. 36 Sch., von
500 bis 600 Thlr. 2 Thlr. 24 Sch., von 600 bis 700 Thlr.
3 Thlr., von 700 bis 800 Thlr. 3 Thlr. 24 Sch., von 800 bis
900 Thlr. 4 Thlr., von 900 bis 1000 Thlr. 4 Thlr. 32 Sch.,

14
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von 1000 bis 1100 Thlr. 5 Thlr. 16 Sch.. von 1100 bis 1200
Thlr. 6 Thlr., von 1200 bis 1300 Thlr. 6 Thlr. 32 Sch., von
1300 bis 1400 Thlr. 7 Thlr. 16 Sch.,von 1400 bis 1500 Thlr.
8 Thlr., von 1S00 bis 1600 Thlr. 8 Thlr. 36 Sch. Wer über
1600 Thlr. Einkommenhat, zahlt von jedemHundert 28 Sch.
Die aus Zinsen, Renten, Bodmereiverhältnissenund Actienge-
habte Einnahme von 10 bis 50 Thlr. wird mit 14 Sch., von
50 bis 500 Thlr. mit 21 Sch., von 500 bis 1000 Thlr. mit
28 Sch., von 1000 bis 1500 Thlr. mit 35 Sch., von 1500 bis
2000 Thlr. mit 42 Sch., von 2000 bis 2500 Thlr. mit 1 Thlr.
1 Sch., von 2500 bis 3000 Thlr. und darübermit 1 Thlr.
8 Sch. vom Hundert versteuert.

Der Erhebungder Papierstempelsteu er liegtgegenwärtig
die Patentverordnung vom 16. August 1827 zu Grunde. Zu
den Eingaben an öffentlicheBehörden sind bei Schriften von
einemBogen Stempel von 4 resp.2 Sch., bei stärkerenSchriften
aber Stempel von 2 resp. 1 Sch. für jedenBogenzu verwenden.
Alle Verordnungenund schriftlichenAntwortenöffentlicherBehör-

den und alle gerichtlichenProtokollesind auf gestempeltemPapier

zu resp. 4 und 2 Sch. zu schreiben.Für Bestallungen,Patente

und Diplome sind je nach der RangclasseStempelsätzevon 24,
20, 12, 8, 4 und 1 Thlr. vorgeschrieben.Für Advocaten-und
Notariatsdiplomesind Stempel von 4 und 1 Thlr. erforderlich.
Für geringere.Bediente", welchekeinebesondereBestallungbekom-

men, ist das Erlegniß von 24 Sch. festgesetzt.Zu Abolitionen,

Dispensationen, Privilegien, Indulten, Ehescheidungs-Pateuten,

Sponsalien,Legitimationenund Volljährigkeitserklärungenwerden,

außer den Stempelbogenvon4 und 2 Sch., 16 Sch. bis 50 Thlr
wahrgenommen,zu Lehnbriefenund Lehnsconsensen1 Thlr. Für
Allodificationenist derStempelsatzVapro mille. Zu allenKauf-,
Pfand-, Lieferungs- jc. Contracten gehörenStempelbogenvon

% pCt. der ausgedrücktenSumme, zu Schuldverschreibungenoder

auf länger als drei Monate ausgestelltenWechselnund deren
Cessionen, auch zn Prolongationenaller WechselStempelbogen
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von 2 Sch. für 100 Thlr. Der Stempel für MiethS- und
Pachtcontracte ist 2 Sch. für 100 Thlr. der Miethe oder Pacht
alle Jahre zusammengerechnet.Für Erbpacht- und Leibrenten-
contracte werden eins für alles 2 pEt. des höchstenErlegnisses
eines Jahres gezahlt. Testamente erfordern Stempel von 1 bis
10 Thlr., Ehestiftungen einen Stempelbogen ä 10 Thlr. Zu
jüdischenEheverschreibungengehören Stempelbogen von 4 Sch.
von 100 Thlr. der darin ausgedrücktenSumme.

Der Spielkartenstempel beträgt nach der neuestenVer-
Ordnung vom 1. Juni 1863 für jedes Spiel ausländischerso-
wohl als inländischerKarten 4 Sch., für ausländischeKarten
außerdem Sch. Stempelungsgebühr für jedes Spiel. Das
frühere Verbot der Einführung ausländischerKarten ist durchdas
jüngste Steuergesetz aufgehoben, und beträgt der Eingangszoll
25 Sch. pr. Centner. Zur Sicherung der Stempelung ist die
Einsendung der Spielsarten vom Auslande au jedeandereAdresse
im Lande, als an die Necepturdirectionuntersagt. Der Handel
mit vorschriftsmäßiggestempeltenKarten ist nur den inländischen
Kartenfabricanten und den zum stehenden Handelsbetriebemit
Kramwaaren berechtigtenPersonen gestattet. Nur durch die letzt-
gedachten Personen dürfen ausländischeKartenfabricanten und
Händler einen Handel mit Spielkarten im hiesigen Lande be-
treiben. Der Verkauf ungestempelterKarten im Jnlande ist den
Kartenfabricanten bei 100 Thlr., den Händlern bei 5 Thlr. für
jedes verkaufte Spiel verboten. Für das Spielen mit ungestem-
pelte» Karten verfällt jeder Theilnehmeram Spiel in eineStrafe
von 5 Thlr. Dm Kaufpreis für die Karten kann jeder Fabri¬
kant so niedrig stellen als er will, „jedoch,und zwar der inlän-
dischebei Verlust seiner Fabricationsberechtigung,der ausländische
und eveut. dessen inländischerVerkäufer bei einer Strafe von
hundert Thaler Ert., nicht höher als 12 Schillinge Ert. für
jedes Spiel gewöhnlicherfranzösischerKarten von 52 Blättern,
und 24 Sch. Crt. für jedes Spiel Tarockkarten,für beideSorten
mit Einschlußdes Stempels und aller anderweitigen,namentlich

14*
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auch der Transportkosten." Von den eingegangenenGeldstrafen
fällt die eine Hälfte dem Denuncianten, die andere Hälfte der
Armencasfeanheim. Im Fall des Unvermögenstritt aushülflich
entsprechendeGefängnißstrafe ein.

Der durch die Verordnung vom 28. April 1809 regulirte
Kalender stempel beträgt '/z Sch. für den kleinen Kalender,
1 Sch. für den Quartkalender und 2 Sch. für den Staats-
kalender. Auswärtige Kalender,welchezum ZweckderDebitirung
ins Land kommen,bezahlendas Doppelte.

Für die Collateralerbsteuer normirt jetzt die revidirte
Collateral-Erbsteuer-Ordnungvom 11. September 1858. Dieser
Steuer sind unterworfen alle Erbschaften,welchein den hiesigen
Landen eröffnetwerden,sie mögen aus letztwilligenVerfügungen,
nach gesetzlichenBestimmungen oder aus Erbverträgen,überhaupt
auf irgend welcheWeise anfallen, Vermächtnisse, Schenkungen
von Todeswegen:c. sein, ohne Unterschied, ob der Anfall In-
ländern oder Ausländern zukommt. Von der Entrichtung der
Collateralerbsteuersind ausgenommen:Ascendenten,Descendenten,
Ehegatten, Kinder, Vermächtnissean Armeninstitute. Alle Erb-
schaftenunter 200 Thlr. sind steuerfrei. Vollbürtige oder Halb-
geschwiftersteuern ein pCt, vollbürtigeoderHalbgeschwisterkinder,
entferntereVerwandte bis zum viertenGrade civilerComputation,
Stiefkinder, Stiefenkel,Stiefeltern und Stief-Großeltern zweipCt.,
alle ferneren Verwandten, alle nicht Blutsverwandte und der
Fiscus zahlen fünf pCt. vom Betrage der Erbschaft.

Die Recepturdircctionverwaltet auch den im Jahre 1841

an die Stelle des aufgehobenenWollmanufactur-Unterstützungs-
fonds errichtetenAllgemeinen Jndustriefonds, welcherzur
Beförderung größerer industrieller und commerciellerUnterneh-
men dienen soll und bisher zu Anleihen an Tuchmacherzünfte,zu
Beisteuern für Gewerbeschulen:c. verwandt ist. Derselbe steht,
wie die Recepturcasse,unter Verfügung des Großherzogsund der
Stände. Ihm fließen zu 500 Thlr. N. % aus der Receptur¬
cassevon jedem Simplum außerordentlicherContribution und die
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sogen. Probenreutersteuer, eine Gewerbesteuerauswärtiger
Handlungsreisenden,welchenachProben und Charten ihre Waaren
anbieten. Diese ward 1827 in beiden Großherzogthümernzu
dem ausgesprochenenZweckeingeführt, der angeblichzunehmenden
Benachtheiligungder mecklenburgischenKaufleute durch den Han-
delsverkehrder Ausländer und der Belästigung der übrigen Ein-
wohner durch die Zudringlichkeitder sogen. Probenreuter ent-
gegenzuwirken. Durch Gesetz vom 21. Mai 1863 ward diese
Steuer neu regulirt. Die jährliche Abgabe für den Gewerbe-
scheinward von 30 auf 40 Thlr. Gold für Reisende,welchemit
Wein, Colonialwaaren, Seiden- und Wollwaaren handeln, und
von 20 auf 30 Thlr. Gold für Reisende,welchesonstigeWaaren
verreden wollen, erhöht. Der Gewerbescheinberechtigtden In-
Haber,seine Proben und Charten wirklichenKauf- und Handels-
leuten vorzulegen, bei Handwerkernund Fabrikanten aber darf
derselbebei 50 Thlr. Strafe nur solcheProducte, welchedieseals
Material zum Betriebe ihres Gewerbes brauchen, oder welche,
wenn sie einen offenenGewerbsladenhalten, in diesemvon ihnen
geführt werden, verreden und darauf Bestellungen annehmen.
Reisenden Weinhändlern steht der Verkehrmit Gastwirthen frei.
Das Vorlegen von Proben, sowie jedes Anpreisenund Verreden
bei Privatpersonen ist den Reisenden bei 50 Thlr. Strafe ver-
boten. — Der Ertrag der Steuer, welchernach Verhältniß von
6A zu VVzwischenSchwerin und Strelitz getheiltwird, beliefsich
früher auf 8000 Thlr. Seit der eingetretenenErhöhung derselben
wird sie etwa 10- bis 11,000 Thlr einbringen. Nach demEtat
von 1848/49 betrugendie ausstehendenForderungendes Industrie-
fonds 83,400 Thlr., außerdem stand noch nach Bericht des da-
maligen Cassiers vom 31. October 1848 eine weitereBelegung
von 4- bis 5000 Thlr. zu Johannis 1849 in Aussicht. Es
waren belegt bei der Landescreditcommissions-Schuldenabtragscasse
7000 Thlr. zu 3'/? pCt., beimeigentlichenLandkasten67,900 Thlr.
zu 3'/2 pCt. und beim Landkastenfür die Chaussee-und Wasser-
bautencasse 8500 Thlr. zu 3'/-- pCt. Nach der Steuerreform-



214

Vereinbarung vom 15. Mai 1863 sind dem Großherzogeaus
diesem Fonds 50,000 Thlr. gezahlt, wogegen derselbejährlich
2500 Thlr. an die Landstädte zahlt. Gegen die Zusicherung
dieser jährlichen Erhebung gestattetendie Landstände, wie schon
erwähnt, die freie und unbeschränkteEinfuhr des auf demplatten
Lande fabricirten Branntweins und Spiritus in dieselben,inglei-
chen, daß die Domanial-Krüge auch vom platten Lande aus mit
Branntwein versorgt werdenkönnen. Aus gleichenGründen hat
die Stadt Rostock eine Zahlung von 8000 Thlr. aus diesem
Fonds erhalten. Derselbemuß wegen dieserihm auferlegtenVer-
pflichtungengegenwärtigsehr zusammengeschmolzensein.

Der Etat der Recepturcassepro 1. Februar 18t>6/67 ist
in nachstehenderWeise festgestellt:

I. Einnahme. A. Aus indirectenSteuern: Papierstempel
44,000, Collateralerbsteuer18,000, Spielkartenstempel3000, Ka-
lenderstempel540 Thlr. Summa 65,540 Thlr. B. Aus der außer¬
ordentlichenEontribution: 1) aus 2 Edicten (ä 125,000 Thlr.)
250,000, 2) aus früherenSteuern 1500, 3) aus außerordentlicher
Steuer für fremdeKünstler 200 Thlr. Summe 251,700 Thlr.
C. Ueberfchußaus dem Eingangszoll :c. für Michaelis 1863 bis
Johannis 1865 16,350 Thlr. D. Dividendenauskunstaus den
A. und B. Actien der Berlin-Hamburger Bahn 90,030 Thlr.
Gesammteinnahme423,620 Thlr.

Im Jahre 1848/49 war der Etat der Einnahmen aus dem
Papierstempel28,000, der Collateralerbsteuer7000, dem Karten¬
stempel2917 Thlr. und demKalenderstcmpel513 Thlr. Während
hienach die Einnahmen aus den letztgenanntenbeiden Positionen
stationär geblieben sind, haben sich die Einnahmen aus dem
Papierstempel um 57 und die Einnahmen aus der Collateral-
erbsteuer um 157 pCt. vermehrt. Die Einnahme aus einem
Simplum der außerordentlichenEontribution ward für 1848/49
zu 93,000 Thlr. veranschlagt, während das Simplum jetzt zu
125,000 Thlr. etatisirt ist, so daß die Einnahme sich um ein
Dritttheil erhöht hat. Nach dem vierjährigen Durchschnittder
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Jahre 1860/64 betrug die wirklichejährlicheAuskunftaus dem

Papierstempel44,918, aus der Collateralerbsteuer22,873, auS dem

Spielkartenstempel3214, aus demKalenderstempel336 Thlr., auS

dem Simplum der außerordentlichenEontribution 125,628 Thlr.

Der Ueberschußaus dem Eingangszoll :c. im Betrage von

16,350 Thlr. ist, wie S. 32 mitgetheilt,mit Vorbehalt der defi--

nitiven Liquidation nach Ablauf des dritten Rechnungsjahres,der

Recepturcasseüberwiesen. Nach Vereinbarung wird der Groß-
Herzog von den dann sich ergebendenUeberschüssen30 Procent
erhalten, der Nest verbleibtder Recepturcasse. In Aussichtstehen
aber, wie schon hervorgehoben,erhöhte Forderungen wegen der
die frühereVeranschlagungüberschreitendenErhebungskosten,welche
von den beidenGroßherzögennur einstweilengegen ein Bausch-
quantum von jährlich 72,000 Thlr. übernommensind. Es ist
daher noch zweifelhaft, ob die erwähnten und etwaige fernere
Ueberschüssenicht durch vermehrte Erhebungskostenmehr als
absorbirt werden.

Im Etat 1848/49 konntenkeineDividendeneinnahmenaus
den A- und B-Actten der Berlin-Hamburger Bahn verzeichnet
werden, well dieselben1848 keine Dividenden gewährten. Die
L-Actien gewährten auch für 1849 nur einen Ertrag von Vto,
von IV2 pCt. für 1850 und von 2 Procent für 1851. Erst im
Jahre 1852 gewährtensie eine Dividendevon 3V»Procent. Von
1853/60 betrugdie Dividendederselben3'/-, 4, 4, 4'/j, 5, 4'/i, 4'/z,
b3U pCt. Die A-Actien sind die im freien Verkehr befindlichen,

die L-Actien aber, von welchen3 Millionen Thlr. ausgegeben
worden sind, wurden zur Hälfte von der Stadt Hamburg, zur
anderen Hälfte von der fchwerinschenRegierung übernommen.
Der nach Berichtigung der Betriebskosten,der Zinsen der Priori-
tätsobligationen und deren Amortisationsquoteund des statuten-
mäßigen Beitrags zum Reservefondsübrig bleibendeNeingewinn
wird in der Weise vertheilt,daß zuerstdieA-Actien4'/* pCt. und
dann die L-Actien 3'/- pCt. Dividende erhalten. Der alsdann
noch verbleibendeRest des Reingewinns wird zu % an die
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A-2lctien vertheilt und zu % in der Weise verwendet,daß zu-
vörderst den B-Stetten das nachgezahlt wird, waS sie in früheren
Jahren weniger als 3V»pCt. empfangen haben, daß ihnen ferner
fürs laufende Jahr soviel zugelegt wird, um ihre Dividende auf
4'/2 pCt. zu bringen und daß alles übrige zur Amortisation von
L-Actien dient. Zur Amortisation dieser Actien wird auch die
der Berlin-Hamburger Gesellschaft seitens Preußens auferlegte
Steuer verwendet. Schon früher ist mitgetheilt, daß der größte
Theil der A-Actien bereits 1851 zur Abtragung der Lutterothschen
Anleihe verwandt und dadurch der Bestand der ersteren auf
6000 Thlr. vermindert ist. Der Bestand der L-Actien ist all-
mälig durch Amortisation Johannis 1864 auf 1,384,200 Thlr.
herabgegangen. Der Jahresbetrieb im Jahre 1864 war ein äußerst
günstiger. Der Reinertrag betrug 1,326,000 Thlr. und wurden
den A-Actien 10 pCt. und den L-Actien 9 pCt. Dividende ge-
zahlt. Mecklenburg-Schwerin bekam auf seine L-Actien an Divi-
denden 62,838 Thlr., an Superdividenden zur Amortisation
68,536 Thlr. Außerdem erhielt eS nochfür 604 aus der im Jahre
1864 97,000 Thlr. betragenden preußischenEisenbahnsteueramor-
tisirte L-Actien k 200 Thlr. 52,264 Thlr., so daß Johannis 1865
der Bestand der L-Actien 1,263,400 Thlr. betragen hat.

II. Ausgabe.
A. Direct durch die Necepturcasse: 1) Pensionen vormaliger

freiwilliger Jäger und Militairs 6600 Thlr.; 2) an die Land-
kastenbalance F, 1 von 2 Simpla der a. o. Coutribution (ä
1500 Thlr.) 3000 Thlr.; 3) an den Jndustriefond (k 500 Thlr.)
1000 Thlr,; 4) zum Etat der Necepturkasseund zum Stempel-
betriebe 15,000 Thlr.; 5) an die Hebammenunterrichtsanstalt
1050 Thlr.; 6) an das Taubstummeninstitut 3000 Thlr.; 7) zur
Unterhaltung der Fußgensdarmen 8000 Thlr.; 8) nach der Ver-
einbarung über die Steuerreform vom 15. Mai 1863 an Rostock
39,400, an Wismar 17,000 Thlr.; 9) an das Rettuugshaus
zu Gehlsdorf 500 Thlr.; 10) an das Blindeninstitut 4500
Thlr. Summa 99,050 Thlr.
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B. Zur Verwendung auf die Schuldentilgungscasse74,600
Thlr. Von dieserSumme werdenbestrittendie auf den Johannis
1865 noch verbliebenenBetrag der Salomen Heine'schen An¬
leihe von 2,978,000 Mark Bco. zu zahlendenZinsen und Pro-
vision von zusammen104,091 Mk. Bco. oder 53,086 Thlr. zum
Course von 153 pCt., der Kapitalabtrag von 37,687 Mk. Bco.
oder 19,220 Thlr. einschließlichder an Salomen Heine zu
zahlendenProvision und die Verwaltungskostenfür die Schulden-
tilgungscasse im Betrage von 2292 Thlr. (400 Thlr. für den
Oberzahlcommisfair,800 Thlr. an den Kassenschreiber,350 Thlr.
an einen Commissionssecretairund 742 Thlr. für Bureaukosten.)

C. Zur Verwendung aus die Chaussee-und Wasserbaucasse:
1) Zinsen auf die am 1. Juli 1865 verbliebeneSchuld von
735,975 Thlr.: 26,000 Thlr.; 2) Verzinsung der Schuld von
35,000 Thlr. für die Rostock-Neubrandenburger Chaussee,
nach Abzug der StrelitzschenQuote von V?,1200 Thlr.; 3) Ver-
zinsung der Anleihe der früheren Elde- zc. Actien-Societät von
112,600 Thlr. N. % und zu Verfuren, nach Abzug der Stre-
litzer Quote von W, 4400 Thlr.; 4) zehnte und letzteRate des
Zuschusseszu den Elde- :c. Wasserwerken,nach Abzug der Stre-
litzer Quote von '/?, 6860 Thlr.; 5) an ordentlicherund außer-
ordentlicherLandeshülfe: a. für die ChausseeGnoien-Deven
72,000 Thlr., b. für den Neukalener Kanal 7100 Thlr., zu-
fammen 79,100 Thlr.; 6) zur Unterhaltung von 103 Meilen
Landeschausseen(92,337 Thlr. Ausgabe, 61,217 Thlr. Einnahme)
31,120 Thlr.; 7) zum Abtrag auf die Kapitalschuldder Chaussee-
und Wasserbaucasse13,000 Thlr.; 8) Administrationskosten800
Thlr. Summa 162,480 Thlr.

D. Zur Verwendung auf die 18. und 19. Rate der Ab-
lösungssummefür den Sundzoll (ä 10,245 Thlr.) 20,490 Thlr.

E- Zur Verwendung auf dieKasseder Landeshülfezum Bau
derFriedrich-Franz-Bahn:1) zumAbtragauf dieSchuld dieserKasse
(am 1. Juli 1865) 50,000 Thlr.; 2) zur Verzinsungder angeliehe-
nen Kapitalien,Verfurkosten:c. 17,000 Thlr. Summa 67,000 Thlr.



218

Die sämmtlichenAusgaben der Recepturkassesind demnach,
wie die Einnahmen derselben,zu 423,620 Thlr. veranschlagt.

Wenn man von der Einnahme der Recepturkassedie Ein-
nähme aus den A. und B. Aktien mit 90,030 abzieht, so ver¬
bleibt ein Einnahmebestand aus den indirecten Steuern, der
außerordentlichenContribution und demUeberschußaus demEin-
gangszoll von 333,000 Thlr.
der landesherrlicheEtat vereinnahmtean Steuern

und Zöllen, wie nachgewiesen 856,000 „
dazu noch die im Domanialetat aufgeführteor-

deutlicheHufensteuermit 34,000 „
Beiträge der schwerinschenStände zum ständi-

schenEtat 83,000 „

Summa 1,306,000 Thlr.

Die gesammteSteuer beträgt hienach2,z Thlr. für denKopf
der Bevölkerung,wobei wir unberücksichtigtlassenwollen, daß
durch die Eisenbahndurchgangsabgabenund die Elbzölle das Aus-
land verpflichtetwird, mehr als den fünften Theil zu unserem
Steueretat zu contribuiren. Die Steuer wird aber in Wirklichkeit
fast 3 Thlr.pr.Kopf betragen,weil in dennächstenJahren die außer-
ordentlicheContributionsichvoraussichtlichwiederumum einehalbe
Erhebung vermehrenwird,und weil dieEommunalsteuern,soweitsie
staatlichenZweckendienen,hier außer Ansatzgebliebensind, indem
die Darlegung unserer Eommunalsteuern eine selbständigeArbeit
erfordert, die wir uns für die Zukunft aufsparen wollen. Bei
unsereneigentümlichen feudalenVerhältnissenwird aber ein nicht
unbeträchtlicherTheil unserer Steuern für staatlicheZweckedurch
die städtischenCommunen aufgebracht, während in den übrigen
deutschenStaaten für solcheZweckeStaatssteuern erhoben.wer-
den. Wir wollen nur auf unsere beiden Seestädte, welcheeine
mehr oder weniger staatlicheBedeutung haben und den größten
Theil ihrer öffentlichenAusgaben aus eigenenMitteln bestreiten,
auf die aus Communalmitteln zu bestreitenden Kosten der
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Magistratsgerichteund der den Magistraten zustehendenfreiwilligen

Gerichtsbarkeitin den Landstädtenund auf die gleichfalls aus

Communalmitteln zu zahlendenKosten der landständischenVer-
tretung hinweisen. Wie bedeutendzum Theil die städtischen

Communalsteuern sind, geht daraus hervor, daß z. B. in

Rostock die jährlichen städtischenAbgaben mehr als 100,000

Thlr., also fast 4 Thlr. pr. Kopf und zusammen mit den Lan-

desabgabenmehr als 7 Thlr pr. Kopf betragen. Die Gegner
Preußens lieben es, das niedrig besteuerteMecklenburgdem hoch-
besteuerten Preußen entgegenzustellen,und zugleich damit den

Anschluß Mecklenburgs an den deutschen Zollverein zu be-

kämpfen. Wir halten ihnen aber die Thatsachenentgegen, daß

die directen und indirectenSteuern des preußischenStaats im

I. 1861 63 Millionen Thlr., oder etwa 3,3 für den Kopf der

preußischenBevölkerung, also pr. Kopf nur 3/io mehr als in
Mecklenburgbetrugen. Wenn man nun erwägt, daß gerade die
reichenund wohlhabendenKlassen, namentlich die Rittergutsbe-
sitzerbei uns sehr niedrig besteuertsind, daß dagegendie Haupt-

steuerlast auf unserer unbemittelteren und wenig steuerkräftigen
Bevölkerungruht und daß der steuerkräftigeMittelstand in Folge
unserer feudalenVerhältnissehier nur in verhältnißmäßiggeringer
Anzahl existirt, so ist es unzweifelhaft, daß die Steuerlast hier
relativ größer ist, als in Preußen.*) Diese Vergleichungenthält
zugleich eine Widerlegung derjenigen, welche behaupten, daß in

•) Daß bei einer statistischen Vergleichung der Steuern nicht die absolute,

sondern die relative Höhe derselben maßgebend ist, weist sehr gut nach Ed.

Pfeiffer, Vergleichende Zusammenstellung der europäischen Staatsausgaben,

1865. „Auch der Grad der wirtschaftlichen Entwicklung ist hier von großem

Einfluß, und eS unterliegt gar keinem Zweifel, daß die 16 Thlr. pr. Kopf,
welche von der englischen Regierung jährlich verausgabt werden, weit weniger
hart empfunden werden, als die 2 — 3 Thlr. auf jeden Kopf, welche daS
türkische, oder die 5 Thlr., welche daS russische Budget jährlich erfordert.
Vgl. Julius Faucher uud Otto Michaelis. Vierteljahrsschrift für Volks-
wlrthschast, 3. Jahrg., 2. Band, S. 199, wo gesagt wird, daß eine Ver-
gleichung der „Thaler" nicht genüge, indem „in den verschiedenen Ländern
der Thaler eine ganz verschiedene wirthschaftliche Bedeutung hat."
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Ländern mit großen Domänen die Steuerlast eine geringeresei.
Trotzdemdaß unser Domanialreichthumverhältnißmäßigunendlich
bedeutenderist, als in Preußen, sind unsere Steuern absolut fast
eben so hoch,und relativ viel drückender,als dort.

Die gegenwärtigen landesherrlich- ständischenund auf die
RecepturkassegegründetenSchuldensind:

1) die am 6. Oktbr. 1843 abgeschlosseneSalomon Heine-
sche Anleihe, welcheursprünglich3,750,OVOMark Banko oder
1,875,000 Thlr. Crt. betrug und zum Zweckeder Zahlung der
übernommenenBerlin-Hamburger Eisenbahnactienaufgenommen
ward. Diese Anleihe ward zu 3'/- pCt. und zum Course von
98 pCt. abgeschlossen.In einemNebenvertrageward jedochdem
Anleiher noch eine Provision von 2 pCt. bewilligt, außerdem er-
hält derselbebei jeder Abtrags- und Zinszahlung eine Provision
von pCt. der gezahltenSummen. Die auf ein Procent des
Nominalbetrages festgestellteAmortisation begann im I. 1848
und wurden zu diesemZweckdie Obligationen ausgelost. Johan-
nis 1865 betrug die Schuld noch 2,978,000 Mark Banko oder
1,491,500 Thlr. Crt., wogegenaber für 169,500 Mark Banco
Obligationen dieserAnleihe angekauftsind, so daß sich die Schuld
aus 2,810,500 Mark Banko oder 1,405,250 Thlr. Crt. reducirt.

2) die Anleihe zn Chaussee- und Wasserbauten. Die
Chaussee-und Wasserbaukassewird unter Leitungdes EngerenAus-
schnsscsdurch den Landkasten verwaltet. Die Schuldverschrei-
bungenstelltseitdemEingehender Schulden-Tilgungs-Commission
die Reluitions - Commission aus. Ein Kapitalabtrag ward erst
1846 beschlossen.Auf dem Landtage 1858 wurden die Grund-
sätzefür Bewilligung von Landeshülfendahin festgesetzt,daß es
bei den bestehendenBedingungen, wonachjährlich 50,000 Thlr.
zum Schuldenabtrag und 60,000 Thlr. für bewilligteLandes-
hülfen in den Etat der Recepturkasseaufgenommenwerden, ver-
bleiben solle. Falls in einzelnenJahren die 60,000 Thlr. nicht
gebrauchtwürden, so sollte das übrige für verstärktenSchulden-
abtrag zur Verwendung kommen; eine entsprechendeAbminderung



221

deS SchuldenabtrageSsollte aber in Jahren, wo mehr als 60,000
Thlr. gebrauchtwürden, eintreten. Im I. 1848/49 betrugen
diese Schulden 1,654,942 Thlr. und erreichten 1850 die Höhe
von 1,718,000 Thlr. Von da an trat eine allmählige Abmin-
derung ein, und am 1. Juli 1865 war der Schuldenbestand
735,975 Thlr.

3) die Schulden der aufgelöstenActiengesellschaft zur
Schiffbarmachung der Elde, Havel und Stör. Die völlige
Schiffbarmachungder Eldegewäfserward in dcn Jahren 1831/37
durcheinevom LandeunterstützteActiengesellschaftvollendet. Dies
Unternehmen verursachteder Gesellschafteinen Kostenauswand
von 572,627 Thlr. N. 2/3,wozunoch die Landeshülfevon 130,000
Thlr. N. 2/3kam. Im I. 1858 wurden die Elde-, Stör- und
Havelwerkevon den beidenLandesherrenund den Ständen über-,
nommen, weil die Actiengesellschaftnicht einmal die Werke aus
dem Ertrage erhalten, viel weniger noch ihren Verpflichtungen
gegen die Gläubiger nachkommenkonnte. Die Schulden der auf-
gelösten Gesellschaftbeliefen sich auf 131,366 Thlr., wovon
75,833 Thlr. von den beidenLandesherrenund 55,533 von diesen
und den Ständen gemeinsamgarantirt wurden. Rücksichtlichder
75,833 Thlr. verglichensich die LandesherrendurchVereinbarung
vom 22. Septbr. 1859 dahin,daßdieselbennachdemVerhältnißvon
Vi und Vs zwischenihnen getheiltwerdensollten,so daß der Groß-
Herzogvon M.-Schwerin60,666Thlr. zu übernehmenhatte.Von den
55,533 Thlr. fielen6/Vmit 47,600 Thlr. gemeinschaftlichauf diesen
und die fchwerinfchenStände. Zum Zweckdieserneuen Regnlirung
wurdensämmtlicheSchuldverschreibungenderaufgelöstenSocietät ge-
kündigt. JederLandesherrstelltefür feinenAntheilneueQbligationen
aus und ebensowurdenwegen der gemeinschaftlichenSchulden für
jedenLandestheilnachdemVerhältnißvon 6Azu '/? neueObligatio-
nen ausgestellt.Die VerzinsungdergesammtenSchuld von 131,366
Thlr. geschiehtso lange aus gemeinsamenMitteln, als die Landes-
Herrendie betreffendenWasserwerkeihrer Bestimmung entsprechend
erhalten,und zwar für M.-Schwerin aus derChaussee-und Wasser¬
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baukasse,für M.-Strelitz aus derCentral-Steuerkasse.In Betreffdes
Abtrags der gemeinsam übernommenenSchulden ist festgesetzt,
daß solcheim Fall des AufHörensder ganzen Flußbauanlage aus
gemeinsamenLandesmitteln gezahlt werden sollen, insoweit sie
nicht aus dem Erlöse aus den WasserwerkenDeckungfinden.

4) die Schuld für die Ablösung des Sundzolls. Durch

den Vertrag wegenAblösungdes Sundzolls vom 14. März 1857

und die zwischen M.-Schwerin und Dänemark abgeschlossene

Specialconvention vom 4. April 1857 ward die auf erstereS

fallende Ablösungsquotezu 373,663 Rd. R. M. oder 280,247

Thlr. Crt. vereinbart. Die Zahlung sollte in 40 halbjährigen
Raten von 10,245 Thlr. vom 1. Oktbr. 1857 an geschehen,wo-

bei die Zinsen zu 4 pCt. berechnetwurden und die Gesammt-

summe der halbjährigenZahlungen sich nach der doppeltenGrund-

läge der zu zahlendenAnnuitäten und der Capitalisirung der sin-

kenden Zinsen bestimmte. Auf dem Landtage von 1857 ward

die Uebernahme der Schuld auf die Recepturkassebeschlossen.

Dieselbebetrug am 1. Oktbr. 1865 119,105 Thlr.

5) die Anleihe für die Rostock - Neubrandenburger

Chausseevon 35,000 Thlr., wovon 30,000 Thlr. auf M.-Schwe-

rin und 5000 Thlr. auf M.-Strelitz fallen. Die Zinsen werden

für den ersterenLandestheilaus der Chaussee-und Wasserbaukasse,

für den anderen Landestheilaus der Central-Steuerkassegezahlt.

6) die Schuld für den Bau der Friedrich-Franz-Bahn.

Dieselbewird von dem Landkastenunter Leitung des Engeren

Ausschusses verwaltet. Die Ausstellung der Schuldverschrei-

hingen geschiehtdurchdie Reluitionscommission.Die Beihülfe der

Recepturkasseist zu 750,000 Thlr. festgesetzt. Die bisher zu

diesem Zweck aufgenommene Schuld betrug Johannis 1865

332,175 Thlr.

Nach dem Voraufgehendenist jetzt der Stand der landes-

herrlich-ständifchenSchulden folgender:
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1) Salomen Heine'scheAnleihe. . . . 1,405,250 Thlr.
2) Anleihezur Chaussee-und Wasserbau-

lasse ... . 735,975 „
3) Schuldender ausgelöstenEldesocietät. 47,600 „

(Außerdemist die vom Großherzoge
übernommeneSchuldvon60,666Thlr.
aus der Recepturkassezu verzinsen).

4) Sundzollschuld 119,105 „
5) Anleihefür die Rostock-Neubrandenb.

Chaussee 30,000 „
6) Schuldenfür dieFriedrich-Franz-Bahn 392,175 „

Summa 2,730,105 Thlr.
An Activa sind vorhandendie Berlin-

HamburgerA.-2lcttenvon 6000 Thlr. und do.
L.-Actienvon 1,263,400Thlr., zusammen. . 1,269,400 „

Der Ueberschußder Passiva beträgtalso 1,460,705 Thlt

SämmtlicheEtats rekapitulirenwir nachstehend:

Einnahmen.
Ordentlicherund außerordentlicherlandesherr-

licherEtat 5,356,000 Thlr.
Ständischer Etat, insoweit die schwerinschen

Stände dazu contribuiren 83,000 „
Landesherrlich-ständischerEtat 423,000 „

Summa 5,862,000 Thlr.
Ausgaben.

LandesherrlicherEtat. . . 4,344,000 Thlr.
StändischerEtat, insoweitdie
Ausgaben aus den Mitteln
derschwerinschenStände ent-
nommenwerden .... 83,000 „

Landeßherrlich-ständischerEtat 423,000 „~
4,850,000 „

Ueberschuß1,012,000 Thlr.
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Der gesammteSchuldenstandist folgender:
LandesherrlicheSchulden 7,000,000 Thlr.
StändischeSchulden 156,000 „
Landesherrlich-ständischeSchulden . . . . 1,460,000 „

Summa 8,616,000 Thlr.
Die Finanzlagedes Großherzogthumsist hienacheineäußerst

günstige. Der jährlicheNeinüberschußbeträgt mehr als eine
Million Thaler, und der Schuld von 8,616,000 Thlr. steht
im Domanialvermögenein Activumvon 90 bis 100 Millionen
Thaler gegenüber.



Dte Notwendigkeiteiner durchgreifenden
Reformder Finanzverhaltnijse.

Trotz der günstigenFinanzlageist eine gründlicheReform

unserer Finanzverhältnissedringend geboten. Die voraufgehende

Darlegung liefertden Beweis dafür.
Wir haben nachgewiesen,daß unsere Steuern, trotz des

großenDomanialvermögens,sehrhochund ungleichvertheiltsind,

daß sie den minderWohlhabendenzu sehrdrückenund denreichen
Grundbesitzer fast frei ausgehen lassen, daß die neue Steuerreform *

die Ungleichheitennicht beseitigtund die Steuerpflichtigenmit
verstärktenunnöthigenLasten beschwerthat, daß der Grenzzoll
uns in unsererwirthschaftlichenEntwickelungzurückhältund daß
wir, anstatt einen separatenGrenzzoll einzuführen, uns dem
deutschenZollvereinhätten anschließensollen, daß die Steuer-
reform dem mittelalterlichenAversionalsystemnichtdas rationelle
einheitlicheBudgetsystemsubstituirthat, und daßdas Volk,dessen

Taschendie Steuern entnommenund über dessenVermögendis-
ponirt wird, wederüber dielandesherrlichenEinnahmennochüber
die landesherrlichenAusgaben irgend eine offizielleAufklärung
erhält, geschweigedenn ein Mitbestimmungsrechtdarüber hat.
Wir haben dargelegt,daß unsereDomainen lange nicht die Ein-
nahmen erzielen,welchesiebeirationellerBewirthschastungerzielen
könntenund daß die Ausgaben für dieselbeneine enormeHöhe

15 .
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erreichen,daß hieran die bureaukratischeVielregierereidie Schuld
trägt und daß dieseauch die gedeihlicheEntWickelungdes land-
wirthschaftlichenBetriebes im Domanium verhindertund damit
in unheilvollerWeise aus den Wohlstanddes ganzen Landes
zurückwirkt. Wir haben ferner gezeigt,daß im landesherrlichen
Etat die Ausgabennicht richtigvertheiltsind, daß in demselben
die Ausgaben für unproduktiveZweckeeine unverhältnißmäßige
Höhe einnehmen,währenddie Ausgabenfür Schulen und pro-
ductiveZweckeauf das Knappstebemessensind. Wir haben„den
Superlativ des Außerordentlichenund Wunderbaren",den stän-
dischenEtat mit seinen schwerverständlichenBalancen kennen
gelernt. Wir haben gesehen,daß auf den mittelalterlichenBaum
unseresFinanzwesensein modernesReis in Gestalteineslandes-
herrlich-ständischenEtats mit seineraußerordentlichenEontribution
gepfropftist, welchewiederumdie Hauptlastder Besteuerungauf
die unteren Klassen wirft und dm wohlhabendstenStand nur
mit einemMinimum bedenkt.

In dem gefundenen„Ueberschuß"liegt geradedie schwerste
Anklagegegen die Rationalität unserer Finanzwirthschaft.Bei
dem Budgetconflietin Preußen vertritt das gegenwärtigeMini-
sterium die Ansicht, daß die Überschüsseaus dem Budget zu
weiterenAusgabenzu verwendenseien,währenddas Abgeordneten-
Haus den allein richtigenGrundsatzaufstellt,daß zuerstdie noth-
wendigenAusgaben für die Staatsverwaltung bestimmtwerden
und dann die Einnahmenso festgestelltwerdenmüßten, daß sie
jenen Ausgaben entsprächen,daß aber die Ueberschüsseeine Er-
leichterungder Steuerlast des preußischenVolkeszur Folgehaben
sollten. Dies Princip hat in England längst gesetzlicheGül-
tigkeitgehabt. Wenn dort Budgetüberschüssevorhandensind, so
werden Steuern aufgehobenoder entsprechendabgemindert,und
auf dieseWeise sind dem englischenVolk Steuerlastenim Be-
trage von vielenMillionen abgenommen.Bei uns ist abernichts
dergleichengeschehen.UnsereSteuern sind vielmehr drückender
und größergeworden. Bei dem jährlichenUeberschußvon einer
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Million formte man den Grenzzollmit seinenkostspieligenEin-
richtungenganz entbehren, den größten Theil der einenBetrag
von IV« Million ergebendenSteuern aufhebenund dadurchzu-
gleich an Ausgabenfür die Verwaltung der Steuern Hundert-
tausendejährlich sparen. Wenn auch nur jährlicheine Million
in den Händen der Steuerpflichtigengebliebenwäre, welchen
segensreichenEinfluß würde dies auf die wirtschaftlicheEnt¬
wicklung des Landes geäußert haben. Wollte man aber einen
so großenSteuernachlaßnichtbewilligen,sohätteman mit einem
Theil des Ueberschussesdie Schulden des Landesabtragenund
so weiterenRaum für Steuernachlässeschaffen,oder auch einen
Theil desselbenauf die geistigeHebungdes Volkesund für die
so notwendige Verbesserungdes Einkommensder Schullehrer,
der Subalternbeamten,der Unteroffiziereund Soldaten verwenden
können. Das Volkaber weiß jetztnichteinmal,welchenZwecken
die erspartenMillionen dienen.

Es ist endlichZeit, daß dies.veralteteund gegendie ersten
Grundsätzeder FinanzwissenschaftverstoßendeAversionalsystem,
welchesdem Volke nur Pflichtenauferlegtund keineRechtezu-
erkennt, dem rationelleneinheitlichenBudgetsystemPlatz mache.
Das mecklenburgischeVolk stecktnicht mehr in den Jahren der
Unmündigkeit,der beschränkteUnterthanenverstandist abgestreift,
und die Zeiten sind vorbei, wo die Kenntnißdes Finanzwesens
als die unantastbareprivilegirteDomaine einiger Finanzmänner
aufgefaßt ward. Die Wissenschafthat auch über das Finanz-
wesendas gehörigeLichtverbreitet,die demselbenzu Grunde zu
legendenPrincipien aufgestelltund den engen Zusammenhang
desselbenmit der Volkswirthschaftdargelegt. Die Finanzfachleute,
wenn sie brauchbarsein sollen,müssenjetztbei der Finanzwissen-
schaft in die Schule gehen. Das mecklenburgischeVolkhat ein
Recht darauf, daß der über seineFinanzenausgebreiteteSchleier
weggezogen,daß über das vom privativenVermögendes Landes-
Herrnzu trennendeStaatsvermögenohneseineGenehmigungnicht
verfügt,daß ohne seineZustimmungkeineSteuern und Abgaben

15»
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erhobenund keineStaatsausgaben gemacht,und daß dieSteuern

so geordnetwerden,daß keineBevorzugungeinzelnerStände und

Güter stattfindet. Denn das Staatsvermögengehörtdem ganzen

Lande und das Volk hat die Steuern zu zahlen. Fast sechszig

Jahre sind verflossen,seit Friedrich Franz I. zuerst, unter

ZustimmungderLandschaft,diejenigenfinanzwirthschastlichenGrund-

sähe, deren Verwirklichungwir als ein Recht des Volkes an-

erkennen,den Ständen gegenüberfeierlichstproclamirthat. Im

Staatsgrundgesetzvom 10. October1849 erhieltendieseGrund-

sätzegesetzlicheForm. Aber immer wiedergelanges den Feuda-

lissimi, einen Keil zwischenFürst und Volk zu treibenund die

practischeAnwendungjener Principien zu vereiteln. Der Geist

der Zeit ist seit der feudalenRestaurationsepochemächtigvor-

wärts geschritten. DaS mecklenburgischeVolk ist durch herb«

Ersahrungen und Prüfungen reifer geworden. Man wird ihm

nichtlänger sein Rechtversagenkönnen.
Wir zweifelnauchnicht,daß in kürzesterFrist eine Reform

des mecklenburgischenFinanzwesensin dem von unS angestrebten

Sinne erfolgenwird. Denn die Einführung des einheit-

lichen Budgetsystems ist eine geschichtliche Nothwen-

digkeit geworden.
Seit langen Jahren haben wir mit einigenwenigenGesin-

mmgsgenossenden Kampf für die wirthschasllicheFreiheitgeführt.

Wir hatten keineanderenWaffen, als die WaffederWissenschaft-

lichenWahrheit. Von dieseraber machtenwir den nachdrücklich-

sten Gebrauch. Wir klärten die öffentlicheMeinung innerhalb

unseresengerenund weiterenVaterlandesüber unseremateriellen

Zuständeauf und bewiesendamit, daß eineverkehrteWirthschasts-

Politikeinen tüchtigendeutschenVolksstammin seiner wirthschast-

lichenEntwickelungvollständighemme.Wir zeigtendieunheilvollen

Folgen, welcheein längeres Beharren bei der Feudalwirthschast

haben würde. Wir ließen uns auch dadurchnichtbeirren, daß

die Feudalpartei uns entartete Söhne des Vaterlandes nannte

und uns fälschlichder VerläumdungunsererZuständebeschuldigte,
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und daß unser Wirkenbei fremdenHöfen in ministeriellenCir-
culardepeschendenuncirtwurde. Denn wir hieltenes und halten
es noch jetzt für unsere,wenn auchschmerzliche,dochpatriotische
Pflicht, unserewirthschaftlichenZustände,wo immerdie Gelegen-
heit sich bietet, in ihrem wahren Lichtezu zeigen. Das Aus-

sprechender Wahrheit mag Einzelne verletzen,es frommtaber

dem Ganzen. Das ErkennenderKrankheitverbürgtihreHeilung.

Die vorausgesagtennotwendigen Folgen einer verkehrtenWirth-
schaftspolitikließennichtauf sichwarten. Unserenichtvon uns
herbeigerufenenBundesgenossenwurden die Auswanderung
und dieArbeiternoth. Der volkswirthschaftliche Verein
zu Rostock sprachin Übereinstimmungmit uns seine Ueber-

zeugung dahin aus, daß beide UcbelständenichtdurchZwangs¬

maßregeln, sondernnur durch Hinwegräumungder Hindernisse,

welchendie freie Bewegung und Verwerthungder Arbeitskraft
unterliege, vorgebeugtwerdenkönne, und daß dieseHindernisse
hanptsächlichdie folgendenwären: die Geschlossenheitder großen
Landgüterund die dadurchbedingteUnmöglichkeitkäuflicherEr-
Werbungvon kleinem,ländlichenGrundbesitzzu freiemEigenthum,
die mangelndeFreizügigkeitund die durchZunftwesenundBann-
rechte bedingteUnfreiheitin der Wahl und Ausübungdes Ge-
Werbebetriebes.Die Noth erzeugteendlichdie bessereEinsicht.
Jetzt stehendie „entartetenSöhne des Vaterlandes"nichtmehr

allein im KampfegegendieFeudalwirthschaft,selbstin denReihen
ihrer bisherigen Gegner sind ihnen Mitkämpferfür die wirth-

schaftlicheFreiheit erstanden. Der zum größerenTheilaus Guts-

besitzen?bestehendepatriotische Verein hat in seinerim Juni

v. I. stattgehabtenund von den Depntirten der über das ganze
Land verbreitetenZweigvereinebeschicktenGeneralversammlung,
sichmit 73 gegen20 Stimmen im Sinne wirthschastlicherFrei-

heit ausgesprochen.Derselbehat bei der Landesregierungbefür-

wortet die möglichsteErleichterungzur Eingehungder Ehe und

Gewährung der Niederlassungfür die unverheirathetenMecklen-

burger, die thatsächlicheFreiheit für denansässigenMecklenburger,
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die Heimathdort zu nehmen,wo er Wohnung finden könne,die

freie Gestattungdes Gewerbesund eiue leichtereErwerbung von

freiem, kleinem, selbstständigemGrundbesitz. In dem letzten

Punkte schloßsich die Regierung der Auffassungdes patrioti-

schenVereins an. Sie proponirtedem Landtagedes verflossenen

Jahres eine Abänderungder Verordnungvom 6. Februar 1827

wegen Errichtung von Erbzinsstellenauf den ritterschaftlichen

Gütern und legte demselbeneinen die Erleichterungder Erwer-

bung kleinerenGrundbesitzesim Ritterschaftlichenbezweckenden

Gesetzentwurfzur Annahmevor. Diese Proposition ward damit

motivirt, daß jene Verordnung von 1827 ihren Zweck,die Er-

WerbungkleinerenGrundbesitzesin denritterschaftlichenGütern zu

erleichtern,nicht erfüllt habe. Seit jener Zeit hätte die Begmn-

dung von kleineremGrundbesitzin jenemLandestheilnicht oder

nur in sehr geringemUmfangezugenommen,„zu welchem,die

Wohlfahrt des Landes tief berührenden Resultate

allerdingsauch andereUrsachenmitgewirkthaben." Der Groß-

Herzog erkennees deshalb zunächstfür eine Pflicht der Gesetz-

gebung,die in ihr liegendenals HindernissedeSgedachtenZweckes

erkanntenBestimmungenabzuändernund daher die Verordnung

vom 6. Februar 1827 einer Revisionzu unterwerfen. Der vor-

gelegteGesetzentwurfward freilichvom Landtageauf Grund deS

Berichtes der von ihm eingesetztenCommittemit großer Majo-

rität abgelehnt. Die extremefeudale Partei wolltevon irgend

welchenAbänderungendes Bestehendennichtshören. Sie erklärte

die Auswanderungfür eine vorübergehendeKrankheitund wandte

sichmit großerGereiztheitund in ähnlicherWeise,wiesie früher

gegen die „entartetenSöhne" aufgetretenwar, wenn auch in

etwas höflichererForm, gegendie Regierungund ihreVorschläge.

Der Landtag billigte durchseinen Beschlußauchden Theil des

Eomittenberichts,welchergegendieAuffassungdergroßherzoglichen

Vorlage,daß das Wohlwollenauf der einenSeite und das Zu-

trauen auf der anderen Seite zwischenden Grundbesitzernund

ihren Tagelöhnernso ganz geschwundensei, feierlichstproteftirte,
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und weiter bemerkte,„es sei nichtwohlgethan,durchSchilderung
etwaiger, hie und da vorhandenenMängel in den allerdunkelsten
Farben das noch bestehendeZutrauen zu erschüttern."Aber der
Großherzog erklärteim Landtagsabschiedeim Interesse der
Landeswohlfahrt seine Nichtübereinstimmungmit dem ableh-
nendenständischenBeschlüsseund trat der ständischenAuffassung,
welchedas Bedürsnißeiner der ausgedehnterenBegründungklei-
nen GrundbesitzesförderlichenGesetzgebungin Abredestelle,ent-
schiedenentgegen. Es ist gewißerfreulichund anerkennenswerth,
daß sichan höchsterStelle die UeberzeugungBahn gebrochenhat,
daß eine materielleReform nothwendigsei und daß die Landes-
Wohlfahrtdie Beseitigungder dem ErwerbkleinerenGrundbesitzes
im NitterschastlichenentgegenstehendenHindernisseverlange. Aber
wir könneneiner solchenMaßregeldochnur unter der Voraus-
setzungbeistimmen,daß sie als Anfang einergründlichenmateriel-
len Reformzu betrachtenist. Was uns dringendRoth thut, ist
der vollständigeBruch mit dem feudalenSystem dergebundenen
Arbeit, das so lange auf unser Land gedrücktund dessenWohl-
standzurückgehaltenhat. AuchderAuswanderungund derArbeiter-
noth kann nur auf diesemWege vorgebeugtwerden,währendder
erleichterteErwerb von kleinemGrundbesitzin den ritterschaft-
lichen Gütern zwar an sich ganz zweckmäßigund nützlichsein
mag, aber das Grundübel, unser wirtschaftlichesFeudalsystem,
nicht beseitigt. Wir müssen zu der Erkenntnißkommen:die
volle wirtschaftliche Freiheit ist für Mecklenburg eine
Existenzfrage geworden. Das ist um so wenigerfraglich,
als in allen civilisirtenLändern,insbesonderein denbenachbarten
deutschenStaaten, die Principiender Freiheitder Arbeit immer
weiteresTerrain gewinnen,und unser Landmit seinergebundenen
Arbeit gegenüberden Ländern mit wirthschastlicherFreiheit sich
nicht coneurrenzsähigerhaltenkann. Ein längeresBeharren bei
unserer gegenwärtigenWirtschaftspolitikstürzt unser Land mit
zwingenderNothwendigkeitund mathematischerGewißheitin Noch
und Elend.
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Wenn aber die wirthschaftlicheFreiheit eine Existenzfrage

für unS ist, dann muß dieselbesich auch auf das Domanium

mit seinem enormenGrundbesitzerstrecken.Eine solcheReform

hat aber die zuvorigevöllige Umgestaltungdes bisherigenVer-

hältnisses der Domainen, auf welchennach feudalemRecht die

principalePflicht zur Tragung der Staatslasten ruht, und diese

Umgestaltungwiederumdie voraufgehendeBeseitigungdes seuda-

len Finanzwesenszur notwendigen Voraussetzung. Und deshalb

durften wir vorhin mit Rechtsagen: Die Einführung des

einheitlichen Budgetsystems ist für Mecklenburg eine

geschichtliche Notwendigkeit geworden.

Druck von Franz Duncker'S Buchdruck-rei in Berlin.
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Im Verlagevon Franz Juncker in Berlin sindfernererschienen:
Der

V^rnicktungskNMpjswillerdieHauern
in Mecklenburg.

Zur

Geschichte des Iunkerthu»»; in Deutschland und zuiu
TJerjtäriöiujj seiner ^ofitift.

Aon
Moritz Wiggers.

Geheftet. Preio lt) S gr.

Die

VerthnlungdesGrundeigenthuW
im Zusammenhange

mit

der Geschichte,der Gesetzgebungund denBolkszuständen.
Von

Dr. Adolph Jette.

Geheftet. Preis I T h l r. 15 Sgr.

DreivolkswirthschastticheVorträge
von

GeorgK. Mckards,
Profesiorder Volkswirthschaftan der UniversitätOxford.

Deutsch
von

if. Bucher.

Geheftet. Preis 10 S g r.
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von 2 Sch. für 100 Thlr. Der Stempel

Pachtcontracte ist 2 Sch. für 100 Thlr. der

alle Jahre zusammengerechnet. Für Erbpacht

contracte werden eins für alles 2 pCt. des I

eines Jahres gezahlt. Testamente erfordern 4

10 Thlr., Ehestiftungen einen Stempelbogel

jüdischen Eheverschreibungen gehören Stempel!

von 100 Thlr. der darin ausgedrückten Sumn

Der Spielkartenstempel beträgt nach

ordnung vom 1. Juni 1863 für jedes Spi

wohl als inländischer Karten 4 Sch., für

außerdem V2 Sch. Stempelungsgebühr für

frühere Verbot der Einführung ausländischer i

jüngste Steuergesetz aufgehoben, und beträgt -

25 Sch. pr. Centner. Zur Sicherung der <

Einsendung der Spielkarten vom Auslande an

im Lande, als an die Necepturdirection unter

mit vorschriftsmäßig gestempelten Karten ist n s
Kartensabricanten und den zum stehenden i

Kramwaaren berechtigten Personen gestattet,

gedachten Personen dürfen ausländische Km

Händler einen Handel mit Spielkarten im

treiben. Der Verkauf ungestempelter Karten

Kartensabricanten bei 100 Thlr., den Handle'

jedes verkaufte Spiel verboten. Für das Spi

pelten Karten verfällt jeder Theilnehmer am Z

von 5 Thlr. Den Kaufpreis für die Karten s

cant so niedrig stellen als er will, „jedoch, ui

dische bei Verlust seiner Fabricationsberechtigm

und event. dessen inländischer Verkäufer bei

hundert Thaler Crt., nicht höher als 12 1

jedes Spiel gewöhnlicher französischer Karter

und 24 Sch. Crt. für jedes Spiel Tarockkarte ,

mit Einschluß des Stempels und aller ander»
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